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PROKLA-Redaktion 
Brief an die LeserInnen 


Liebe PROKLA-LeserInnen, 


Vor 20 Jahren wurde die PROKLA gegründet; seitdem erscheint sie regelmäßig 
im Quartalsrhyihmus mit Beiträgen zur »Politischen Ökonomie und sozialisti- 
schen Politik«. Insgesamt 81 mal, einschließlich der vorliegenden Nummer (die 
Sonderhefte und PROKLA-Biücher nicht gezählt). Der in den PROKLA-Publika- 
tionen ablesbare Bedeutungswandel von politischer Ökonomie und sozialistischer 
Politik in zwei Jahrzehnten bundesrepublikanischer, europäischer und globaler 
Entwicklung wäre einer kritisch-selbstkritischen Reflexion wert, Doch soll dies 
erst gar nicht versucht werden; die Aufgabe soll denjenigen vorbehalten bleiben, 
die zum Projekt PROKLA größeren Abstand als die Redaktion haben. Statt des 
üblichen Editorials möchten wir vielmehr an dieser Stelle auf Probleme aufmerk- 
sam machen, mit denen sich die PROKLA-Redaktion und die Herausgeber aus der 
Vereinigung zur Kritik der Politischen Ökonomie seit geraumer Zeit herumschla- 
gen, 

Kurz gesagt geht es darum, ob und wenn ja wie die Publikation PROKLA fortge- 
setzt werden sollte. 

Der Zusammenbruch der real-sozialistischen Experimente, das Hineinsinken der 
osteuropäischen Gesellschaften in die westlichen Marktökonomien, der Triumph 
von »market and democracy« im Kalten Krieg läßt uns nicht ungeschoren. Nicht 
daß die PROKLA auch nur irgendeinen Pfennig irgendwann »von drüben« erhal- 
ten hätte und nun wie andere Projekte in der BRD infolge der versiegenden Geld- 
ströme aus dem Finanz-Imperium Schalck-Golodkowskis ausgezehrt würde. Im 
Gegenteil; das Projekt PROKLA ist ja als »Abspaltung« von der damaligen Zeit- 
schrift »Sozialistische Politik« im Jahre 1970/71 aus der Taufe gehoben worden, 
nachdem eine SEW-Fraktion die unabhängigen Linken aus der Redaktion heraus- 
gedrängt hatte. Die Praxis war so einzigartig nicht und wiederholt sich bis heute: 
mit den Rechtstiteln auf Leserkartei und Namen der Zeitschrift ausgestattet war es 
ein Leichtes, vor dem Kadi des Charlottenburger Landgerichts die Alleinverfü- 
gung über die »SoPo« zugesprochen zu bekommen und folglich den damals poli- 
tisch nicht genehmen RedaktionskollegInnen die Einflußnahme auf die Gestaltung 
der Zeitschrift zu entziehen. Die »Sozialistische Politik« ist auf ihrem SEW-Kurs 
bereits Mitte der 70er Jahre verkümmert und schließlich verschwunden. Die da- 
mals gegründete PROKLA, ein theoretisches Organ der unabhängigen sozialisti- 
schen Linken, existiert noch heute, 

Doch halt, was heißt in den 90er Jahren noch »theoretisches Organ« und was, mit 
Verlaub, ist eine »unabhängige sozialistische Linke«, wenn theoretische Projekte 
sich bis in postmoderne Beliebigkeit zerstreuen und eine definierbare und sich 
selbst als solche verstehende Linke kein Ort politischer Attraktion und Identifika- 
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tion nirgendwo mehr ist? In einer politischen Situation, die so umschrieben wer- 
den muß, ist der Bezug auf die »Linke« etwas Unspezifisches und der Versuch, 
theoretisch Nachhaltiges für politische Projekte zutage zu befördern, löst eher 
Langeweile aus. Die MacherInnen der PROKLA kommen sich daher so manches 
Mal nachgerade altertümlich vor, wenn sie an einem Anspruch und an einem po- 
litischen Projekt festzuhalten versuchen, die offenbar von immer weniger Men- 
schen hierzulande geteilt werden. In der Fremdwahrnehmung von nicht wenigen 
gilt die PROKLA als »orthodox«, wohl kaum wegen der publizierten Artikel, die 
die ganze Bandbreite moderner sozialwissenschaftlicher Debatte in der Welt ab- 
decken, wohl eher wegen des der PROKLA zugeschriebenen Anspruchs, dessen 
Entstehung aus dem Aufbruch der »Neuen Linken« der späten 60er und frühen 
70er Jahre nun tatsächlich nicht zu leugnen ist. 
Das Jahr 1989 markiert so etwas wie eine Zeitenwende, nicht nur für diejenigen, 
die für den Lauf des realen Sozialismus verantwortlich waren oder noch für die in- 
famsten Taten (die Ausbürgerungen aus der DDR, den Menschenhandel mit poli- 
tischen Gefangenen, die Invasion in die CSSR und Afghanistan...) mehr oder mei- 
stens weniger intelligente Rechtfertigungen fanden. Daß sich die Kommunisti- 
schen Parteien Italiens und Spaniens umbenennen werden, daß in den neuen Na- 
men auch der Begriff »Sozialismus« keinen Platz mehr haben wird, ist der ober- 
flächlichste Ausdruck dafür, wie sehr nicht nur in Europa Begriff und Projekt 
»Sozialismus« desavouiert sind, wie wenig es da bringt, auf die lange westliche, 
unorthodoxe Tradition der Kritik am »realen Sozialismus« in Osteuropa zu ver- 
weisen. Das Akronym PROKLA, mit vollem Namen »Probleme des Klassen- 
kampfs« hat ebenfalls allen Grund, nicht nur über »Klasse« und »Kampf« nach- 
zudenken, sondern auch darüber, was »sozialistische Politik« und »Kritik der po- 
litischen Ökonomie« heute noch bedeuten kann. 
Man könnte freilich die PROKLA ganz anders betrachten und zur Kenntnis neh- 
men: als eine Zeitschrift, die neben anderen ähnlichen Zeitschriften auch, als Pu- 
blikationsorgan eines Spektrums der Profession, der kritisch-aufgeschlossenen, 
ökologisch orientierten und sozialistisch-reflektierenden Sozialwissenschaftler 
fungiert, Die PROKLA unterscheidet sich in dieser Funktion nur wenig von 
»Leviathan« und »Argument«, von »New Left Review« oder »Social Text«, Si- 
cher ist aber auch, daß die PROKLA nicht als professionelle Zeitschrift vorgese- 
hen war, daß sie dies aber der Tendenz nach mehr und mehr geworden ist, Zwar 
keine bedauerliche, aber eine konsequenzenreiche Entwicklung. Zeitschriften für 
die Profession sollten die dafür zuständigen Verbände machen, nicht aber eine ne- 
benberuflich tätige Redaktion, deren Arbeit durch die Mitgliedsbeiträge einer 
kleinen Vereinigung von etwa 50 Sozialwissenschaftlern gestützt wird. Mit ande- 
ren Worten: eine Zeitschrift wie die PROKLA kann sinnvollerweise nur als politi- 
sches Projekt gemacht und fortgesetzt werden. 
Doch welches können die Koordinaten des politischen Feldes sein, auf dem eine 
Zeitschrift wie die PROKLA nützlich ist? Daß diese Koordinaten heute nicht ein- 
fach mit »Klassenkampf« und »sozialistischer Politik« bezeichnet werden können, 
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ist keine Frage. Daß das von den Koordinaten abgesteckte Feld inhaltlich nicht 
allein durch eine Konzentration auf politische Ökonomie und ihre Kritik ausge- 
füllt werden kann, ist innerhalb der PROKLA schon lange Konsens; die letzten 
Jahrgänge, die Themenschwerpunkte, die Autoren und ihre Beiträge sind dafür 
Zeugnis. 

Am einfachsten wäre es wohl, die Koordinaten einzufärben: die eine »rot«, die 
andere »grün«, so wie es in der seit zwei Jahren in den USA erscheinenden Zeit- 
schrift »Capitalism, Nature, Socialism« ohne viel Federlesens ganz pragmatisch 
und recht erfolgreich zum Programm erhoben worden ist. Denn immerhin sind 
wissenschaftliche Zeitschriftenprojekte mit ähnlichem Anspruch jüngst in Italien, 
in Spanien und Indien entstanden: grün und rot, ökologischer Marxismus, soziali- 
stische und feministische Ökologie, ein Amalgam von ganz verschiedenen Dis- 
kursen, deren Resultat im Prozeß offen ist und offen bleiben muß. Ein einendes 
Band entsteht, das theoretische Reflexionen der Umwelt- und Frauenbewegung, 
die Analysen der »neuen« und der »traditionellen sozialen Bewegungen« umfaßt, 
ohne sie zusammenzuschnüren, um sie theoretisch unter einen Hut und politisch 
»auf Liniex zu bringen. Trotzdem soll keine postmoderne Unverbindlichkeit 
»flexibler Individuen« in der zweitbesten aller Gesellschaften das ungewollte Er- 
gebnis sein. Denn auch wenn der reale Sozialismus im Singular zu Recht und mit 
ihm alle Sozialismen im Plural (zu Unrecht) desavouiert sind, wachsen wie alles 
andere auch die durch die kapitalistische Gesellschaft erzeugten Probleme; die 
alten von der Arbeitslosigkeit bis zur Altersarmut, die neuen vom globalen Ver- 
teilungskonflikt bis zur Sinnentleerung individueller Lebensperspektiven in der 
»Wohlstandsgesellschaft«. Die Funktionsfähigkeit des Ökosystems Erde wird fast 
tagtäglich mehr bedroht und jede Umweltkonferenz dokumentiert aufs Neue die 
Unangemessenheit der politischen Reaktionsmuster, die nicht nur nichts zur Lö- 
sung beitragen, sondern selbst immer mehr und erschreckender Teil des Problems 
werden. Trotz oder gerade wegen des ideologischen Sieges nach der Marktöff- 
nung der ehemals real-sozialistischen Gesellschaften ist die Debatte um gesell- 
schaftliche Alternativen in der »Einen Welt« notwendiger denn je - sofern die 
Katastrophe, auf die die Menschheit zusteuert, verhindert werden soll. 

Man könnte also meinen, kritische Analysen der - es ist kaum übertrieben - kata- 
strophischen Tendenzen auf unserem Globus müßten Hochkonjunktur haben. 
Schließlich bedürfen diejenigen, die in der politischen Tagesarbeit stehen, der 
theoretischen Reflexion, der Diskussion von Perspektiven über den nahen Hori- 
zont von Zeit und Raum hinaus. Wir haben als Redaktion auch den Versuch ge- 
macht (dessen Realisierung, wie wir wissen, immer unzulänglich ist), mit den 
PROKLA-Heften Beiträge für die politische Debatte zu liefern, und zwar auf ei- 
nem Reflexionsniveau, das Aktualität als Anlaß für Themen akzeptiert, aber in 
den Abhandlungen über die Aktualität hinaus Gültigkeit zu beanspruchen ver- 
sucht. Der Erfolg unseres Bemühens ist eher bescheiden, jedenfalls gemessen an 
der verkauften Auflage, die in den vergangenen zwei Jahren zurückgegangen ist. 
Um die PROKLA weiterhin machen zu können, sollten wir wissen, was ihre Leser 
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und Leserinnen von ihr erwarten. Drückt der Rückgang der Verkaufszahlen ab- 
nehmendes Interesse aus oder wird die PROKLÄ einfach nur mehr kopiert? Wird 
die PROKLA als politisches Projekt begriffen, das auch der eigenen Unterstüt- 
zung wert ist (durch ein Abo, durch Mitgliedschaft in der »Vereinigung«, durch 
eigene Mitarbeit) oder gilt die PROKLA als beliebige Publikation, auf die man 
verzichten kann? Ist die PROKLA lesbar, sind die Artikel zu lang, zu kompliziert 
geschrieben; sind die Themen abseitig und welche anderen brennen dann auf den 
Nägeln? 

Von den Antworten auf diese Fragen hängt die Zukunft der-PROKLA ab. Diese 
Antworten können aber nicht allein von der Redaktion gegeben werden, sie müs- 
sen von den Lesern und Leserinnen kommen. Wir sind auf Euch nicht nur als 
Käufer angewiesen, sondern auch als Menschen, die uns mit ihrer Kritik und ihren 
Anregungen unterstützen. Die Aufforderung, uns die Erwartungen, die Ihr an die 
PROKLA habt, mitzuteilen, ist keineswegs rhetorisch gemeint. Denn es könnte ja 
sein, daß die Zeitschrift in der »neuen Zeit« als nicht besonders relevant für die 
politische Auseinandersetzung und als wenig nützlich für die je eigenen Arbeiten 
eingeschätzt wird. Dann wäre es wohl besser das Projekt PROKLA nach 20 Jah- 
ren abzuschließen, ordentlich mit einer Jubilläumsnummer und einem dazugehöri- 
gen Fest, wie es sich gehört. 


Die Redaktion der PROKLA 
Elmar Altvater, Heiner Ganßmann, Michael Heinrich, Kurt Hübner, 
Birgit Mahnkopf, Dirk Messner, Sighard Neckel, Klaus-Dieter Tangermann 
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Zum vorliegenden Heft 


In unserem Schwerpunktheft »Macht und Ökonomie« stellen wir einen Beitrag 
von Sam Bowles und Herb Gintis zur Diskussion. Nicht allein dessen Umfang, 
sondern auch die analytische Vorgehensweise veranlassen uns zu den folgenden, 
einführenden Bemerkungen: 

Die beiden Ökonomen Bowles und Gintis sind dem linken sozialwissenschaftli- 
chen Publikum sicherlich bereits ein Begriff. Seit Jahren zählen sie zu den führen- 
den Köpfen der US-amerikanischen »radicals«, haben sie mit zahlreichen einfluß- 
reichen Beiträgen (z.B. Schooling in Capitalist America 1972) in linke Debatten 
eingegriffen und versucht, durch Zuarbeit für politische Bewegungen (etwa die 
»rainbow coalition« Jesse Jacksons) über den akademischen Bereich hinaus zu 
wirken. 

Wenn wir ihren neuen Essay in deutscher Fassung veröffentlichen, so verbinden 
wir damit die Hoffnung, ihren Ansatz über das ökonomische Segment des oben 
angesprochenen linken sozialwissenschaftlichen Publikum hinaus bekannt zu ma- 
chen. Bowles und Gintis versuchen nämlich nichts weniger, als durch kritische 
Wendung, Weiterentwicklung und in diesem Sinne »Aufhebung« der walrasiani- 
schen Lehre eine Wirtschaftstheorie zu entwickeln, die als neuer Bezugsrahmen 
für linke Debatten den tradierten der marxistischen Kritik der politischen Ökono- 
mie ablösen kann. 

Unabhängig davon, wie man mit diesem Anspruch und dem in diesem Essay vor- 
gelegten Einlösungsversuch umgeht, verdeutlichen Bowles und Gintis damit meh- 
rere Probleme: 

1. Für weite Teile der sozialwissenschaftlichen Linken stellt die Marxsche Theorie 
keinen Bezugsrahmen mehr dar, der in seiner Einheit aufrechterhalten werden 
könnte. Dafür gibt es gute, wenngleich nicht unbestrittene Gründe (die Debatte 
haben wir in der PROKLA schon mehrmals vorgestellt). Zumindest für Marxis- 
mus-Kritiker bleibt ohne Marx eine Lücke, es besteht ein Theoriebedarf. 

2. Die als Nachfolger oder Erben der marxistischen Theorietradition vorgeschla- 
genen Ansätze leiden unter einer Eigenschaft: sie sind jeweils fachwissenschaft- 
lich orientiert und können (deshalb) die Totalitätsansprüche der marxistischen 
Tradition nicht mehr tragen. 

3. Die fachwissenschaftliche Orientierung bedeutet zugleich - und am deutlichsten 
wird dies bei ökonomischen Theorien - daß die Nachfolgekandidaten für das 
Marxsche Werk, anders als dieses selbst (jedenfalls in Teilen und dem Anspruch 
nach), einem breiten Publikum nur schwer zugänglich sind. Das liegt nicht nur 
oder vor allem daran, daß der Umgang mit der formalisierten Apparatur der mo- 
dernen Wirtschaftstheorie relativ hohe Mathematikkenntnisse voraussetzt, oder 
daran, daß das Denken in hochabstrakten Modellen mit Alltagserfahrungen nur 
schwer zusammenzubiegen ist, Es liegt vor allem daran, und dafür ist der Aufsatz 
von Bowles und Gintis exemplarisch, daß die wissenschaftliche Arbeit (inklusive 


ihres linken Teils) zunehmend selbstreferentiell (um mit Luhmann zu reden) ab- 
läuft. Das heißt, daß Forschungen und Diskussionen sich an Problemen entzün- 
den, die im Wissenschaftsbetrieb selbst, in Theorietraditionen und Weisen der 
Problemstellung generiert worden sind. Ob diese Probleme mit Alltagserfahrun- 
gen verkoppelt werden können, bleibt schon fast zufällig. 

Bei Bowles und Gintis kommt diese Selbstreferenz insbesondere darin zum Aus- 
druck, daß sie sich an der neoklassischen Hypothese von der Symmetrie von 
Lohnarbeit und Kapital in einer Weise abarbeiten, als nähme außerhalb des Wis- 
senschaftsbetriebs irgend jemand eine derartige Hypothese ernst. 

Damit wird ein Dilemma deutlich, mit dem in linken sozialwissenschaftlichen 
Debatten umgegangen werden muß. Wenn der Anspruch linker, wissenschaftlich 
fundierter Gesellschaftskritik immer war, die »Massen« zu ergreifen, die Interes- 
sen sozial Unterdrückter so zu artikulieren, daß die berühmte »Einheit von Theo- 
rie und Praxis« möglich würde, verstellt die Selbstreferentialität moderner fach- 
wissenschaftlicher Diskussionen zusehends diese Möglichkeit. Kann man deshalb 
auf für die Strategiediskussion sozialer Bewegungen auf Anschlüsse an die Wis- 
senschaft verzichten? Oder müssen umgekehrt linke Sozialwissenschaftler ihren 
hochgetrimmten Expertengeist beim Eintauchen in soziale Bewegungen abschal- 
ten? 

Wenngleich nicht zu verkennen ist, daß sie im US-amerikanischen Kontext argu- 
mentieren, der weniger von den Traditionen der Arbeiterbewegung geprägt, aber 
auch belastet ist (was ihre Aufgabe vielleicht erleichtert), ist bemerkenswert, wie 
Bowles und Gintis mit diesem Dilemma umgehen. Schon deshalb ist ihr Aufsatz 
lesenswert. Denn sie kommen von der, wie gesagt, jenseits der fachökonomischen 
Diskussion abstrus anmutenden Behauptung einer Symmetrie von Lohnarbeit und 
Kapital zu einer differenzierten Analyse von Machtbeziehungen in der kapitalisti- 
schen Wirtschaft. Die politische Relevanz einer solchen Analyse für die Strategie- 
bestimmung alter und neuer sozialer Bewegungen leuchtet ein, auch wenn die 
vorgeschlagenen Alternativstrategien sicherlich den Test einer Konfrontation mit 
den tradierten Strategien erst noch bestehen müssen. 
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Samuel Bowies, Herbert Gintis 

Umkämpfter Tausch ’ 

Eine neue Mikrofundierung der politischen Ökonomie des 
Kapitalismus“ 


Zusammenfassung: In der marxistischen Theorietradition wird ökonomische 
Macht meist unter der Prämisse unvollständiger Konkurrenz der kapitalistischen 
Märkte diskutiert. Es wird gezeigt, daß eine solche Annahme nicht nur unnötig, 
sondern sogar analytisch kontraproduktiv ist. Vorgeschlagen wird alternativ eine 
neue Mikrofundierung der politischen Ökonomie des Kapitalismus in Gestalt ei- 
nes Modells des umkämpften Tauschs. Die zentrale Behauptung lautet, daß in der 
kapitalistischen Ökonomie die wichtigsten Tauschakte umkämpft sind und daß es 
durch den Prozeß endogener Anspruchsdurchsetzung zum Aufbau von Machtbe- 
ziehungen kommt, und zwar auch dann, wenn keine Koalitionsbildungen oder an- 
dere Hindernisse für vollständige Konkurrenz vorliegen. 


1. Einführung 


Einst die Speerspitze der Linken in ihrer Kapitalismuskritik, ist die ökonomische 
Theorie heute zu ihrer Achillesferse geworden; unterdessen setzen die Neolibera- 
len und die Rechte sie als mächtige politische Waffe ein. Die heutige Linke in den 
fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern votiert fast einmütig für Formen der 
Bürgerbeteiligung, die die Ausübung von Macht demokratisch zurechenbar ma- 
chen. Den Kapitalismus durch eine demokratische Ökonomie zu ersetzen, spielt 
im linken Programm eine prominente Rolle. Doch es mangelt der Linken an einer 
überzeugenden Analyse der Ausübung von Macht in der Ökonomie. Sie hat nie ef- 
fektiv auf die Behauptung geantwortet, daß in einem System freiwilliger Tausch- 
kontrakte kein Akteur Macht über einen anderen habe, einfach deshalb, weil jeder 
Käufer oder Verkäufer sich ungestraft jeder Transaktion entziehen kann. So ist die 
Linke nie erfolgreich der Vorstellung entgegengetreten, daß, weil Märkte für die 
Individuen genug Abgangsmöglichkeiten böten, das Verlangen nach kollektiven 
Regelungen im ökonomischen Leben unangemessen sei. 

Der Vorwurf, Kapitalismus sei eine Form von Despotie, mag immer noch zu hö- 
ren sein, und die Vision, daß die Menschen eines Tages ihre individuellen und 
kollektiven Biographien selbst schreiben könnten, gibt immer noch moralische 
Orientierung. Aber sowohl die politische Kritik des Kapitalismus als auch die 


* Der Artikel erschien ursprünglich in Politics & Society 18, 1990. Dort finden sich auch weitere Lite- 
raturhinweise. Der hier abgedruckte Text wurde von den Autoren überarbeitet. Die Übersetzung be- 
sorgte Klaus Fritz. 
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emanzipatorische Vision von Sozialismus und Demokratie scheinen eigenartig 
leer an intellektueller Substanz und arm an praktischem Gewicht. Die meisten po- 
litisch aktiven Linken sind mit handlicheren Themen beschäftigt: Umverteilung, 
nicht Demokratisierung, steht auf der Tagesordnung; Faimeß, nicht Freiheit, ist 
das, was wir bestenfalls erhoffen können. Dies gilt für sozialistische und sozial- 
demokratische Zirkel gleichermaßen. Während die Grenzen der keynesianischen 
Vollbeschäftigungspolitik deutlich geworden sind und die Emüchterung über 
zentrale ökonomische Planung und kollektives Eigentum zunimmt, sind die öko- 
nomischen Programme der Linken (wenn nicht sogar ihre Sprache) kaum noch 
von denen der egalitären Liberalen zu unterscheiden. 

Die Zurückhaltung, mit der Linke gegenwärtig die ökonomische Begründung für 
eine neue Gesellschaft vertreten, hat viele Wurzeln. Wir denken aber, daß ein Teil 
des Problems auf die Tatsache zurückzuführen ist, daß die mikroökonomische 
Standardtheorie, die von vielen heutigen Linken übernommen wurde, nicht in der 
Lage ist, ein Modell der Machtausübung und des kollektiven Handelns zu liefern, 
Aus diesem Grund steht sie von Haus aus dem Projekt einer ökonomischen De- 
mokratie feindlich gegenüber und ist in ihrer Substanz nicht von der neoklassi- 
schen Mikroökonomie zu unterscheiden. 

In diesem Aufsatz stellen wir einen Beitrag für eine neue Mikrofundierung der 
politischen Ökonomie vor, der Licht wirft auf die Ausübung von Macht, anstatt 
sie abzuschatten, und daher den demokratischen Belangen der Linken dienlich ist. 
Das nicht weniger wichtige Problem kollektiven Handelns werden wir nur en pas- 
sant behandeln. Wir werden die Auffassung vertreten, daß das von Leon Walras 
stammende Modell des allgemeinen Konkurrenzgleichgewichts - Lehrbuch-Stan- 
dard der neoklassischen Ökonomie ebenso wie die Grundlage vieler neomarxisti- 
scher Theorien - verworfen werden sollte. Wir diskutieren nicht das Gleichge- 
wichtskonzept oder die Voraussetzung von Marktkonkurrenz im Walras-Modell. 
Vielmehr konzentrieren wir uns auf dessen problematische Annahme, daß Interes- 
senkonflikte in der Ökonomie durch Verträge gelöst werden, die entweder frei- 
willig eingehalten werden oder deren Einhaltung ohne Kosten für die Tauschpart- 
ner durchgesetzt werden kann. Der renommierte Ökonom Abba Lerner hat die 
Behandlung von Interessenkonflikten im Walras-Modell folgendermaßen be- 
schrieben (1972, S.259): 


«..die Lösung besteht im wesentlichen in der Transformation des Konflikıs als eines politischen Pro- 
blems in eine ökonomische Transaktion. Eine ökonomische Transaktion ist ein gelöstes politisches 
Problem. Die Ökonomie hat den Titel Königin der Sozialwissenschaften gewonnen, indem sie gelöste 
politische Probleme zu ihrer Domäne gemacht hat.« 

Tauschakte können dort gelöste politische Probleme sein, wo Verträge zureichend 
formuliert und ohne Kosten für die Tauschparteien durchsetzbar sind. Wir ver- 
wenden den Ausdruck exogene Anspruchsdurchsetzung, um diesen Typ umfas- 
sender Bestimmtheit des Vertrags und dessen Regelung durch Dritte (im allge- 
meinen durch den Staat) zu bezeichnen. Solche Verträge kommen meist vor, wenn 
der Tauschvorgang in dem Sinne transparent ist, daß die getauschten Güter und 
Dienstleistungen leicht zu definieren sind, und von daher Vertragsüberschreitun- 
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gen ohne weiteres entdeckt und abgestellt werden können, oft unter Rückgriff auf 
die Gerichte. Wo jedoch ein Aspekt des Tauschobjekts so komplex oder so 
schwierig zu überwachen ist, daß umfassende Verträge nicht möglich oder von ei- 
ner dritten Partei nicht durchsetzbar sind, fehlt die exogene Anspruchsdurchset- 
zung und der Tausch ist kein gelöstes politisches Problem. Im Vergleich zur 
Transparenz des exogen durchsetzbaren Tauschs sind diese Tauschvorgänge durch 
ihre Opakheit charakterisiert: Gewisse Aspekte des Guts oder der Dienstleistung 
sind nicht ohne weiteres zu bestimmen. Das Fehlen exogener Anspruchsdurchset- 
zung ist bei weitem kein Spezialfall, sondern so ziemlich die Regel; die beiden 
kritischen Tauschprozesse der kapitalistischen Ökonomie - Arbeits- und Kapital- 
märkte - liefern, wie wir sehen werden, die archetypischen Beispiele. 

In den eben charakterisierten Fällen, die wir als recht allgemein ansehen, haben 
wir ein Akteurproblem: In einem Tausch zwischen den Akteuren A und B kann B 
in einer Weise handeln, die A's Interessen schadet oder nützt, was nicht durch ein 
vertragliches Übereinkommen ausgeschlossen oder garantiert werden kann. Wo 
ein Akteurproblem existiert, resultieren die de facto - Terms eines Tauschs zum 
Teil aus Sanktionen, Überwachungsaktivitäten und anderen Durchsetzungsbe- 
mühungen, die von den Parteien in den Vertrag selbst aufgenommen werden. Wir 
bezeichnen diesen Regulierungsprozeß des Vertrags durch die Vertragsparteien 
als endogene Anspruchsdurchsetzung. 

Eine Transaktion, die durch ein Akteurproblem und durch endogene Anspruchs- 
durchsetzung gekennzeichnet ist, nennen wir einen umkämpften Tausch. Formaler 
ausgedrückt: Ein Akteur A tauscht mit Akteur B. Wir nennen den Tausch dann 
umkämpft, wenn B's Güter oder Dienstleistungen ein Attribut zukommt, das für A 
Wert hat, dessen Bereitstellung B etwas kostet, und das doch nicht vollständig in 
einem kostenlos durchzusetzenden Vertrag spezifziert ist, 

Unsere zentrale Behauptung lautet, daß die wichtigsten Tauschakte in einer ka- 
pitalistischen Ökonomie umkämpft sind und daß in diesen Tauschvorgängen en- 
dogene Anspruchsdurchsetzung zu einer gut definierten Reihe von Machtbezie- 
hungen unter freiwillig partizipierenden Akteuren führt auch dann, wenn es keine 
Koalitionsbildung oder andere Hindernisse für vollständige Konkurrenz gibt. 
Machtbeziehungen, die nichts mit endogener Anspruchsdurchsetzung zu tun ha- 
ben - wie etwa staatliche Interventionen in die Ökonomie oder gewerkschaftliche 
und andere Formen kollektiven Handelns - sind wichtig für das Funktionieren der 
kapitalistischen Ökonomie, jedoch an dieser Stelle nicht unser zentrales Thema, 
da ihre Bedeutung allgemein anerkannt ist. 

Die Wurzeln unserer Reformulierung der Mikrofundierung der politischen Öko- 
nomie können in Marx' Reaktion auf die klassische Ökonomie gefunden werden. 
Ricardos Arbeitswerttheorie, so die Kritik von Marx, sei eine sorgfältig konstru- 
ierte, aber entvölkerte Welt ohne menschliche Akteure, frei von erinnerter Ver- 
gangenheit und Zukunfiserwartungen. Marx glaubte, daß seine Darstellung der 
Arbeit nicht als eines Objekts, sondern als einer intentionalen menschlichen Akti- 
vität eine neue ökonomische Theorie der Geschichte und der menschlichen Sub- 


Umkämpfter Tausch 2 


jektivität begründen würde. Zwei wohlbekannte Aspekte des Marxschen Arbeits- 
begriffs waren entscheidend für diese Ehe von Aktor und Zeit in der Ökonomie. 
Zum einen transformiert Arbeit die Natur und in diesem Prozeß, neben anderen, 
auch die ArbeiterInnen. Der Arbeitsprozeß erzeugt daher Waren und Menschen. 
Da die endogene Transformation der Arbeiterinnen - oder, allgemeiner, der öko- 
nomischen Akteure - irreversibel und pfadabhängig ist, haben die ökonomischen 
Prozesse immanent historischen Charakter. Zum andern ist der Tausch der Ar- 
beitskraft so gestaltet, daß die KapitalistIn der ArbeiterIn Lohn zahlt für die for- 
male Unterwerfung unter die Herrschaft des Unternehmens. Die Arbeitstätigkeit 
selbst, als solche vom Tauschvorgang zu unterscheiden, ist im Arbeitsvertrag 
nicht garantiert, kann nicht durch den Staat oder eine andere externe Partei durch- 
gesetzt werden und muß daher der ArbeiterIn durch das von der KapitalistIn je- 
weils vorgesehene Kontrollsystem extrahiert werden. Die Durchsetzung der de 
facto-Terms des Vertrags - was Marx als die Extraktion der Arbeit aus der Ar- 
beitskraft bezeichnete - ist daher ein endogener Vorgang, dem ein Zielkonflikt 
zwischen Lohnabhängigen und Arbeitgebern innewohnt: So sind deren unter- 
schiedliche Fähigkeiten, unterschiedliche Zielvorhaben zu verwirklichen, eine 
zentrale Determinante der Evolution der kapitalistischen Ökonomie. 

Eine entscheidende Differenz zwischen Marx und den liberalen Ökonomen seiner 
Zeit war, daß er - entgegen der liberalen Vorliebe für das vorgesellschaftliche In- 
‚dividuum in der klassischen Vertragstheorie - den Umstand betonte, daß Konsti- 
tution der ökonomischen Akteure und Anspruchsdurchsetzung endogene Prozesse 
des Arbeitsmarkis sind. Diese Einsichten sind heutigen Marxisten zwar geläufig, 
fehlen aber bemerkenswerterweise in weiten Teilen der modernen marxistischen 
Ökonomietheorie. Marx selbst hat vielleicht zur Ausblendung seiner aus unserer 
Sicht fundamentalsten ökonomischen Einsichten beigetragen. Denn in seiner for- 
malen Entwicklung der Arbeitswerttheorie verschwanden sowohl die endogene 
Konstitution der ökonomischen Akteure wie der Konflikt über die Extraktion der 
Arbeit aus der Arbeitskraft zugunsten einer strukturalen Logik aus dem Blickfeld, 
die in ihrer Unerbittlichkeit der Ricardos kaum nachsteht. 

Mit der Ausarbeitung des neoklassischen allgemeinen Gleichgewichtsmodells und 
der späteren Entwicklung des linearen Preis- und Profitmodelis durch Piero Sraffa 
wurden die besonderen Charakteristika der Marxschen Ökonomie immer un- 
kenntlicher. »Die Arbeitswerttheorie«, schreibt Oskar Lange 1935 (1969, S.76£.), 
»..ist nichts als eine statische Theorie des allgemeinen ökonomischen Gleichge- 
wichts...,« dazu noch, wie er betont, überholt durch die moderne (d.h. neoklassi- 
sche) Theorie. Die Überlegenheit der Marxschen Theorie beruht nach Lange nicht 
auf ihrer ökonomischen, sondern auf ihrer sozialen und historischen Analyse. We- 
der Lange noch spätere Autoren zur marxistischen Ökonomie wie Mishio Mori- 
shima (1982) oder John Roemer (1982) hatten Schwierigkeiten, ein nur leicht ver- 
ändertes Walras'sches Gleichgewichtsmodell zur Grundlage ihrer Arbeiten zur so- 
zialistischen Planung und zur Profit- und Ausbeutungstheorie zu machen. 


12 Samuel Bowles, Herbert Gintis 


So war die Debatte über sozialistische Ökonomie, zu der in den dreißiger Jahren 
Lange gegen Ludwig von Mises und Friedrich Hayck antrat, ironischerweise ein 
Schlagabtausch, der sich fast völlig innerhalb der Grenzen des Walras-Modells 
abspielte: Das Akteurproblem oder die evolutionären Charakteristika alternativer 
ökonomischer Modelle war auf beiden Seiten kein zentrales Thema. Lange hatte 
seine Waffen gut gewählt, denn das Walras’sche Modell bot eine überzeugende 
Grundlegung einer Theorie optimaler sozialistischer Planung, da es die Möglich- 
keit eines rationalen wirtschaftlichen Kalküls in einer zentralisierten, marktlosen 
Ökonomie demonstrierte: In einer Welt wohlinformierter Entscheidungsträger 
und gut ausgeführter Entscheidungen konnte sozialistische Planung dasselbe oder 
noch mehr bringen als der Markt. Der konservative Gegenangriff nach dem 
zweiten Weltkrieg, mit Hayek an vorderster Front, wechselte das Terrain radikal 
und betonte die Probleme der Information und Motivation in einer geplanten 
Ökonomie. In den darauffolgenden Jahren rückte das Akteurproblem ins Zentrum 
der konservativen Kritik am Sozialismus - das Geschehen in den zentral geplanten 
Ökonomien hat nichts dazu getan, diese Kritik zu zerstreuen - sowie der Verteidi- 
gung des Kapitalismus: In einer Welt, in der Handelnde sich entscheiden können, 
das nicht zu tun, was sie tun sollen, bildet der Austausch von Eigentum in der 
Marktkonkurrenz eine effektive motivationale und disziplinierende Ordnung. Ge- 
genüber dieser Herausforderung sind ökonomische Theoretiker auf der Linken 
zumeist stumm geblieben. Natürlich haben Linke weiterhin für den Sozialismus 
gestritten, aber eher mit nicht-ökonomischen Argumenten. Vielleicht haben sie 
sich mit dem Gedanken getröstet, daß entweder der technische Fortschritt oder die 
Abschwächung des Verteilungskonflikts im Sozialismus zum Verschwinden des 
ökonomischen Problems führen würde. 

Daß die linke politische Ökonomie darin versagt hat, das Problem des Akteurs 
ernstzunehmen, ist merkwürdig und ärgerlich zugleich - merkwürdig, denkt man 
an Marx’ Pionierarbeit auf diesem Gebiet, und ärgerlich, weil die Akteurproble- 
matik im Kapitalismus wie in anderen Ökonomien offensichtlich zentral ist. Die- 
ses Versagen ist auch gar nicht notwendig vor dem Hintergrund der in jüngster 
Zeit entwickelten post-walras’schen Ökonomie, die im Unterschied zum Walras- 
Modell ihre Aufmerksamkeit auf die Entscheidungen intentionaler Akteure auf 
beiden Seiten der ökonomischen Tauschhandlungen legt. 

Die Integration post-walrasianischer Mikroökonomie und originärer Marx'scher 
Einsichten über den Arbeitsprozeß bietet einen wesentlichen Beitrag zu einer 
neuen Mikrofundierung der politischen Ökonomie, die eine kritische Perspektive 
auf die kapitalistische Ökonomie und einige vorläufige Einblicke in postkapitali- 
stische Alternativen gewährt. Der zentrale substantielle Unterschied unseres An- 
satzes, den wir als Theorie des umkämpften Tauschs bezeichnen, zu solch ver- 
wandten Strömungen post-walrasianischer Ökonomie wie dem Transaktionsko- 
sten-Ansatz besteht darin, daß wir uns auf die tauschgenerierten asymmetrischen 
Machtrelationen und auf die ökonomischen Irrationalitäten konzentrieren, die mit 
endogener Anspruchsdurchsetzung in einer hochgradig ungleichen und hierarchi- 
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schen Ökonomie einhergehen. Zunächst werden wir versuchen, die Notwendigkeit 
einer neuen Mikrofundierung der politischen Ökonomie zu demonstrieren. Da- 
nach werden wir ein Modell des umkämpften Tauschs auf dem Arbeitsmarkt ent- 
wickeln und anschließend die politischen Beziehungen zwischen KapitalistInnen 
und ArbeiterInnen diskutieren, die sich im Modell ergeben. Wir gehen dann der 
Frage nach, in welchem Sinne die Reichen in einer kapitalistischen Konkurrenz- 
ökonomie »Macht« über die ArbeiterInnen »haben«, wobei wir das Argument mit 
einem Modell des umkämpften Tauschs auf Kapitalmärkten illustrieren. Weiterhin 
suchen wir nach möglichen Anwendungen unseres Bezugsrahmens auf die Theo- 
rie sozialer Stratifikation und der Einkommensverteilung. Wir schließen mit eini- 
gen Implikationen des Modells umkämpften Tauschs für die allgemeine Orientie- 
rung der ökonmischen Theorie. 


2. Mikrofundierungen der politischen Ökonomie 


Unsere Behauptung, daß wir eine neue Mikrofundierung der politischen Ökono- 
mie brauchen, kann mit zwei Begründungen angegriffen werden: Die heutige Mi- 
krofundierung sei adäquat, bzw. wir bräuchten überhaupt keine Mikrofundierung 
der politischen Ökonomie. Unsere Antwort lautet, daß das Verständnis einer Öko- 
nomie, die durch extensive individuelle Wahlmöglichkeiten charakterisiert ist 
(d.h. jede Ökonomie), nicht ohne die Analyse von Wahlakten gelingen kann, wo- 
bei das Walras-Modell jedoch nicht die Basis dieser Analyse sein kann. Die Op- 
tion für das Walras-Modell läuft, wie wir zeigen werden, darauf hinaus, von der 
Herrschaft der Bosse über die Arbeiter, von der Macht der Reichen und von 
Strukturen der Diskriminierung aufgrund von Rasse und Geschlecht zu abstrahie- 
ren. Die Mikroökonomie ganz zu verwerfen, heißt andererseits, die Realität von 
Wahlmöglichkeiten der Akteure zu verneinen und damit das Wesen und die Dy- 
namik der kapitalistiscchen Ökonomie grundsätzlich mißzuverstehen. Wir möch- 
ten den ersten Teil unserer Behauptung - daß die Walras’sche und klassisch-mar- 
xistische Mikrofundierung gleichermaßen inadäquat sind - über eine vielleicht 
seltsam erscheinende Beobachtung einführen. Die Berücksichtigung der ganzen 
Bandbreite von Wahlmöglichkeiten, mit der ökonomische Akteure konfrontiert 
sind, halten wir für das Kennzeichen einer mikroökonomischen Analyse..Doch 
nach diesem Kriterium ist das Walras-Modell (und dies gilt a fortiori für seine 
neomarxistischen Adaptionen) einfach keine Mikroökonomie, da es das Spektrum 
an Situationen, in denen Handelnde optimieren, willkürlich begrenzt. Wenn der 
homo oeconomicus, der die walrasianische Welt bewohnt, im Obstladen marginale 
Substitutionsraten zwischen Äpfeln und Orangen berechnet, um ein Nutzenmaxi- 
mierungsprogramm durchzuführen, fragt man sich, warum er nicht genauso 
gründlich optimiert, während er entscheidet, wie hart er für einen Arbeitgeber ar- 
beiten oder ob er seine Schulden zurückzahlen soll. Der Homo oeconomicus stellt 
sich nicht als der große Optimierer heraus, auf den man gesetzt hatte, sondern 
eher als dessen degradierte Version, der es gehorsam ablehnt, seinen Interessen 
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innerhalb von Verhältnissen nachzugehen, die durch ein Akteurproblem heimge- 
sucht sind. Wenn generalisiertes Optimierungshandeln zugelassen wird - und die 
neoklassischen und neomarxisüschen Standardmodelle schließen es nur per fiat 
aus -, bricht das Walras-Modell in sich zusammen. Ein neuer Ansatz der mikro- 
ökonomischen Theorie nimmt Gestalt an, dem eine beträchtlich größere Menge 
analytischer Resultate entspringt, 

Machen wir, vielleicht kontraintuitiv, weniger restriktive Annahmen über die den 
Individuen verfügbare Reihe von Strategien, erhalten wir ein adäquateres Modell 
der tatsächlichen Beschränkungen, denen sich die Individuen gegenübersehen. In- 
dem wir die Bandbreite der den Individuen zur Verfügung stehenden Wahlmög- 
lichkeiten vergrößern, liefert das von uns auf den folgenden Seiten entwickelte 
Modell eine Erklärung von Konflikt und Hierarchie in der Produktion und, teils in 
der Folge, eine adäquatere Basis für die Theorie kollektiven Handelns. Im Gegen- 
satz dazu liefert uns der übersozialisierte Akteur der Walras'schen Theorie - der 
nur maximiert, während er kauft und sich sogar dann an die Regeln hält, wenn sie 
zu seinem Vorteil ignoriert werden können - ein gesellschaftlich unzulängliches 
Konzept einer Ökonomie, in der es keine Machtstruktur und keine Möglichkeiten 
effektiver Kooperation unter den Handelnden gibt. 

Beginnen wir mit einem Blick auf die Darstellung von Tauschbeziehungen und 
ökonomischen Institutionen im Walras-Modell. James Buchanan (1975, S.17) be- 
schreibt die Anonymität des Marktes und den nicht umstrittenen Charakter von 
Ansprüchen anhand eines »Verkaufsstands an der Straße nach Blacksburg«: 


»Ich kenne den Obsthändler nicht persönlich und ich habe kein besonderes Interesse an seinem 
Wohlergehen. Er verhält sich mir gegenüber genauso... Doch wir beide sind fähig,...effizient Transak- 
tionen zu tätigen, weil beide Parteien die für sie relevanten Eigentumsrechte anerkennen.« 


Auf gleicher Linie beschwört Milton Friedman (1962, S.109£.) die Anonymität 
des Tauschs, um die Unvereinbarkeit von Marktkonkurrenz und Diskrimierung zu 
behaupten: 

»Ein freier Markt trennt ökonomische Effizienz von irrelevanten Merkmalen...Der Brotkäufer weiß 
nicht, ob es von einem Weißen oder Schwarzen, von einem Christen oder einem Juden gebacken 
wurde...Ein Unternehmer... der in seinen Geschäften Präferenzen zum Ausdruck bringt, die mit Pro- 
duktionseffizienz nichts zu tun haben...lädt sich am Ende mehr Kosten auf als andere, die keine solchen 


Präferenzen haben. In einem freien Markt wird er daher Gefahr laufen, von ihnen ausmanövniert zu 
werden.« 


In einem walrasianischen Konkurrenzgleichgewicht verhindert also die Minimie- 
rung der Kosten die Diskriminierung aufgrund von Rasse, Geschlecht oder ande- 
ren askriptiven Merkmalen unter ansonsten gleichen Akteuren. Armen Alchian 
und Harold Demsetz (1972, S.777) erfassen die Nichtexistenz einer substantiellen 
Hierarchie mit der folgenden provozierenden Beobachtung: Die Firma, sagen sie, 


»hat keine Beschlußmacht, keine Autorität, keine Disziplinierungsmöglichkeiten, die sich im gering- 
sten unterscheiden würden von den gewöhnlichen Vertragsverhandlungen zwischen zwei beliebigen 
Leuten auf dem Markt...(Die Firma) kann feuern oder vor Gericht gehen, genauso wie ich meinen Ge- 
müsehändler feuern kann, indem ich aufhöre, bei ihm zu kaufen, oder ihn verklagen kann, wenn er 
mangelhafte Produkte liefert.« 
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Tatsächlich gibt es im Walras-Modell keinerlei Hinweis darauf, daß das Kapital 
auch nur formale Macht über die Arbeit haben könnte. Paul Samuelson (1957, 
5.894) bemerkt zum Thema Einkommensverteilung in einer kapitalistischen Öko- 
nomie, daß es »bei vollkommener Marktkonkurrenz keine Rolle spielt, wer wen 
anheuert; lassen wir die Arbeit das Kapital anheuern.« Das Resultat ist, wie Jo- 
seph Schumpeter (1952, S.26) vor längerer Zeit festgestellt hat, eine Dezentrali- 
sierung effektiver Macht zugunsten der Konsumenten: 

»Es steht also den Produktionsmitteln und dem Produktionsprozeß unter unseren Voraussetzungen 
überhaupt kein eigentlicher Leiter gegenüber. Der eigentliche Leiter ist der Konsument. Derjenige, der 
die Wirtschaft “leitet‘, führt nur aus, was Bedürfnis resp. Nachfrage und die gegebenen Mittel und Pro- 
duktionsmethoden ihm vorschreiben.« 

All diesen Positionen unterliegt ein einziges problematisches Resultat des Walras- 
Modells: die Behauptung, daß im Konkurrenzgleichgewicht die Märkte geräumt 
werden; daß Preise und der Umfang an Transaktionen auf allen Märkten für das 
Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage sorgen. Wir werden sehen, warum 
diese Folgerung so wichtig ist; später werden wir zeigen, daß dieser Schluß, wo- 
nach die Märkte geräumt werden, auf der Annahme exogener Vertragsdurchset- 
zung beruht und daher ein in seiner Bedeutung für die Operationen der kapitalisti- 
schen Ökonomie recht begrenzter Spezialfall ist. Im Walras-Modell sind die 
Gleichgewichtspreise als jene definiert, die mit der Annahme konsistent sind, daß 
jeder Akteur, bei gegebenen Transaktionen aller anderen, optimiert. Im Gleichge- 
wicht sind alle Akteure sowohl Preisnehmer, die keine Kontrolle über die Preise 
haben, als auch Mengenerzeuger, die in beliebiger Höhe kaufen oder verkaufen 
können. Alle Akteure haben daher die gleiche Macht: keine Macht über die Preise 
und vollständige Macht über die Mengen. Doch auch Machtunterschiede in einem 
fundamentaleren Sinn kommen nicht vor. Im Gleichgewicht ist der Gewinn B's 
aus einem Tausch mit A gleich dem aus einem Tausch mit B's nächstbester Alter- 
native. Denn was würde passieren, wenn diese Gleichheit sei in einer Konkurren- 
zökonomie nicht gegeben wäre?. Es träte ein dritten Akteur C auf, der gegenwär- 
tig eine Position mit demselben Wert wie B's nächstbeste Alternative einnimmt 
und der davon profitieren würde, B’'s gegenwärtige Position einzunehmen. Akteur 
C hätte A somit einen gegenüber B's Angebot besseren Vertrag bieten und so B's 
Tausch mit A blockieren können. Da dies nicht geschehen ist, gibt es keinen sol- 
chen C, und B's nächstbeste Alternative muß mindestens so viel bringen wie der 
Tausch mit A. Andererseits kann B's nächstbeste Alternative nicht mehr bieten, 
denn sonst hätte sich B nicht auf den aktuellen Vertrag mit A eingelassen. Wir 
schließen, daß B's Gewinn aus dem Handel mit A dem Gewinn aus seiner nächst- 
besten Alternative genau gleicht, so daß A's Drohung, den Vertrag mit B nicht zu 
erneuern, B nichts kostet und A daher keine Macht über B gibt. 

Wenn aber alle Akteure indifferent sind gegen den Unterschied zwischen ihren 
gegenwärtigen Transaktionen und ihrer nächstbesten Alternative, müssen die 
Märkte geräumt worden sein, da die Existenz von überschüssigem Angebot - etwa 
an Arbeitskraft in der Form von Arbeitslosigkeit - bedeuten würde, daß Arbeite- 
rInnen, die einen Job haben, sich nicht indifferent zu der Alternative verhalten, ih- 
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ren Job zu behalten oder keinen Job zu haben (ihre nächstbeste Alternative). Die 
Existenz von überschüssiger Nachfrage - etwa nach Krediten in der Form von 
Kreditnehmern, die willens, aber nicht in der Lage sind, mehr Kredite zum aktu- 
ellen Zinssatz aufzunehmen - wäre ein Zeichen dafür, daß die Kreditnehmer ihre 
aktuellen Transaktionen ihrer nächstbesten Alternative (keine Kredite aufzuneh- 
men) vorziehen. Anders gesagt, wenn Märkte nicht geräumt werden, wären einige 
Akteure (Kreditnehmer und Arbeiter in den genannten Beispielen) mengenrestrin- 
giert (nicht in der Lage, bei den gegebenen Preisen so viel zu tauschen wie sie 
wollen). Die Anonymität des Tauschs, wie sie von Buchanan betont wird, basiert 
auf dem Umstand, daß alle Akteure zwischen ihrer aktuellen Transaktion und ih- 
rer nächstbesten Alternative indifferent sind und die Identität des Tauschpartners 
daher irrelevant ist. Es gibt deshalb keinen Grund, sich auf langfristige Tauschbe- 
ziehungen einzulassen, es gibt durch strategisches Verhalten keinen Gewinn zu 
machen, und der face-to-face-Aspekt des Tauschs hat keine Bedeutung. Transak- 
tionen finden sozusagen unter einem Preisschleier statt. Paradoxerweise können 
die Tauschpartner füreinander unsichtbar bleiben, weil die Tauschobjekte transpa- 
rent sind. 

Die apolitische Konzeption der Ökonomie folgt direkt daraus, aber um dies zu 
zeigen, müssen wir eine wichtige (aber wir glauben nicht kontroverse) hinrei- 
chende Bedingung für die Ausübung von Macht einführen. Akzeptieren wir die 
Behauptung, es sei eine hinreichende Bedingung für A's Macht über B, daß, indem 
AB Sanktionen auferlegt oder androht, A in der Lage ist, B’s Handlungen in einer 
Weise zu beeinflussen, die A’s Interessen dient, während B diese Möglichkeit ge- 
genüber A nicht hat. Weil im Walras-Gleichgewicht die Kosten für B, einen 
Tausch mit A auszuschlagen, gleich Null sind (B ist frei, mit C auf gleicher Basis 
zu handeln), kann A B’s Wohlergehen nicht beeinträchtigen, indem er das 
Tauschverhältnis beendet. So können im Konkurrenzgleichgewicht einer Walras- 
Ökonomie mittels privater Handlungen nichtkoalierender Akteure keine Sanktio- 
nen auferlegt werden. Von daher Alchians und Demsetz’ Glaube, daß man sich 
von seinem Arbeit- oder Kreditgeber ohne weiteres verabschieden Könne, so arg- 
los wie man die Straße überquert, um lieber im einen statt im andern Supermarkt 
einzukaufen. Samuelsons Behauptung, daß die Verortung der Entscheidungsge- 
walt innerhalb einer Firma keinen Unterschied macht, folgt daraus ganz trivial, 
Denn Bosse haben nicht mehr Autorität über die ArbeiterInnen als umgekehrt (sie 
haben alle keine), und es gibt keine wirklich entscheidende Autorität, deren Posi- 
tion verschoben werden könnte. Eine Firma in den Händen der Belegschaft würde 
einfach durch die Konkurrenz dazu gezwungen, Struktur und Funktionsweise der 
kapitalistischen Firma zu duplizieren. Mit einer simplen Erweiterung dieses Ar- 
guments kann die traditionelle demokratische und sozialistische Kritik der Frag- 
mentierung der Arbeitsabläufe, der Dequalifizierung und anderer Aspekte der Ar- 
beitserfahrung, sowie der Technologie und der Arbeitsteilung in der kapitalisti- 
schen Produktion als grundlos abgewiesen werden. Die Arbeit mag unangenehm 
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sein, aber eine sozialistische Ökonomie würde dieselbe bieten, außer sie ent- 
schiede sich dafür, Produktionseffizienz zu opfern. 

Daraus folgt auch Friedmans Argument für die Unhaltbarkeit von Diskriminie- 
rungen im Konkurrenzgleichgewicht. Wenn etwa die Löhne für schwarze Arbeiter 
niedriger sind als für weiße und die beiden Gruppen gleich produktiv sind, könnte 
ein einzelner nicht diskriminierender Unternehmer die billigeren schwarzen Ar- 
beiter anheuern und auf ihre Kosten expandieren, indem er zu geringeren Kosten 
produziert als die diskriminierenden Kapitalisten. Im Ergebnis würde die Nach- 
frage nach schwarzen Arbeitern steigen und die Nachfrage nach weißen fallen, 
was die relativen Löhne der diskriminierten Gruppe in die Höhe treiben würde, 
Dieser Prozeß würde sich fortsetzen, bis die Löhne gleichauf sind und die Diskri- 
minierung somit beendet wäre. 


Resultate: Kommando über 


Menschen Güter und 
Dienstleistungen 
Gewalt Gesetzes- Steuern, 

gehorsam Transfers 
Ökonomische Macht im Kaufkraft 
Ressourcen Tausch 


Schema 1: Eine Taxonomie der Macht 


. Schumpeters Souveränität des Konsumenten ist ebenfalls eine unvermeidliche 
Implikation des Walras-Gleichgewichts, aber wir 'können nun sehen, daß sie eine 
eigentümlich zahnlose Form der Souveränität darstellt. Der Definition des Gleich- 
gewichts zufolge ist im Einfluß, den hochverdienende Konsumenten haben, nicht 
die Macht enthalten, Sanktionen auszuüben. Dieser Einfluß hat eher behaviouristi- 
sche Form: A (der gutverdienende Konsument mit einer Vorliebe für Kaviar) kann 
andere dazu bringen, etwas zu tun, was sie ohne A's Käufe nicht getan hätten 
(mehr Kaviar zu produzieren). A hat allerdings keine Macht über irgendeinen Ka- 
viarproduzenten, weil sie alle indifferent sind zwischen A's Käufen und ihrer 
nächstbesten Alternative. 

Kontrastieren wir diese beiden. Formen von Macht, indem wir von einem Kom- 
mando über Güter und Dienstleistungen und einem Kommando über Akteure 
sprechen. Wenn wir weiterhin zwei grundlegende Mittel der Machtausübung aus- 
machen, nämlich das Kommando über Gewalt und das Kommando über ökonomi- 
sche Ressourcen, können wir leicht eine entscheidende Leerstelle im Walras-Mo- 
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dell lokalisieren, sofern es als Basis einer demokratischen politischen Ökonomie 
dienen soll: den Mangel eines Begriffs der Kommandomacht über Akteure, die 
auf der Kontrolle ökonomischer Ressourcen beruht. Wir bezeichnen sie 
(zugegeben etwas unscharf) als Macht im Tausch, da eine adäquatere Begriffsbil- 
dung die Entwicklung des Modells in den folgenden Abschnitten voraussetzt. 
Seine. Verortung in einer einfachen Taxonomie der Macht zeigt Schema 1. 

Da es im Walras-Modeli keine Macht im Tausch gibt, ist die einzige Macht, die 
der Reichtum gewährt, die Kaufkraft. Die Eigentümer der Produktionsmittel ha- 
ben Macht in genau dem Sinne, in dem ein hochbezahlter Athlet Macht hat: Sie 
haben besseren Zugang zu Gütern und Dienstleistungen, können sich für mehr 
Freizeit entscheiden als andere und können ihren Erben ähnliche Vorteile verma- 
chen. Die Macht, die sie ausüben, ist, obwohl sie einen ganz anderen Umfang hat, 
in ihrer Form nicht unterschieden von der Macht, die ein Arbeiter ausübt, wenn er 
eine Tasse Kaffee kauft. Aber die Freunde des Walras-Modells haben nie be- 
hauptet, es handle von Macht oder von Rasse und Geschlecht; reicht es für ein 
Modell nicht aus, die Bestimmung der Preise und die Einkommensverteilung un- 
ter Akteuren zu beleuchten, die sich nur durch die Größe ihres Eigentums vonein- 
ander unterscheiden? Es würde tatsächlich ausreichen, aber wir werden sehen, daß 
die Art, wie das Walras-Modell von Macht abstrahiert, es auf eine unhaltbare 
Theorie selbst seiner eng definierten Analysegegenstände, Preise und Einkom- 
mensverteilung, festlegt. Es war weitgehend die Unzufriedenheit mit dem Walras- 
Modell, sozusagen bei seinen eigenen Ansprüchen genommen, welche zur Ent- 
wicklung einer, wie wir sie nennen, post-walrasianischen Ökonomie führte. Wir 
wollen nun einige wesentliche Dimensionen des post-walrasianischen Aufbruchs 
klären und nebenher sorgfältiger definieren, was wir unter walrasianischer Öko- 
nomie verstehen, indem wir die beiden kritischsten Abstraktionen des Walras-Pa- 
radigmas dingfest machen: das Axiom der exogenen Anspruchsdurchseizung und 
die Annahme, daß die Akteure exogen determiniert seien. Wir können dann drei 
Varianten der post-walrasianischen Ökonomie erzeugen, indem wir jeweils diese 
beiden Annahmen wegfallen lassen, Diese Varianten werden in Schema 2 aufge- 
zeigt. 

Nur diejenigen Ökonomen, die die Annahme exogener Anspruchsdurchsetzung 
fallen lassen, erfassen im Modell das, was als insirumentell-umkämpfter Tausch 
bezeichnet werden kann, da die Aktivitäten der Akteure als instrumentell im Hin- 
blick auf präformierte Ziele begriffen werden, Effizienzlohntheorie (Akerlof/Yel- 
len 1986) und Transaktionskostenanalyse (Williamson 1985) gehören allgemein 
zu diesem Typ. Unter den Theoretikern des instrumentell-umkämpften Tauschs ist 
eine wichtige Teilgruppe zu finden, die wir als neo-hobbesianische Ökonomen 
bezeichnen. Deren führende Repräsentanten sind Oliver Williamson, Armen Al- 
chian und Harold Demsetz. Sie fassen das Problem des Opportunismus als durch 
die menschliche Natur gegeben und kommen zu dem Ergebnis, daß die hierarchi- 
sche Struktur der kapitalistischen Firma einfach eine effiziente Lösung dieses 
Problems darstellt. In einer Neuauflage des Hobbes’'schen Arguments für einen 
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mächtigen Souverän, das im Verweis auf den Naturzustand gründet, behaupten 
Alchian und Demsetz (1972), daß ein freies und gleiches Team von ArbeiterIn- 
nen, die sich dem Problem ihrer eigenen opportunistischen Neigungen gegenüber- 
sehen, einer oder einem der ihren die Macht gewähren würde, andere Gruppen- 
mitglieder zu kontollieren, ja zu feuern. 


Durchsetzung von Ansprüchen: 
Exogen Endogen 


Konstituierung Walras-Tausch: instrumentell 
der Akteure | umkämpfter Tausch: 
| L.Walras O.Williamson 
M.Morishima 
Exogen K.Arrow-G.Debreu Transaktions- 
J.Roemer kostentheorie: 
Alchian/Demsetz 


Konst.-kontraktueller Konst,-umkämpfter 
Tausch: Tausch: 
Endogen A.Smith G.Akerlof 
A.K.Sen D.North 
K.Marx 
Evolutionäre Spiele Umkämpfter Tausch 
F.Hajek 


Schema 2: Die Variationen der ökonomischen Theorie 


Umgekehrt argumentieren Ökonomen, die das Axiom der externen Vertrags- 
durchsetzung beibehalten, aber die Exogenität der Präferenzen verwerfen, etwa 
A.K Sen, mit einem Modell des konstitutiven kontraktuellen Tauschs: Akteure 
werden im Tauschpozeß konstituiert. Schließlich arbeiten Leute wie wir, die beide 
walrasianischen Annahmen fallen lassen, mit einem Modell des konstitutiven um- 
kämpften Tauschs. Im Schlußabschnitt werden wir die These vertreten, daß es im 
Falle umkämpfter Tauschakte auch überzeugende Gründe dafür gibt, daß sie kon- 
stitutiv sind. Abgesehen von einer kurzen Bemerkung zur Diskriminierung auf- 
grund von Rasse und Geschlecht werden wir allerdings wenig über die konstitu- 
tive Natur des Tauschs zu sagen haben (vgl. Bowles/Gintis 1986). 

Besonders angesichts dieser neuen Entwicklungen in der post-walrasianischen 
Theorie wäre es ein Fehler, wenn die Unzufriedenheit mit dem Walras-Modell 
dazu führen würde, das mikroökonomische Denken ganz zu verwerfen. Daher 
vermuten wir, daß der zweite Teil unserer Behauptung - was die Notwendigkeit 
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einer mikroökonomischen Fundierung der politischen Ökonomie anbelangt - we- 
niger umstritten ist, aber eher zu Mißverständnissen führen kann. Wir meinen ein- 
fach, daß eine adäquate Gesellschaftstheorie eine konsistente Erklärung dafür lie- 
fern muß, wie individuelle Entscheidungen in historisch gegebenen Umständen zu 
bestimmten gesellschaftlichen Ergebnissen führen. Unsere Position legt uns auf 
wenig mehr fest als auf die Behauptung, daß Leute Entscheidungen treffen und 
daß diese Entscheidungen einen Unterschied machen. Nicht einmal in verkürzter 
Redeweise ist es nützlich zu sagen, daß Strukturen sich selbst reproduzieren, oder 
daß Regeln durch eine intrinsische Logik reproduziert werden; die Einschränkun- 
gen, unter denen Entscheidungen getroffen werden, und die Evolution dieser Ein- 
schränkungen ist Resultat dessen, was Leute tun oder nicht tun. In dieser vielleicht 
minimalistischen Manier definiert, enthält die Behauptung, daß die Mikrofundie- 
rung wesentlich ist, kein Urteil über die womöglich rigoros zusammengestrichene 
Speisekarte, von der gewählt werden kann, über die vielleicht despotischen oder 
opaken Regeln, durch die individuelle Entscheidungen gesellschaftliche Resultate 
zeugen, oder über die Bedingungen, unter denen Präferenzen oder Verpflichtun- 
gen der Akteure geformt wurden. Der Gedanke, daß Akteure Regeln machen und 
Regeln Akteure ist nichts als eine leicht veränderte (doch weniger beschwörende) 
Version der Marx'schen Feststellung, daß die Menschen die Geschichte machen, 
aber unter historisch vorgefundenen Bedingungen, die sie nicht gewählt haben. 
Wobei anzufügen ist, daß auch »Bedingungen Menschen machen«, eine Bemer- 
kung, der Marx sicher zugestimmt hätte. 

Einsichten werden oft gewonnen, wenn von den individuellen Präferenzen und 
gegebenen Bedingungen ausgehend auf gesellschaftliche Resultate geschlossen 
wird, wie wir es hier vorrangig tun. Aber angesichts der endogenen Konstitution 
der einzelnen Akteure werden wir nicht - und können wir logisch nicht - den Ein- 
zelakteur als Erklärungsgrundlage heranziehen. Daher ist das intellektuelle Unter- 
nehmen, Regeln und ihre Evolution aus vorgegebenen individuellen Präferenzen 
und Fähigkeiten abzuleiten - charakteristisches Forschungsprogramm von sozialen 
Vertragstheorien, einigen Versionen des methodologischen Individualismus , der 
konservativen Theorien des Eigentumsrechts und mancher evolutionärer Spiel- 
theorien - aus unserer Sicht inkohärent und jedenfalls nicht aus der verbindlichen 
Orientierung an ökonomischer Mikrofundierung abzuleiten. Es ist nicht vernünfti- 
ger, Menschen als vorgegeben aufzufassen und zu fragen, welche Regeln sich aus 
ihrer Interaktion in einer regellosen Umwelt entwickeln würden, als eine Menge 
von Regeln zu nehmen und zu fragen, was für eine Sorte Menschen sich aus der 
Einwirkung dieser Regeln auf das vorsoziale genetische Potential des homo sa- 
piens ergeben würde. Wenn beide Perspektiven zusammen angewandt werden, 
sind sie potentiell erkenntnisbringend: die Wahl des Schwerpunkts kann nicht 
durch ein methodologisches fiat festgelegt werden. 

Wir glauben, daß der zentrale Charakter individueller Entscheidung, auf der unser 
Plädoyer für die Mikrofundierung beruht, nicht durch substantielle Gründe vertei- 
digt werden muß. Wir halten dies einfach für eine deskriptive Feststellung über 
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kapitalistische, staatssozialistische oder andere Gesellschaften, die wir zu verste- 
hen suchen. Und es ist eine normative Orientierung der Demokratietheorie: Die 
Entscheidungen, die Leute fällen, sollten einen Unterschied machen. Wir können 
in unseren Ansatz vom konstitutiven umkämpften Tausch mit Hilfe eines Modells 
des Arbeitsmarkts und des Arbeitsprozesses einführen. 


3. Bosse und Arbeiter: Der Arbeitsmarkt als konstitutiver 
umkämpfter Tausch 


Wie Marx‘ Diskussion der Extraktion der Arbeit aus der Arbeitskraft deutlich 
macht, ist das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital ein umkämpfter Tausch, da 
zwar die Arbeitszeit vertraglich festgelegt werden kann, jedoch im allgemeinen 
nicht Umfang und Qualität der tatsächlich geleisteten Arbeit. Auch das Verhältnis 
von Kreditgeber und Kreditnehmer oder von Eigentümer und Management einer 
Firma ist ein umkämpfter Tausch, da wohl der Zeitplan für die Rückzahlung der 
Anleihe vertraglich geregelt werden kann, aber nicht die Aktivität des Kreditneh- 
mers, die die Möglichkeit der Rückzahlung bestimmen wird. Im allgemeinen gilt, 
daß es keine exogene Anspruchsdurchsetzung gibt und der Tausch umkämpft ist, 
wenn keine relevante dritte Partei existiert (etwa wenn A und B souveräne Staaten 
sind), wenn das umstrittene Attribut nur unzulänglich oder mit beträchtlichen Ko- 
sten gemessen werden kann (etwa Arbeitseinsatz oder das vom Management ein- 
_ gegangene Risiko), wenn das relevante Beweismaterial vor Gericht nicht zulässig 
ist (etwa ein Augenzeugenbericht, der nicht zusätzlich bestätigt werden kann), 
wenn es keine Sanktionsmöglichkeit gibt (etwa wenn die verklagte Partei bankrott 
ist) oder wenn durch das Ausmaß an Kontingenzen bei vertragsrelevanten künfti- 
gen Umständen ein vollständig spezifizierter Vertrag unmöglich gemacht wird. 
In solchen Fällen werden die ex-post-Vertragsbedingungen durch die Kontroll- 
und Sanktionsmechanismen bestimmt, die von A eingesetzt werden, um B dazu zu 
veranlassen, das gewünschte Maß des umstrittenen Attributs beizubringen. Wir 
möchten an dieser Stelle einen äußerst wichtigen endogenen Durchsetzungsme- 
chanismus hervorheben: kontingente Erneuerung. Dieser tritt ein, wenn A BLei- 
stung abverlangt, indem er oder sie verspricht, den Vertrag in Zukunft periodisch 
zu erneuern, falls er oder sie zufriedengestellt ist und ihn anderenfalls zu aufzu- 
kündigen. Ein Manager zum Beispiel kann einem Arbeiter die Wiederbeschäfti- 
gung für den Fall zufriedenstellender Leistung versprechen oder ein Kreditgeber 
kann einem Kreditnehmer ein kurzfristiges Darlehen anbieten mit dem Verspre- 
chen, es zu verlängern, falls sich der Kreditnehmer in seinen Geschäften umsich- 
tig verhält. Der Arbeitsmarkt ist ein passender Fall. Ein Beschäftigungsverhältnis 
kommt zustande, wenn der Arbeiter darin einwilligt, sich gegen einen Lohn der 
Autorität eines Arbeitgebers zu unterwerfen. Das Versprechen des Arbeiters, ein 
adäquates Maß an Eifer und Sorgfalt auf die ihm zugewiesenen Aufträge zu ver- 
wenden, ist rechtlich nicht einlösbar. Auf dem vom Management erwarteten Lei- 
stungsniveau ist die Arbeit für den Arbeiter subjektiv kostspielig, für den Arbeit- 
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geber wertvoll und sie zu messen teuer. Das Manager-Arbeiter-Verhälmis ist da- 
her ein umkämpfter Tausch. Die endogenen Durchsetzungsmechanismen des Un- 
ternehmens, nicht der Staat, sind somit zuständig für die Sicherung eines be- 
stimmten Niveaus an Arbeitsleistung pro Arbeitsstünde. 

Ein einfaches Modell der Manager-Arbeiter-Beziehung wird diesen archetypi- 
schen Fall eines umkämpften Tauschs erhellen. Unser Ziel ist es, jene Aspekte des 
Arbeitsmarkts und des Arbeitsprozeßes zu identifizieren, die die Tauschbedingun- 
gen determinieren: Lohnsatz und Arbeitsintensität. Es sei e das Maß an Arbeitslei- 
stung des Lohnabhängigen B. Wir nehmen an, daß diese Arbeitsleistung oberhalb 
eines Mindestniveaus e' für B kostspielig ist. B's Arbeitgeber, A, weiß, daß B sein 
Leistungsniveau e wählen wird nach Maßgabe sowohl der Kosten, die ihm sein 
Arbeitseinsatz bereitet, wie der Sanktionen, die ihm A auferlegen wird, wenn die- 
ser mit B's Leistung nicht zufrieden ist. Natürlich kann der Arbeitgeber entschei- 
den, B nicht zu entlassen, falls die Kosten der Entlassung (Demoralisierung oder 
Unmut bei den Kollegen, Arbeit nach Vorschrift, Streik oder einfach die Such- 
und Ausbildungskosten für den Ersatz) exzessiv sind. Das Niveau der Arbeitsin- 
tensität wird - in einem direkten Sinne - durch den Arbeiter gewählt. Aber bei die- 
ser Entscheidung muß der Arbeiter kurz- und langfristige Kosten und Nutzen in 
Betracht ziehen. Jetzt weniger arbeiten etwa bedeutet mehr Müßiggang bei der 
Arbeit jetzt und die Wahrscheinlichkeit, später keinen Job und daher weniger Ein- 
kommen zu haben. Um dieser Zeitdimension gerecht zu werden, fassen wir den 
Job eines Arbeiters als ein Gut, dessen Wert zum Teil von der Höhe seines Ar- 
beitseinsatzes abhängt. 

Wir definieren den Wert des Beschäftigungsverhältnisses v(w) als den diskontier- 
ten gegenwärtigen Wert des zukünftigen Einkommensstroms unter Einbeziehung 
der Möglichkeit, daß der Arbeiter entlassen wird; aus einsichtigen Gründen ist 
dieser Wert eine ansteigende Funktion des aktuellen Lohnsatzes w. Wir definieren 
die Auffangposition z als den aktuellen Wert des zukünftigen Einkommens einer 
Person, deren Beschäftigungsverhälmis beendet ist - vielleicht den aktuellen Wert 
eines künftigen Stroms an Arbeitslosenunterstützung, den aktuellen Wert eines 
anderen Arbeitsplatzes oder, eher wahrscheinlich, die Sequenz dieser beiden, ge- 
wichtet durch die erwartete Dauer der Arbeitslosigkeit. Dann ist A's Drohung mit 
der Entlassung nur glaubwürdig, wenn v{w) > z. Wir bezeichnen die Differenz 
zwischen dem Wert des Beschäftigungsverhältnisses und der Auffangposition, 
(vw - z, als die Beschäftigungsrente oder als die Kosten des Arbeitsplatzverlusts. 
Wir sprechen hier von einer Rente, weil es sich um einen Aufschlag auf das Ein- 
kommen eines identischen Lohnabhängigen ohne Arbeitsplatz handelt. Lohnab- 
hängige, die eine Beschäftigungsrente erhalten, sind gegenüber einem Jobverlust 
nicht indifferent (dessen Kosten sind nicht gleich Null). Beschäftigungsrenten für 
Arbeiter auf Arbeitsmärkten stellen einen besonders wichtigen Fall der allgemei- 
neren Kategorie der Durchsetzungsrenten dar, die in allen Fällen von konkurrenz- 
bestimmten umkämpftiem Tausch unter Bedingungen kontingenter Ermeuerung 
auftreten. Unser Ziel ist es, zu zeigen, daß Arbeitsplatzrenten - und, allgemeiner, 
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Durchsetzungsrenten - in einem Konkurrenzgleichgewicht des umkämpften 
Tauschs auftreten. 

Wäre der Lohn niedrig genug, würde dies den Job für die Arbeiterin nicht begeh- 
renswerter machen als eine Periode der Arbeitslosigkeit, der sich Arbeitssuche 
und eine andere Arbeit anschließen. Es sei w' dieser Lohn, der gleich v(w) und z 
ist. Dieser Lohnsatz impliziert eine Beschäftigungsrente von Null, gibt der Arbeit- 
geberin keine effektiven Sanktionsmöglichkeiten und führt daher zu dem von der 
Lohnabhängigen frei gewählten Leistungsniveau e', dem »Lockeren-Lenz-Ni- 
veau« der Arbeitsintensität. Wir nennen w' den Vorbehaltslohn. Zu jedem geringe- 
ren Lohn als w' wird die Arbeiterin eine Beschäftigung ablehnen oder kündigen, 
falls sie eine hat. Die Höhe von w hängt offensichtlich ab vom jeweiligen Genuß, 
den Arbeit oder Freizeit für die Arbeiterin bringen, dem Niveau und der Streu- 
breite von Arbeitslosenunterstützung, der erwarteten Dauer der Arbeitslosigkeit 
für eine gekündigte Arbeiterin, dem Verlust an betrieblichem Status, der mit der 
Aufnahme einer neuen Arbeit verbunden ist sowie von der Möglichkeit, ander- 
weitig Einkommen zu beziehen. Im Walras-Modell muß der Gleichgewichtslohn 
gleich dem Vorbehaltslohn sein; sonst wären die Arbeiter nicht indifferent zwi- 
schen ihrer gegenwärtigen Transaktion und ihrer nächstbesten Alternative. 

Wir nehmen an, daß A ein Kontrollsystem hat, so daß B's Leistung mit der Wahr- 
scheinlichkeit f, die positiv von B's Arbeitseinsatz abhängt, für angemessen ge- 
halten wird. Wenn dieses Leistungsniveau als unzureichend eingeschätzt wird, 
wird B mit der Wahrscheinlichkeit 1-p entlassen (wobei p die Wahrscheinlichkeit 
ist, daß er nicht entlassen wird). Es ist die Verknüpfung von Arbeitseinsatz und 
der Wahrscheinlichkeit, den Arbeitsplatz zu behalten, die B dazu bringt, Leistung 
oberhalb von e' zu bringen. Um mehr Leistung als e’ herauszuholen, muß A einen 
höheren Lohn als w' anbieten und dabei die Kosten für den höheren Lohn gegen 
den Nutzen abwägen, den der größere Einsatz bringt, zu dem B durch höhere Ko- 
sten des Arbeitsplatzverlusts gebracht wird. Bei jedem gegebenen Lohn wird der 
Arbeiter bestimmen, wie hart er arbeiten will, indem er die Grenzkosten der zu- 
sätzlichen Anstrengung abwägt gegen deren Einfluß auf die Wahrscheinlichkeit, 
den Job und damit weiterhin die Beschäftigungsrente zu erhalten. Mit dem Hin- 
weis, daß die Rückfallposition z dem Tausch exogen ist, können wir B's optimale 
Reaktion auf w, die wir die Arbeitsextraktions-Funktion nennen, einfach als e = 
e(w) notieren. In der Umgebung des Konkurrenzgleichgewichts steigt e mit w, al- 
lerdings mit sinkender Rate, d.i. e,> 0, e,y<0. 

Der Gleichgewichtslohn und das zugehörige Leistungsniveau, in Schema 3 illu- 
striert, werden wie folgt festgelegt. Akteur A kennt kennt B's optimale Reaktions- 
kurve e(w), daher kennt A, sobald er über den Lohn entscheidet, mit Sicherheit 
das entsprechende künftige Leistungsniveau. Dann optimiert Akteur A, bei gege- 
bener Reaktionskurve von B - er maximiert den Profit, oder, was in diesem Modeli 
Äquivalent ist, er minimiert die Kosten. Gleichgewichte kontingenter Erneuerung 
sind daher Stackelberg-Gleichgewichte, in denen Akteur A das Spiel eröffnet, in- 
dem er B, der den zweiten Zug hat, ein Friß-oder-stirb- Angebot macht. 
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Untemehmer- e = eiw) 


Reaktionskurve der 


een not eu = eiw Arbeiter 
Leistungs- 


niveau 


2 w" w 
Reallohn 
Schema 3: Optimale Löhne und Arbeitsintensität 


Die Lösung für A's Optimierungsproblem besteht darin, w so festzulegen, daß e,,, 
= e/w, d.h. daß der Grenzeffekt einer Lohnerhöhung auf die Arbeitsleistung gleich 
der Durchschnittsleistung ist, die pro Lohnkosteneinheit erbracht wird. Diese Lö- 
sung ergibt die Gleichgewichtsleistung e und den Gleichgewichtslohn ws, wie in 
Schema 3 aufgezeigt. Die Gerade (e/w) ist einer der Kostenvektoren des Arbeit- 
gebers bei Voraussetzung gleichförmiger Arbeit: Alle Punkte auf dieser Geraden 
bilden dieselbe Leistung pro Lohneinheit ab und der Arbeitgeber ist daher indiffe- 
rent gegen sie. Ihre Steigung iste /w . Selbstverständlich werden steilere Geraden 
bevorzugt. A 

Es gibt offensichtlich zwei wichtige Resultate. Zunächst ist e“ >e, so daß B ein 
größeres Leistungsniveau bringt als er ohne die Durchsetzungsrente und das Kon- 
trollsystem des Arbeitgebers getan hätte. Zweitens istw >w‘, also erhält B einen 
Lohn, der höher ist als der Vorbehaltsiohn. Das erste Resultat zeigt, daß A’s 
Durchsetzungsstrategie 'effektiv ist; das zweite zeigt, daß der Arbeitsmarkt im 
Konkurrenzgleichgewicht nicht geräumt wird: ArbeiterInnen, die einen Arbeits- 
platz haben, sind nicht indifferent gegenüber dem Arbeitsplatzverlust, und es gibt 
ansonsten gleiche ArbeiterInnen, die entweder unfreiwillig arbeitslos sind oder 
weniger begehrenwerte Jobs haben. Natürlich liegen beide Resultate im Konflikt 
mit dem Walras-Modell, das als ein Grenzfall des umkämpften Tauschs begriffen 
werden kann, der eintritt, wenn es entweder keinen Interessenkonflikt zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Arbeitsleistung gibt, oder wenn ein ko- 
stenloses Mittel vorhanden ist, mit dem A ein bestimmtes Leistungsniveau er- 
zwingen kann. Die erste dieser Bedingungen kann in Schema 3 dargestellt wer- 
den, indem e‘, die Arbeitsleistung, die B unabhängig vom Lohn bringt, hypothe- 
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tisch erhöht wird. Dies könnte etwa geschehen, wenn sich Arbeitsnormen zugun- 
sten höherer Einsatzbereitschaft änderten. Alternativ dazu könnte e’ z.B. steigen, 
wenn der Arbeitgeber andere Mittel hätte, Leistung abzuverlangen, etwa durch 
physische Strafen. An einem bestimmten Punkt kann e‘/w’ den Wert von e,, über- 
steigen, was heißt, daß es die optimale Lösung für A ist, einfach w’ zu zahlen und 
die Leistung e’ zu akzeptieren. 

Der zweite walrasianische Fall kann durch Abflachung der optimalen Reaktions- 
kurve e{w) illustriert werden, so daß das Leistungsniveau nicht signifikant mit der 
Durchsetzungsrente variiert. Dies könnte etwa dann der Fall sein, wenn die Ar- 
beiter so reich wären, daß sie gegen zusätzliches Einkommen indifferent sind. An 
einem bestimmten Pnkt erreichen wir wieder die Ecklösung (e’,w’), d.h. die Wal- 
ras-Lösung: Der Arbeitgeber bietet einen Lohn gleich dem Vorbehaltslohn w’ an, 
gibt den Versuch auf, Sanktionen in Form einer Durchsetzungsrente auf den Ar- 
beiter anzuwenden und akzeptiert das Leistungsniveau e’. Ein wichtiger Punkt ist 
vielleicht, daß das Walras-Ergebnis so interpretiert werden kann, daß es entweder 
den nicht entfremdeten, womöglich auch den konformistischen, normorientierten 
Stachanow'schen Arbeiter erfordert (erster Fall) oder den einkommenssaturierten 
Arbeiter, der durch das Zuckerbrot des Lohns nicht manipuliert werden kann 
(zweiter Fall). Dann wäre in beiden Fällen der Arbeitsprozeß kein umkämpfter 
Tausch, der Arbeitsmarkt würde im Gleichgewicht geräumt und kein Akteur 
könnte einem anderen Sanktionen auferlegen. Unsere hinreichende Bedingung für 
die Ausübung von Macht würde in diesen Fällen nicht auftreten. Es wäre dennoch 
aus guten Gründen zu vermuten, daß zumindest im ersten Fall Machtausübung 
impliziert ist, vielleicht in der vorgängigen Sozialisation der Arbeiter, die harte 
Arbeit als Norm akzeptieren läßt oder in wirksamen Sanktionen der Arbeitgeber, 
die mit dem Einkommen nichts zu tun haben. Wir halten beide Fälle für unreali- 
stisch: Arbeiter sind gegenüber höherem Einkommen nicht gleichgültig und sie 
würden das profitmaximierende Maß an Arbeitseinsatz ohne die Sanktionen der 
Arbeitgeber nicht bringen. 


Y 


4. Zwang und Konsens im kapitalistischen Arbeitsprozeß 


Wenn aus empirischen Gründen zurecht die Rückwege zum Walras-Modell der 
Markträumung, entweder über den Stachanow'schen oder den einkommenssatu- 
rierten Arbeiter, abgelehnt werden, kann doch auch unserem Konzept des Arbeits- 
prozesses und des Arbeitsmarktes vorgeworfen werden, daß es wichtige Aspekte 
des real existierenden Kapitalismus, insbesondere die geselischaftliche Natur des 
Arbeitsprozeßes und den Sozialstaat, nicht einbezieht. Indem wir das Zuckerbrot 
hoher Löhne und die Peitsche der Entlassung ins Licht rücken, abstrahieren wir 
allerdings nicht von anderen möglicherweise wichtigen Aspekten der Regulierung 
der Arbeit, wie etwa Konformismus, guter Wille und Stolz auf die Arbeit, denn 
diese bestimmen den Funktionsverlauf der Arbeitsextraktion. Bieten nicht der So- 
zialstaat und die Möglichkeit kollektiven Verhandelns den Arbeitern einen gewis- 
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sen Schutz vor Entlassungen und ein Minimum an Lebensstandard, wenn sie ar- 
beitslos sind? Sicher, aber das Maß an Kündigungssicherheit und die Arbeitslo- 
senversicherung sind integrale Bestandteile des Modells (durch p bzw. z darge- 
stellt). Tatsächlich gehört zu den Vorteilen des Modells, daß es eine Analyse der 
ökonomischen Wirkungen des Sozialstaats erlaubt, die deutlich über die Stan- 
darddebatten zu den Auswirkungen von Steuern und Transferzahlungen auf das 
Angebot an Produktionsfaktoren und auf das individuelle Sparverhalten hinaus- 
geht. 

Die Problematik von Konsens und gesellschaftlichen Normen muß um einiges 
gründlicher diskutiert werden. Das Ausmaß, in dem Arbeiter harte Arbeit als bela- 
stend oder als lohnend erfahren hängt offenbar von den vorherrschenden Arbeits- 
normen ab und vielleicht auch vom wahrgenommenen Maß an Fairness im Tausch 
und von der Legitimität der Herrschaft des Unternehmers. Diese Faktoren würden 
daher die Form unserer Arbeitsextraktionsfunktion e = e(w) beeinflussen, Weiter- 
hin hängen die Wahrscheinlichkeit, beim Arbeiten unterhalb des vom Unterneh- 
mer erwarteten Intensitätsgrads entdeckt zu werden und die Wahrscheinlichkeit, in 
einem solchen Fall entlassen zu werden, teilweise vom Grad der Solidarität unter 
den Arbeitern ab. Auch dies hat dann Einfluß auf die zentralen Funktionsverläufe 
und Parameter unseres Modells - besonders auf die Überwachungsfunktion ffe) 
und die Wahrscheinlichkeit, entlassen zu werden (]-p). Ebenso offensichtlich 
spielt Konsens eine Rolle: Schließlich sind es die Arbeiter, die den Grad der Ar- 
beitsintensität wählen. Vor dem Hintergrund dieser Interpretation haben wir kein 
Problem mit dem Konzept, wonach Konsens bei den Arbeitern zum Teil auf stra- 
tegischer Rationalität beruht. Unser Modell stellt eine Möglichkeit dar, just eine 
solche Situation zu analysieren: Arbeitgeber strukturieren eine Situation derge- 
stalt, daß Arbeiter rational entscheiden (d.h. konsensuell zustimmen), härter zu ar- 
beiten, als sie es unter anderen Umständen tun würden. Wie wir gesehen haben, 
können nichtstrategische Normen beträchtlichen Einfluß auf diesen Prozeß neh- 
men, Z.B. können Normen rassischer Solidarität Weiße davon abhalten, mit dem 
Management bei der Kontrolle des Leistungsniveaus weißer - aber nicht schwar- 
zer - Arbeiter zu kooperieren. Umgekehrt läßt unser Modell vermuten, daß das 
»gewählte« Leistungsniveau bei vorhandenen Rassenkonflikten größer sein wird 
als in einer Situation, in der ein allgemeines Solidaritätsprinzip in Kraft ist. Es 
sollte auch darauf hingewiesen werden, daß Zwang oft eine entscheidende Rolle 
bei der Reproduktion nichtstrategischer Normen spielt, so daß Konsens und 
Zwang nicht als Antinomien, vielmehr als komplementär betrachtet werden soll- 
ten, Strafe für Diebstahl etwa könnte vielleicht nicht der entscheidende Mecha- 
nismus für die Erklärung sein, warum die meisten Arbeiter nicht stehlen, obwohl 
derartige Repressalien wichüg sein Können, um die Normen gegen Diebstahl auf- 
rechtzuerhalten. Dasselbe könnte man natürlich von der Norm, hart zu arbeiten, 
sagen: Kostenreiche Entlassungen von Bummlern könnten für die Reproduktion 
der Norm wesentlich sein. Tatsächlich könnte für den Fall, daß die Norm ohne 
Sanktionsfolge verletzt werden könnte, vermutet werden, daß die den Normverlet- 
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zern (die bei der Arbeit bummeln) zuwachsenden Gewinne eine beträchtliche An- 
zahl Arbeiter dazu bringen könnten, zu bummeln, und unter solchen Bedingungen 
könnte die Norm erodieren. 

Wenn nun Entlassungen für die Aufrechterhaltung von Arbeitsnormen (und viel- 
leicht anderer strategischer Normen) zentral sind, ist schwer einzusehen, warum 
gesagt werden solle, daß die Drohung mit Sanktionen dieser Art keine Bedeutung 
haben solle, wenn es darum geht, die Höhe des Arbeitseinsatzes zu erklären. Dies 
gilt, selbst wenn die große Mehrheit der Arbeiter jederzeit der Norm gehorchen, 
Ja sie festigen würde. Gleichermaßen verwirrend wäre es, der Versuchung nach- 
zugeben und zu behaupten, daß die Arbeiter spontan ihrer Ausbeutung zustimmen, 
da das Maß an Arbeitseinsatz durch eine Leistungsnorm geprägt ist, hinter der 
wiederum der Knüppel der Kündigungsdrohung steckt. Auch könnte nicht be- 
hauptet werden, der Arbeitseinsatz beruhe auf einem positiven beidseitigen Über- 
einkommen über die jeweiligen, wenn auch immer noch ungleichen, Anteile aus 
dem Ertrag einer solchen Leistungsextraktion, denn irgend ein Übereinkommen, 
wonach ein solches Leistungsniveau künftig gebracht werde, ist nicht notwendig, 
genauso wie die wechselseitige Teilung der Erträge zwar möglich, aber nicht not- 
wendig ist. 

Da nichtstrategische Normen und strategische Rationalität so eng miteinander 
verknüpft sind, ist es schwierig, auf sinnvolle Weise die Frage nach ihrem jeweili- 
gen Gewicht zu stellen. Es könnte eingewandt werden, daß es, zumindest in fort- 
geschrittenen kapitalistischen Gesellschaften, nichtstrategische Normen waren, 
die vorrangig den Arbeitsprozeß geprägt haben. Dies könnte heißen, daß die Ar- 
beiterklasse insgesamt sich eher mehr als weniger im »Konsens« mit dem Lohn- 
arbeitssystem fand und daß dies eine Tatsache von überwältigender historischer 
Bedeutung ist, die verdunkelt wird durch die Betonung der Interessenunterschiede 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern in der Theorie des umkämpften 
Tauschs. Wir würden darauf antworten, daß die Theorie des umkämpften Tauschs 
diesen historische Anpassungsvorgang ganz eindeutig miteinbezieht, daß ihre Er- 
klärung der Abneigung, die konkurrenzbestimmte Märkte gegen demokratische 
Arbeitsformen haben, zur Erklärung dieser Anpassung beiträgt und daß die An- 
passung jedenfalis nie so vollständig war, daß die Konflikte, die unser Modell ins 
Licht rückt, unterdrückt worden wären. 

Man könnte auch einwenden, daß Entlassungen kaum die Regel seien. Dies würde 
jedoch ein schwerwiegendes Mißverständnis unseres Modells an den Tag legen. 
Es könnte durchaus sein, daß wir in Wirklichkeit keine Entlassungen beobachten; 
der Grund dafür könnte jedoch sein, daß die Kosten der Entlassung so hoch sind, 
daß kein Arbeiter auf den Gedanken kommen würde, dieses Risiko einzugehen. 
Auf einer ähnlichen Argumentationslinie wurde von manchen behauptet, daß die 
Entlassungsdrohung im fortgeschrittenen Kapitalismus zahnlos geworden sei, Al- 
lerdings gibt es für diese Ansicht keine empirische Stütze. Das Maß an Absiche- 
rungen im Lohnverhältnis ist zumindest in den Vereinigten Staaten ganz gering, 
wo 1989 nur 12% der Belegschaften von privaten Firmen Gewerkschaftsmitglie- 
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der waren und 1988 weniger als einer von drei Arbeitslosen Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung erhielt. Unsere Schätzungen der Kosten eines Arbeits- 
platzverlusts für typische amerikanische Arbeiter im Produktionsbereich reichen 
von 33% bis 75% des jährlichen Einkommens nach Steuern, keineswegs ein trivi- 
aler Betrag. 

Wenn zwei Ursachen - Zwang und Konsens etwa - eine Wirkung auf komple- 
mentäre Weise produzieren, könnten wir ihr jeweiliges Gewicht ausfindig ma- 
chen, indem wir der Frage nachgehen, wie die Wirkung mit jeder der beiden Ur- 
sachen korreliert. Stützt dieser Ansatz die Behauptung, daß Entlassungsdrohungen 
verhältnismäßig unwichig sind? Wir möchten Kündigungsdrohungen eng inter- 
pretieren und ihr Gewicht absichtlich zu gering ansetzen, indem wir von der viel- 
leicht wichtigen Rolle abstrahieren, die sie bei der Aufrechterhaltung nichtstrate- 
gischer Normen haben. Mit anderen Worten fassen wir sie so, daß sie als Sankti- 
onsdrohungen keine Bedeutung als unmittelbare Ursache des Leistungsniveaus 
haben. Dies würde bedeuten, daß die Arbeitsextraktionsfunktion flach oder annä- 
hernd flach ist: Arbeitsleistung wäre nicht an kurzfristige Änderungen der Lohn- 
höhe und an das Ausmaß der Arbeitslosigkeit, also nicht an entsprechende Ände- 
rungen der Beschäftigungsrenten gekoppelt. (Langfristige Änderungen könnten 
der obigen Argumentation zufolge als Resultat der Stärkung der Arbeitsnormen 
beobachtet werden.) Aber in den einschlägigen ökonometrischen Studien zu den 
Vereinigten Staaten und zu Großbritannien wird die Hypothese einer flachen Ar- 
beitsextraktionsfunktion entschieden zurückgewiesen. Tatsächlich erklären Ver- 
änderungen der Kosten des Arbeitsplatzverlusts in den Vereinigten Staaten öko- 
nometrisch einen bedeutenden Teil der Varianz der gesamten Arbeitsproduktivi- 
tät, wobei der Kapitaleinsatz pro Arbeiter, das Lohnniveau und andere mögli- 
cherweise relevante Einflußfaktoren konstant gehalten wurden. Juliet Schors Stu- 
die zur Arbeitsdisziplin in Großbritannien, in der sie direkte Meßverfahren der 
Arbeitsproduktivität verwendet, bestärkt deutlich unsere Behauptung, daß die Ko- 
sten des Arbeitsplatzverlusts das Leistungsniveau beeinflußt, Wir fassen dies nicht 
als Evidenz dafür, daß Kündigungsdrohungen wichtiger sind als konsensuelle 
Normen, sondern nur, daß sie, zumindest in den erwähnten Ländern, wichtig sein 
können. 
Schema 4 modelliert, auf welche Weise Normen in die Festlegung der Arbeitslei- 
stung eingehen; wir beziehen uns im folgenden auf das Schema. Nehmen wir an, 
eine Arbeitsnorm wie »Fairer Lohn für faire Arbeit« werde allgemein geteilt und 
diese allgemein geteilte Vorstellung von Fairness sei durch die als (ewf be- 
stimmte Fairneß-Funktion in Schema 4 dargestellt. Die Punkte auf dieser Kurve 
sind Kombinationen von Leistungsniveaus mit Lohnsätzen, die als fair erachtet 
werden (natürlich muß die Fairneß-Funktion nicht linear sein, aber durch diese 
Darstellung geht nichts verloren). Nehmen wir an, der Gleichgewichtslohn - der 
vom Arbeitgeber zwecks Profitmaximierung gewählt wird - und das damit ver- 
knüpfte Leistungsniveau werden durch Punkt a dargestellt. Das Resultat wird als 
unfair betrachtet, da a oberhalb der Fairneß-Funktion liegt. 
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Leistungs- 
niveau 


Reallohn 


Schema 4: Optimale Löhne und Arbeitsintensitäten bei verschiedenen Arbeitsnormen 


Wir können uns eine Reihe von Reaktionen vorstellen. Vorderhand können die 
Arbeiter als Antwort auf die Verletzung der Norm die Arbeit individuell als bela- 
stender erfahren und ihren Arbeitseinsatz verringern. Sie können auch kollektiv 
handeln, um ihre Arbeitsleistung zu verringern oder den Lohn zu erhöhen, viel- 
leicht indem sie eine Gewerkschaft bilden oder damit drohen, oder indem sie sich 
weigern, sich kooperativ zu den Versuchen des Arbeitgebers zu verhalten, den 
Arbeitsprozeß zu kontrollieren. Ein langfristiges Gleichgewicht Kann eintreten, 
wenn die Fairneßnorm die neue Arbeitsextraktionsfunktion berührt und es keinen 
Druck gibt, die Extraktionsfunktion weiter zu verschieben. Dieses Gleichgewicht 
wird durch Punkt b in Schema 4 dargestellt. 

Alternativ dazu kann der Arbeitgeber versuchen, die Fairneß-Funktion zu ver- 
schieben, indem er versucht, die Arbeitnehmer von der Tugend noch härterer Ar- 
beit zu überzeugen (oder eher von deren Notwendigkeit für das Überleben der 
Firma). Wenn die Arbeiter unzufrieden genug sind, könnten sie natürlich kündi- 
gen und der Arbeitgeber könnte auf den Gedanken kommen, daß er sie durch Ar- 
beiter ersetzen Könnte, die nicht so anspruchsvolle Maßstäbe an Fairness anlegen, 
falls er solche ausfindig machen kann. 

Wir haben oben festgestellt, daß wir nicht glauben, daß harte Arbeit bei den Ar- 
beitern Zustimmung findet oder überwiegend motiviert ist durch die Aussicht daß 
die Erträge auf beide Seiten verteilt werden, da es in den meisten kapitalistischen 
Ländern wenig Institutionen gibt, die in der Lage sind, Ertragsteilung glaubwürdig 
oder die gegenseitige Kontrolle der Arbeiter wirksam zu machen. Wir denken in 
der Tat, daß demokratische Firmen im Besitz der Arbeiter sehr wohl ein wirksa- 
mes Mittel zur Regulierung des Arbeitsprozesses bilden Könnten aus genau dem 


30 Samuel Bowles, Herbert Gintis 


Grund, daß sie wirklich über glaubwürdige und wirksame Mechanismen für die 
Gewinnaufteilung und die gegenseitige Kontrolle verfügen. Das Ausmaß gemein- 
samer Interessen von Eigentümern und Arbeitern hängt genau von jenen Aspekten 
der Lage der Arbeiter ab, durch die die Beschäftigungsrente im Bezugsrahmen des 
umkämpften Tauschs definiert ist: der Dauer der Arbeitslosigkeit und der Höhe 
des Arbeitslosengeldes im Verhältnis zum Lohn, Wo die Versichertenquote hoch 
ist und die ausgezahlte Arbeitslosenhilfe sich dem Lohnsatz nähert, oder wo die 
erwartete Dauer der Arbeitslosigkeit sehr kurz ist, sorgen sich die Arbeiter weni- 
ger um das Überleben der Firma, da es Möglichkeiten einer anderweitigen Be- 
schäftigung oder der Einkommenssicherung gibt, die materiell nicht schlechter 
sind als das aktuelle Beschäftigungsverhältnis. Dies sind Bedingungen, von denen 
man denken könnte, daß sie die Solidarisierung der Arbeiter über Firmen hinweg 
und die Militanz gegen die Arbeitgeber begünstigen. Wo umgekehrt die Arbeits- 
losenversicherung unzureichend und anderweitige Beschäftigungsmöglichkeiten 
knapp sind, haben die Arbeiter gute Gründe zu wünschen, daß die Firma gut läuft, 
und dies begünstigt vielleicht die kollektive Identifikation anhand von Industrie- 
zweigen oder korporativen Beziehungen, weniger anhand der Klassenlage. Wenn 
sich die Arbeiter unter solchen Bedingungen wechselseitig kontrollieren, um ein 
höheres Niveau an Arbeitsaktivität zu halten, führt dies einfach zu einer Verschie- 
bung der Extraktionsfunktion nach oben, dem Gegenteil des oben beschriebenen 
Falls. Einer von uns hat (zusammen mit Juliet Schor) genau diesen Ansatz heran- 
gezogen, um der Beziehung zwischen der Höhe der Beschäftigungsrente und der 
Häufigkeit von Streiks in den Vereinigten Staaten in der Periode nach dem zwei- 
ten Weltkrieg nachzugehen. Die Kosten des Arbeitsplatzverlusts (das statistische 
Maß für die Beschäftigungsrente) haben starken Prognosewert für Streiks und 
diese Variable leistet beträchtlich mehr als die Standardmessungen der Verknap- 
pung auf dem Arbeitsmarkt seitens der neoklassischen wie der institutionalisti- 
schen Arbeitsökonomie (Schor/Bowles 1987), 

Selbst wenn wir von der Frage des Überlebens der Firma abstrahieren, ist es rich- 
tig, auf die Möglichkeiten beidseitiger Gewinne hinzuweisen, die durch Koopera- 
tion oder Reziprozität zwischen Bossen und Arbeitern erlangt werden können. Um 
diese Möglichkeit zu erkunden, werfen wir einen Blick auf die Konstruktion der 
Arbeitsextraktionskurve. Jeder Punkt dieser Funktion stellt, bei einem gegebenen 
Lohn, die Entscheidung eines Arbeiters für eine bestimmte Arbeitsleistung dar. 
Darin impliziert ist das Optimierungsproblem des Arbeiters, wie es in Schema 5 
dargestellt wird. Hier stellt die als v bezeichnete Funktion den Verlauf des Ge- 
genwartseinkommenswerts aus Beschäftigungsverhältnissen dar, denen jene 
Kombinationen von e und w entsprechen, die den Arbeitenden ein vorgegebenes 
Niveau des Gegenwartseinkommens sichern. Iso-Funktionen in rechter Richtung 
stellen höhere Niveaus des aktuellen Einkommenswerts dar. Punkt a ist, wie of- 
fensichtlich, das aktuelle wertmaximierende Leistungsniveau bei gegebenem Lohn 
w, und ist daher ein Punkt auf der Kurve der Arbeitsextraktion. 
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e(w) 


Reallohn z 
Schema 5: Die Möglichkeit von gegenseitigen Gewinnen im kapitalitischen Unternehmen 


Nehmen wir an, daß a auch der Gleichgewichtswert ist, wie in Schema 5 darge- 
stellt. Wir wissen, daß der Arbeitgeber gegenüber jedem Punkt auf der Geraden 
(elw) | indifferent ist (alle ergeben dieselben Kosten pro geleisteter Arbeitseinheit) 
und Punkte oberhalb der Geraden bevorzugt. Punkte in der schattierten Linse wer- 
den somit im Vergleich zu Punkt a von den Arbeitgebern wie den Arbeitern be- 
vorzugt. Jedoch sind solche Punkte bei der Organisationsstruktur und den Eigen- 
tumsrechten, die als gegeben in die Definition der Arbeitsextraktionsfunktion 
eingingen, nicht erreichbar. 

Nehmen wir jedoch an, daß die Arbeiter versprechen könnten, durch gegenseitige 
Kontrolle ohne Lohnerhöhung ein höheres Leistungsniveau als e® zu bringen, wo- 
für der Eigentümer versprechen würde, den Arbeitern einen Teil des sich ergeben- 
den Profitzuwachses zu überlassen (der Aspekt der Profitteilung in diesem rezi- 
proken Verhältnis könnte notwendig sein, um den einzelnen Arbeitern einen An- 
reiz zu geben, sich gegenseiüg zu überwachen). Wenn diese Versprechungen 
dingfest gemacht werden könnten, wäre das Ergebnis ein neues Gleichgewicht im 
Innern der pareto-optimierenden schattierten Linse, die wir eben ausgemacht ha- 
ben: Die Arbeitsextraktionsfunktion hätte sich somit durch die kooperativen Be- 
mühungen der Handelnden nach oben verschoben, wobei die Arbeiter einen Anteil 
des Profits bekämen, um ihre Seite des Handels zu motivieren. 


5, Kurze Marktseite und Macht im Produktionsprozess 


Hat der Arbeitgeber A Macht über den Arbeiter B? Ist die hinreichende Bedin- 
gung für die Ausübung von Macht gegeben, lautet die Antwort sicher ja: A kann 
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die Sanktionsdrohung einsetzen, um zu bewirken, daß B in A's Interesse handelt; 
das Umgekehrte ist nicht der Fall. Zunächst kann A B entlassen und so B’s Aktiva 
auf den Wert z reduzieren. Daher kann A Sanktionen gegen B anwenden, Weiter- 
hin kann A Sanktionen einsetzen, um B ein gewünschtes Leistungsniveau abzu- 
verlangen und damit A’s Interessen zu dienen. Schließlich kann B, obwohl er in 
der Lage ist, gegen A Sanktionen auszuüben (indem er z.B. dessen Fabrik nieder- 
brennt), diese Möglichkeit nicht dazu verwenden, um A dazu zu bringen, einen 
anderen Lohnsatz zu wählen oder darauf zu verzichten, B zu entlassen. Sollte B 
gegenüber A ein Friß-oder-stirb-Angebot machen, wonach B zu einem höheren 
als dem Gleichgewichtsiohn arbeiten wolle, oder sollte B mit Sanktionen drohen, 
falls A keinen höheren Lohn bietet, würde A das Angebot einfach ablehnen und 
einen anderen Arbeiter einstellen. Denn wie wir im vorhergehenden Abschnitt ge- 
sehen haben, gibt es im Gleichgewicht Arbeitslose mit denselben Charakteristika 
wie B, die einen Arbeitsplatz vorziehen würden. Daher hat A Macht über B. 

Die Anwendung dieses Modells kann auf viele Akteure und Firmen in einem Sy- 
stem des allgemeinen ökonomischen Gleichgewichts erweitert werden, wobei der 
zentrale Stellenwert nichträumender Märkte für ein Gleichgewicht des umkämpf- 
ten Tauschs deutlich wird. Insbesondere weil ein derartiges Gleichgewicht posi- 
tive Durchsetzungsrenten aufweist, zieht es per Definition auch unfreiwillige Ar- 
beitslosigkeit nach sich. Die Existenz von Akteuren, die unfreiwillig arbeitslos 
sind (oder einen unangenehmeren Arbeitsplatz als B haben) folgt aus der strikten 
Ungleichung v(w) >z: Wenn sich B einer Beschäftigungsrente erfreut, muß es 
einen anderen, ansonsten identischen Akteur C geben, der willens wäre, B's Ar- 
beitsplatz zum aktuellen oder sogar zu einem niedrigeren Lohn zu übernehmen. 
Sollte weiterhin C gegenüber A versprechen, für einen niedrigeren Lohn genauso 
hart wie B zu arbeiten, wird A dem Angebot zurecht keinen Glauben schenken 
und daher ablehnen. Der Grund dafür ist, daß, abgesehen von ihrem Beschäfti- 
gungsstatus, B und C gleich sind, daß A genau weiß, wieviel Leistung er für eine 
gegebene Beschäftigungsrente erwarten kann und schon einen kostenminimieren- 
den Lohn gewählt hat. Akteur C ist daher im Gleichgewicht unfreiwillig arbeits- 
los, so daß A's Drohung, B zu ersetzen, glaubwürdig ist. . 

Modelle, in denen Märkte nicht geräumt werden, sind traditionell als Ungleichge- 
wichtstheorien aufgefaßt worden (vgl. etwa Benassy 1982). Im Modell eines um- 
kämpften Tauschs sind nichträumende Märkte allerdings charakteristisch für das 
in Standardform definierte Konkurrenzgleichgewicht: Kein Akteur ist in der Lage, 
seine oder ihre Position mittels einer Variablen, über die er oder sie verfügen 
kann, zu verbessern. ArbeitgeberInnen haben kein Interesse, den angebotenen 
Lohn zu verändern, beschäftigte ArbeiterInnen haben kein Interesse, das gebotene 
Leistungsniveau zu verändern, und die ArbeiterInnen, die einen Job suchen, kön- 
nen nichts weiter tun, als auf ein Angebot zum Gleichgewichtslohn zu warten. Die 
Macht der Arbeitgeber hängt daher mit ihrer günstigen Position in einem nicht- 
räumenden Markt zusammen. Wir sagen, daß der Arbeitgeber A, der jedes ge- 
wünschte Quantum an Arbeitskraft kaufen kann und daher nicht mengenrestrin- 
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giert ist, sich auf der kurzen Seite des Marktes befindet. Wo ein Überschußangebot 
existiert - wie auf Arbeitsmärkten - ist die Nachfrageseite die kurze, und umge- 
kehrt, Anbieter von Arbeitskraft finden sich auf der langen Seite des Markts. 
Wenn kontingente Erneuerung eingesetzt wird und die institutionelle Umgebung 
so gestaltet ist, daß die Sanktionsdrohung durch den Akteur auf der kurzen Seite 
dessen Interessen dient, gilt das Prinzip der Short-side-Macht: Akteure auf der 
kurzen Seite des Marktes haben Macht über Akteure auf der langen Seite, mit 
denen sie Transaktionen tätigen. Es gibt auf der langen Seite zwei Typen von Ak- 
teuren: Solche wie B, denen es gelingt, eine ArbeitgeberIn zu finden und die daher 
eine Rente erhalten, die sie darauf festlegt, die Autorität der Arbeitgeberln zu ak- 
zeptieren, und solche wie C, denen eine Transaktion nicht gelingt und die daher 
aus dem Markt herausrationiert werden. Wir werden Akteure wie B manchmal als 
Long-side-Transakteure bezeichnen, solche wie C als mengenrestringiert. 

Drei Aspekte dieses Resultats verdienen Aufmerksamkeit. Erstens mag es schei- 
nen, als ob A eine Präferenz für Macht zum Ausdruck gebracht hätte und einfach 
einiges an Geld - die Durchsetzungsrente - ausgegeben hat, um sie zu erhal- 
ten.Doch obwohl reale ArbeitgeberInnen so handeln mögen, ist dies für unser Er- 
gebnis keineswegs notwendig: A ist in unserem Modell indifferent gegen das We- 
sen des Autoritätsverhältnisses per se und maximiert einfach Profite. Zweitens 
könnte vermutet werden, daß A die Arbeitslosigkeit, die für die Aufrechterhaltung 
der Short-side-Macht notwendig ist, absichtlich erzeugt hat. Zwar hat die Profit- 
maximierungsstrategie der ArbeitgeberIn, wenn sie von allen andern übernommen 
wird, zum Ergebnis, daß es arbeitslose ArbeiterInnen gibt und daß andere Regeln, 
den Lohn festzusetzen, nicht zu Arbeitslosigkeit führen würden. Aber wir sind da- 
von ausgegangen, daß die ArbeitgeberIn die Höhe der Arbeitslosigkeit, die in die 
Bestimmung der Rückfallposition z eingeht, als exogen behandelt aus dem einfa- 
chen Grund, daß keine Arbeitgeberln als Einzelne das Niveau der aggregierten 
Arbeitslosigkeit festlegen kann. Drittens könnte argumentiert werden, daß B 
Macht über A hat, wenn nicht in unserem formalen Sinne, dann in der Form, daß 
B die Fähigkeit hat, A eine Beschäftigungsrente abzuverlangen, die über dem Be- 
trag liegt, der nötig ist, damit B die Transaktion eingeht. Aber B's Vorteil rührt 
nicht von B’'s Macht im Sinne einer Fähigkeit her, die strategisch ausgeübt werden 
kann, um die eigenen Interessen zu fördern. Dies wird einsichtig, wenn beachtet 
wird, daß A’s Macht, B zu entlassen, eine glaubwürdige Drohung darstellt, wäh- 
rend B keinerlei glaubwürdige Drohung aufstellen kann. Anstatt die Tatsache, daß 
B einen höheren als den Vorbehaltsiohn erhält, »B’s Macht über A« zuzuschrei- 
ben, ist es besser zu sagen, daß die Beschäftigungsrente B’s Autonomie entspringt, 
d.h. aus der Unfähigkeit A’s, B’s Leistungsniveau kostenlos zu bestimmen. Die 
Rente ist ein Kostenfaktor der Machtausübung von A über B. Wir können diese 
Ergebnisse in Form zweier Thesen zusammenfassen: 

These 1 (Short-side Macht): Ein Konkurrenzgleichgewicht eines Systems um- 
kämpften Tauschs kann AkteurInnen auf der kurzen Seite nichträumender Märkte 
Macht zuordnen. 
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These 2 (Politik der Produktion) Personen mit Entscheidungsautorität in kapitali- 
stischen Firmen besetzen Positionen auf der kurzen Seite des Arbeitsmarktes und 
üben Macht über die Beschäftigten aus. 

Wir wollen diese Ergebnisse nicht zu hoch hängen. Zunächst entspringt nicht je- 
dem umkämpften Tausch Short-side Macht. Wir haben einen wichtigen Fall des 
umkämpften Tauschs analysiert, bei dem Strategien kontingenter Erneuerung als 
endogener Durchsetzungsmechanismus von Akteuren auf der einen Seite des 
Marktes verwendet werden, bei dem die Akteure auf der kurzen Marktseite die 
strategische Position eines Spielführers in einem Stackelberg-Spiel innehaben und 
damit ihre vorteilhafte kurzseitige Position ausnutzen. Es kann aber andere wich- 
tige Fälle geben, in denen unsere hinreichende Bedingung für Machtausübung 
nicht eintritt. Dort etwa, wo überhaupt keine kostenlos durchsetzbaren Verträge 
geschrieben werden können, können sich beide Seiten auf endogene Durchset- 
zungsmechanismen einlassen, beide können Durchsetzungsrenten erhalten und 
beide können daher ihre Interessen effektiv verfolgen, indem sie der jeweils ande- 
ren Seite mit Sanktionen drohen. Ein Beispiel für ein derart bilaterales Machtver- 
hältnis ist eine Situation, in der eine ArbeitgeberIn mit einer Gruppe organisierter 
ArbeiterInnen konfrontiert ist und die Kosten, eine ArbeiterIn zu ersetzen, hoch 
sind. Wenn weiterhin eine der kontingenten Erneuerung überlegene Durchset- 
zungsstrategie vorhanden ist, können Märkte geräumt werden und die kurze 
Marktseite kann vollständig aufgelöst werden. Wir haben darauf hingewiesen, daß 
drakonische körperliche Strafen oder Stachanow’sche Arbeitsnormen auf Ar- 
beitsmärkten hypothetisch zu diesem Resultat führen könnten. Wir werden zeigen, 
daß, etwas näher an der Wirklichkeit, der Einsatz von Hypotheken auf Kapital- 
märkten zu diesem Ergebnis führen kann, wenn die Kreditnehmer hinreichend 
reich und nicht übermäßig risikoscheu sind. Schließlich kann das Potential für 
Short-side Macht vorhanden sein, ohne daß die Akteure die strategische Fähigkeit 
hätten, die Handlungen der Akteure auf der langen Seite durch die Drohung mit 
Nichterneuerung zu beeinflussen. Zweitens haben wir zwar Macht in der Ökono- 
mie verortet, aber nicht gezeigt, daß die Ausübung dieser Macht gesellschaftliche 
Konsequenzen hat. Tatsächlich ist es nicht undenkbar, daß zwar Akteure auf der 
kurzen Seite des Arbeitsmarkts Macht über Tauschende auf der langen Seite aus- 
üben, es aber keine möglichen alternativen Arrangements gibt, die bessere Aus- 
wirkungen hätten. Ökonomische Macht demokratisch zur Rechenschaft zu ziehen 
ist nur dann ein wichtiges poliüisches Projekt, wenn die Machtausübung gesell- 
schaftliche Konsequenzen hat. Obwohl es keineswegs trivial ist, diesen Punkt zu 
beweisen, denken wir, daß die Macht der kurzseitigen Marktakteure sowohl in 
moralischem wie politischem Sinn einen Unterschied macht und sind den Folgen 
für die Frage der demokratischen Rechenschaftspflicht nachgegangen (Bowles/ 
Gintis 1983; Gintis 1989a und b, 1990). 

Wir können zwei weniger offensichtliche Ergebnisse aus dem Modell des um- 
kämpften Tauschs in Arbeitsprozeß und Arbeitsmarkt gewinnen. Das erste betrifft 
Milton Friedmans Behauptung, daß Arbeitsmarktdiskriminierung und Konkur- 
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renzgleichgewicht unvereinbar seien. Im Bezugsrahmen des umkämpften Tauschs 
können diskrimierende Einstellungspraktiken eine Gleichgewichtsstrategie der 
Arbeitgeber sein: Gleichen ArbeiterInnen unterschiedliche Löhne zu zahlen (etwa 
nach rassischen Attributen) kann profitabel sein, wenn es zu Rassentrennungen 
beiträgt, die die Kooperation unter ArbeiterInnen schwieriger macht und daher die 
Kosten reduziert, wenn es darum geht, in der Belegschaft jene zu identifizieren 
und zu entlassen, die nicht arbeiten. Da alle ArbeiterInnnen Löhne oberhalb ihres’ 
Vorbehaltslohns erhalten, ist es möglich, daß einige niedrigere Löhne erhalten, 
was im Walras-Modell durch Arbeitsverweigerung der schlechter bezahlten Ar- 
beiterInnen ausgeschlossen wäre. Wenn wir die höherbezahlten Positionen als 
primäre Arbeitsplätze kennzeichen, auf die eine ethnische Gruppe rekrutiert wird 
und als sekundäre Arbeitsplätze die schlechter bezahlten Positionen für die andere 
Gruppe, enthält der Arbeitsmarkt neben Beschäftigten und Arbeitslosen die neue 
Kategorie der Arbeitsplatzrestringierten ArbeiterInnen: Akteure, die in einer Ar- 
beitsplatzkategorie beschäftigt sein können, aber von einer anderen Kategorie, für 
die sie qualifiziert sind, ausgeschlossen sind, Eine Arbeiterin, die diskriminiert 
wird und in einer sekundären Position beschäftigt ist, ist daher arbeitsplatzresitrin- 
giert in dem Sinne, daß sie, auf der langen Seite des Marktes, zwar einen Arbeits- 
vertrag hat (d.h. eine Akteurin vom Typ B ist), der auf dem sekundären Markt gilt, 
aber keinen Vertrag für den primären Arbeitsmarkt (d.h. eine Akteurin vom Typ 
©). 

Offensichtlich ist für diese Argumentation die Effizienz der Kooperation unter den 
ArbeiterInnen entscheidend. Aber wie könnte der Zusammenhalt der ArbeiterInn- 
nen diesen auf Kosten der ArbeitgeberInnen nützen? Ganz offensichtlich könnte 
eine vereinte Belegschaft mit Streik drohen, wenn auch nur eine ArbeiterIn entlas- 
sen wird. Natürlich könnten unter Konkurrenzbedingungen die streikenden Ar- 
beiterInnen ersetzt werden, aber Suche, Reknutierung und Ausbildungskosten ei- 
ner ganzen Belegschaft könnten Entlassungen mit Ausnahme der widerspenstig- 
sten Müßiggänger verhindern. Wenn rassendiskriminierende Einstellungsprakti- 
ken den Zusammenhalt der ArbeiterInnen erschweren und wenn sie nicht aus an- 
derweitigen Gründen Kosten nach sich ziehen, werden sie eine Gleichgewichts- 
strategie für die Arbeitgebern sein, die im Stackelberg-Spiel als erste ein Design 
von Lohn- und Arbeitsbedingungen festlegt, das rassische Ungleichheit zum Ziel 
hat und dieses Paket als Friß-oder-stirb-Angebot den künftigen Beschäftigten of- 
ferieren wird. 

Steigender Zusammenhalt in der Belegschaft wird formell die Wahrscheinlichkeit 
p, nicht entlassen zu werden, erhöhen, wenn beobachtet wird, daß eine Person 
nicht die Standardleistung bringt. Dies wiederum wird im Effekt das bei jedem 
Lohnsatz gebotene optimale Leistungsniveau reduzieren, woraus sich, wie in 
Schema 6, eine abwärts gerichtete Rotation der Arbeitsextraktionsfunktion um den 
Punkt (w‘,e‘) ergibt. Das Ergebnis ist notwendigermaßen ein Absinken von e/w, 
d.h. ein Anstieg der Arbeitskosten pro Einheit effektiv geleisteter Arbeit. Eine 
analoge Abwärtsbewegung der Extraktionsfunktion kann stattfinden, wenn der 
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Zusammenhalt der Belegschaft die Entdeckung der Nicht Arbeitenden schwieriger 
oder teurer macht, etwa indem die ArbeiterInnen sich weigern, mit dem Überwa- 
chungssystem der ArbeitgeberIn zu kooperieren und falsche Berichte über die Ar- 
beitsaktivität von Kolleginnen abliefern, usw. Wir haben nun: 

These 3 (Teile und herrsche): Das Konkurrenzgleichgewicht eines umkämpften 
Tauschs kann Rassen-, Geschlechter- und andere Formen der Arbeitsmarktdis- 
kriminierung unter ansonsten gleichen ArbeiterInnen aufweisen. 


Extraktionsfunktion mit 
Kontrolltechnologien 


Leistungs- 
niveau Extraktionsfunktion bei 
Zusammenhalt der 


Belegschaft 


a “ Reallohn m 


Schema 6: Auswirkungen des Zusammenhalts in der Belegschaft und der Kontrolltechnologien auf das 
Gleichgewicht der Arbeitsextraktion (a, b und c sind die Gleichgewichte, die den drei Extraktionsfunk- 
tionen zugehören). 


Es sollte festgehalten werden, daß These 3 auf dem konstitutiven wie auf dem 
umkämpften Charakter des Austauschprozesses beruht: Die Struktur von Löhnen 
bietet eine Grundlage für solidarische wie antagonistische Gefühle. Unser letztes 
Resultat zum Arbeitsmarkt betrifft die gesellschaftliche Bestimmmung der Tech- 
nologie, was auch als Formierung der Produktivkräfte durch die gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnisse bezeichnet werden kann. Das Produktionssystem, das aus 
unserem Modell folgt, enthält eine Produktionsfunktion, die die Transformation 
von Inputs in Outputs beschreibt und eine Arbeitsextraktionsfunktion, die be- 
schreibt, wie die Firma Arbeit von den Beschäftigten abverlangt, deren Zeit sie 
auf dem Arbeitsmarkt eingekauft hat. Bisher haben wir angenommen, daß die 
Wahl der Technologien, die die Produktionsfunktion bestimmen, nichts mit der 
endogenen Anspruchsdurchsetzung zu tun hat, die dem Arbeitsmarkt entspringt. 
Aber Technologien unterscheiden sich beträchtlich in ihrem Einfluß auf das 
Durchsetzungsproblem der ArbeitgeberInnen. Einige, wie das Fließband, compu- 
terisierte Point-of-sale-Terminals oder zentralisierte Textverarbeitungssysteme, 
machen die Entdeckung einer nachlässigen ArbeiterIn durch eine NichtarbeiterIn 
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relativ einfach, während andere, wie Methoden der Teamproduktion, den Produk- 
tionsprozeß für Außenstehende um einiges undurchsichtiger machen. 

Daher wird die Technikwahl die Kontrollkosten des Arbeitsprozeßes beeinflussen, 
sowie für jedes gegebene Kostenniveau die Wahrscheinlichkeit, daß nicht arbei- 
tende Beschäftigte entdeckt werden. Formell kann die Wahl einer Technologie, 
die einen leicht zu kontrollierenden Produktionsprozeß ergibt, als eine Aufwärts- 
rotation der Arbeitsextraktionsfunktion dargestellt werden (Schema 6). Das Er- 
gebnis ist eine Ersparnis von Kosten der Extraktion der Arbeit aus der Arbeits- 
kraft, die in der Technik wahlentscheidung mit den möglicherweise höheren Pro- 
duktionskosten der neuen Technologie verglichen werden wird, die von ihrer 
vielleicht geringeren Effizienz bei der Transformation von Inputs in Outputs her- 
rühren. Daher determiniert die Effizienz einer Technologie bei der Transformation 
von Inputs in Outputs nicht den Verlauf des technischen Wandels und die Tech- 
nikwahl kann ineffizient sein in der Form, daß Produktionssysteme gewählt wer- 
den aufgrund ihrer Kapazität, den Arbeitsprozeß zu überwachen, trotz ihrer relati- 
ven Ineffizienz bei der Produktion von Gütern und Dienstleistungen. Wir können 
daher behaupten: 

These 4 (Kapitalistische Technologie): Bei endogener Anspruchsdurchsetzung 
wird die profitmaximierende Wahl der Produktionstechnologien getroffen im Licht 
sowohl der Effizienz, mit der Technologien Inputs in Outputs transformieren, wie 
auch ihrer Effizienz bei der Durchsetzung umkämpfter Ansprüche. Die sich dar- 
aus ergebenden Technologien werden zwar kostenminimierend sein, aber im all- 
gemeinen nicht effizient. 

Daher werden die verwendeten Technologien (und möglicherweise technologi- 
sche Forschung) durch die Struktur der gegebenen Durchsetzungsbedingungen 
und -instrumente beeinflußt. Weil diese in beachtlichem Maß durch die gesell- 
schaftlichen Institutionen bestimmt werden, die, angefangen bei den bürgerlichen 
Freiheiten bis hin zum Konkursrecht, allen unterliegen, können wir von diesen In- 
stitutionen und von den Produktionsverhältnissen einen besonderen Einfluß auf 
die Technikwahl erwarten und dies auf eine Weise, die mit den Standardargu- 
menten über Preise und Einkommenseffekte nichts zu tun hat. Der Begriff der 
Short-side Macht ist der Schlüssel zur Klärung des Verhältnisses zwischen der 
Kontrolle über ökonomische Ressourcen und der Kommandomacht über Men- 
schen. Wir haben dies oben provisorisch als Macht im Tausch bezeichnet. Aber 
bisher haben wir keinen Grund dafür geliefert, warum diese Macht mit der Verfü- 
gung über Eigentum verknüpft ist. Um das Verhältnis von Reichtum und Macht 
zu klären, müssen wir einen anderen umkämpften Tausch ins Auge zu fassen: den 
Kapitalmarkt. 


6. Reichtum und Macht 


Worin besteht die Verknüpfung zwischen dem Besitz von Reichtum und der Aus- 
übung ökonomischer Macht? Wie wir gesehen haben, impliziert das Walras-Mo- 
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dell, daß den Inhabern von Eigentumsrechten qua Austauschprozeß keine anderen 
Vorteile zukommen als größere Konsummöglichkeiten, mehr Freizeit oder die Fä- 
higkeit, zu vererben, allesamt ermöglicht durch den Wert und nach Maßgabe des 
jeweiligen Eigentums; die Macht des Reichtums ist Kaufkraft. Wo jedoch An- 
sprüche endogen durchgeseizt werden, ist die Verbindung von Reichtum und 
Macht ausgedehnter und zugleich vermittelter. 

Auf welcher der beiden Seiten von Märkten, der langen oder der kurzen, die Ak- 
teure plaziert werden und wo sie daher ihren Ort in den ökonomischen Machtver- 
hältnissen haben, sowie ihre Spaltung in einen Teil, dem auf der langen Seite 
Transaktionen gelingen und einen Teil, dem dies nicht gelingt, steht oft (aber nicht 
immer) in Bezug zum Eigentum. Der Grund dafür ist kein anderer als folgender: 
Die Kapitalmärkte sind gleichermaßen Arenen des umkämpften Tauschs wie die 
Arbeitsmärkte. 

Gegen einen Geldbetrag, den er heute vom Kreditgeber A erhält, stimmt Kredit- 
nehmer B vertraglich zu, die Anleihe zusammen mit einem spezifizierten Schul- 
dendienst zu einen bestimmten Zeitpunkt zurückzuzahlen. Dieses Versprechen ist 
‚allerdings nur dann zwangsweise einlösbar, wenn B zum vereinbarten Rückzah- 
lungstermin solvent ist. Das Versprechen des Kreditnehmers, solvent zu bleiben, 
ist genauso wenig exogen einlösbar wie das Versprechen des Beschäftigten, eine 
bestimmte Qualität der geleisteten Arbeit einzuhalten. Und ebenso wie der Arbei- 
ter im allgemeinen nicht so hart zu arbeiten wünscht, wie es profitmaximierend 
für den Arbeitgeber wäre, wird der Kreditnehmer für gewöhnlich den Reiz verspü- 
ren, ein größeres Risiko der Insolvenz einzugehen als es vom Standpunkt des 
Kreditgebers optimal wäre. 

Die Parallele von Kredit- und Arbeitsmarkt kann noch verlängert werden. Ge- 
nauso wie der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, das vom Arbeiter bei fehlender 
Sanktionsdrohung gebotene Leistungsniveau zu akzeptieren, kann der Kreditgeber 
Anreize verwenden, die den Kreditnehmer, der spontan anders handeln würde, zu 
einem günstigeren Verhalten bringen sollen. Im allgemeinen wird es im Interesse 
des Kreditgebers sein, dies zu tun, da es, was die Risikowahl anbelangt, einen evi- 
denten Interessenkonflikt zwischen ihm und dem Kreditnehmer gibt: Die Profite 
aus einer hochriskanten, aber vielversprechenden Investitionsstrategie kommen 
dem Kreditnehmer zu, während die Kosten einer solchen Strategie - eine erhöhte 
Wahrscheinlichkeit des Bankrotts - durch den Kreditgeber getragen werden. 

Wenn es möglich wäre, die Wahl der Kreditnehmers unter unterschiedlich ris- 
kanten und ertragversprechenden Investitionsprojekten vertraglich zu spezifizie- 
ren und durch eine dritte Partei durchzusetzen, würde der Tausch zwischen Kre- 
ditgeber und Kreditnehmer nicht zu endogener Vertragsdurchsetzung führen. Aber 
dies ist nicht der Fall. Nicht nur sind die Handlungsweisen des Kreditnehmers zu 
subtil, um Gegenstand effektiver vertraglicher Spezifikationen sein zu können, 
auch die Strafen, die einem risikofreudigen Kreditnehmer möglicherweise aufer- 
legt werden können, sind durch die vom Kreditnehmer offengelegten Guthaben 
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begrenzt, die normalerweise nur einen kleinen Teil der Gesamtinvestition ausma- 
chen. 

Die Notwendigkeit endogener Anspruchsdurchsetzung vorausgesetzt, kann kon- 
tfingente Erneuerung eine effektive Strategie auf dem Kapitalmarkt sein, wobei 
Kreditgeberin A der Kreditnehmerin B die fortlaufende Gewährung von Krediten 
verspricht, solange B ihren laufenden Verpflichtungen nachkommt und ein um- 
sichtiges Geschäftsgebaren an den Tag legt. Aber kontingente Erneuerung ist auf 
Kapitalmärkten weniger effektiv als auf Arbeitsmärkten. Zunächst sind die Sum- 
men, um die es bei einem typischen Geschäftskredit geht (und daher die Kosten, 
die eine Kreditgeberin bei der Wahl einer zu riskanten Investition durch die Kre- 
ditnehmerin zu tragen hat) um einige Größenordnungen höher als der Schaden, 
den eine Arbeiterin normalerweise der Firma zufügen kann, indem sie sich einen 
lockeren Lenz macht. Zweitens haben potentielle Kreditnehmerinnen viel durch 
falsche Darstellung ihrer Investitionsmöglichkeiten zu gewinnen, da deren Ent- 
deckung allgemein schwierig ist und jedenfalls erst geschieht, nachdem die Kre- 
ditnehmerin möglicherweise beträchtliche Gewinne gemacht und die Kreditgebe- 
rin Verluste erlitten hat. Zum Beispiel muß ein Investitionsprojekt nicht unbedingt 
einen positiven Ertrag versprechen, um für eine Kreditnehmerin, die nur kontin- 
genter Erneuerung unterliegt, attraktiv zu sein, da, abgesehen von Reputationsef- 
fekten, es die Kreditgeberin ist, die sämtliche Kosten des Scheiterns trägt. Arbei- 
terinnen haben im entsprechenden Fall dagegen weniger zu gewinnen, da sie rasch 
entdeckt und entlassen werden können. 

Dem Kreditgeber steht allerdings noch eine andere Durchsetzungsstrategie zur 
Verfügung: vom Kreditnehmer die Hinterlegung von Ausfalihypotheken zu ver- 
langen. Da diese Hypotheken im Falle der Insolvenz des Kreditnehmers verloren 
sind, ist die zum Risiko verführende Interesseninkompatibilität von Kreditnehmer 
und Kreditgeber wie auch das Problem negativer Selektion beträchtlich abgemil- 
dert: Ein hoch mit Hypotheken belasteter Kreditnehmer hat Interessen, die eher 
denen des Kreditgebers ähneln und wenig Anreiz, in hochriskante Projekte zu in- 
vestieren. Aber Hypotheken müssen ihrer Natur nach den Reichtum des Kredit- 
nehmers umfassen und können (außer durch Betrug) nicht wiederum geborgt sein, 
ohne den Durchsetzungseffekt der Hypothekenforderung zu unterminieren. 

Die zu beobachtende Beziehung zwischen Reichtum und Kommandomacht in ei- 
ner kapitalistischen Ökonomie rührt somit von der Tatsache her, daß nur jene, die 
Reichtum besitzen, Hypotheken hinterlegen können. Die Reichen sind so in einer 
vorteilhaften Position, wenn es darum geht, Angebote zu machen, die die Inkom- 
patibilität der Handlungsanreize reduzieren. Im nächsten Abschnitt werden wir 
diesen Punkt mit einem einfachen Modell illustrieren. 


7. Endogene Durchsetzung auf Kapitalmärkten 


Aufgrund des umkämpften Charakters von Tauschprozessen auf Kapitalmärkten 
überrascht es nicht, daß unser Modell eine starke Ähnlichkeit mit dem Modell der 
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Stackelberg-Eröffnung auf Arbeitsmärkten hat, doch die Bedeutung, die den Hy- 
. potheken zukommt, unterscheidet den Kapitalmarkt davon in mehreren Aspekten. 
Nehmen wir an, der Kreditnehmer wähle unter Investitionsprojekten unterschied- 
licher Risikoniveaus als Reaktion auf eine bestimmte Höhe von Zinsen und Hy- 
potheken, die der Kreditgeber fordert, und dieser lege den Zinssatz und den Um- 
fang der Hypotheken fest. Die Reaktionsfunktion des Kreditnehmers - der Risiko- 
grad als Reaktion auf Zinssatz und Hypothekenforderung - wird dann als con- 
siraint in das Maximierungsproblem des Kreditgebers eingehen. Der Kreditgeber 
wird diejenige Zinsrate und Hypothekenforderung festlegen, die seinen erwarteten 
Gewinn aus der Transaktion maximieren und diese Bedingungen dem Kreditneh- 
mer offerieren. Die Konkurrenz unter den Kreditnehmern stellt dann sicher, daß 
alle Kredite denselben risikoangepaßten Rücklaufertrag haben - denselben zu er- 
wartenden Gewinn, vorausgesetzt, die Kreditgeber seien risikoneutral. 

Wie wir sehen werden, hat, außer wenn die Kreditnehmer selbst reich sind, dieses 
Modell ein dem Arbeitsmarkt ähnliches Gleichgewicht: Kreditgeber offerieren ei- 
nigen Kreditnehmern günstige Bedingungen und verwenden die Drohung der 
Nichterneuerung des Kredits, um ordentliches Investitionsverhalten zu erzwingen, 
während ansonsten gleiche Kreditnehmer abgewiesen werden. Wenn jedoch Kre- 
ditnehmer hinreichend reich sind, werden die Kreditgeber ihre Hypothekenforde- 
rungen erhöhen und die Durchsetzungsrenten bis auf den Punkt senken, wo der 
Tausch den Aspekt kontingenter Erneuerung verlieren kann. In diesem letzteren 
Fall haben Kreditgeber keine Short-side Macht über Kreditnehmer, aber da die 
Kreditnehmer selbst reich sind, bleibt die von uns behauptete Verknüpfung von 
Reichtum und Macht (in diesem Fall die des reichen Kreditnehmers über Produk- 
tion und Investition im Unternehmen) bestehen. Im gegenteiligen Fall, wenn die 
Kreditnehmer nicht reich sind, werden Hypotheken keine bedeutende Rolle spie- 
len und kontingente Erneuerung wird der wesentliche endogene Durchsetzungs- 
mechanismus sein. In diesem Falle spiegeln die Resultate des Kapitalmarkts die 
des Arbeitsmarkts wider, die (nicht vermögenden) Kreditnehmer erscheinen nun 
als Manager, die eine Position auf der langen Seite einnehmen, wo ihnen der Kre- 
ditgeber auf der kurzen Seite Bedingungen diktiert. Zum Zwecke der Veralige- 
meinerung werden wir für den Rest dieses Abschnitts voraussetzen, daß in der 
Realität kontingente Erneuerung und Hypothekenforderung zusammen auftreten. 
Wir nehmen an, daß die Kreditgeber risikoneutral sind und vollständige Informa- 
tionen haben, was die Aktivposten der potentiellen Kreditnehmer und deren zu 
erwartender Gewinn bei jedem verfügbaren Investitionsprojekt ist und daß die 
Kredite festverzinst sind, so daß alle Profite dem Kreditnehmer zustehen. Wir un- 
terstellen weiterhin, daß alle Kreditnehmer privilegierten Zugang zu bestimmten 
Informationen haben und/oder über spezifische Fähigkeiten verfügen, wodurch 
sie, und nicht die Kreditgeber, in der Lage sind, eine Investitionsmöglichkeit aus- 
zunutzen. Nehmen wir an, daB ein potentieller Kreditnehmer - einer von vielen, 
die einen Kredit auf einem umkämpften Kapitalmarkt suchen - über eine Reihe 
von Investitionsmöglichkeiten verfügt, die sich in der Höhe des jeweiligen Risikos 
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unterscheiden. Wenn (der Einfachheit halber) alle Projekte die gleiche Zeitspanne 
und die Einlage von 1 (Dollar) erfordem, beträgt am Beginn der nächsten Periode 
der Gewinn r(f), wobei r die Gewinnrate des Projekts und f, das Maß des Risikos, 
die Wahrscheinlichkeit ist, daß das Projekt scheitert. Bei riskanteren Projekten 
sind höhere Gewinne möglich, so daß dr/df > ©. Wenn das Projekt nicht erfolg- 
reich ist, fließt kein Gewinn zurück und die ursprünglichen Einlagen sind verlo- 
ren. Nehmen wir weiter an, daß für den Kredit Hypotheken im Wert von k hinter- 
legt werden, die dem Kreditnehmer im Falle des Bankrotis verloren gehen und ihn 
auch mit Opportunitätskosten belasten, da sie an ein Projekt gebunden sind und 
somit nicht für andere Projekte oder unvorhergesehene Kontingenzen zur Verfü- 
° gung stehen. 

Betrachten wir den Fall eines einzelnen Kreditgebers, der sich einem Kredimeh- 
mer gegenübersieht. Beide sind zwei von vielen, die unter Konkurrenzbedingun- 
gen operieren, Nehmen wir an, ein Kredit werde zum Zinssatz i angeboten, vor- 
ausgesetzt, der Kreditnehmer hinterlege Hypotheken im Wert von k. Der Kredit- 
geber verspricht dem Nehmer, daß der Kredit fortlaufend wiederholt werden 
könne, solange zurückbezahlt wird. Wie der Arbeiter, der ein bestimmtes Lei- 
stungsniveau wählt, um den Wert des Jobs zu maximieren, wird der Kreditnehmer 
dann den Risikograd des Projekst wählen, um den aktuellen Wert seiner Aktiva v 
zu maximieren, der sich im umgekehrten Verhältnis zum Zinssatz ändern wird. 
Die Macht des Kreditgebers über den Kreditnehmer basiert auf dem Umstand, daß 
dieser zwei Arten von Verlusten ausgesetzt ist: dem Verlust der Hypothek und der 
Nichterneuerung des Kredits. Näher betrachtet ist der aktuelle Wert seines Gutha- 
bens, sollte kein Kreditvertrag zustande kommen, &‘, die Vorbehaltsposition des 
Kreditnehmers: Wenn v <k’, wird der Kreditnehmer den Kredit ablehnen. Wenn v 
> k‘, wird er das Angebot akzeptieren. Die Durchsetzungsrente, die mit dem Kre- 
dit verbunden ist, ist die Differenz zwischen dem Wert des verfügbaren Guthabens 
mit dem Kredit, v, und der Rückfallposition e, d.i. dem Wert des Guthabens des 
Kreditnehmers, falls der Kredit zwar zustandekommen, das Projekt aber scheitern 
und damit die Hypothek & verloren sein sollte. Es wird einen Zinssatz i’ geben, der 
so hoch ist, daß v gleich X’, dem minimalen aktuellen Betrag, der nötig ist, um den 
Kreditnehmer dazu zu veranlassen, die Hypothek & zu hinterlegen und den Kredit 
zu akzeptieren. Wenn ein Zinssatz i < i’ offeriert wird, bezeichnen wir die Diffe- 
renz i - i’ als kontingente Erneuerungsprämie, denn nur wenn i kleiner i, wird der 
Kreditnehmer den Anreiz haben, sich der Erneuerung des Tauschverhältnisses zu 
vergewissern. (Die kontingente Erneuerungsprämie ist offensichtlich analog zu 
der Differenz zwischen dem Lohn w und dem Vorbehaltslohn w‘, im Arbeits- 
marktmodell.) Bei einem Zinssatz von i’ gibt es keine kontingente Emeuerungs- 
rente und die Durchsetzungsrente ist gleich der Hypothek &, die der Kreditnehmer 
im Falle des Scheiterns verliert. Der Kreditgeber, der die Optionen des Kredit- 
nehmers kennt, kann somit die Wahrscheinlichkeitskurve einer Fehlinvestition 
seitens des Kreditnehmers festlegen, die gleichzeitig dessen optimale Reaktions- 
funktion f=ffi,k) ist, analog zur Extraktionsfunktion des Arbeiters: Der Kredit- 


42 Samuel Bowles, Herbert Gintis 


nehmer wählt f um v zu maximieren, was bei gegebenen k und i die Funktion 
feflü,k) ergibt. Allgemein gilt: Je höher der von der Bank verlangte Zinssatz, desto 
geringer sind für den Kreditnehmer der Wert des Projekts und die Durchsetzungs- 
rente und desto größer die Wahrscheinlichkeit einer Fehlinvestition. Daher ist 
dfldi > 0. 

Der Einfachheit halber nehmen wir an, daß der Kreditnehmer einen festen Kapi- 
talbetrag & in das Projekt investieren kann. Eine allgemeinere Diskussion würde 
eine Analyse des Gleichgewichtsniveaus von & mit einbeziehen, Bei gegebenem k, 
und nach Maßgabe der Reaktionsfunktion des Kreditnehmers, wird der Kreditge- 
ber den Zinssatz i wählen, um den erwarteten Rücklaufertrag i® zu maximieren. Er 
wird den aus einem hohen Zinssatz zu erlangenden Ertrag gegen die daraus resul- 
tierende niedrigere Rückzahlungswahrscheinlichkeit abwägen. Dieses Maximie- 
rungsproblem, das der ersten Gleichung der Optimierungsbedingungen des Kre- 
ditgebers entspricht, wird in Schema 7 illustriert. 


Reaktionsfunktion 
des Kreditnehmers 


Verlust- 
wahrschein- 
lichkeit 


Kreditgeber- 
funktion 


Zinssatz 
Schema 7: Optimaler Zinssatz des Kreditgebers 


Die nach rechts geneigte Hyperbel i® = i®y gehört zu den Indifferenzkurven, die 
dem Kreditgeber identische zu erwartende Gewinnraten gewähren. Das Optimum 
des Kreditgebers liegt dort, wo die Reaktionsfunktion des Kreditnehmers eine die- 
ser Indifferenzkurven tangiert. Die resultierende Gleichgewichtskonfiguration (i z 
f ) wird bei unserer Annahme, daß die Kreditnehmer nur einen begrenzten Betrag 
k an Hypotheken deponieren, einen optimalen Zinssatz i ergeben, der kleiner ist 
als :’, woraus sich eine positive Durchsetzungsrente ergibt, die sich aus zwei Ele- 
menten zusammensetzt: v-k‘, d.h. den gegenwärtigen Aktivposten, die der 
Zinsprämie i* < i’ entsprechen, und k, der Hypothek des Kreditnehmers. Zwei Ei- 
genschaften des Gleichgewichts mögen beachtenswert sein. Zunächst, da ii" <i, 
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kann der Kreditgeber mit Nichterneuerung drohen, um das Verhalten des Kredit- 
nehmers zu sanktionieren. Tatsächlich impliziert die positive Durchsetzungsrente, 
die i* <i’ entstammt, die Existenz kapitalrestringierter Akteure (analog zu den Ar- 
beitslosen), die es vorziehen würden, zum Zinssatz i Kredit aufzunehmen, es 
aber nicht können, Daher ist die Drohung des Kreditgebers, die Geschäftsbezie- 
hung mit dem Kreditnehmer zu beenden, glaubwürdig. Weiterhin ist f <f, also 
hat der Kreditnehmer eine für den Kreditgeber günstige Verhaltensweise gewählt, 
was er ohne die Drohung kontingenter Erneuerung nicht getan hätte. 

Nehmen wir nun einen Kreditgeber A, der sich zwei Typen von Kreditnehmern, B 
und C, gegenübersieht, die die Fähigkeit haben, gleichwertige Investitionen zu tä- 
‚tigen, aber sich bei der Höhe der Hypothek unterscheiden, die sie kostenlos depo- 
nieren können, wobei die B's reicher sind als die C's, d.h. k’g > k‘c. Die Differenz 
in der Hypothekenhöhe wird in unterschiedliche Reaktionsfunktionen der Kredit- 
nehmer eingehen, wobei die Wahrscheinlichkeit der Kreditrückzahlung bei gege- 
benem Zinssatz größer ist, je höher die deponierte Hypothek ist. So wird B's Re- 
aktionsfunktion unterhalb der C's liegen (und daher für den Kreditgeber günstiger 
sein). Der Kreditgeber wird allen B's Kredite anbieten, bevor er einem C eine Of- 
ferte macht. Aufgrund mangelnden Reichtums werden einige oder alle C's kre- 
ditrestringiert sein. Jene B's die sich einen Kredit sichern (oder alle B’s und die 
C's, denen dies gelingt), können ihren Erfolg auf der langen Seite des Kapital- 
markts in eine Short-side-Position auf dem Arbeitsmarkt verwandeln, indem sie 
ihre Kredite zur Finanzierung von Arbeitskräften verwenden. Wir können dieses 
Ergebnis zusammenfassen: 

These 5 (Geld ist Macht): Verfügung über Reichtum gibt Akteuren Macht, da sie 
der kurzen Seite des Arbeitsmarkts zugeordnet werden. 

Geld ist Macht aus dem vielleicht ironischen Grund, daß es das perfekteste walra- 
sianische Gut ist; Besitzer von Geld (oder anderer Ausstattungen, über die ko- 
stenlos durchsetzbare Verträge geschrieben werden können) haben den Eröff- 
nungszug im Stackelberg-Spiel auf umkämpften Märkten, weil sie glaubwürdige 
Versprechungen machen und kostenlos durchsetzbare Verpflichtungen eingehen 
können. Auf dem Arbeitsmarkt ist der Lohn transparent, während die Qualität und 
Intensität der geleisteten Arbeit opak sind. Auf dem Kapitalmarkt ist die Höhe des 
Kredits transparent, während die Handlungen des Kreditnehmers, die die Wahr- 
scheinlichkeitsverteilung der Rückzahlung bestimmen, opak sind. Tatsächlich ist 
der Kapitalmarkt ein Markt für riskantes Verhalten, das nicht leichter zu kontrol- 
lieren und zu regulieren ist als die Qualität und Intensität der Arbeit. Die verblüf- 
fende Parallelität der beiden Märkte besteht in folgendem: In beiden Fällen befin- 
det sich vor der Transaktion Geld auf der kurzen Seite des Marktes, in der Hand 
von Kreditgeber bzw. Arbeitgeber. 

Jene, die die Verknüpfung von Reichtum und Macht leugnen, von den neoklassi- 
schen Ökonomen bis zu Institutionalisten wie Bearle/Means (1932) und Marris 
(1963), behaupten, daß Managerinnen im Kontext eines Kapitalmarkts mit voll- 
kommener Konkurrenz Kapital in ähnlicher Weise anheuern können wie sie Roh- 
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stoffe kaufen und Arbeitskräfte anheuern. Der Erfolg solcher Managerinnen hänge 
einzig von ihrem unternehmerischen Talent und erworbenen Fähigkeiten ab, deren 
Kriterium das Überleben im Konkurrenzkampf sei. Dieser Ansicht nach sind sol- 
che Managerinnen genauso wenig abhängig von den Finanzinvestorinnen wie sie 
jenen unterworfen sind, die die Firma mit elektrischer Energie und anderen Inputs 
versorgen. Das Resultat wäre natürlich die Reduktion von Reichtumsbesitz auf 
einen Verteilungsvorteil ohne Beziehung zu Macht über so reale ökonomische 
Aktivitäten wie Produktion und Investition. Aber Kapital anzuheuern bedeutet 
Kreditaufnahme in genau dem in diesem Abschnitt definierten Sinne. Somit ist 
Reichtum eine Voraussetzung für privilegierten Zugang zu den Kapitalmärkten 
und wenn dessen Besitz begrenzt ist, belastet der notwendige Prozeß der Kre- 
ditaufnahme die Kreditnehmer mit möglichen Sanktionen, wodurch die Autono- 
mie aller Manager, mit Ausnahme der reichsten, entscheidend begrenzt wird. 

Der Besitz von Reichtum gibt daher Macht, aber nicht alle Formen von Reichtum 
gleichermaßen. Nur Reichtum, der zu geringen Kosten transferiert werden kann, 
wenn er als Hypothek angeboten wird, dient unzweideutig der Disziplinierung 
potentiell auf Abwege gehender Kreditnehmer. Reichtum nimmt in der Wal- 
ras'schen Theorie die Form von Ausstattungen an, und der Wert der Ausstattungen 
ist der erwartete aktuelle Wert des künftigen Einkommensstroms, den sie generie- 
ren. So kann ein Stück Eigentum, aus dem Renteneinkommen fließen, denselben 
aktuellen Wert haben wie eine erworbene Fähigkeit oder ein Talent, das für Ar- 
beitseinkommen eines Akteurs sorgt. Aber die beiden Ausstattungen sind offen- 
sichtlich nicht gleichwertig in ihrer Fähigkeit, als Hypothek auf Kapitalmärkten zu 
fungieren, da das Versprechen von Zahlungen aus künftigem Arbeitseinkommen 
nicht durch eine dritte Partei durchzusetzen ist (möglicherweise gibt es kein künf- 
tiges Einkommen). Die Tatsache, daß künftige Arbeitseinkommen nicht als Hy- 
pothek verwendet werden können, resultiert aus dem unveräußerlichen Charakter 
von Arbeitskraft: Im Unterschied zu Grundbesitz und Geld kann Arbeitskraft nicht 
von ihrem Besitzer getrennt und einem anderen transferiert werden. Liberale Ge- . 
sellschaften limitieren desweiteren die Möglichkeit, daß Arbeitskraft als Hypothek 
fungiert, mittels gesetzlicher Verbote persönlicher Abhängigkeit und durch den 
Schutz, den das Schuldrecht innerhalb der Eigentumsrechte den Individuen ge- 
währt. Wir haben somit 

These 6 (Formen des Reichtums machen einen Unterschied): Unterschiedliche 
Ausstattungen von aktuell gleichem Wert (etwa veräußerliches Eigentum oder 
Ströme künftiger Arbeitseinkommen) entsprechen unterschiedlichen Positionen 
auf umkämpften Tauschmärkten und damit unterschiedlichen Positionen in der 
politischen Struktur kapitalistischer Ökonomien, wobei die Unterschiede vom 
Maß abhängen, in dem Ansprüche auf die Ausstattungen endogen durchgesetzt 
werden müssen. 

So kann zwar ein Strom künftigen Arbeitseinkommens in seinem aktuellen Wert 
ausgedrückt werden (Humankapital) und unter Verteilungsaspekten vielleicht von 
Eigentum nicht zu unterscheiden sein, es kann aber nicht mit den politischen 
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Vorteilen verknüpft sein, die mit der Verfügung über Ausstattungen einhergehen, 
die wir als Eigentum oder Reichtum bezeichnen, bei denen Ansprüche exogen 
durchsetzbar sind. Die Existenz kreditrestringierter Akteure auf dem Kapitalmarkt 
und arbeitsplatzrestringierter Akteure auf dem Arbeitsmarkt legt eine wichtige 
Schlußfolgerung nahe: Auf der langen Marktposition haben ansonsten gleiche 
Akteure unterschiedliche Einkommen, die davon abhängen, ob es ihnen gelingt, 
ihre präferierten Transaktionen zu tätigen. Die Arbeitslosen und die Beschäftigten 
(die ansonsten gleich sein können) haben unterschiedliche Einkommen (jeweils w’ 
und w oder, wird das erwartbare Einkommen in seinem Aktualwert ausgedrückt, v 
und z); auf Kapitalmärkten erhalten erfolgreiche Kreditnehmer und die kreditre- 
stringierten Akteure unterschiedliche Revenuen aus gleichen Ausstattungen. 
Wenn aber gleiche Einkommen unterschiedliche Revenuen ergeben, müssen wir 
die Definition der Einkommen als Revenuen aus Ausstattungen fallen lassen. So 
haben wir: 

These 7 (Einkommen sind keine Revenuen aus Ausstattungen): Das Einkommen 
eines Akteurs kann nicht als Revenue aus dessen Ausstattungen bestimmt werden, 
auch wenn diese so weit definiert werden, daß sie seine Fähigkeiten und Talente 
umfassen. 

Während gegenständlicher Reichtum Macht verleiht, indem er es dem Besitzer 
erlaubt, eine Position auf der kurzen Seite des Marktes einzunehmen, ist es gleich- 
zeitig möglich, daß Akteure auf der kurzen Seite niedrigere Einkommen haben als 
gleich reiche Transakteure auf der langen. Kontingente Erneuerung auf Kapital- 
märkten etwa bedeutet, daß erfolgreiche Kreditnehmer (auf der langen Seite) hö- 
here Revenuen haben als ansonsten gleiche, aber nicht erfolgreiche Kreditnehmer 
(Nicht-Transakteure auf der langen Seite). Nehmen wir nun zwei potentielle Kre- 
ditnehmer B und C, die beide über Reichtum im Wert von k’ verfügen, der als Hy- 
pothek angeboten werden soll. Jedoch erhält nur B einen Kredit, während C leer 
ausgeht. Dann muß C auf dem Kapitalmarkt als Kreditgeber auftreten und erhält 
im Gleichgewicht ein Einkommen pk'‘, wobei p die Zeitpräferenz für die Kredi- 
trückzahlung darstellt. Da B über den Aktualwert v verfügt, der größer ist als die 
Vorbehaltsposition k’, ist B's zu erwartendes Einkommen pv größer als das von C 
mit pk’. So übertrifft B's Einkommen das des Nicht-Transakteurs C auf der langen 
Seite; aber gemäß den obigen Überlegungen übertrifft B's Revenue jene des Kre- 
ditgebers A auf der kurzen Seite. Daher: 

These 8 (Nichtentsprechung von Einkommen und Reichtum): In einem Gleichge- 
wicht kontingenter Erneuerung erhält ein Transakteur auf der langen Seite ein 
höheres Einkommen als ein ansonsten gleicher Nicht-Transakteur, aber es gibt 
keine notwendige Beziehung zwischen den Einkommen von Transakteuren auf der 
kurzen und solchen auf der langen Seite. 

Nach der Erläuterung unseres Ansatzes wenden wir uns nun einer notwendig pro- 
visorischen Diskussion seiner Implikationen zu, wobei wir zunächst die Klassen- 
und Stratifikationstheorie berühren und dann (im darauffolgenden Abschnitt) die 
Theorie der Einkommensverteilung. 
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8. Klasse, Stratifikation und Eigentum 


Argumente zur Klassenstruktur werden oft im Zusammenhang von politischen 
Projekten vorgetragen. Wir bilden keine Ausnahme, Unser Konzept sozialer Stra- 
tifikation versucht, wie das Modell des umkämpften Tauschs, auf dem es beruht, 
sowohi das Problem ungleicher Einkommen wie das der nicht rechenschafts- 
pflichtigen Machtgefüge zu klären, die in einer kapitalistischen Ökonomie erzeugt 
werden. Dieser Interessenfokus verkörpert ein gemeinsames Engagement für De- 
mokratie und Faimess. Ein weiteres, weniger offensichtliches Motiv ist die Beob- 
achtung, daß die Erfahrungen in der Produktion, von der entfremdeten Arbeit über 
die Unterwerfung unter willkürliche Autorität bis zur rassistischen und sexisti- 
schen Diskriminierung im Lohnarbeitsverhältnis eine mächtige Grundlage für die 
Mobilisierung kollektiver Akteure bildet, die in ihrer Bedeutung vielleicht der 
Einkommensungleichheit aufgrund unterschiedlichen Eigentums gleichkommt 
oder sie übertrifft. 

Wir gehen hier drei Fragen an: die Struktur der Klassenpositionen, die Zuordnung 
der Akteure zu Klassenpositionen und die Einkommensverteilung zwischen den 
Klassenpositionen. Unser Schwerpunkt auf der Politik der Produktion unterschei- 
det diesen Ansatz von neueren neomarxistischen Beiträgen wie jenen von Erik 
Olin Wright und John Roemer, die praktisch ausschließlich das Problem der 
Reichtums- und Einkommensverteilung betonen. Wir teilen allerdings mit diesen 
Ansätzen die Position, daß die Frage des Eigentums für eine Theorie der sozialen 
Stratifikation zentral ist. Indem wir die Begriffe der Short-side-Macht und der en- 
dogenen Durchsetzung einführen, behaupten wir jedoch, daß die Behandlung der 
Klassenstruktur mehr umfassen sollte als die Verteilung von Einkommen und 
Reichtum. Wir verwerfen die Vorstellung, daß Akteure allein auf Basis von Ei- 
gentum Klassenpositionen zugeordnet werden und wir halten die Politik der Um- 
verteilung (oder Vergesellschaftung) von Reichtum für inadäquat, wenn es um 
egalitäre, geschweige denn demokratische Ziele geht. 

Beginnen wir mit dem, was Wright zutreffend als die »peinliche Frage« der Mit- 
telklasse in der marxistischen Theorie bezeichnet. Wir haben zwar nur zwei um- 
kämpfte Tauschprozesse modelliert (die Arbeits-und Kapitalmärkte), unsere 
Analyse kann jedoch die Position der Manager erhellen, die intermediäre Klas- 
senpositionen zwischen Kapital und Arbeit einnehmen, Unter einem Manager 
verstehen wir einen Akteur, der nicht reich genug ist, um hinreichend Kredit für 
ein eigenes Unternehmen zu erhalten, aber spezialisiertes Produktions- und Inve- 
stitionswissen hat und von reichen Eigentümern, die solche Fähigkeiten nicht ha- 
ben oder nicht anwenden wollen, angestellt wird, um eine Firma zu leiten. Der 
Begriffsrahmen des umkämpften Tauschs ist auf den Tausch zwischen Eigentü- 
mer und Manager anwendbar, wobei die Qualität und die Umsicht der Entschei- 
dungen von Managern analog sind zum Arbeitseinsatz der Beschäftigten und zu 
den risikoreichen Entscheidungen der Kreditnehmer. 

Daher ist der Manager in einem umkämpften Tausch weder der Marx'sche Unter- 
nehmer-Kapitalist, noch der heroische Unternehmer aus der Phantasie Schumpe- 
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ters, noch der autonome Händler der Macht aus J.K. Galbraiths New Industrial 
State, noch auch das Faktotum, als das er im Walras-Modell dargestellt wird. Der 
Manager ist eher der Intermediär zwischen Kapital und Arbeit, wie ihn Marx in 
seinem Spätwerk avisierte, der Macht über Arbeiter hat (er sitzt auf der kurzen 
Seite des Arbeitsmarkts) aber dessen Handeln durch die Eigentümer des Reich- 
tums überwacht werden (d.h. er findet sich auf der langen Seite des Marktes für 
Manager). Diese Formulierung erinnert an Wrights (1976) früher entwickeltes ge- 
haltvolles Konzept widersprüchlicher Klassenpositionen: In unseren Begriffen ist 
die Position von Managern widersprüchlich, weil sie auf der kurzen Seite des 
einen und auf der langen Seite des anderen Marktes lokalisiert ist. Manager haben 
somit Macht über einige Akteure, während andere Akteure Macht über sie aus- 
üben. Anders formuliert haben Manager den ersten Zug im Stackelberg-Spiel ge- 
genüber den Arbeitern und den zweiten im Spiel gegenüber den Eigentümern. 
Wenn wir die (inzwischen) drei umkämpften Märkte - für Manager, Arbeit und 
Kapital - zu einer Einheit zusammenfassen, erhalten wir die Struktur der Positio- 
nen in der privaten Ökonomie, wie sie in Schema 8 dargestellt wird. 


Kapital- Kreditgeber — Kreditnehmer Kreditbegrenzung 
markt (A) (B) 
Manager- Eigentümer -——> Manager Jobbegrenzung 
markt (A) ®) (©) 
m 
Arbeits- Arbeitgeber —— Beschäftigte Unbeschäftigte 
markt (A) 


Schema 8: Umkämpfter Tausch, short-side Macht und Klassenkategorien. (A) ist auf der kurzen Seite, 
(B) auf der langen und macht eine Transaktion, (C) ist auf der langen Seite und seine Transaktion ge- 
lingt nicht oder ist suboptimal. Pfeile zeigen die Richtung der Macht über jemanden an. 


Unser Ansatz hat die attraktive Eigenschaft, die politische Natur ökonomischer _ 
Beziehungen aufzuzeigen, aber weil er auf einem allgemeinen Gleichgewichts- 
modell der Ökonomie beruht, gelingt dies ohne Abstraktion von den Konkur- 
renzmechanismen, die für die Verteilung von Einkommen und Reichtum verant- 
wortlich sind. Weiterhin umfaßt er die Kreditgeber-Kreditnehmer-Beziehung, eine 
ebenso wichtige Determinante der Verteilungsresultate wie der Arbeitsprozeß und 
stelit Kapital- und Arbeitsmärkte als interpenetrierende Ebenen umkämpften 
Tauschs dar. Damit erklärt er die Reproduktion kapitalistischer Klassenverhält- 
nisse auf umkämpften Märkten: Reichtum gibt Macht, da erfolgreiche Kreditneh- 
mer als Arbeitgeber auftreten, während Arbeiter nicht Arbeitgeber werden oder 
ihre eigene Firma gründen können, da ihnen mangels Reichtum der Zugang zu 
den Kapitalmärkten verwehrt wird. Hinzu kommt, daß unsere Perspektive den 
Stellenwert der Arbeitslosen und der Unterbeschäftigten betont. Diese wichtige 
soziale Kategorie wird in Klassenanalysen auf der Basis des Walras-Modells, bei 
dem der Arbeitsmarkt geräumt wird, normalerweise den beschäftigten Arbeitern 
assimiliert oder völlig ignoriert. Indem wir eine theoretische Basis für Differenzie- 
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rungen unter gleichen Arbeitern im Konkurrenzgleichgewicht liefern (beschäftig/ 
nicht beschäftigt, hoher Lohn/niedriger Lohn), vermeiden wir tatsächlich den gän- 
gigen Schluß, diese Differenzen seien allesamt auf unterschiedliche Befähigungen 
zurückzuführen. Unsere Intention ist natürlich nicht, die Bedeutung unterschiedli- 
cher Fähigkeiten abzustreiten, vielmehr zu erkennen, daß viele Positionsdifferen- 
zen unter Arbeiterinnen rassischen, Geschlechts- und anderen Differenzen ge- 
schuldet sind, die nichts mit den Fähigkeiten zu tun haben. Schließlich bietet der 
Bezugsrahmen des umkämpften Tauschs eine plausible Interpretation von Ma- 
nagement und Unternehmertum, Kategorien, denen die theoretische Anerkennung 
in Modellen abgeht, die Akteurprobleme ignorieren, wenn es um Arbeitsleistung 
oder Risikoübernahme geht. 

Ein möglicher zusätzlicher Beitrag des Ansatzes besteht in seinem Potential, kon- 
kurrenzbestimmte ökonomische Prozesse auf eine Weise zu modellieren, die die 
Möglichkeiten und Hindernisse für kollektives Handeln in kapitalistischen Öko- 
nomien beleuchten. Dies mag als ein in sich widersprüchliches Vorhaben erschei- 
nen, denn (aus empirischen Gründen) ein hochgradig konkurrenzbestimmtes 
Marktmodell zu akzeptieren, könnte heißen, sich gegen kollektives Handeln abzu- 
schotten. Und tatsächlich ist dies im Walras-Modell und seinen neomarxistischen 
Varianten der Fall, denn wenn Märkte geräumt werden, ist der Nutzen kollektiven 
Handelns (und daher die Möglichkeit, das Trittbrettfahrerproblem zu überwinden) 
sehr begrenzt. Obwohl wir unseren Ansatz nur in äußerst formaler Weise zur Mo- 
dellierung kollektiven Handelns herangezogen haben, glauben wir, daß der Be- 
griffsrahmen des umkämpften Tauschs im Vergleich zu anderen Modellen kon- 
kurrenzbestimmter ökonomischer Prozesse mehrere Vorteile hat. Zunächst sind 
die Renten in unserem Modell nicht nur Durchsetzungsinstrumente, sondern auch 
Preise, die durch kollektives Handeln erlangt oder erhöht werden können. Z.B. 
kann der Zusammenschluß einer Gruppe von ArbeiterInnen mit dem Ziel, andere 
aufgrund von rassischen, ethnischen oder Geschlechtsdifferenzen auszuschließen, 
die Beschäftigungsrenten dieser Gruppe erhöhen. Weiterhin kann, wie wir beim 
Arbeitsmarkt gesehen haben, kollektives Handeln der ArbeiterInnen auf der lan- 
gen Seite deren ökonomische Position gegenüber ihren ArbeitgeberInnen verbes- 
sern und (obwohl wir dies nicht gezeigt haben) sogar einen Stackelberg-Spielfüh- 
zer der kurzen Seite auf einen eher symmetrisch lokalisierten Tauschpartner redu- 
zieren, der mit einem Kollektiv ehemaliger long-sider verhandeln muß. Schließ- 
lich kann selbst unser hochgradig vereinfachies Modell der politischen Struktur 
des Austauschs auf Kapital- und Arbeitsmärkten einen adäquateren Bezugsrahmen 
als das Walras-Modell liefern, wenn es um die Analyse von Ähnlichkeiten und 
Differenzen in der Erfahrung von Produktion und Tausch geht. 

Wie werden Akteure auf die in Schema 8 aufgezeigten Positionen zugeordnet? 
Nach These 5 (Geld ist Macht) wissen wir, daß Kreditgeber und Kreditnehmer auf 
dem Kapitalmarkt im allgemeinen über substantielle Guthaben verfügen und da- 
her Verträge eingehen können, die zu niedrigen Kosten durchsetzbar sind. Wir 
nennen sie die Reichen. Gemäß These 6 (Formen des Reichtums machen Unter- 
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schiede) können gleich reiche Akteure (mit ähnlich hohen erwartbaren Einkom- 
mensströmen), die kein veräußerliches Eigentum haben, kreditrestringiert sein. 
Kreditrestringierte Akteure auf Kapitalmärkten sind nicht so reich wie die anson- 
sten gleichen, aber erfolgreichen Kreditnehmer. Sie scheitern bei ihrem Versuch, 
einen Kredit zu bekommen und werden Short-side Akteure auf dem selben Markt, 
indem sie die Guthaben verleihen, die sie zuvor, bei ihrem fehlgeschlagenen Ver- 
such, Kredit aufzunehmen, als Hypothek anbieten wollten. Von Eigentlmern an- 
gestellte Manager werden aus einem Pool von Akteuren mit den entsprechenden 
Fähigkeiten ausgewählt, der auch die kreditrestringierten Akteure aus dem Kapi- 
talmarkt enthält. Die Kriterien der Selektion interessieren uns hier nicht, wir ver- 
merken nur, daß, da der Markt für ManagerInnen ein durch kontingents Erneue- 
rung bestimmter Tauschprozeß ist, welche Eigenschaften die ManagerInnen auch 
immer besitzen, es gleiche Individuen geben wird, die nicht in der Lage sind, eine 
Stelle (oder eine gleichwertige Stelle) als ManagerIn zu finden. Daher werden 
hinsichtlich organisatorischer Fähigkeiten und Humankapital gleiche Akteure un- 
terschiedlichen Positionen zugeordnet. Analog dazu werden jene Arbeiterinnen, 
die ihre gewünschten Transaktionen machen (die B's) und jene, die entweder ar- 
beitsplatzrestringiert (schlechter bezahlte sekundäre Arbeitsplätze haben) oder ar- 
beitslos sind (die C’s), sich wahrscheinlich anhand solcher Kriterien wie Fähig- 
keiten, Erfahrung und Beziehungen unterscheiden; und nach These 3 (Teile und 
herrsche) werden wahrscheinlich Rasse, Geschlecht und andere askripitive Merk- 
male zur Diskriminierung dieser beiden Gruppen dienen. 

Ein komplexes Verhältnis von Eigentum und Short-side Macht nimmt Gestalt an. 
Zwar ist es richtig, wie in These 5 behauptet, daß beides verknüpft ist. Aber wir 
haben auch: 

These 9 (Nichtentsprechung von Reichtum und Macht): Reichtumsbesitz ist weder 
notwendig noch hinreichend für die Verfügung über Short-side Macht. 

Verfügung über substantielles Eigentum verbessert den Zugang zur kurzen Seite 
des Kapitalmarkts und erhöht auch die Wahrscheinlichkeit, sich auf der langen 
Marktseite erfolgreich Kapital zu sichern und damit auf die kurze Seite des Mana- 
ger- oder Arbeitsmarkt zu gelangen. Aber einige Akteure, die über Reichtum ver- 
fügen (etwa die Selbständigen) üben keine Short-side Macht aus und einige mit 
Short-side Macht (Manager) müssen nicht notwendig über Reichtum verfügen. 
Wir können die Beziehung zwischen Eigentum und Macht in Schema 9 zusam- 
menfassen. 

Es könnte eingewandt werden, daß es kaum überrascht, wenn Reichtum für uns 
einen geringen Erklärungswert hat, weil wir Reichtum eng definiert haben (als 
Ausstattungen, die als Hypothek verwendet werden können). Wir weisen dieses 
Argument aus zwei Gründen zurück. Zunächst ist die Bedeutung, die in unserem 
Modell dem eng definierten Reichtum zugeschrieben wird, unter einem wichtigen 
Aspekt größer, nicht geringer, als in anderen Modellen. Der Grund ist, daß im 
Konzept des umkämpften Tauschs Reichtum Short-side Macht über Arbeit liefert 
(These 5), während er in anderen Modellen nur ein größeres Maß an Konsum und 
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Freizeit gewährt. Zweitens bietet These 6 (Formen des Reichtums machen Unter- 
schiede) einen zwingenden Grund dafür, etwa Fertigkeiten nicht zur Kategorie des 
Reichtums zu zählen. Das Faktum, daß das höhere künftige Durchschnittsein- 
kommen jener Personen mit hochentwickelten Fähigkeiten als Gegenwartswert 
ausgedrückt werden kann, zeigt nur, daß das Konzept des Humankapitals ange- 
wandt werden kann, aber nicht, daß es fruchtbar ist. Jemand, der vorgängig davon 
überzeugt wäre, daß alles Einkommen und alle Klassenunterschiede auf unter- 
schiedliche Ausstattungen zurückzuführen seien, könnte der Bedeutung von 
Rasse, Geschlecht und anderen askriptiven Merkmalen in unserem Modell da- 
durch Rechnung tragen, daß er die höheren Einkommen von Weißen oder von 
Männern als Revenuen aus rassischen oder Geschlechtsausstattungen begreift. 
Aber es ist nicht klar, was für Einsichten dadurch gewonnen werden könnten. 
Verloren gehen könnte, abgesehen von der Klarheit, die Einsicht in die mögli- 
cherweise tiefsitzenden Differenzen zwischen der Dynamik eigentumsvermittelter 
Beziehungen und der Dynamik von Beziehungen, die durch Rasse und Geschlecht 
vermittelt sind. Diese Differenzen rühren von der jeweils unterschiedlichen Natur 
der Möglichkeiten für kollektives Handeln und Interessenformierung her, die von 
Herrschaftsstrukturen verlangt werden, die auf Rasse, Geschlecht und Eigentum 
gründen. 


Eigentum : 


Ja Eigentümer selbst- 
(Arbeit- u. Kreditgeber) arbeitend 


Macht 


Schema 9: Eigentum und Macht 


9. Eigentum, Politik und Eigentumsverteilung 


Wir wenden uns abschließend der Frage der Einkommensverteilung unter den 
Klassenpositionen zu, einem Problem, das unmittelbar mit der normativen Orien- 
tierung unseres Ansatzes verknüpft ist. Unsere Behauptung lautet hier, daß der 
Begriff des umkämpften Tauschs, indem er das politische Element in der Ökono- 
mie ins Zentrum rückt, nicht nur ein Licht wirft auf das, was manchmal als die 
nichtökonomischen Probleme von egalitären und demokratischen Bewegungen 
bezeichnet wird, sondern auch eine überzeugendere Erklärung der Einkommens- 
verteilung liefert. 

Ökonomen in der walrasianischen Tradition stellen die kapitalistische Ökonomie 
dar als ein Gefüge aus Eigentumstiteln und einer Reihe von Regeln, die den kon- 
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kurrenzorientierten Tausch zwischen nicht koalierenden Akteuren bestimmen, das 
zusammen mit den technologisch gegebenen Produktionsmethoden und exogen 
determinierten Präferenzen von Akteuren eine pareto-optimale Gleichgewichts- 
menge von Preisen und Transaktionen festlegt. Da allein dieses Gleichgewicht 
eine Verteilung der Einkommen determiniert (oder, in einigen Modellen, von Ein- 
kommen und Freizeit), legt es auch die Verteilung von Wohlfahrt fest. Dieses Ar- 
gument ist die Basis für das berühmte Fundamentaltheorem der Wohlfahrtsöko- 
nomie, das behauptet, daß die Frage distributiver Gerechtigkeit sich auf die der 
Ausgangsverteilung der Einkommen reduziert (vgl. etwa Arrow/Hahn 1971). Das 
einzig politische Element in diesem Modell ist die kostenlose Durchsetzung von 
Eigentumsrechten durch den Staat - weil Fragen des Eigentumsschutzes und der 
Anspruchsdurchsetzung im Tausch auftreten, 

Marxisten innerhalb dieser Tradition, besonders Jchn Roemer, haben dieses Re- 
sultat in effektiver Form dazu benutzt, die determinierende Rolle zu dramatisie- 
ren, die Eigentumstiteln bei der Herstellung der Einkommensverteilung zukommt 
und für eine Umverteilung (oder Vergesellschaftung) von Eigentum als das sine 
qua non eines egalitären ökonomischen Programms plädiert. Somit reproduziert 
Roermer direkt das Fundamentaltheorem, dessen zweiter Teil behauptet, daß jede 
beliebige pareto-optimale Verteilung des Wohlstands durch eine Ausgangsvertei- 
lung von Eigentumstiteln, der konkurrenzorientierter Austausch folgt, generiert 
werden kann. Er schreibt: »Wenn die Ausbeutung von Arbeitern als unfair er- 
scheint, dann deshalb, weil wir meinen, daß die ursprüngliche Verteilung des Ka- 
pitalstocks, die zu diesem Resultat führt, unfair ist« (Rcemer 1988, S.54). Aus 
Roemers Werk sollte deutlich hervorgehen, daß für ihn an den verteilungstheoreti- 
schen Implikationen des Walras-Modells nichts intrinsisch Konservatives ist: 
Wenn die Verteilung des Einkommens unfair ist, besteht eine Lösung in der Um- 
verteilung oder Vergesellschaftung von Ausstattungen. 

Im Gegensatz dazu legen in unserem Modell Eigentum, Rasse, Geschlecht und 
andere Unterscheidungen zusammen die Positionen in der politischen Struktur der 
kapitalistischen Ökonomie fest und die Einkommensverteilung unter den Akteu- 
ren wird durch konkurrenzbestimmten Tausch auf Märkten determiniert, die auch 
im Gleichgewicht nicht geräumt werden. Weil mit solchen Unterscheidungen ver- 
knüpfte Durchsetzungsrenten allgegenwärtig sind und weil solche und andere Lei- 
stungen qua kollektivem Handeln in der Ökonomie wie im Staat erworben werden 
können, setzt das Modell weder atomistisches noch koalitionsorientiertes Verhal- 
ten voraus, es enthält vielmehr beide Möglichkeiten. Wie unsere Diskussion der 
Technologiewahl und der Teile-und-herrsche-Strategien zeigt, werden in diesem 
Modell weder die Produktionsmethoden noch die Präferenzen der Akteure als 
exogen betrachtet. Der Staat hat zwar keine walrasianische Omnipotenz, doch be- 
sitzt er Einfluß auf die Verteilung in Formen, die vom Walras-Modell ausge- 
schlossen werden. Zu den staatlichen Effekten auf die Einkommensverteilung, die 
unser Modell selbst in der hier vorgestellten einfachen Form beleuchtet, gehören 
die Festlegung der Rückfallposition der Arbeiter, vermittelt über das Niveau der 
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Arbeitslosigkeit und die Verfügbarkeit von Arbeitslosenversicherung, der Einfluß 
von Arbeitsgesetzgebung und der Geschlechter- und Rassenpolitik auf das Aus- 
maß an Kooperation unter ArbeiterInnen, die Auswirkungen des Konkursrechts 
auf die Funktionsweise des Kapitalmarkts, usw. 

Was die Einkommensverteilung anbelangt, zeigt ein Vergleich der walrasiani- 
schen und der Ansätze zum umkämpften Tausch die Differenz im relativen Ge- 
wicht von Eigentum und Politik. Natürlich fehlt Eigentum im Modell des um- 
kämpften Tauschs nicht, aber seine Bedeutung ist vermittelt durch die politischen 
Beziehungen zwischen den ökonomischen Akteuren - durch die von der Eigen- 
tumsverteilung getragene Konfiguration von Macht und endogener Durchsetzung 
auf Arbeits- und Kapitalmärkten. Tatsächlich könnten Muster der Machtverteilung 
vorgestellt werden, bei denen die Verfügung über Eigentum keinerlei Revenuen 
brächte, etwa wenn die Arbeitslosenversicherung derart generös wäre, daß Arbeit 
nicht auf profitable Weise aus der Arbeitskraft extrahiert werden könnte (obwohl 
dies kaum eine langfristige, reproduzierbare Lösung für eine kapitalistische Öko- 
nomie wäre), Politik fehlt auch im Walras-Modell nicht, doch ihr Schwerpunkt 
liegt dort beim Staat - bei der Durchsetzung von Eigentumsrechten und vielleicht 
bei der Besteuerung und den Transferzahlungen. 

Das Modell des umkämpften Tauschs bestreitet die Implikation des Fundamen- 
taltheorems der Wohlfahrtsökonomie: Auch unter Konkurrenzbedingungen ist die 
Umverteilung von Reichtum weder notwendig noch hinreichend für eine egalitäre 
Politik. Sie ist nicht notwendig, weil es andere Möglichkeiten gibt, die Einkom- 
mensverteilung zu egalisieren: Wenn wir bereit sind, uns eine politische Bewe- 
gung (oder den Staat) vorzustellen, die Macht hat, Reichtum gleich zu verteilen, 
können wir ihr genauso gut die Macht geben, die private Revenuerate auf Null zu 
reduzieren und neue institutionelle Arrangements für die Allokation von Kredit zu 
entwerfen, womit Reichtum für die Einkommensverteilung irrelevant wird. Die 
Gleichverteilung des Reichtums reicht als Verteilungspolitik in einer Ökonomie 
des umkämpften Tausch einfach daher nicht aus, weil die Einkommensdifferen- 
zen, die im Gleichgewicht generiert werden, nicht reduziert werden können auf 
Revenuen aus unterschiedlichen Ausstattungen (These 7). Da Durchsetzungsren- 
ten zusätzlich zum Reichtum eine wesentliche Quelle von Ungleichheiten sind, 
kann ein egalitäres Programm auf fruchtbare Weise die Umverteilung dieser Ein- 
kommen angehen, etwa durch Antidiskriminierungspolitik oder ein Engagement 
für Vollbeschäftigung. Natürlich würde die Gleichverteilung des Eigentums vor- 
aussichtlich zu einer ausgeglicheneren Einkommensverteilung führen und aus die- 
sem Grund auch unterstützenswert sein. Aber eine derartige Umverteilung würde 
als solche die politische Struktur der Ökonomie nicht ändern und könnte vielleicht 
die Ungleichheiten, die sich aus den Durchsetzungsrenten ergeben, unangetastet 
lassen. Allerdings läßt das Modell des Kapitalmarkts ein vielversprechendes Ar- 
gument für die Umverteilung des Reichtums per se vermuten: Es ist möglich, daß 
eine breitere Verteilung von Eigentumstiteln Akteure, die gegenwärtig kreditre- 
stringiert und weniger wohlhabend sind (etwa bestimmte Gruppen von Arbeite- 
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Innen) in die Lage versetzen würde, Kredit aufzunehmen und so mit neuen For- 
men der Produktionsorganisation, der Investition, Innovation und der Einkom- 
mensverteilung zu experimentieren. In dieser Hinsicht lautet unsere Kritik am 
Walras-Modell nicht, daß es die Bedeutung des Reichtums überbetont, sondern 
daß es sie mißversteht. Wir beenden diese Diskussion mit einem Hinweis auf ein 
fundamentales normatives Problem mit dem Walras-Modell, das - wie wir glau- 
ben - durch unseren Ansatz nicht geteilt wird. Abgesehen von der Frage der Fair- 
ness tauchen andere normative Probleme - etwa was Demokratie oder Menschen- 
würde am Arbeitsplatz anbelangt - in diesem Modell nicht auf, weil das einzige 
soziale Verhältnis, das darin zugelassen wird, der konkurrenzbestimmte Tausch 
ist, der unter walrasianischen Annahmen pareto-optimale Allokationsmuster er- 
gibt. Auch kann nicht gefragt werden, was diese Ökonomie wohl für eine Sorte 
von Leuten produziert - eine Frage, die Adam Smith nicht weniger beschäftigte 
als Karl Marx, - denn im Modell ist sie ein System ohne Zeit, in dem die Akteure 
als gegeben unterstellt sind. Daher wird einfach der Kern des Problems verfehlt, 
wenn innerhalb des walrasianischen Bezugsrahmens Kritik geübt wird an der des- 
potischen Produktionsstruktur in der kapitalistischen Firma oder an der fragmen- 
tierten und sinnentleerten Erfahrungswelt der Arbeiterinnen und an der Ver- 
schwendung, die mit dem Management des umkämpften Tauschs in einer in Klas- 
sen gespaltenen Gesellschaft einhergeht. 


10. Neue Wege in der politischen Ökonomie 


»Eine marxistische ökonomische Theorie«, schrieb Adam Przeworski (1985, 
$.234), »muß eine politische Theorie der Ökonomie sein.« Przeworski bezog sich 
auf die Aufgabe der Theoriekonstruktion, weniger auf ein noch bestehendes 
Denkgebäude. In gewissem Sinne ist allerdings eine politische Konzeption der 
Ökonomie nichts Neues. Institutionalistische Ökonomen fordern seit langem ge- 
nau dies und unter marxistischen Wissenschaftlern, die von walrasianischer Logik 
nicht sonderlich beeindruckt sind, ist dies eher Standard. Aber man könnte zögern, 
die Einsichten aus solchen Erörterungen als eine Theorie der Ökonomie zu be- 
zeichnen. Alles, was an unserem Ansatz neu sein mag, besteht darin, daß er die 
Kompatibilität einer politischen Theorie der Ökonomie mit einem Konkurrenzmo- 
dell des allgemeinen ökonomischen Gleichgewichts aufzeigt. Etwas anders ausge- 
drückt haben wir versucht, eine ökonomische Theorie zu liefern, die insofern nicht 
ökonomistisch ist, als sie den politischen und kulturellen Aspekten der Ökonomie 
prinzipiell nicht weniger Gewicht gibt als ihren distributiven und produktiven 
Seiten. Wir hoffen, daß damit schließlich ein Teil der Distanz überbrückt wird 
zwischen jenen, die durch ihre Überzeugung, daß ein theoretisches Verständnis 
der Ökonomie wichtig sei, zum ökonomistischen Denken verleitet wurden und je- 
nen, die dazu neigen, die Rolle der Ökonomie herunterzuspielen in der Überzeu- 
gung, daß Politik und Kultur entscheidend seien. Eine ähnliche Spaltung kann in- 
nerhalb der Ökonomie ausgemacht werden. Da Formen der Machtausübung, die 
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die Institutionalisten für wichtig halten, durch die Logik des Walras-Modells aus- 
geschlossen werden, haben sich einige genötigt gesehen, die Annahme in Frage zu 
stellen, die kapitalistische Ökonomie sei konkurrenzbestimmt. Die alternative 
Voraussetzung von Monopolen und oligopolistischer Konkurrenz auf den Pro- 
duktmärkten hat wichtige Einsichten gebracht, wie die Arbeiten von Paul Sweezy 
und der Monthly Review - Schule oder von John Kenneth Galbraith zeigen. Aber 
einen allgemeinen Mangel an Konkurrenz auf den Produktmärkten anzunehmen 
(selbst wenn dies empirisch gerechtfertigt wäre, was wir bezweifeln) ist unzu- 
länglich und nicht notwendig. Es ist unzulänglich, weil, wie wir gesehen haben, zu 
den wesentlichen Machtbeziehungen einer kapitalistischen Ökonomie jene zählen, 
die durch Kapital- und Arbeitsmärkte, weniger durch Produktmärkte, vermittelt 
sind. Unnöüg ist eine solche Annahme, weil das Walras-Modell auch dort inad- 
äquat ist, wo Konkurrenz auf den Märkten herrscht. 

Die logische Kohärenz des Modells eines umkämpften Tauschs zu behaupten, sagt 
natürlich nichts über dessen empirische Validität. Zu zeigen, daß Arbeitsmärkte, 
auf denen umkämpfter Tausch herrscht, im Gleichgewicht nicht geräumt werden, 
heißt z.B. nicht, zu behaupten, dies sei der einzige, oder auch nur der wesentliche 
Grund für Arbeitslosigkeit (das System kann etwa ständig im Ungleichgewicht 
sein) oder für die Höhe der Arbeitslosigkeit (die vielleicht besser erklärt werden 
kann durch das Niveau der aggregierten Nachfrage und die durchschnittliche Ar- 
beitsproduktivität). Eine Kritikerin könnte wohl die Kohärenz des Modells zuge- 
stehen, aber seine Bedeutung für ein Verständnis der realen kapitalistischen Ge- 
sellschaften bezweifeln. Wir vermuten jedoch, daß jeder für das Verständnis der 
kapitalistischen Ökonomie adäquate Begriffsrahmen genötigt sein wird, die Tatsa- 
che in Rechnung zu stellen, daß Verträge sich nicht von selbst durchsetzen, noch 
daß sie ohne Kosten durch den Staat durchgesetzt werden können; daß Märkte - 
und besonders der Arbeitsmarkt - nicht geräumt werden; daß Akteure im alige- 
meinen mengenrestringiert sind; daß Durchsetzungsrenten allgegenwärtig und 
Gegenstand politischen Konflikts im Staat und in der kapitalistischen Ökonomie 
sind; daß die Ökonomie neben Gütern und Dienstleistungen auch Leute produ- 
ziert, daß Kapitalismus nicht nur ein System von Reich und Arm, sondern auch 
von Bossen und Untergebenen ist; und daß soziale Spaltungen, die nicht auf Ei- 
gentum reduzierbar sind, etwa nach Rasse und Geschlecht, von anhaltender Be- 
deutung sind. All diese Attribute halten wir für Beschreibungen der tatsächlichen 
Funktionsweise zumindest einiger wichtiger kapitalistischer Ökonomien; sie sind 
zugegeben grob und ungenau, und ihre Allgemeingültigkeit mag in Frage gestellt 
werden. 

Einige Aspekte des Begriffsrahmens eines umkämpften Tauschs, besonders was 
den Arbeitsprozeß anbelangt, waren allerdings Gegenstand einer extensiven empi- 
rischen Analyse mittels Daten aus den Vereinigten Staaten und Großbritannien. 
Obwohl diese Studien kaum eine abschließende Beurteilung erlauben, untermau- 
ern sie doch stark die Bedeutung der Beschäftigungsrenten. In den frühen achtzi- 
ger Jahren etwa überstiegen in den USA die aggregierten Beschäftigungsrenten 
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nach Steuern die Profite (nach Steuern) des Produktionssektors. Wir haben ab- 
sichtlich versucht, die kapitalistische Ökonomie und nicht Ökonomien im allge- 
meinen zu modellieren. Aber wir können abschließend der Versuchung nicht wi- 
derstehen, einige weitergehende Implikationen anzudeuten, die vielleicht relevant 
sind für die Konstruktion einer egalitären und demokratischen postkapitalistischen 
Ökonomie. Zunächst ist allgemein bekannt, daß Märkte Allokationsmechanismen 
"sind, die zu einer exogen definierten produktiven Möglichkeitsgrenze hin und an 
ihr entlangführen. Aber Märkte sind auch Disziplinierungsmechanismen, die das 
Angebot von Inputs wie von Technologien ändern und damit die produktive 
Möglichkeitsgrenze verschieben. Ebenso wie allokative Effizienz ein sinnvoller 
normativer Standard für ökonomische Institutionen ist, können wir vernünftiger- 
weise fragen, in welchem Ausmaß und unter welchen Bedingungen Märkte effizi- 
ente Disziplinierungsmechanismen liefern. Viele Kritiken der Marktallokation be- 
treffen die Ineffizienzen, die aus der Existenz externer Effekte und Skalenökono- 
mien erwachsen, während Argumente gegen Staatsintervention oft auf die Pro- 
bleme einer effektiven Kontrolle und der Disziplinierung ökonomischer Akteure 
bei fehlender Marktkonkurrenz konzentriert sind. Wir werden also sozusagen auf- 
gefordert, zwischen den allokativen Irrationalitäten von Märkten und den diszi- 
plinären Mängeln des Staates zu wählen. Aber vielleicht stehen nicht derart starke 
Gegensätze zur Wahl. Allokations- und Disziplinierungsaspekte werden oft als 
untrennbar aufgefaßt, aber sie sind es nicht. Es könnte ein breites Spektrum öko- 
nomischer Arenen geben, in denen Ineffizienzen der Allokation in bedeutendem 
Maße mittels Steuer- und Subventionspolitik abgemildert werden könnten, ohne 
die disziplinierende Funktion des Marktes zu beeinträchtigen. 

Die Vorstellung, daß Märkte disziplinierend wirken, kann dazu beitragen, ökono- 
mische Arenen ausfindig zu machen, in denen Märkte effektiv durch nicht-markt- 
förmige Mechanismen abgelöst werden könnten und umgekehrt. Anstatt strate- 
gisch wichtige Sektoren oder Schwerindustrien als angemessene Arenen für zen- 
tralisierte Planung auszuweisen, könnte dafür plädiert werden, Märkte dort zu 
verwenden, wo ihre allokativen Unzulänglichkeiten geringer oder einfacher abzu- 
mildern sind und wo sie eine effektive Disziplinierungsfunktion haben. Marktdis- 
ziplin ist wahrscheinlich dann am effektivsten, wenn die betreffenden Güter oder 
Dienstleistungen sich nahe dem walrasianischen Ideal exogener Durchsetzbarkeit 
von Ansprüchen bewegen und sie ist dort am wenigsten effektiv, wo wichtige In- 
teressenkonflikte Akteure trennen, die Güter oder Dienstleistungen tauschen, die 
schwierig zu kontrollieren sind oder die aus anderen Gründen ungeeignet für exo- 
gene Anspruchsdurchsetzung sind. Selbst dort, wo Märkte als Disziplinierungsin- 
strumente unzulänglich arbeiten, könnten sie verbessert statt ersetzt werden. Zum 
Beispiel kann dort, wo Kontrolle kostenträchtig oder unzureichend ist, dafür ar- 
gumentiert werden, die Einsätze im Spiel zu reduzieren, so daß der Grad des In- 
teressenkonflikts zwischen Tauschparteien verringert wird und die Kontrollkosten 
reduziert werden. Dies ist eine Verallgemeinerung des Arguments, daß effektive 
Kooperation im Arbeitsprozeß substantielle Gleichverteilung des Erirags zur Vor- 
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aussetzung haben könnte. 

Der Disziplinierungsaspekt von Märkten kann auch zur Erhellung der Macht- 
struktur in zentral geplanten Ökonomien beitragen. Während oft implizit ange- 
nommen wird, daß diese Struktur mit der der Bürokratie des Planungsapparats 
identisch sei, fügt das Konzept der Short-side Macht eine andere Dimension 
hinzu. Aus Gründen, denen hier nicht weiter nachgegangen werden muß, neigen 
Konsumgütermärkte (und auch andere Gütermärkie) in zentral geplanten Ökono- 
mien zu chronischer Übernachfrage (Kornai 1980). Verkäufer finden sich daher 
auf der kurzen Seite (A’s) und haben Macht über Personen auf der langen Seite, 
die oft im wahrsten Sinne des Wortes Schlange stehen, um eine Transaktion zu 
machen, die einigen (B's) gelingt, anderen (C's) nicht. Im Gegensatz dazu sind 
Gütermärkte im Kapitalismus oft durch ein Überangebot gekennzeichnet, Unter- 
nehmen nicht dazu in der Lage, zum gängigen Preis so viel sie wollen zu verkau- 
fen, und die Konsumenten besetzen Positionen auf der kurzen Seite. Von daher 
mag die Besetzung der kurzen Seite nichträumender Märkte eine zentrale Diffe- 
renz der politischen Strukturen und des Mechanismus sein, der Ungleichheit pro- 
duziert und die Kontrolle von Eliten über das Mehrprodukt kapitalistischer und 
zentral geplanter Ökonomien sichert. 

Es steckt eine gewisse Ironie darin, daß die Bedeutung der Souveränität von Kon- 
sumenten in der kapitalistischen Ökonomie im Modell des umkämpften Tauschs 
effektiver begründet werden kann als im üblichen neoklassischen Rahmen (Gintis 
1989c). In einem solchen Modell ist der umkämpfte Aspekt des Konsumguts die 
Produktqualität, die nicht kostenlos vertraglich festgelegt werden kann. Weil der 
Preis eines solchen Guts die Grenzkosten seiner Produktion im Gleichgewicht 
übersteigt, erhält der Verkäufer eine Rente für jede verkaufte Einheit. Konsumen- 
ten können den Anbietern daher Kosten auferlegen, indem sie zu einer anderen 
Firma überwechseln, und der drohende Verlust der Patronage kann den Anbieter 
dazu disziplinieren, ein hohes Niveau an Produktqualität einzuhalten. Es könnte 
scheinen, daß Konsumenten über Short-side Macht verfügen. Aber während der 
Konsument A den Verkäufer B zwar effektiv sanktionieren kann, indem er zu ei- 
nem anderen Verkäufer, C, überwechselt und damit B die Rente entzieht, wird die 
Sanktion, außer wenn sie kollektiv oder durch einen einzigen dominierenden Kon- 
sumenten ausgeübt wird, nicht eingesetzt, um B dazu zu bringen, den Interessen 
A’s gemäß zu handeln, sondern damit A einen besseren Vekäufer bekommt. Ob- 
wohl A seinen Interessen folgt, indem er wechselt, und dies eine Sanktion für B 
darstellt, ist die Sanktion ein Nebeneffekt des Wechsels. Während also ihre Posi- 
tion auf der langen Seite die Firma dazu bringt, ihre Produktqualität zu verbessern, 
ist die Handlungsweise des Konsumenten keine Ausübung von Short-side Macht 
im Sinne eines ersten Zugs im Stackelberg-Spiel. Die Souveränität des Konsu- 
menten ist somit ein strukturelles Resultat, das nicht der Macht eines individuellen 
Konsumenten über einen Verkäufer zugeschrieben werden kann. Zweitens sehen 
sich Firmen, nicht nur in einer kapitalistischen Umwelt, sondern in jeder Ökono- 
mie, zwei entscheidenden Akteurproblemen gegenüber: wie mit dem Geld von 
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Außenstehenden und wie mit der Arbeit von Mitgliedern umzugehen ist, Wir hal- 
ten es für fruchtbar, die kapitalistische Firma als eine bestimmte Lösung dieser 
beiden Probleme zu betrachten. Unsere eigenen vorläufigen Untersuchungen las- 
sen uns vermuten, daß die kapitalistische Firma im Vergleich zu möglichen Alter- 
nativen (etwa organisierte Kooperativen in der Hand der Belegschaft oder zentrale 
Planung) eine relativ schlechte Lösung des Akteurproblems Arbeit und eine rela- 
tiv attraktive Lösung des Akteurproblems Kredit und Investitionstätigkeit ist. Un- 
tier den Anwälten ökonomischer Demokratie wird jedoch dem Problem der Kapi- 
talallokation im allgemeinen kaum Beachtung geschenkt, während das interne 
Management einer demokratischen Firma Gegenstand lebhafter Auseinanderset- 
zungen ist. Diese Auslassung für sich genommen ist schon schwerwiegend und sie 
verzerrt die Analyse der Demokratie am Arbeitsplatz. Denn einige Organisations- 
formen, die vom Standpunkt demokratischer Regulierung der Arbeit aus attraktiv 
aussehen (z.B. kein Eigentum für Nichtmitglieder der Firma), beeinträchtigen auf 
unglückliche Weise die Lösungen des Handlungsproblems der Kapitalallokation. 
Drittens sind Durchsetzungskapazitäten eine Determinante institutioneller Evolu- 
tion. Wie die Märkte haben alle wichtigen ökonomischen Institutionen Konse- 
quenzen für die Durchsetzung von Ansprüchen, die aus dem Tausch erwachsen. 
Die Evolution solcher Institutionen antwortet auf sich ändernde Durchsetzungs- 
technologien nicht weniger als auf veränderte Produktionstechnologien und de- 
mographische Verschiebungen, die in den Standardabhandlungen von neoklassi- 
schen Wirtschaftshistorikern betont werden. Auch die Funktionsweise und die 
weiteren Konsequenzen wichtiger Institutionen für die Ökonomie (Bildungssy- 
stem und Sozialstaat etwa) können fruchtbringend unter dem Gesichtspunkt ihrer 
Wirkungen auf Arenen endogener Anspruchsdurchsetzung analysiert werden. 

Das Verhältnis von Anspruchsdurchsetzung und institutioneiler Evolution läßt 
eine Erweiterung der marzistischen Krisentheorie sinnvoll erscheinen: Ökonomi- 
sche Krisen können durch sinkende Profitraten und stagnierende Investitionstätig- 
keit ausgelöst werden, die mit dem Verfall von Durchsetzungsasrangements ein- 
hergehen. Wir glauben, daß Erklärungen aus dieser Perspektive mehr Sinn ma- 
chen, wenn es um die Erfahrungen fortgeschrittene kapitalistischer Ökonomien in 
den vergangenen Jahrzehnten geht als Modelle, die auf keynesianischen (Nachfra- 
gemangel- oder Realisierungskrise) oder klassisch-marxistischen Begriffen 
(steigende organische Zusammensetzung des Kapitals) beruhen (Bowles, Gordon, 
Weisskopf 1990). 

Viertens: Wenn Anspruchsdurchsetzung ein endogener Vorgang ist, können öko- 
nomische Akteure nicht exogen konstituiert sein. Im umkämpften Tausch ist es oft 
kostenminimierend, auf die Flexibilität einer spontanen Kontraktstrategie zu ver- 
zichten und sich stattdessen langfristige Verpflichtungen von Vertragspartnern zu 
sichern, Die daraus resultierende Dauerhafügkeit von Tauschbeziehungen verleiht 
diesen im allgemeinen eine face-to-face-Qualität, die hinreichend wenig Akteure 
miteinbezieht, so daß die wechselseitigen Effekte von Handlungen bei der Strate- 
giewahl in Rechnung gestellt werden können. Im allgemeinen ist in wichtigen 
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Fällen die Identität des Tauschpartners bekannt und wird beachtet. Die paradig- 
matische Form ökonomischen Handelns ist daher nicht ein Akteur, der in eine un- 
persönliche externe Umwelt interveniert (wie etwa die Preisfestiegung einer 
Firma), nicht eine Interaktion unter einem Preisschleier, sondern eine Interaktion 
zwischen zwei oder mehreren intentionalen Akteuren. Alle haben vielleicht nicht 
nur ein Interesse daran, die Fähigkeit, die Vertrauenswürdigkeit, die Aggressivität 
usw. der jeweils anderen zu ändern, sondern auch die Fähigkeit, dies zu tun, wenn 
der Tausch langfristigen und nichtanonymen Charakter hat, Die Logik der Teile- 
und-herrsche-Strategie macht dies deutlich: Die Gewinne, die der Arbeitgeber 
machen kann, wenn er rassistische Gefühle anheizt, entstehen aufgrund der um- 
kämpften Natur des Tauschs, während die Möglichkeit, Lohnverhältnisse so zu 
strukturieren, daß Rassismus reproduziert oder verschärft wird, dadurch entsteht, 
daß die ArbeiterInnen sich in einem langfristigen Tauschverhältnis mit der Firma 
befinden und daher ihr Arbeitsverhältnis als wichtige Lernumgebung erfahren, 
Weil der umkämpfte Tausch als strategische, nicht-anonyme Beziehung konstitu- 
tiv für ökonomische Akteure ist, sind umkämpfter Tausch und konkurrenzbe- 
stimmter Tausch (des Walras-Modells) keine sich ausschließenden Alternativen, 
sondern ineinander verschränkt. Wo die Anspruchsdurchsetzung endogen ge- 
schieht, ist es nicht einmal eine nützliche Fiktion, Tauschakte so darzustellen, als 
ob sie unter Dingen und nicht unter Menschen stattfänden. 

Wie die Diskussion der ökonomischen Vorteile, die durch Short-side Macht ge- 
währt werden, konzentriert der Ansatz zur endogenen Konstitution der Akteure, 
den das Modell des umkämpften Tauschs bietet, die Aufmerksamkeit auf Asym- 
metrien zwischen ökonomischen Akteuren. Ökonomische Strukturen haben natür- 
lich Auswirkungen auf die Entwicklung aller Akteure, indem sie ihnen sowohl die 
Möglichkeit geben, sich zu ändern oder sich zu bestätigen, als auch indem sie ihre 
persönliche Entwicklung auf nichtintendierte und ihnen vielleicht nicht bekannte 
Weise formen. Der Bezugsrahmen des umkämpften Tauschs geht noch weiter und 
identifiziert Kontexte, in denen einige Akteure - jene, die über Short-side Macht 
verfügen - das Ziel wie die Fähigkeit haben, die Entwicklung anderer Akteure zu 
formen. Genauso wie ihre Führungsposition im Stackelberg-Spiel es ihnen er- 
möglicht, Alles-oder-Nichtis-Angebote zu machen, was Lohn, Zinsen und Hypo- 
iheken anbelangt, können Akteure auf der kurzen Seite von Märkten ihre Macht 
einsetzen, Alles-oder-nichts-Angebote zu machen, an einem bestimmten Arbeits- 
prozeß oder einem anderen Szenarium teilzunehmen, das geeignet ist, Präferen- 
zen, Fähigkeiten oder andere Attribute von Akteuren auf der langen Seite zu än- 
dern oder zu festigen, Diesen wiederum fehlt eine solche akteurformende Kapa- 
zität aus dem selben Grund, aus dem sie im allgemeinen keine effektiven Gegen- 
angebote für Lohn, Zinssätze und andere konventionellere ökonomische Variablen 
machen können. 

Der konstitutive Aspekt des Tauschs muß zu den oben erörterten allokativen und 
disziplinierenden Aspekten hinzugefügt werden, wenn zwischen marktförmigen 
und nicht marktförmigen Lösungen entschieden werden soll, Rein marktvermit- 
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telte Beziehungen unter Handelnden stehen im Widerstreit zu kooperativen Lö- 
sungen ökonomischer Probleme, da jeder Akteur sich immer dem Tausch entzie- 
hen kann (exit) anstatt aktiv im Interesse einer kollektiven Lösung zu intervenie- 
ren (voice). Während die Exit-Möglichkeiten, die Märkte bieten, für ihre diszipli- 
nierende Funktion wesentlich sind, fördert die Dominanz von Exit- über Voice- 
Optionen in Marktverhältnissen eine instrumentelle Einstellung der Individuen zu 
ihren sozialen Umwelten und beeinträchtigt die Entwicklung kollektiver Entschei- 
dungskompetenzen, auf der die Lebensfähigkeit einer demokratischen Gesell- 
schaft beruht. Und wie wir eben gesehen haben, beeinflussen Märkte des um- 
kämpften Tauschs nicht nur die Präferenzen der Akteure, sondern geben einem 
Teil der Akteure (auf der kurzen Seite) Einflußmöglichkeiten auf die Entwicklung 
eines andern Teils der Akteure (auf der langen Seite). Die Entscheidung, in einer 
bestimmten Sphäre Märkte zu verwenden, ist eine Entscheidung zugunsten indivi- 
dueller Wahl gegen demokratische Kontrolle, ein Problem, das bei der Abwägung 
alternativer ökonomischer Institutionen zusammen mit Fragen allokativer und dis- 
ziplinärer Effizienz in die Waagschale geworfen werden muß. Die konzeptionelle 
Anerkennung von Märkten als Lernumwelten führt zu einer Neuerörterung des 
Begriffs des evolutionären Gleichgewichts. Wenn wir Gleichgewichtsbegriffe zur 
Erhellung evolutionärer Pfade verwenden wollen, und wir denken, daß dies nütz- 
lich ist, müssen wir eine Gleichgewichtskonstellation entwerfen, in der Handelnde 
und Regeln sich wechselseitig in möglicherweise komplexer und hochvermittelter 
Form konstituieren. So muß eine adäquate Diskussion jeder Alternative zum Ka- 
pitalismus nicht nur der Frage nachgehen, welche Allokationsmuster von Res- 
sourcen und Formen der Ertragsverteilung das vorgeschlagene System ergeben 
würde, sondern auch, wie die Akteure, aus denen das System besteht, die Spielre- 
geln reproduzieren oder verändern, die es bestimmen, und wie sie durch das Spiel 
reproduziert oder verändert würden. 


11. Der umkämpfte Tausch und die demokratische Linke 


Unser Ansatz liefert Argumente dafür, kapitalistisches Eigentum und Kontrolle 
von Firmen durch Belegschaftseigentum und demokratische Kontrolle zu erset- 
zen. Weiterhin betont er zwar die oft unverzichtbaren disziplinierenden Funktio- 
nen konkurrenzbestimmter Märkte, macht aber auch neue Quellen des Marktver- 
sagens und damit zusätzliche Gründe für die gesellschaftliche Regulierung von 
Märkten aus. Der Ansatz des umkämpften Tauschs kann ohne weiteres die Ein- 
sicht aufnehmen, daß Märkte nicht generell zu korrekten Preisen und effizienten 
Allokationsmustern führen (aufgrund ökologischer und anderer externer Um- 
stände, der Existenz von öffentlichen Gütern und von Industrien mit wachsenden 
Skalenerträgen usw.), während er dennoch ihre oft unersetzliche Rolle anerkennt, 
die er bei der Disziplinierung von Akteuren spielt, die zur Konkurrenz verpflichtet 
werden. Kurz, Märkte produzieren neben Preisen ebensogut auch angepaßte Ein- 
stellungen. 
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Der Rahmen des umkämpften Tauschs schlägt zusätzlich einige Unterscheidungen 
vor, die sich als nützlich erweisen könnten bei der Bewertung der Rolie von 
Märkten in einer demokratischen und egalitären Gesellschaft. Konkreter geht es 
darum, bei welchen Gütern und Dienstleistungen der marktförmigen Allokation 
die vorherrschende Rolle zukommen sollte. Der Ansatz beruht auf der Sicht von 
Märkten als sowohl politischen und kulturellen wie auch ökonomischen Institu- 
tionen. Diese Perspektive bietet Einsichten zur Frage, wie Märkte zur Entwick- 
lung einer demokratischen Kultur und Regierungsform beitragen, genauso wie zu 
konventionelleren ökonomischen Zielvorstellungen von Effizienz und Vertei- 
lungsgerechtigkeit. 

Die neoklassische Ökonomie hat dazu tendiert, Märkte als homogene Kategorie 
zu behandeln; die wesentlichen Unterschiede zwischen Märkten betreffen das Ni- 
veau an Konkurrenz und das Ausmaß, in dem Produktions- und Konsumtionspro- 
zesse zu externen Ökonomien und Dys-Ökonomien führen. Weiterhin sind die 
Phänomene, die in der neoklassischen Ökonomie zu unterschiedlichen Märkten 
führen, zum größten Teil Eigenschaften von Produktionstechnologien: Mangelnde 
Konkurrenz ist vor allem das Resultat von Skalenökonomien, die zu natürlichen 
Monopolen führen, und von externen Effekten außerhalb des Marktes, die aus 
technologischen Interdependenzen in der Produktion und der Konsumtion (etwa 
Umweltverschmutzung) erwachsen. Obwohl sie unter einigen wichtigen Aspekten 
nur begrenzten Wert haben, sind diese neoklassischen Unterscheidungen wesent- 
lich: Sie sind die Grundlage der Theorie des Marktversagens, die über den Dau- 
men gepeilt ausfindig machen kann, welche Märkte ganz gut sich selbst überlas- 
sen werden können und welche irgendeine Art gesellschaftlicher Regulierung nö- 
tig haben, um pareto-effiziente Ergebnisse zu sichern. Aber die Begriffssprache 
natürlicher Monopole/externer Effekte ignoriert wesentliche Aspekte von Märk- 
ten, wovon zwei aus demokratischer Perspektive besonders wichtig sind. Zu- 
nächst, und dies wird von Anthropologen schon seit längerem betont, hat die 
Form, wie wir unsere Tauschbeziehungen regulieren und unsere verschiedenen 
ökonomischen Aktivitäten koordinieren, Einfluß auf die Sorte von Menschen, die 
wir werden. Marshall Sahlins hat bemerkt, daß »wenn Freunde Geschenke ma- 
chen, Geschenke auch Freunde machen«; ein analoger Gedanke könnte auch bei 
Märkten gelten. Die Präferenzen, Fähigkeiten, Werte und andere Aspekte der 
Tauschparteien könnten dem Tausch endogen sein. Wenn zweitens die Durchset- 
zung von Ansprüchen, die im Tausch entstehen, endogen ist, wie wir gesehen ha- 
ben, erwachsen aus der politischen Struktur von Märkten neben Ineffizienzen oft 
Herrschafts- und Unterlegenheitsverhältnisse zwischen den Tauschparteien. Dar- 
aus ergibt sich eine Typologie von Märkten, wie sie in Schema 10 dargestelit ist. 
Obgleich kein Markt gegen endogene Anspruchsdurchsetzung gefeit ist und die 
Individuen immer durch die wesentlichen Tätigkeiten, die sie ausüben, beeinflußt 
werden, können die Märkte für Lebensmittel als Prototypen exogener Anspruchs- 
durchsetzung und exogen konstituierter Akteure gefaßt werden. Im Gegensatz 
dazu ist, wie wir gesehen haben, der Arbeitsmarkt ein Prototyp eines umkämpften 
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und konstitutiven Tauschs, der durch endogen konstituierte Akteure wie durch en- 
dogene Anspruchsdurchsetzung charakterisiert ist. Unser Modell des Kreditmark- 
tes weist endogene Anspruchsdurchsetzung auf, aber die Erfahrung einer Kredit- 
nahme ist, im Unterschied zur Arbeitserfahrung, eine Beziehung auf Distanz; sie 
ist weniger wichtig und vielleicht zu vernachlässigen, wenn es um die Formung 
der am Kredittausch beteiligten Parteien geht. Weiterhin gibt es einige Märkte, die 
unsere Entwicklung als Menschen formen, doch nicht durch endogene An- 
spruchsdurchsetzung charakterisiert sind: etwa der Markt für Kinderfürsorge und 
der Markt für Wohnungsgrundstücke, 


Anspruchsdurchsetzung 


Schema 10: Eine Typologie von Märkten 


Tauschparteien 


Das Argument für geselischaftliche Regulierung ist im Falle endogener An- 
spruchsdurchsetzung und endogen konstituierter Akteure transparent. Wo Märkte 
die Fähigkeiten, Werte und Wünsche der Tauschpartner formen, bricht das nor- 
mative Standardargument für Marktallokation, sie liefere ein pareto-effizientes 
Ergebnis, in sich zusammen. Denn es beruht auf der Annahme exogen gegebener 
Präferenzen. Offensichtlich ist es nicht befriedigend, eine Reihe marktförmiger 
Arrangements einzig aufgrund dessen zu rechtfertigen, daß sie die Befriedigung 
von Präferenzen begünstigen, wenn diese Präferenzen selbst vorrangig das Ergeb- 
nis eben der fraglichen Marktarrangements sind. Zum mindesten läßt die Aner- 
kennung der endogenen Natur von Präferenzen die Frage der institutionellen Be- 
wertung offen: Denn es könnte wohl andere Institutionen geben, die die Präferen- 
zen, die sie herangebildet haben, vollständiger befriedigen als es Märkte tun wür- 
den. Etwas grundsätzlicher formuliert, wenn demokratische Regierungsformen ein 
Wert an sich sind, Könnte es vernünftig sein, sofern keine starken Gegenargu- 
mente vorhanden sind, denjenigen Institutionen den Vorzug zu geben, die die 
“ Entwicklung von solchen Menschen fördern, die geneigt und dazu fähig sind, de- 
mokratische Institutionen zu stützen und sich effizient in demokratischen Verhält- 
nissen zu bewegen. 
Wenn wir uns der politischen Struktur von Märkten zuwenden, auf denen 
Tauschakte umkämpft sind, gibt es zwei Argumente für gesellschaftliche Regulie- 
rung. Erstens, wenn die Marktkonkurrenz Herrschaftsverhältnisse trägt, gibt es aus 
demokratischen Gründen ein Argument für die Regulierung dieses Machtverhält- 
nisses. Zweitens sind die Gleichgewichte auf Märkten umkämpften Tauschs auch 
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ohne Skalenökonomien oder externe Effekte nicht generell pareto-effizient. Aus 
‚ ganz traditionellen Gründen der Effizienz könnte es besser sein, sich beim um- 
kämpften Tausch auf andere Mechanismen als allein auf Märkte zu verlassen. Un- 
ser Ansatz liefert Gründe für die Annahme, daß ökonomische Demokratie sehr 
wohl eine überlegene Alternative bilden könnte. 
Eine Umverteilung des Eigentums und der Entscheidungsautorität an die Arbeiter 
ergibt Effizienzgewinne aus drei Quellen: (2) aus einer korrekten gesellschaftli- 
chen Aufrechnung der Kosten für die Regulierung der Arbeitsintensität und von 
daher einer optimalen Mischung von Kontrollkosten und Lohnanreizen, (b) aus 
der verbesserten Effizienz der Kontrolle, die sich aus dem Umstand ergibt, das die 
Arbeiter einen Anreiz haben, ihre kosienlos gewonnenen Informationen über die 
Arbeitsaktivität ihrer Kollegen weiterzugeben und (c) aus der verringerten Inkom- 
patibilität der Anreize für die Intensität der Arbeit, die sich daraus ergibt, daß die 
Arbeiter Ansprüche auf den Überschuß haben. Solche Gewinne können von einer 
kapitalistischen Firma nicht eingefahren werden und sind durch Arbeiterkoopera- 
tiven in einer kapitalistischen Umwelt möglicherweise nicht zu erlangen. Der 
Grund ist, daß demokratische Firmen zwar potentiell effizienter sind als ihre ka- 
pitalistischen Gegenstücke, aber auf Kreditmärkten einen Konkurrenznachteil er- 
fahren und daher in einer kapitalistischen Ökonomie nicht florieren werden, weil 
sich die Arbeiter auf umkämpften Kapitalmärkten mit Anforderungen an Reich- 
tum konfrontiert sehen, die ihren Zugang zu extemen Finanzierungsquellen be- 
schränken. 
Das Eintreten für Demokratie und Effizienz zugleich bringt ein Dilemma mit sich: 
ein gewisses Maß an externer Kontrolie der Firma durch Nichtmitglieder mag ge- 
rechtfertigt sein, da sie zur Effizienz und zu einem gesellschaftlich optimalen 
Grad der Risikoübernahme beiträgt; aber die externe Kontrolle der Firma verwäs- 
sert das Prinzip der demokratischen Rechenschafispflicht der Macht. Die Gründe, 
warum ein bestimmtes Maß an externer Kontrolle langfristig zur Verbesserung der 
Effizienz führen kann, sind recht klar: Aufgrund der Inkompatibilität der Anreize, 
die der Ausdehung der Kreditnahme entgegensteht, wird der Mangel an externer 
Kontrolle (durch Kreditgeber oder Investoren) die Investitionstätigkeit der Firma 
entmutigen und die Unfähigkeit der Arbeiter/Eigentümer, ihre Ausstattungen zu 
diversifizieren, wird mangels externer Kontrolle dazu führen, daß ein zu geringes 
Risiko eingegangen wird, Aber die Einschränkung demokratischer Prinzipien, die 
mit externer Kontrolie einhergeht, ist so offensichtlich wie deren ökonomischen 
Vorteile: Das demokratische Argument, wonach die Arbeiter ihre Arbeitsbedin- 
gungen kontrollieren sollen, gilt nicht für Kreditgeber, die kontrollieren, was mit 
ihren Guthaben angestellt wird, da Kreditgeber nicht generell Akteure auf der lan- 
gen Seite sind und daher nicht mit Akteuren konfrontiert sind, die Macht über sie 
“ haben, 
Welche Form könnte also eine Alternative zum kapitalistischen Kreditmarkt an- 
nehmen? Natürlich könnte über die Verteilung von Investitionsmitteln auf Firmen 
einfach durch eine zentrale Planungsbehörde entschieden werden, Gegen diese 
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Lösung sprechen zwei Akteurprobleme. Erstens haben Firmen ein Interesse, ihre 
wahren Investitionsmöglichkeiten übertrieben darzustellen, um finanzielle Unter- 
stützung zu erhalten. Ein zentrales Planungsbüro wird also nicht über die richtigen 
Informationen verfügen, um rationale Finanzierungsentscheidungen treffen zu 
können. Zweitens wird eine solche Agentur dazu neigen, Investitionsfonds bevor- 
zugt an Firmen, Industrien, Regionen und Sektoren zu vergeben, die den größten 
politischen Einfluß haben, anstatt an jene, die Innovation und effizienten Ressour- 
cengebrauch am besten vorantreiben. Das Problem besteht also darin, einen de- 
zentralisierten Mechanismus der Kreditallokation zu entwerfen, der diese Schwie- 
rigkeiten vermeidet, aber wiederum nicht die Kontrolle des Unternehmens durch 
Außenstehende begünstigt, deren einziges Interesse an der Firma ein finanzielles 
ist. Unser Lösungsvorschlag besteht darin, zu erkennen, daß der kapitalistische 
Aktienmarkt drei Funktionen in sich vereinigt, die in einer demokratischen Öko- 
nomie aufgeteilt werden könnten: Er verteilt Investitionsfonds auf Unternehmen, 
er legt fest, wer Unternehmen besitzt und kontrolliert, und er liefert nützliche In- 
formationen über die erwartbare künftige Leistungsfähigkeit der Unternehmen. 
Eine demokratische Alternative kann die Investitionstätigkeit und die Kontrolle 
der Unternehmen demokratisch rechenschaftspflichtig machen und gleichzeitig 
die Erzeugung von Informationen einem konkurrenzbestimmten Marktprozeß 
überlassen. Letzeres könnte durch den Aufbau einer »Informationsindustrie« 
geleistet werden, in der Akteure Wissen über die künftige ökonomische Lei- 
stungsfähigkeit der Firmen sammeln und offenlegen, während sie weder direkt in 
die Firmen investieren noch sie kontrollieren. Eine solche Industrie könnte entlang 
des Modells der Pferdewetten operieren, wobei »point spreads« und »Vorteile« 
durch eine Art Wettkonkurrenz festgelegt werden und die Teilnehmer keinen di- 
rekten Zugriff auf Finanzierung, Eigentum und Kontrolle der kämpfenden Par- 
teien haben. Das folgende ist eine Skizze, wie eine solche Institution aussehen 
könnte, 

Stellen wir uns einen »Pseudo-Aktienmarkt« vor, auf dem Pseudo-Aktien der ver- 
schiedenen in einer Ökonomie tätigen Firmen gekauft und verkauft werden. Teil- 
nehmer am Pseudo-Aktienmarkt kaufen und verkaufen diese Pseudo-Aktien zu 
Preisen, die von der Marktkonkurrenz bestimmt werden. In angemessenen Zeitab- 
ständen zahlt die Börsenverwaltung der Regierung Gelder an die Aktieninhaber 
aus, nach Maßgabe der Profitabilität der Firmen, die durch die Aktien repräsen- 
tiert werden. Aktieninhaber die die Leistung der Unternehmen richtig vorhersa- 
gen, kommen in den Genuß erwartbar steigender Auszahlungen und daher auch 
höherer Preise der Aktien, die sie halten. Die Nachfrage nach Aktien von Firmen, 
deren künftige Leistung von den Aktieninhabern alles in allem als gut einge- 
schätzt wird, nimmt somit zu, und die Preise dieser Aktien werden durch die Er- 
wartung künftiger Erträge steigen. Ein solcher Aktienmarkt ist eine Form des 
Wettens, bei dem die kämpfenden Spieler Firmen sind, das Gewinnkriterium die 
Profitabilität ist, die Wettenden Finanzinvestoren und die endogen bestimmten 
Auszahlungsquoten relative Aktienpreise sind. Wie beim Wetten reflektieren die 
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Quoten die erwartete Leistung der Wetikampfparteien, während die Wetienden 
keine direkte Kontrolle über das strategische Verhalten der Wetikampfparteien 
selbst haben. Dieser Pseudo-Aktienmarkt reproduziert die Funktion der Informa- 
tionssammlung im kapitalistischen Aktienmarkt, sofern Änderungen der Aktien- 
preise ‚nützliche Informationen über die künftige Leistungsfähigkeit der Firma 
verkörpern. Diese Informationen können zusammen mit anderen Erwägungen, 
zum Ökologischen Gleichgewicht oder zur Verteilungsgerechtigkeit und anderen 
Zielen, durch die Regierung, durch die Kommunen und durch private Investoren 
benützt werden, um Investitionsmittel auf Firmen zu verteilen. Auf einem solchen 
Markt bleibt Macht rechenschaftspflichtig, was für den kapitalistischen Aktien- 
markt nicht charakteristisch ist, 

Wir halten diese Skizze einer Alternative zum traditionellen Kapitalmarkt für 
nicht mehr als einen unvollständigen Vorschlag. Sicher müssen Vorkehrungen 
getroffen werden für die Finanzierung von kleiner Firmen, für Unternehmen, die 
ein hohes geschäftliches Risiko und breite Innovationen erfordern und für nicht- 
profitorientierte Organisationen. Desgleichen müssen Fragen der Umwelt, des re- 
gionalen Gleichgewichts usw. das Kriterium der Profitabilität bei der Verteilung 
der Investitionsfonds ergänzen, und die Wachstumsrate insgesamt muß durch 
Kriterien bestimmt sein, die relativ unabhängig sind von Preis- und Leistungskon- 
kurrenz. Wir behaupten allerdings, daß der Ansatz des umkämpften Tauschs ein 
unverzichtbares Element liefert, wenn es darum geht, ökonomischen Institutionen 
so zu gestalten, daß sie gleichzeitig ineinandergreifende Handlungsanreize bieten 
und demokratisch rechenschaftspflichtig sind. 
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Kurt Hübner 

»Wer Macht hat, kann sich alles erlauben!« 
Anmerkungen zu den Konzepten Hegemonie - Dominanz - 
Macht - Kooperation in der globalen Okonomie 


Zusammenfassung: Seit mehreren Jahren wird die »Hegemoniekrise der USA« 
und deren Auswirkungen auf die Funktionsweise der globalen kapitalistischen 
Ökonomie breit diskutiert. Aus der empirischen Feststellung eines relativen Rück- 
gangs der ökonomischen Stärke der USA wird in vielen Beiträgen der Schluß ge- 
zogen, die USA hätten innerhalb der Weltwirtschaft an ökonamischer Macht ver- 
loren. Die These lautet, daß eine solche Schlußfolgerung sich allein analytisch 
unzureichenden Machtkonzepten verdankt, die diesen Untersuchungen zugrunde 
gelegt werden. Im Gegensatz zu der Mehrheit der Literatur wird behauptet, daß 
von einer Hegemoniekrise nur gesprochen werden kann, wenn und weil die USA 
ihre strukturale Macht zur Verfolgung interner politischer und ökonomischer 
Ziele einsetzen. 


1. Einleitung 


Nur wenige sozialwissenschaftliche Konzepte erfreuen sich einer derart weiten 
Beliebtheit und sind zugleich derart unpräzise wie das der »Macht«. Häufig genug 
fungiert »Macht« als begriffliches Passepartout, das immer dann aus dem Schatz- 
kästlein der Theoretiker geholt wird, wenn bloße Strukturanalye und auf soziale 
Gesetzmäßigkeiten abstellende Untersuchungen in Erklärungsnotstände geraten. 
So sollte es deshalb nicht als individuelle Resignation verstanden werden, wenn 
etwa Max Weber angesichts der von ihm konstatierten »soziologisch amorphen« 
Qualität des Machtbegriffes seine Aufmerksamkeit auf den Tatbestand von Herr- 
schaft richtete. Weder die Politikwissenschaften noch die ökonomische Theorie 
sind allerdings dieser Empfehlung von Weber zur Verschiebung des Erklärungs- 
gegenstandes gefolgt. Im Gegenteil: Macht ist wieder zu einem Thema geworden, 
Dies gilt auch und gerade für das Feld der globalen Ökonomie, Insbesondere im 
Zuammenhang mit der in den letzten Jahren vehement geführten Debatte um die 
Hegemoniekrise der USA läßt sich von einer Renaissance des Begriffes »Macht« 
sprechen. Die Analysen über die Veränderung der Machtposition der USA in der 
globalen Ökonomie seit den siebziger Jahren sind kaum mehr zu überblicken. 
Ökonomisch-historische Studien wie etwa die von Paul Kennedy über den 
»Aufstieg und Fall Großer Mächte« (Kennedy 1989) haben es sogar geschafft, 
zum Inierpretationsmodeli der Titelgeschichten von Tageszeitungen, Magazinen 
und Jouralen zu werden. 
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Die weltpolitischen Ereignisse des Sommers 1990 bieten sich als nahezu ideales 
Demonstrationsobjekt an, um zu veranschaulichen, weiche komplexen Zusam- 
menhänge angesprochen sind, wenn von einem Machtverlust oder auch einem 
Machtgewinn der USA im globalen Kapitalismus gesprochen wird. Da war 
zunächst der scheinbar wie aus heiterem Himmel kommende Überfall des Erd- 
ölemirats Kuweit durch Saddam Hussein, auf den die USA mit der größten militä- 
rischen Mobilmachung seit 1945 antworteten. Erinnert man sich der zahlreichen 
direkten und indirekten Interventionen der USA in Regionen der Dritten Welt, 
dann wird diese jüngste Demonstration militärischer Macht nicht Erstaunen auslö- 
sen. Bemerkenswert sind allein die Umstände, unter denen die USA heute ihre 
Rolle des Weltpolizisten spielen. Im Unterschied zu den Zeiten des bipolaren 
Blockgegensatzes müssen die Vereinigten Staaten heute keinerlei Rücksichten auf 
strategische Interessen der Sowjetunion nehmen, ja schwenken die vormaligen 
Revolutionshüter auf den weltpolitischen »Sicherheitskurs« der USA ein, Und 
noch bedeutsamer: Die USA können sich nur als Weltpolizei gebärden, wenn und 
weil ihre Alliierten sich finanziell an den Milliardenkosten des Aufmarsches am 
Golf beteiligen. Nichts macht die gegenüber der noch jüngsten Vergangenheit 
veränderte Lage deutlicher als die Bettelreise des Außenminister Baker um den 
Globus, mit der die notwendigen Dollarmilliarden zusammengebracht wurden!. 
Doch damit nicht genug. Während sich die US-Truppen im Wüstensand einzu- 
richten begannen, entbrannte in der Heimat eine heftige Auseinandersetzung über 
den Weg, wie das riesige, sich allein für das Jahr 1990 auf 300 Mrd. US-Dollar 
bewegende Haushaltsdefizit reduziert werden könnte, Nur durch eine ganze Reihe 
befristeter Zahlungsbefugnisse war es der Regierung Bush möglich, die Entlas- 
sung von Staatsbediensteten und die Schließung öffentlicher Einrichtungen abzu- 
wenden, 

Diese konkreten Umstände des demonstrativen Aufmarsches der USA im Nahen 
Osten geben verschiedenen Interpretationen Raum. Mit der sich vollziehenden 
Auflösung des bipolaren Blockgegensatzes, so könnte argumentiert werden, ist ein 
strategischer Raum in der Weltpolitik entstanden, der von den USA zur Samm- 
lung des »Nordens« genutzt wird, um die immer wieder gefährdete Kontrolle über 
strategische Rohstoffe des »Südens« auf Dauer sicherzustellen. Der iranische 
Überfall auf Kuweit wäre dann nur ein willkommener Anlaß für die Erreichung 
des weiterreichenden Zieles der Re-Etablierung US-amerikanischer Macht im 
Weltmaßstab. Für einen Skeptiker wie den Historiker Paul Kennedy wiederum ist 
der militärische Aufmarsch der USA ein weiterer Schritt auf dem Weg des Hege- 
monieverlustes: Aufgrund des Mißverhälmisses zwischen militärischem Aufwand 
und ökonomischen Ressourcen werde eine »imperiale Überdehnung« befördert, 
die den weiteren Abstieg der USA zur Folge haben müsse. Die militärische 
Machtdemonstration steht dieser Interpretation zufolge also in eklatantem Miß- 
verhältnis zu den ökonomischen Möglichkeiten der USA. In den Worten der vom 
Gouverneur des Bundesstaates New York eingesetzte Kommission zur Wettbe- 
werbsfähigkeit der USA: 
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»Amerika hat es versäumt, sich der neuen Realität einer globalen Ökonomie anzupassen und ist gerade 
dabei, seinen Preis zu bezahlen. Dieser Preis wird nicht allein in ökonomischen Termini zu beziffemn 
sein; die im nächsten Jahrzehnt anfallenden Konsequenzen werden über ein verlangsamtes ökonomi- 
sches Wachstum oder eine Stagnation des Lebensstandards und der Entfaltungsmöglichkeiten hinaus- 
gehen. Wie jeder Schuldner von dem Wohlwollen seines Gläubigers abhängt, werden bei weiter an- 
haltender Verschuldung unsere ausländischen Gläubiger ungebührlichen Einfluß auf unsere Zukunft 
und die Politik unserer gewählten Regierung nehmen können« (Cuomo 1988, S.1; Übersetzung K.H.). 
Sollte also der unter Führung der USA vorgenommene Aufmarsch im Nahen 
Osten das erste Beispiel einer Strategie des burden sharing in dem Sinne sein, daß 
die USA selbst Gefangene ihrer abbröckelnden ökonomischen Dominanz gewor- 
den sind? 

Das Beispiel ist nicht seiner Aktualität wegen gewählt. Instruktiv ist es deshalb, 
weil es anschaulich zu machen vermag, wie gehaltlos oder doch wenigstens ambi- 
valent die umstandslose Rede von »mächtiger Nation«, »Supermacht«, »Militär- 
macht«, »ökonomischer Macht«, »Weltmacht« und wie immer die Attribute lau- 
ten mögen, sein kann. Basiert Macht auf der Zahl der Gewehrläufe oder der finan- 
ziellen Ressourcen, über die ein Land autochthon verfügt? Um eine Klärung vor- 
anzutreiben, bietet es sich an, die seit etwa Mitte der siebziger Jahre breit geführte 
und gut dokumentierte Debatte um die Konsequenzen des behaupteten Nieder- 
gangs der US-amerikanischen Hegemonie für die Funktionsweise der globalen 
Ökonomie zum Diskussionsgegenstand zu wählen. Ich möchte zunächst einige 
Ambivalenzen bei der Sprechweise vom Niedergang der US-Hegemonie aufzei- 
gen und dann die Zusammenhänge zwischen Hegemonie - Dominanz - Macht und 
weltwirtschaftlicher Stabilität diskutieren. 


2. Hegemonieverlust der USA? 


Für den Weltsystemtheoretiker Immanuel Wallerstein liegt der Tatbestand auf der 
Hand: »Es ist ein Faktum, daß keine US-Regierung den relativen Niedergang, den 
der Lebensstandard und die Macht der USA während der nächsten dreißig Jahre 
erfahren werden, aufhalten kann« (Wallerstein 1987, S.17). Sein historisch ge- 
schulter Blick erkennt, was die politische Klasse der USA zwar wahrnimmt, aber 
nicht zu akzeptieren bereit ist: Wie Venedig um das Jahr 1500, Holland ab etwa 
1660, England ab etwa 1873 befinden sich die USA seit 1967 in einer Phase des 
hegemonialen Abstiegs, der quasi naturgesetzlich verläuft und gegen den sich po- 
litische Strategien als weitgehend wirkungslos erweisen. Hegemonie ist für Wal- 
lerstein eine Konstellation von »great powers«, bei der eine Macht primus inter 
pares ist, d.h. ein Staat in der Lage ist, seine Regeln und Vorstellungen in den 
ökonomischen, politischen, militärischen, diplomatischen und kulturellen Arenen 
der Weltwirtschaft durchzusetzen. Diese Fähigkeit (oder Macht) hat ihre letztliche 
Basis in der überlegenen Effizienz auf den Feldern der landwirtschaftlichen und 
industriellen Produktion sowie bei der Bereitstellung finanzieller Dienstleistungen 
(Wallerstein 1984, S.38£.). Geht dieser Effizienzvorsprung verloren, entsteht eine 
Hegemoniekrise, die erst mit dem Auftritt einer neuen Hegemonialmacht beendet 
wird. 


»Wer Macht hat, kann sich alles erlauben!« - 69 


Zahlreiche Untersuchungen über den Verlust ökonomischer Dominanz und Vor- 
herrschaft der USA scheinen wenn schon nicht den zwangsläufigen Ablauf so 
doch den relativen Niedergang US-amerikanischer Vorherrschaft in der Weltwirt- 
schaft stützen zu können. Die bereits zitierte Cuomo-Kommission beispielsweise 
hat eindrucksvolle Belege für diese Entwicklung zusammentragen können: (1) 
Obwohl die USA während der achtziger Jahre im Vergleich zu der Gruppe ent- 
wickelter kapitalistischer Länder hohe Zuwachsraten des Sozialproduktes ver- 
zeichnen konnten, lagen die jahresdurchschnittlichen Zuwachsraten dieser Periode 
mit 2,4 Prozent weit unter den durchschnittlichen Wachstumsraten der sechziger 
(3,8 Prozent) und selbst noch der der krisenhaften siebziger (2,8 Prozent) Jahre. 
Begleitet ist dieser Rückgang der Wachstumsdynamik von einem parallelen 
Rückgang der Kapitalrentabilität und der Investitions- bzw. der Akkumulati- 
onsquote. (2) Trotz leichter Verbesserungen seit der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre sind die Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität im Vergleich vor allem zu 
den fünfziger und sechziger Jahren seit den siebziger Jahren zurückgefallen. Ins- 
besondere gegenüber Japan und der Bundesrepublik haben die USA infolgedessen 
in zentralen Bereichen ihren früheren Vorsprung im Niveau der Arbeitsprodukti- 
vität eingebüßt. (3) Seit 1975 konnten die USA keinen Überschuß ihrer Handels- 
bilanz mehr verzeichnen. Die extrem hohen Handelsbilanzdefizite gehen einher 
mit einem stetigen Rückgang des US-amerikanischen Anteils an den Weltexpor- 
ten, der sektoral drastische Ausmaße erreichte, und einer ebenso bemerkenswerten 
Erhöhung des Importpenetrationsgrades. (4) Die Kombination aus hoch-defizitärer 
Handelsbilanz und schnell steigender Staatsverschuldung hat die USA während 
der achtziger Jahre zum größten Nettoschuldner der Weltwirtschaft gemacht. (5) 
Einen steilen Anstieg des Schuldenkoeffizienten haben neben dem Staat die pri- 
vaten Haushalte, der Unternehmenssektor und die Landwirtschaft zu verzeichnen 
(vgl. die Daten in Cuomo 1988, S.2-17). 

Dieses düstere Bild wird von einer ganzen Reihe weiterer Studien gestützt (vgl. 
etwa Rapping 1988, S.5 ff.; Behrman 1987, S.14ff.; Starr/Ullmann 1988, S.43ff.; 
Carvounis 1988). Über das quantitative Ausmaß des US-amerikanischen Domi- 
nanzverlustes sind diese Untersuchungen allerdings genauso uneins wie über die 
Implikationen für die Funktionsweise der globalen Ökonomie. So behauptet bei- 
spielsweise Kennedy (1989, S.432), daß der US-amerikanische Anteil an der 
weltweiten Produktion der verarbeitenden Industrie von knapp 50 Prozent Ende 
der vierziger Jahre auf 31,5 Prozent im Jahr 1980 zurückgefallen sei, während 
Branson (1980, S.192) zu dem Ergebnis gelangt, Ende der siebziger Jahre hätte 
der Weltmarktanteil der USA noch knapp 37 Prozent betragen. Mögen solche 
quantitativen Differenzen noch statistischen Diskrepanzen und Erfassungsproble- 
men geschuldet sein, so läßt sich am Beispiel des Handelsbilanzdefizits zeigen, 
daß auch methodische Probleme eine Rolle spielen, wenn ein langanhaltendes De- 
fizit umstandslos mit einem Dominanzverlust gleichgesetzt wird. Sicherlich ist die 
Handelsbilanz ein insgesamt recht zuverlässiges Erfassungsinstrument der zwi- 
schen In- und Ausland verlaufenden Warenströme; wegen ihrer strikt geogra- 
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phisch-nationalstaatlichen Definition enthält sie jedoch auch eine systematische 
Verkennung der tasächlichen Leistungsfähigkeit (und Dominanz) eines ökonomi- 
schen Strukturkomplexes. Um realistische Aussagen über die Konkurrenzfähigkeit 
eines solchen Komplexes zu machen, wäre es methodisch notwendig, neben den 
in der Handelsbilanz verzeichneten Warenex- und -importen auch die Ex- und 
Importe der von US-Unternehmen kontrollierten, im Ausland befindlichen Pro- 
duktionsbetriebe zu erfassen (vgl. Strange 1987, S.564).? Dieser Einwand gegen 
den verbreiteten Kurzschluß Handelsbilanzdefizit = Dominanzverlust ist im Falle 
der USA besonders trifüg, verzeichnet die US-Wirtschaft infolge ihrer frühzeitig 
eingeleiteten Internationalisierungsstrategie doch nach wie vor den höchsten Be- 
stand an ausländischen Direktinvestionen. Hilke/Nelson (1988, S.144) zitieren 
eine Untersuchung von Lipsey (1985), der versucht hat, diesem methodischen 
Kriterium zu folgen und dabei zu dem Ergebnis kam, daß zwischen 1957 und 
1977 sich der Anteil der von ausländischen Filialen US-amerikanischer multina- 
tionaler Konzerne getätigten Exporte an den gesamten Exporten (jetzt definiert als 
Summe US-amerikanischer Exporte und Exporte US-kontrollierter Filialen) von 
17,5 auf mehr als 40 Prozent erhöht hat. Dies deutet darauf hin, daß eine dem 
Globalisierungsprozeß des Kapitals adäquate Erfassungsmethode von Warenströ- 
men für die USA ein deutlich besseres Resultat erbringen würde als es die tradi- 
tionelle Handelsbilanz zum Ausdruck bringt. Strange (1988, S.235), die sich die- 
sen methodischen Einwand zu eigen macht, läßt sich sogar zu der Behauptung 
verführen, die USA würden auch in den achtziger Jahren die globalen Handels- 
ströme dominieren. So richtig nun der vorgetragene methodische Einwand ist, so 
unsystematisch wird er allerdings auch in die Debatte eingebracht. Unterschlagen 
wird nämlich, daß eine solche Korrektur auch für alle die Filialen und Betriebe 
des Standortes USA durchgeführt werden müßte, deren Konzernzentralen ihren 
Sitz nicht in den USA haben. Auch wäre dieses Verfahren auf alle ökonomischen 
Strukturkomplexe anzuwenden. Im Falle von Japan, Frankreich, Großbritannien 
und der Bundesrepublik dürfte infolge der hohen ausländischen Direktinvestitio- 
nen dann davon ausgegangen werden, daß ihre Exportziffern weit höher ausfallen 
als sie in den nationalstaatlich definierten Handelsbilanzen zum Ausdruck kom- 
men. Zu vermuten wäre mithin, daß auch bei einem solchen Erfassungsverfahren 
die USA eine Verschlechterung ihrer Wettbewerbsposition zu verzeichnen hätten. 
Auf ein zweites Relativierungsargument lohnt es sich einzugehen. Nicht selten 
wird argumentiert, daß das Handelsbilanzdefizit allein Ausdruck des ungleichen 
Wachstumstempos der USA im Vergleich zum Rest der Weltwirtschaft sei, das 
sich infolge der hohen Einkommenselastizität und der im internationalen Ver- 
gleich niedrigen Preiselastizität der US-amerikanischen Importe in einem Anstieg 
der importierten Gütermengen niederschlage (vgl. dazu Kremp/Mistrai 1985). Ei- 
nem solchen Analyseschema zufolge könnte das Handelsbilanzdefizit als Aus- 
druck einer im internationalen Vergleich hohen Wachstumsdynamik der US-Wirt- 
schaft und mithin als Zeichen interner Stabilität gedeutet werden. Dieser Deutung 
stehen allerdings die Ergebnisse einer Reihe ökonometrischer Untersuchungen 
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entgegen. Eine auf Elastizitäten und Wachstumsratendifferentiale abstellende 
Analyse übersieht aber vor allem, daß die hohen Importe der USA seit den achizi- 
ger Jahren auch Ausdruck qualitativer Präferenzen der US-Nachfrager 
(Produktqualität, Lebensdauer, Reparaturanfälligkeit etc.) und industriestruktu- 
reller Verschiebungen sind, was wiederum auf eine Konkurrenzschwäche der US- 
Wirtschaft hindeutet, die nicht allein oder vorrangig preisliche Gründe hat (vgl. 
dazu Funke 1989). 

Auch gegen die Behauptung, die USA hätten sich seit 1985 von einem Nettogläu- 
biger zu einem Nettoschuldner der Weltwirtschaft entwickelt, werden Einwände 
geltend gemacht. Weil das US-amerikanische Commerce Department die Direk- 
üinvestitionen der USA zu ihren Buchwerten und nicht zu den Marktwerten be- 
werte, so der Einwand, entspräche der Nettoschuldnerstatus eher einer statisti- 
schen Fiktion denn der Realität (vgl. Friedberg 1989, S.409). Weil nämlich die 
US-amerikanischen ausländischen Direktinvestitionen generell älteren Datums 
sind als die Direktinvestitionen von Ausländern in den USA, werde mit diesem 
Bewertungsverfahren eine Verzerrung erzeugt, die sich in einer systematischen 
Unterbewertung der Auslandsdirektinvestitionen der USA niederschlage. Auch 
wird zu bedenken gegeben (so etwa Strange 1987, S.564), daß der Anstieg der 
Auslandsverbindlichkeiten der USA Ausdruck der weiterhin bestehenden Welt- 
geldrolle des US-Dollar sei, weswegen insbesondere nationale Notenbanken ihre 
Dollarreserven in den USA hielten und entsprechend das Maß der Verbindlich- 
keiten angestiegen sei. So richtig der Verweis auf die nach wie vor existente 
Weltgeldrolle des US-Dollar ist, so wenig vermag er allerdings das Problem der 
Außenverschuldung der USA zu relativieren. Sektorale Analyse der Schuldenpo- 
sition der USA vermochten zu zeigen, daß seit Anfang der achtziger Jahre die Ka- 
pitalströme in die USA insgesamt und insbesondere die ausländischen Anlagen in 
US-amerikanische Staatspapiere beträchtlich an Ausmaß und Tempo gewonnen 
(vgl. Friedberg 1989, S.409) und die USA in eine Nettoschuldnerposition getrie- 
ben haben. 

Selbst eine vorsichtige Interpretation der Untersuchungen zur Stellung der USA in 
der Weltwirtschaft in den achtziger Jahren muß mithin zu dem Ergebnis kommen, 
daß die zugrundeliegenden ökonomischen Indikatoren eine Verschlechterung der 
Situation gegenüber vor allem der »golden age«-Phase.der fünfziger und sechziger 
Jahren anzeigen, Ausgedrückt in Begriffen von Wachstumsraten handelt es sich 
nicht um eine absolute sondern um eine relative Verschlechterung. Dieser relative 
Niedergang der ökonomischen Position der USA in der globalen Ökonomie, so 
haben Untersuchunggen gezeigt (vgl. bspw. Altvater/Hübner/Stanger 1983), ist 
wesentlich auf einen catch up-Prozess der anderen entwickelten kapitalistischen 
Länder zurückzuführen - der allerdings nicht zuletzt unter den Bedingungen eines 
US-gesteuerten globalen Kapitalismus möglich war (vgl. dazu unten). Keineswegs 
geklärt ist allerdings die Frage, ob diese Verschlechterung ökonomischer Indikato- 
ren auch eine Reduzierung der ökonomischen Macht oder Hegemonie der USA 
impliziert. Immerhin sind die Zusammenhänge zwischen ökonomischer Perfor- 
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manz und Macht und/oder Hegemonie keineswegs so eindeutig wie sie etwa von 
Wallerstein und anderen Vertretern der These des Hegemonieverfalls behauptet 
werden. Gilpin (1975, S.33£f.) etwa führt aus, daß Macht nur dann ein sinnvolles 
Konzept sei, wenn es relational gefaßt werde, also als Macht eines Akteurs gegen- 
über der jeweiligen Macht anderer Akteure. Von Ilgen (1985, S.2) wird deshalb 
vorgeschlagen, zwischen ökonomischer Stärke (economic strength) und ökonomi- 
scher Macht (economic power) klar zu unterscheiden. Ökonomische Stärke ist 
ihm zufolge ein absolutes Konzept, das durch eine Bestandsaufnahme ökonomi- 
scher Ressourcen (Reichtum) und ökonomischer Performanz-Indikatoren opera- 
tionalisiert werden kann. Ökonomische Macht ist demgegenüber die Fähigkeit von 
Staaten, die Prinzipien und Prozeduren des internationalen Regimes, an dem sie 
teilhaben, zu strukturieren und zu restrukturieren. Der Verlust an ökonomischer 
Stärke eines Staates kann aber muß nicht den Verlust an ökonomischer Macht im- 
plizieren. Ein so handlungs- und entscheidungsorientiert bestimmter Machtbegriff 
muß sich selbstredend gegen Operationalisierungen in Bestandsgrößen und abso- 
luten Ziffern sperren. Eine bloße Verschlechterung der Ressourcenausstattung 
oder der Entwicklung zentraler ökonomischer Variabler reicht dann nicht aus, um 
von einem Macht- und /oder Hegemonieverlust sprechen zu können. Folgt man 
nun einer solchen ersten begrifflichen Unterscheidung, dann liegt auf der Hand, 
daß die bislang diskutierten Arbeiten allein einen Verlust an ökonomischer Stärke 
der USA im Zeitablauf (und teilweise im internationalen Vergleich) konstatiert 
haben. Ich werde im nächsten Schritt zu zeigen versuchen, wie die Konzepte He- 
gemonie - Dominanz - Macht in der einschlägigen Literatur zur Hegemonietheorie 
konfundiert und entsprechende interpretatorische Kurzschlüße geradezu provo- 
ziert werden, 


3. Machtparadoxien im globalen Kapitalismus 


3.1. Stabilität und Gleichgewicht in der Weltwirtschaft 


Die ökonomische Theorie in ihrer orthodoxen Ausrichtung und die Politikwissen- 
schaften beschreiben einen gleichen Untersuchungsgegenstand - die Weltwirt- 
schaft als Raum ökonomischer Reproduktion und politischer Organisation - recht 
unterschiedlich. Die ökonomische Orthodoxie definiert die globale Ökonomie 
vergleichbar ihrem Modell der geschlossenen Volkswirtschaft, mit dem gewichti- 
gen Unterschied, daß das System der globalen Ökonomie gegenüber dem Modell 
der geschlossenen Volkswirtschaft einen Markt mehr umfaßt, nämlich den Devi- 
senmarkt. Mit der Annahme eines reinen Preisnehmerverhaltens wird jeglicher 
Einfluß der ökonomischen Akteure auf das Resultat der Interaktionen, und damit 
auch jegliche Existenz von Macht ausgeschlossen. Die globale Ökonomie wird 
entsprechend als eine harmonische Veranstaltung beschrieben, bei der aus wel- 
chen Gründen auch immer auftretende Schocks und Störungen qua wirkenden 
Marktkräften und positiven Rückkopplungsschleifen des Marktsystems überwun- 
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den werden und entsprechend Gleichgewichtstendenzen überwiegen. Demgegen- 
über dominieren in den Politikwissenschaften Konzepte, die die globale Ökono- 
mie - üblicherweise bestimmt als das internationale Staatensystem - als eine Be- 
ziehung zwischen Staaten fassen, die sich quasi im Hobbesschen Naturzustand be- 
finden und entsprechend versuchen, ihre Macht zu maximieren und/oder ihre Si- 
cherheit und Souveränität in der Auseinandersetzung mit anderen Staaten zu be- 
haupten. Daraus ergibt sich das Bild eines anarchischen Beziehungsgeflechtes, das 
von den Staaten ständig reproduziert und konstituiert wird. Anstelle von Harmo- 
nie herrscht Konflikt, der Krieg Aller gegen Alle - der nur im Zaum gehalten wer- 
den kann, wenn es gelingt, die Konflikte. zu mediatisieren. Während also Kon- 
zepten wie Macht, Dominanz und Hegemonie in der ökonomischen Orthodoxie 
wenig Raum gelassen wird, ist in den Politikwissenschaften, soweit das interna- 

tionale System angesprochen ist, davon permanent die Rede. 
 »Gleichgewicht« und »Stabilität« zählen mithin zu den Schlüsselbegriffe der öko- 
nomischen Orthodoxie. Stabile allgemeine Gleichgewichte, d.h. Situationen, in 
denen ein System aus exogenen Gründen aus einer gleichgewichtigen Situation 

gebracht wird und es aus eigenen Kräften wieder zum Gleichgewichtspunkt zu- 
_ rückkehrt, finden sich vor allem in der neoklassischen Theorie. Soweit es sich da- 
bei um ein methodisches Konzept handelt, kann ein solch allgemeines Verständnis 
von Gleichgewicht und Stabilität durchaus von Nutzen sein: Schließlich kann von 
Instabilität nur sinnvoll gesprochen werden, wenn ein Verständnis von Stabilität 
entwickelt ist. Das eigentliche Problem des neoklassischen Konzeptes eines sta- 
bilen Gleichgewichts besteht in den dort enthaltenen Konzeption des Verhaltens 
zentraler ökonomischer Variablen und damit auch - dynamisch betrachtet - über 
den Anpassungspfad des ökonomischen Systems im Falle einer Störung des 
Gleichgewichts. Die Machtverschwiegenheit der Neoklassik ist dabei weniger die 
Folge der (mangelnden) Realitätstüchtigkeit ihrer Prämissen als ihres hermeti- 
schen Konzeptes des ökonomischen Prozesses, der nicht als strategischer Raum 
ökonomischer Akteure sondern als quasi-automatische Maximierungs- resp. 
Minimierungsmaschinerie unter Bedingungen vollkommener Sicherheit beschrie- 
ben wird. In der Literatur (vgl. dazu als Übersicht Stanger 1988) wurde überzeu- 
gend gezeigt, daß vor allem die neoklassischen Konzepte von Konkurrenz und vor 
allem das ahistorische Konzept von Zeit die eigentlichen Stabilitäts- und Anpas- 
sungsprobleme kapitalistischer Systeme ausblenden. Gibt man neben der An- 
nahme unendlich schneller Anpassungsgeschwindigkeiten der ökonomischen Va- 
_ riablen auch die neoklassische Annahme vollkommener Information und Sicher- 
heit der Akteure über Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft auf und berück- 
sichtigt man darüberhinaus, daß kapitalistische Ökonomien Geldwirtschaften sind, 
dann zeigt sich eine inhärente Tendenz zur Instabilität ökonomischer Prozesse 
(vgl. etwa Herr 1987). Harmonie ist die Ausnahme und Disharmonie die Regel in 
der Entwicklung der globalen Ökonomie. Die historisch angeleitete Analyse 
macht allerdings darauf aufmerksam, daß diese Tendenz zur Instabilität und Dis- 
harmonie für bestimmte Zeiträume gebrochen werden kann, Theoretisch geht es 
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angesichts einer solchen Ausgangslage entsprechend darum, die Stabilisierungs- 
leistungen zentraler Variablen zu bestimmen, d.h. zu erklären, wie und wodurch 
Instabilitätsprozesse gebrochen werden können. Bezogen auf geschlossene 
Volkswirtschaften liegt seit Keynes’ General Theory eine - abstrakte - Antwort 
vor: Gerade aus der für kapitalistische Gesellschaften spezifischen Trennung zwi- 
schen Ökonomie und Politik (»funktionale Differenzierung«) erwächst eine Steue- 
rungsressource für die ökonomischen Prozesse in Gestalt des Nationalstaates. 
Ohne an dieser Stelle das in der Literatur breit diskutierte Problem der Steue- 
rungsfähigkeit der Ökonomie durch den Staat erneut aufwerfen zu wollen, soll 
hier allein behauptet werden, daß die neuere Literatur zur Stabilität der globalen 
Ökonomie nahezu einhellig, auch wenn dies selten kenntlich gemacht wird, von 
einem Stabilisierungsbedarf der globalen Ökonomie ausgeht. Der theoretische 
Ausgangspunkt all dieser Analysen ist also nicht das neoklassische allgemeine 
Gleichgewicht und dessen Stabilitätseigenschaften sondern ein Verständnis von 
Ungleichgewicht und Instabilität, das für die global-ökonomischen Prozesse als 
Charakteristisch angesehen wird. Das weltwirtschaftliche Stabilitätsproblem unter- 
scheidet sich diser Position zufolge von dem binnenwirtschaftlichen Stabilitäts- 
problem in erster und in entscheidender Linie dadurch, daß auf der Ebene der 
Weltwirtschaft keine dem Nationalstaat vergleichbare Instanz existiert. Theore- 
tisch läßt sich das Problem mit der Existenz der Devisenmärkte begründen (so 
etwa Lüken-Klaßen/Betz 1989, S.236). Auf diesen Märkien werden verschiedene 
nationale Gelder aus unterschiedlichen Motiven gehandelt. Die auf diesen Märk- 
ten sich einstellenden Preise reflektieren entsprechend Kauf- und Verkaufsent- 
scheidungen, Investitionsentscheidungen, Vermögens- und Portfolioentscheidun- 
gen sowie Währungssicherungsentscheidungen privater und öffentlicher nationa- 
ler Akteure und Institutionen. Wenn Angebot und Nachfrage sich entsprechen, 
dann entstehen weder Koordinierungs- noch Anpassungsprobleme: Die Weltwirt- 
schaft ist vergleichbar mit einer nationalen Ökonomie, in der es nur ein Geld gibt. 
Anders liegt der Fall bei Abweichungen zwischen Devisenangebot und -nach- 
frage. In diesem Falle entsteht für die einzelnen Länder ein Anpassungsproblem, 
das auf verschiedene Weisen gelöst werden kann, die von der je bestehenden 
»internationalen Geldordnung« (Cohen 1977, S.4) bestimmt werden. Solche 
»Geldordnungen« bestehen nicht allein aus Märkten sondern enthalten immer 
auch politische Bestimmungen, die Hierarchiestrukturen der internationalen Staa- 
tenwelt reflektieren. 

Unter Bezugnahme auf die in Frankreich entwickelte Theorie der Regulation (vgl. 
dazu Hübner 1989) kann man das hier aufgeworfene theoretische Problem ab- 
strakt als die Suche nach weltwirtschaftlichen Regulationsweisen formulieren, 
Solche Regulationsweisen bestehen aus einem Netz von Normen, Prinzipien und 
Strukturen, das für einen bestimmten, wenn auch historisch kontingenten Zeit- 
raum die erweiterte Reproduktion der kapitalistischen Weltwirtschaft gewährlei- 
stet. Ökonomische Stabilität - sei es auf nationaler oder auf weltwirtschaftlicher 
Ebene - läßt sich innerhalb dieses Theorierahmens als Resultat des Wirkens insti- 
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tutioneller und struktureller Faktoren fassen, die Ordnung zur Folge haben. In ei- 
nem solchen Rahmen können dann die jeweiligen Bedingungen stabiler Repro- 
duktion formuliert werden und läßt sich gleichzeitig herausarbeiten, wie diese 
strukturellen Bedingungen unterminiert und letztlich auch zerstört werden können, 
Stabilität wäre mithin kein universaler Zustand eines Systems, sondern Kennzei- 
chen einer bestimmten Phase innerhalb eines längerfristigen »Reproduktionszyk- 
lus«, das durch verschiedene Formen von Regulation sichergestellt werden kann.* 


3.2. Hegemonie und strukturale Macht 


Die Theorien hegemonialer Stabilität und die mit ihnen verknüpften Diskussionen 
versuchen auf dieses abstrakte Problem theoretisch informierte Antworten zu ge- 
ben. Ich will im weiteren argumentieren, daß die meisten dieser Antworten an be- 
grifflichen Konfundierungen leiden, die sowohl das Problem vernebeln als auch 
die vorgeschlagenen Lösungen inakzeptabel machen. Exemplarisch läßt sich dies 
an den Arbeiten von Charles P. Kindleberger aufweisen, der - aufbauend auf der 
grundiegenden Arbeit von Brown (1940) - bereits in seiner Untersuchung der 
»Großen Depression« 1929/32 auf die zentrale Funktion einer hegemonialen 
Macht für die Stabilität weltwirtschaftlicher Reproduktionszusammenhänge auf- 
merksam gemacht hat (Kindleberger 1973, S.319). Sein damaliges Argument lau- 
tet, daß eine stabile Weltwirtschaft einen Stabilisator in Gestalt einer hegemonia- 
len Nation bedürfe, die einen aufnahmefähigen Markt für Waren, einen stetigen 
und antizyklischen Kapitalexport und einen Rediskontmechanismus im Falle von 
Liquiditätsproblemen des internationalen Geldsystems zur Verfügung stelle. In ei- 
nem jüngeren Text (1981, S.247) ergänzt er diese Liste noch durch die Aufgaben 
eines Managements der Struktur der Wechselkurse und einer Koordination der 
nationalen Geldpolitiken. Die so beschriebenen Aufgaben definieren für Kindle- 
berger die hegemoniale Rolle innerhalb eines weltwirtschaftlichen Reprodukti- 
onszusammenhangs, der aus sich selbst heraus - so darf Kindleberger interpretiert 
werden - keine gleichgewichtigen Konstellationen zu schaffen vermag. Weltwirt- 
schaftliches Gleichgewicht und dessen Stabilität ist demnach (a) eine Aufgabe der 
Politik und (b) eine Aufgabe des Staates, dessen ökonomischen Potentiale die 
Übernahme einer solchen Funktion zulassen. Die Begriffe Hegemonie und 
»leadership« (»Führungsrolle«) werden von Kindleberger synonym gebraucht 
(vgl. etwa Kindleberger 1988, S.134): »Führungsrolle« meint dabei die Fähigkeit 
eines Staates, andere von der Befolgung eines bestimmten Handlungsmusters zu 
überzeugen, und zwar auch dann, wenn dieses Handlungsmuster den kurzfristigen 
Interessen der anderen Akteure zuwiderläuft. Eingeschlossen in diese Definition 
ist die Fähigkeit der führenden Nation, ihren Willen gegen andersgerichtete Ab- 
sichten anderer Staaten durchzusetzen. Dieses Verständnis von Hegemonie bzw. 
leadership entspricht nun allerdings recht exakt der herrschaftssozziologischen 
Definition von Macht in der Tradition von Max Weber, die Macht innerhalb sozi- 
aler Beziehungen als die Chance eines Akteurs faßt, seinen Willen gegen die Vor- 
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stellungen anderer Akteure durchsetzen zu können. Mit Strange (1987, S.564; 
1989) 1äßt sich diese Ausprägung.einer sozialen Beziehung als relationale Macht 
beschreiben. Hegemonie, leadership und (relationale) Macht bezeichnen dann den 
gleichen Tatbestand. Weil'nun aber Kindleberger die Fähigkeit zur Ausübung von 
leadership darüberhinaus auch noch an die überlegene Ressourcenausstattung ei- 
nes Landes knüpft, ergibt sich die Gleichsetzung: Hegemonie = leadership = 
(relationale) Macht = ökonomische Stärke. 

Diese begriffliche Konfundierung teilt Kindleberger mit Autoren wie Keohane 
und Wallerstein, die völlig anderen theoretischen Traditionen verpflichtet sind. In 
Keohanes liberaler Theorieperspektive beispielsweise werden solche Nationen zu 
hegemonialen Mächten, die die internationale Rohstoffversorgung und die glo- 
balen Kapital- und Gütermärkte kontrollieren sowie bei der Produktion internatio- 
nal stark nachgefragter Waren einen komparativen Vorteil genießen. Dieser Krite- 
rienkatalog ist umfassender als etwa der von Wallerstein (1980, S.38), der - wie 
bereits angedeutet - von Hegemonie eines Staates dann spricht, wenn die Produkte 
einer Zentrums-Nation so effizient hergestellt werden können, daß sie nach und 
nach auch auf die Märkte anderer entwickelter Nationen vordringen und entspre- 
chend diesem Land den höchsten Nutzen in einer maximal freien Weltwirtschaft 
verschaffen. Erst in späteren Phasen der Hegemonie kommt es ihm zufolge zur 
Kontrolle der internationalen Geld- und Kreditmärkte durch die Nation mit kom- 
parativen Vorteilen. Auch wenn Keohane (1984, S.39ff.) über die bloß ökonomi- 
sche Bestimmung von Hegemonie hinausgeht und darauf verweist, daß von he- 
gemonialen Mächten nur gesprochen werden könne, wenn das ökonomisch kom- 
parativ stärkste Land zusätzlich über überdurchschnittlich große militärische 
Macht verfügt, bleibt sein Hegemoniekonzept doch ebenso im Rahmen eines öko- 
nomischen Ressourcen- und Performanzansatzes wie das von Wallerstein und 
Kindleberger. So ist es denn keineswegs überraschend, wenn angesichts solcher 
Gleichsetzungen unterschiedlicher Tatbestände aus einer relativen (oder absolu- 
ten) Verringerung der ökonomischen Stärke umstandslos der Niedergang von He- 
gemonie gefolgert wird. 

War der Verweis auf die systematische Notwendigkeit einer hegemonialen Nation 
zur Sicherung globaler Stabilität in der frühen Arbeit von Kindleberger noch we- 
sentlich historisch-deskriptiv gefasst, so hat Kindleberger, und mit ihm eine ganze 
Reihe weiterer Autoren (vgl. die Übersicht in Gil/Law 1988), mittlerweile diese 
Feststellung theoretisch auszubauen vermocht. Zum analytischen Bezugspunkt des 
Theorems hegemonialer Stabilität wurde die Theorie öffentlicher Güter. Öffentli- 
che Güter unterscheiden sich von privaten Gütern, also Waren, allgemein durch 
die Prinzipien der Nicht-Rivalität des Konsums und der Nicht-Exklusion. M.a.W. 
der Konsum eines öffentlichen Gutes durch einen ökonomischen Akteur hat kei- 
nerlei negativen Auswirkungen auf die Fähigkeit eines anderen Akteurs, dieses 
Gut ebenfalls zu konsumieren; darüberhinaus kann ein ökonomischer Akteur von 
dem Konsum dieses Gutes auch dann nicht ausgeschlossen ‚werden, wenn dieser 
sich an den Produktionskosten des Gutes nicht beteiligt hat. Diese Eigenschaften 
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öffentlicher Güter haben zur Folge, daß Mitglieder einer Gruppe, die vom Ange- 
bot eines solchen Gutes konsumtiven Nutzen haben, sich weigern, einen entspre- 
chenden Anteil der Produktionskosten zu übernehmen und sich demgegenüber - in 
durchaus rationaler Weise - nach dem free rider-Prinzip verhalten. Das Ergebnis 
eines solchen rationalen, dem Eigeninteresse verpflichteten Handelns ist entspre- 
chend nicht-optimal: Das systemisch benötigte öffentliche Gut wird nicht produ- 
ziert. Fasst man wie Kindieberger weltwirtschaftliche Stabilität als ein solches öf- 
fentliches Gut, dann lassen sich die weltwirtschaftlichen Instabilitäten der achtzi- 
ger Jahre als Resultat einer Art politischer Unterproduktionskrise interpretieren: 
Obwohl die systemische Notwendigkeit für Stabilisierungsleistungen äußerst hoch 
war, war keiner der entscheidenden Akteure bereit, sich an den Kosten der Stabili- 
sierungsleistungen in einem solchen Ausmaß zu beteiligen, daß diese auch wirk- 
lich erbracht werden konnten. Die einzelnen Akteure verharren in einer Rationa- 
litätsfalle, die zur Folge hat, daß das Ergebnis solch rationalen Verhaltens auf Sy- 
stemebene irrationale Ergebnisse zeitigt. Daraus kann dann der Kehrschluß gezo- 
gen werden, daß das öffentliche Gut weltwirtschaftlicher Stabilität nur produziert 
wird, wenn eine Nation selbst unter der Gefahr eines weitverbreiteten free rider- 
Verhaltens bereit ist, die »Produktionskosten« zu übernehmen und Stabilität her- 
zustellen. Weltwirtschaftliche Stabilität ist also von der Existenz einer hegemo- 
nialen Nation (leadership) abhängig, deren Basis wiederum die überlegene öko- 
nomischer Stärke eines Staates gegenüber anderen Staaten ist. Anders formuliert: 
Ökonomische Stärke und insbesonders eine asymmetrische Verteilung von öko- 
nomischer Stärke zwischen Staaten ist die notwendige und hinreichende Voraus- 
setzung für Ordnung und Stabilität der globalen Ökonomie. In den Worten von 
Kindleberger (1981, S.253): »... die Gefahr, der wir heute gegenüberstehen, be- 
steht nicht darin, daß die Weltwirtschaft an zu viel Macht leidet sondern an zu 
wenig; es besteht kein Überschuß an Dominanz sondern ein Überfluß an Möchte- 
gern-free ridern...«. Der Kontrast dieser These zum neoklassischen Konzept des 
Gleichgwichts ist reizvoll: Werden dort über das Postulat einer möglichst großen 
Zahl miteinander in Konkurrenz stehender ökonomischer Akteure ökonomische 
Machtbeziehungen ausgeschaltet, um die Gleichgewichtstendenzen des Systems 
nicht zu beeinträchtigen, so erfordert weltwirtschaftliche Stabilität i.S. Kindleber- 
gers möglichst wenig kompetitive Akteure und im Idealfall sogar nur eine Nation, 
die über überlegene Macht i.S, überlegener Ressourcen verfügt, 

Bleibt allerdings die Frage, was eine Nation mit überlegener ökonomischer Stärke 
veranlaßen sollte, die Funktion des weltwirtschaftlichen Stabilisators zu überneh- 
men. Vielleicht weil sein Interesse eher dem Niedergang als der Entstehung eines 
hegemonialen Systems gilt, bleiben die Auskünfte von Kindleberger an dieser 
Stelle recht vage. Mehr oder weniger unterstellt er diesen Staaten altruistische 
Motive. Das läßt sich vielleicht nicht ganz von der Hand weisen, macht allerdings 
die vorher mühsam errichtete public good-Theorie überflüssi. 

Unter welchen Umständen eine Nation zur Bereitstellung eines internationalen öf- 
fentlichen Gutes auch unter der weiter bestehenden Annahme egoistischen 
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Selbstinteresses der staatlichen Akteure bereit ist, kann mit Hilfe der grundlegen- 
den theoretischen Arbeiten von Olson (vgl. z.B. 1968) gezeigt werden. Setzt man 
die Existenz selektiver Anreize voraus, wird es genau dann zur Produktion öffent- 
licher Güter kommen, wenn sich der potentielle Anbieter des öffentlichen Gutes 
genügend Vorteile aus seinem Produktionsangebot erwartet. Eine solche Konstel- 
lation ist dann um so wahrscheinlicher, wenn es innerhalb einer (relativ kleinen) 
Gruppe weltwirtschaftlicher Akteure eine Nation gibt, die gegenüber den anderen 
dominant ist, d.h. über genügend interne Ressourcen zur Finanzierung des öffent- 
lichen Gutes und über genügend Macht gegenüber den anderen Akteuren verfügt, 
um langfristig wenigstens einen Teil der Produktionskosten abwälzen zu können. 
Anders formuliert: Das seigniorage muß positiv sein und als absoluter Betrag grö- 
Ber ausfallen als die gesamten oder relativen Produktionskosten. Snidal (1985, 
S.585ff.) hat nun allerdings darauf aufmerksam gemacht, daß sich ein so zustan- 
dekommendes Hegemonialsystem stark von dem hegemonialen System unter- 
scheidet, wie es von Kindleberger beschrieben wird. Letzteres weist eine Nutzen- 
Kosten-Verteilung auf, bei der der Hegemon zwar einen Nettonutzen erzielt, doch 
die relativ kleineren Staaten einen demgegenüber höheren Nettonutzen erzielen 
können, weil sie vom Konsum des öffentlichen Gutes auch dann nicht ausge- 
schlossen werden können, wenn sie sich an den Produktionskosten nicht beteili- 
gen. In diesem Falle ist die Weltwirtschaft durch eine Positiv-Summen-Struktur 
gekennzeichnet, wobei die Gewinne durchaus ungleich verteilt sein mögen: In ei- 
nem solchen hegemonialen System können die »kleineren« Nationen u.U, sogar 
einen höheren Nettonutzen erzielen als die »große« Nation. Die für die Entstehung 
des hegemonialen Systems notwendige »Führungsrolle« eines Staates läßt sich 
mit Snidal (ebd.) als »benevolent« beschreiben. Völlig anders stellt sich die Situa- 
tion im ersten Fall dar, bei dem nicht Altruismus sondern egoistisches Selbstinter- 
esse des Staates mit überlegener ökonomischer Stärke unterstellt ist. In diesem 
Fall kommt es nur dann zur Entstehung eines hegemonialen Systems, wenn der 
überlegene Staat über die Fähigkeit verfügt, im Zweifelsfalle die Produktionsko- 
sten des internationalen öffentlichen Gutes auf die anderen beteiligten Staaten ab- 
wälzen zu können. Wieder mit Snidal (ebd.) 1äßt sich die »Führungsrolle« eines 
solchen Staates als »coercive« beschreiben. Auch in diesem Falle ist überlegene 
ökonomische Stärke eines Staates die Voraussetzung, damit die Rationalitätsfalle 
gesprengt und das öffentliche Gut angeboten werden kann. Weil jetzt aber noch 
das Kriterium einer hinreichend großen Kostenabwälzungskapazität dieses Staates 
erfüllt sein muß, reicht das statische Prinzip der ökonomischen Stärke nicht länger 
als Begründungsfigur aus. Die ökonomische Stärke einer Nation muß auch opera- 
tiv umgesetzt werden. Dazu bedarf es einer über bloße Ressourcen- und Perfor- 
manzkriterien hinausgehenden Fähigkeit. 

Um diese Fähigkeit genauer zu bestimmen, ist es sinnvoll, sich zunächst zwei 
Verteilungen der bis lang diskutierten Kosten und Nutzen zu vergegenwärtigen. 
(1) Würde allein der »leader« bzw. die dominante Nation vom Angebot des inter- 
nationalen öffentlichen Gutes profitieren und hätten die anderen Nationen tenden- 
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ziell die gesamten Kosten zu tragen, dann würde es sich um ein Nullsummenspiel 
und mithin im klassischen Sinne um eine imperialistische Konstellation handeln. 
In diese Richtung argumentierten beispielsweise frühe Arbeiten von Krasner 
(1976) und Gilpin (1975), die darauf verweisen, daß hegemoniale Akteure ihre 
dominante und überlegene Position systematisch zum Ausbau ihrer eigenen Vor- 
teile nutzen. Hegemonie wäre dann gleichbedeutend mit einer Situation der 
Machtausübung, bei der ein Akteur andere Akteure gegen ihren Willen zu einem 
Verhalten veranlaßt, das diese ohne den Einfluß des dominanten Akteurs nicht 
wählen würden. Ich werde im weiteren argumentieren, daß eine solche Konstella- 
tion tatsächlich eintreten kann. Es lassen sich aber schwerlich Argumente anfüh- 
ren, warum unter der absehbaren Bedingung einer Nullsummenstruktur die domi- 
nierten Staaten freiwillig Teile eines solchen internationalen Systemzusammen- 
hangs werden sollten. Geschieht dies allein wegen des (ökonomischen, politi- 
schen, militärischen) Zwangs der führenden Nation, dann wäre dieses Regime 
nicht-hegemonial. Die Eigenschaft eines Nullsummenspiels steht darüberhinaus in 
Widerspruch zu der Theorie öffentlicher Güter, wird doch das öffentliche Gut ge- 
rade durch das Merkmal des nicht-rivalisierenden Konsums definiert. Eignet sich 
also die führende Nation den gesamten Nutzen aus der Herstellung globaler Sta- 
bilität an, dann handelt es sich dabei nicht länger um ein öffentliches Gut. Dies 
mag zwar eine realitätsfähige Vorstellung sein, doch kann sie im Rahmen der hier 
diskutierten Argumentationsfiguren nicht bestehen. Die wenigen Untersuchungen, 
die nach den konkreten Bedingungen der Entstehung eines hegemonialen Systems 
fragen (vgl. bspw. Ikenberry 1989), können dann auch zeigen, daß die dominier- 
ten Staaten sich in der Entstehungsphase durchaus Nutzenvorteile verschaffen 
können. (2) Ein Hegemonie-Konzept sollte dem traditionellen Imperialismus- 
Konzept gerade deshalb überlegen sein, weil es das Augenmerk auf ein strategi- 
sches Verhalten der dominanten Nation richtet, die eigene Interessen auf eine sol- 
che Weise durchzusetzen versucht, bei der auch die Interessen anderer Akteure 
mitberücksichtigt werden. Ein solches Verständnis von Hegemonie ergibt sich aus 
der oben beschriebenen Verteilungskonstellation, bei der die (kostenverursachen- 
de) Bereitstellung des internationalen öffentlichen Gutes Stabilität einen Netto- 
nutzen ergibt, der prinzipiell von allen Beteiligten angeeignet werden kann. Dies 
entspricht ganz offensichtlich auch der Vorstellung Kindlebergers und ist auch die 
grundlegende Idee des Hegemoniekonzeptes von Gramsci, das nur dann von He- 
gemonie zu sprechen erlaubt, wenn in einer Konstellation »...die Interessen und 
Tendenzen der Gruppen, über die die Hegemonie ausgeübt wird, berücksichtigt 
werden, daß ein gewisses Kompromißgleichgewicht sich ausbildet, d.h. daß die 
führende Gruppe Opfer korporativ-ökonomischer Art auf sich nimmt« (s. Buci- 
Glucksmann 1981, S.78). Die von Gramsci angeführten Opfer der führenden 
Gruppe müssen dabei nicht absoluter Natur sein; der Verzicht auf die völlige An- 
eignung des Nettonutzens reicht aus, um von Hegemonie sprechen zu können. Im 
Unterschied zum Kindlebergerschen Hegemonieverständnis enthält dieses Kon- 
zept allerdings insoweit ein strategisches Moment der »führenden Gruppe«, als 
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diese das Maß des »Kompromißgleichgewichts« steuern und so Konsens über das 
Arrangement herstellen kann. Übertragen auf das Problem der Produktion eines 
internationalen Öffentlichen Gutes heißt das, daß der führende Staat prinzipiell be- 
stimmen kann, ob und wieviele Produktionskosten auf die anderen Staaten abge- 
wälzt werden. Genau diese Fähigkeit wird von Strange (1987, S.565) als struktu- 
rale Macht? beschrieben: »Strukturale Macht ist die Macht eines Staates, die 
Strukturen der globalen Ökonomie, innerhalb derer andere Staaten, ihre politi- 
schen Institutionen, ihre Unternehmen und (nicht zuletzt) ihre Fachleute zu ope- 
rieren haben, zu wählen und zu gestalten«. Eine mittels strukturaler Macht kon- 
stitnierte Hegemonialordnung ist mithin immer ein prekäres Gleichgewicht aus 
Konsens und Zwang, das unter bestimmten Umständen zugunsten des Zwangs- 
momentes kippen kann. Hegemoniale Systeme enthalten also immer die Möglich- 
keit, daß die führende Nation systemische Strukturen zu ihren Gunsten und in ih- 
rem Interesse einzusetzen bzw. zu verändern versucht. Diese Fähigkeit läßt sich 
auch so beschreiben, daß führende Nationen über ein gewißes Maß an Kontrolle 
verfügen, andere Staaten von dem Nutzen des öffentlichen Gutes auszuschließen. 
Voraussetzung dazu ist die Fähigkeit der strukturalen Macht, die auch dann vor- 
handen sein kann, wenn die relationale Macht resp. die ökonomische Stärke abge- 
nommen hat. In den meisten Untersuchungen zur Hegemoniekrise wird diese 
Möglichkeit wegen der Konfundierungen von Macht - Hegemonie - leadership 
unterschlagen - und damit das eigentliche Stabilitätsproblem der globalen Öko- 
nomie verkannt. 

Obwohl in diesem Beitrag keine empirischen Belege angeführt werden können 
und sollen, dürfte es doch nützlich sein, die mit der Entkoppelung von relationaler 
und strukturaler Macht implizierte These des Umschlags der Nutzenverteilung zu 
illustrieren. Der im Zuge der siebziger Jahre entstandene monetäre Weltmarkt 
bietet sich als Beleg für die strukturale Macht der USA geradezu an. Schon die 
1971 von der Nixon-Regierung einseitig vorgenommene Auflösung der Einlöse- 
pflicht von im Ausland gehaltenen Dollar gegen Zentralbankgold und die mit der 
Wechselkursfreigabe beförderte Abwertung des US-Dollar hat gezeigt, daß und 
wie die USA in der Lage sind, wirtschaftspolitische Anpassungskosten auf die - 
privaten und institutionellen -internationalen Vermögensbesitzer abzuwälzen; am 
offensichtlichsten genutzt wurde die strukturale Macht während der Reagan-Ära, 
als mit zinspolitischen Mitteln der »Überkonsumismus« (Davis) der US-Gesell- 
schaft ermöglicht und die Kosten zunächst auf die kreditabhängigen verschuldeten 
Länder der Dritten Welt und später auf die internationalen Dollar-Gläubiger ab- 
gewälzt werden konnten (vgl. Hübner 1988). Die Gemeinsamkeit dieser Beispiele 
für strukturale Macht liegt in der fortbestehenden Fähigkeit der USA, Entschei- 
dungen treffen zu können, die für die anderen Staaten (Akteure) folgenreich sind 
und Chancen wie constraints beinhalten (vgl. zu diesem Verständnis Rohwer 
1990). Anders als Strange (1988, S.236) möchte ich diese Beispiele allerdings 
nicht als Belege ungebrochener strukturaler Macht interpretiert wissen. Wie ich 
im letzten Abschnitt diskutieren will, handelt es sich vielmehr um die Praktizie- 
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rung strukturaler Macht in einer seit den späten siebziger Jahren gewandelten glo- 
balen Ökonomie, die durch Momente von Oligopolisierung und erhöhter Interde- 
pendenz gekennzeichnet ist. Für die Nation mit struktualer Macht stellt sich damit 
immer die Möglichkeit einer negativen Rückkoppelungsschleife, d.h. die Aus- 
übung strukturaler Macht kann ihrerseits constraints produzieren, die die weitere 
Praxis strukturaler Macht begrenzen. Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, daß (a) 
zwischen relationaler und strukturaler Macht unterschieden und (b) sich zwischen 
beiden eine Schere auftun kann, ohne daß deshalb sofort von einem Niedergang 
der Hegemonie gesprochen werden sollte. 


3.3. Hegemonie und Kooperation 


Folgt man einer solchen Argumentation, dann bleibt die Frage, wie das während 
der achtziger Jahre zu beobachtende internationale Management der Instabilitäten 
der globalen Ökonomie erklärt werden kann. Ich möchte bei der Klärung dieses 
Problems so vorgehen, daß ich zunächst den Extremfall diskutiere, ob und wie es 
auch ohne einen Hegemonen zur Produktion des internationalen öffentlichen 
Gutes kommen kann. Auf die polit-ökonomischen Probleme einer solchen Koope- 
ration wird im letzten Abschnitt eingegangen. 

Von Kindleberger wird die Möglichkeit internationaler Kooperation zur Produk- 
tion des öffentlichen Gutes explizit verneint (vgl. bspw. Kindleberger 1981, 
$.251). Eine explizite Begründung für diese These liefert Geiger (1987, S.7), der- 
zufolge es nur dann zur Kooperation kommt, wenn eine globale Instanz für die er- 
forderlichen Anreize und Sanktionen bei den Nationalstaaten sorgt. Weil es eine 
solche Instanz, etwa eine Weltregierung, nicht gibt und es sie, so Geiger, in ab- 
sehbarer Zukunft auch nicht geben wird, bedürfe es zur Lösung des Problems ei- 
ner hegemonialen Nation. Dieses »Unmöglichkeitstheorem« ist allerdings theore- 
tisch unbegründet. Wie Snidal (1985) zu zeigen vermochte, kann es sehr wohl 
auch dann zu kollektivem Handeln und zur Produktion eines Öffentlichen Gutes 
kommen, wenn die individuellen und kollektiven Interessen der Akteure mitein- 
ander konfligieren und kein »benevolent« Hegemon existiert. Eine der von ihm 
diskutierten Varianten, bei denen es auch ohne führende Nation zur internationa- 
len Kooperation und zur Herstellung von Stabilität kommt, ist der Fall einer hin- 
reichend kleinen Zahl von Staaten, die sich aus den vergangenen free ridern 
(»sekundäre Mächte«) und der vormaligen führenden Nation zusammensetzt. So- 
weit sekundäre Mächte, so Snidal (1985, S.612), einen Anreiz haben, den Kollaps 
der globalen Ökonomie zu verhindern, werden sie sich an der Bereitstellung des 
öffentlichen Gutes beteiligen. Die Wahrscheinlichkeit einer solchen internationa- 
len Kooperation ist um so größer, je kleiner die Zahl der zur Produktion des öf- 
fentlichen Gutes fähigen Staaten ist. Nimmt man dieses Ergebnis auf, dann ist 
klar, daß (a) der Verlust an ökonomischer Stärke und strukturaler Macht eines 
Landes nicht zum Kollaps des Regimes führen muß und (b) eine zu große Zahl 
von Kooperanden die Wahrscheinlichkeit der Sicherung von Stabilität senkt. Als 
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argumentatives Unterfutter einer soichen Lösung des »Versorgungsproblems« las- 
sen sich entweder die Erkenntnisse des Coase-Theorems (vgl. Keohane 1984, 
$.85ff.) oder der Theorie strategischer Spiele heranziehen (vgl. Snidal 1985, 
5.600ff.). Im letzteren Fall wird die übliche Annahme des public good-Ansatzes, 
wonach sich die Akteure entsprechend ihrem Eigeninteresse verhalten, aufgege- 
ben und durch die realitätsnähere Annahme strategischer Rationalität ersetzt. Die 
Akteure nehmen dabei sowohl die Handlungen der anderen »Spieler« als auch die 
Interessen auf verschiedenen Feldern der Politik in dynamischer Perspektive in ihr 
Kalkül auf. Weil auf diesem Wege alle Akteure zu berücksichtigen haben, daß 
eine mögliche Nicht-Kooperation auf einem Politikfeld zu unerwünschtem Ver- 
halten der anderen Akteure auf anderen Gebieten führen, wird die Ausfüllung der 
pay off-Matrix, also der Kosten-Nutzen-Verteilung, komplexer. So ist es etwa 
vorstellbar, daß auch die Vermeidung hoher Kosten ein Motiv zur Kooperation 
darstellen kann, Entscheidend für das Gelingen von Kooperation ist dabei die re- 
lative Größe der Akteure gemessen als Grad der Ausstattung an Ressourcen: Eine 
kleine Zahl relativ großer Staaten wird sich im Falle eines Niedergangs der hege- 
monialen Nation dann zu einer kooperativen Produktion des öffentlichen Gutes 
entscheiden, wenn die damit einhergehenden Nutzen größer ausfallen als die er- 
warteten Kosten einer Auflösung des hegemonialen Systems. Daß die relativ klei- 
neren Staaten weiterhin free ride praktizieren, tut einer kooperativen Lösung kei- 
nen Abbruch (Snidal 1985, S.602). 

Ein zweites Zwischenergebnis kann jetzt formuliert werden. Die Herstellung 
weltwirtschaftlicher Stabilität ist, anders als dies das Theorem hegemonialer Sta- 
bilität behauptet, keineswegs an die Existenz einer hegemonialen Nation gebun- 
den, Auch im Falle des relativen Positionsverlustes einer Hegemonialnation wie 
den USA seit den siebziger Jahren besteht prinzipiell die Möglichkeit, daß kollek- 
tive Handlungen einer kleinen Zahl von Akteuren äquifunktionale Leistungen zu 
erbringen vermögen. Hegemoniale und kooperative Sicherstellungen weltwirt- 
schaftlicher Stabilität müssen analytisch als zwei gesonderte Formen der Steue- 
rung des globalen Reproduktionsprozesses behandelt werden.$ 


3.4. Kooperation vs. Konflikt 


Beide bislang diskutierten Einwände gegen die Kindlebergersche Version der 
Theorie hegemonialer Stabilität sollen nicht als völlige Demontage dieses Kon- 
zeptes verstanden werden. Sie zielen allein auf den Nachweis, daß der dort ver- 
wendete Machtbegriff zu unspezifisch ist und Hegemonie nur eine Lösungsform 
des Stabilitätsproblems der globalen Ökonomie darstellt. Diese Fixierung auf eine 
hegemoniale Lösung ist nun nicht allein eine Schwäche des Theorems hegemoni- 
aler Stabilität. In besonderer Weise wird diese Schwäche von den Theorien des 
Weltsystems und der Hegemonialzyklen? geteilt. Die dort vorgenommene uni- 
forme Beschreibung der Entwicklungsgeschichte des globalen Kapitalismus als 
eines immerwährenden Zyklus von Aufstieg und Niedergang führender Mächte 
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wird analytisch noch dadurch verdoppelt, daß Wallerstein für alle Niedergangs- 
phasen hegemonialer Mächte immer die gleichen Gründe verantwortlich macht. In 
den jeweiligen hegemonialen Mächten sei im Vergleich zu den Rivalen die Ge- 
samtproduktivität aufgrund veralteter Fabriken und steigender Kosten der Pro- 
duktionsfaktoren, verbunden mit hohen ökonomischen Kosten für die politische 
und militärische Aufrechterhaltung des Imperiums, die zu steigenden Steuersätzen 
und damit zur weiteren Belastung der komparativen Kosten führten, zurückgegan- 
gen (Wallerstein 1987, S.19). Solche großflächigen Thesen tragen allerdings 
schon allein wegen der Ausblendung historisch-spezifischer Akkumulations- und 
Regulationsformen wenig zur Klärung konkreter weltwirtschaftlicher Entwicklun- 
gen bei. 

Auch im world-system approach? werden Niedergang einer Hegemonialmacht und 
Aufstieg einer neuen Hegemonialmacht als ein quasi-automatischer Prozess ge- 
fasst. Das Verbindungsglied zwischen beiden Phasen des Hegemonialzyklus ist 
dabei die Theorie der Langen Wellen.? In den Worten von Boswell/Bergesen 
(1987, 8.5): 

»Beide Zyklen sind nicht voneinander abgekoppelt; hegemonialer Abstieg ereignet sich während einer 
langen Stagnation und eine konkurrierende hegemoniale Nation steigt auf, wenn ein expansiver Prozeß 
in Gang kommi«. 

Dabei soll es sich nicht um eine bloße Korrelation sondern um einen ursächlichen 
Zusammenhang handeln. M.a.W.: Wie im Theorem hegemonialer Stabilität findet 
man auch im Weltsystem- bzw. im world leadership-Ansatz die These, daß die 
Ursache des Abschlußes einer langen Phase beschleunigter Akkumulation im 
Niedergang der jeweiligen Hegemonialmacht zu finden sei und daß umgekehrt die 
Überwindung einer langen Phase der Stagnation an die Existenz eines neuen He- 
gemonialzentrums gebunden sei. Soweit also nichts Neues. Beide Ansätze erlau- 
ben allerdings eine Fassung unseres Stabilitätsproblems, die über den Rahmen der 
Theorie hegemonäaler Stabilität hinausgeht. Zum ersten wird der Untersuchungs- 
gegenstand nicht auf die Gruppe der »Kernländer« der Weltwirtschaft begrenzt. 
Im Sinne des Weltsystem-Ansatzes wird vielmehr zwischen »Zentrum«, »Periphe- 
rie« und »Semiperipherie« unterschieden und damit die Hierarchiestruktur inner- 
halb von Hegemonialsystemen anerkannt. 

Diese Differenzierung in Rechnung gestellt, wird es fraglich, ob weltwirtschaftli- 
che Stabilität analytisch als öffentliches Gut behandelt werden kann, Insbesondere 
mit Blick auf die Peripherie liegt es nämlich nicht länger auf der Hand, daß das 
Prinzip des Nicht-Ausschlußes auch erfüllt wird, Ohne an dieser Stelle dem 
naiven dependencia-Argument des Weltsystem-Ansatzes folgen zu wollen, darf 
dennoch vermutet werden, daß insbesondere die ökonomisch schwächeren Länder 
in einer inferioren Weise in die Weltwirtschaft integriert sind und deshalb (a) nur 
unferproportional von etwaigen Stabilitätszuständen profitieren und (b) von den 
positiven Effekten sogar ausgeschloßen werden Können. Weltwirtschaftliche Sta- 
bilität, so könnte man argumentieren, beschränkt sich in erster Linie auf die Zen- 
tren der Weltwirtschaft und wäre in diesem Sinne als eine Art exklusives öffenthi- 
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ches Gut bzw. ein positionales Gut zu interpretieren. Ein zweiter Vorteil ist darin 
zu sehen, daß die im Kontext des Weltsystem-Ansatzes formulierte Hegemoni- 
alzyklus-Theorie - im Unterschied zum Theorem hegemonialer Stabilität - eine 
Art von »Lebensmodell« eines hegemonialen Systems anbietet, das verschiedene 
Phasen zu unterscheiden sucht und so der Dualität von Konsens und Zwang bei 
der Lösung des Stabilitätsproblems Rechnung trägt. Von George Modelski (1983) 
und William R. Thompson (1981; 1983) wird der Verlauf eines Hegemonialzy- 
klus in vier Phasen zerlegt: (a) Die aus einem globalen Krieg um die Führungs- 
rolle im internationalen System als Sieger hervorgegangene Hegemonialmacht 
steuert (b) im Zuge der Ausübung ihrer Hegemonialposition und den ihr entspre- 
chenden Funktionen auf (c) einen Prozess der »Delegitimierung« und (d) der »De- 
konzentration« zu. Damit aus dem Abbau der Dominanzposition eine Hegemo- 
niekrise wird, müssen die von der Hegemonialmacht implementierten und von den 
internationalen Institutionen reproduzierten ökonomischen, politischen und ideo- 
logischen Interaktionsmuster und -normen auf - offene und/oder verdeckte - Wi- 
derstände stossen, Diese Konflikte sollen sodann in einen »globalen Krieg« mün- 
den, dessen Ausgang über die neuen Konkurrenz- und Hierarchiepositionen ent- 
scheidet (Modelski 1983, S.125 £f.). Trotz aller analytischen Verfeinerungen (vgl. 
etwa Modelski 1987; Modelski/Thompson 1987) erweist sich dieses Lebensmo- 
dell für konkret-historische Untersuchungen als zu grobschlächtig, weil es den hi- 
storischen Formen weltwirtschaftlicher Reproduktion nur unzureichend Rechnung 
trägt. Nichtsdestotrotz eröffnet dieses dynamische Konzept den Blick auf zwei für 
die Stabilitätsanalyse zentrale Ereignisse: (a) Die Ablösung einer hegemonialen 
Macht geht mit tiefgreifenden Konflikten einher, die selbst wiederum die Stabili- 
tätseigenschaften des hegemonialen Systems belasten; (b) in der Endphase eines 
Hegemoniezyklus stehen der »alten« Hegemonialmacht Herausforderer in Gestalt 
von Nationalstaaten gegenüber, die an ökonomischer Stärke und politischer Macht 
gewonnen haben. Entscheidend dabei ist nicht, daß diese Herausforderer selbst in 
der Lage sein müssen, die Hegemoniefunktion auszuüben. Es reicht aus, daß ihre 
neugewonnene ökonomische Stärke die Funktionsausübung der »alten« Hegemo- 
nialmacht, insbesondere deren strukturale Macht begrenzt . Das daraus resultie- 
rende Konfliktpotential wiederum ist in Rechnung zu stellen, wenn über die ko- 
operativen Steuerungsmöglichkeiten reflektiert wird. Dieses Konfliktpotential 
muß sich keineswegs, darauf verweist mit Recht Kumon (1987, S.74), in einem 
»globalen Krieg« entladen. Zwischenstaatliche Konflikte können auch in ökono- 
mischen und politischen Formen ausgetragen werden und auf diesem Wege zur 
Unterminierung oder gar Auflösung bestehender internationaler Regimes beitra- 
gen sowie die Produktion internationaler öffentlicher Güter unterbinden. 


4, Interdependenz und strukturale Macht 


Wenn nun, wie hier zu zeigen versucht wurde, der relative Verlust an ökonomi- 
scher Stärke einer bislang international überlegenen Ökonomie nicht mit dem 


»Wer Macht hat, kann sich alles erlauben!« 85 


Verlust an Hegemonie gleichgesetzt werden kann und Stabilität der globalen 
Ökonomie auch bei nicht-hegemonialen Konstellationen erzielt werden kann, 
dann stellt sich die Frage, wie die Konsiellationen der globalen Ökonomie der 
achtziger Jahre angemessen beschrieben und erklärt werden können. Es dürfte 
nicht überraschen, wenn hier vorgeschlagen wird, dabei dem Begriff der struktu- 
ralen Macht eine Schlüsselstellung einzuräumen. Allerdings muß dieses Konzept 
von den statischen Konnotationen befreit werden, das es bei Strange hat, die zu- 
mindest implizit von der stabilen Fähigkeit der Nation mit strukturaler Macht aus- 
geht, diese auch auszuüben (vgl. bspw. Strange 1988, S.237). Hilfreich sein kann 
dabei eine Verknüpfung des Konzeptes strukturaier Macht mit dem Konzept der 
Interdependenz. Häufig wird mit Interdependenz einfach der empirische Befund 
einer hohen wechselseitigen Verflechtung nationaler ökonomischer Operationen 
und Transaktionen bezeichnet. So beschreibt bpsw. für Cooper (1968) Interdepen- 
denz einen Prozeß, bei dem die Sensitivität einer nationalen Ökonomie gegenüber 
Ereignissen in anderen Nationalökonomien erhöht wird. Waltz (1970, S.210)) 
wiederum versteht unter Interdependenz eine wechselseitige Dependenz i.d.S., 
daß zwei oder mehr Nationalökonomien voneinander abhängen, weil sie Waren 
und Dienstleistungen miteinander tauschen, die jeweils nicht oder nur schwierig in 
den eigenen Volkswirtschaften hergestellt werden können. Keohane und Nye 
(1972) haben ihrerseits darauf hingewiesen, daß von Interdependenz nicht bereits 
bei Vorliegen solcher interindustrieller oder komplementärer Tauschstrukturen 
gesprochen werden kann; Interdependenz liegt ihnen zufolge erst vor, wenn die 
reziproken Effekte des Handels für die Beteiligten constraints (oder Kosten) zur 
Folge haben, zumindest solche Kosten des Verlustes an nationaler Politikautono- 
mie, die aus internationalen Verflechtungen resultieren können. Ausgehend von 
einem solchen Konzept von Interdependenz haben beide Autoren in einer späteren 
Arbeit versucht, die Zusammenhänge zwischen Interdependenz und Macht zu klä- 
ren (Keohane/Nye 1977), indem sie Grad und Qualität der wechselseitigen Ab- 
hängigkeiten nach sensitivity (Sensitivität) und vulnerability (Verletzlichkeit) dif- 
ferenzieren. Sensitivität meint dabei das Maß der Intensität von Wirkungen exter- 
ner Ereignisse auf eine nationale Ökonomie, die sich in Gestalt von Anpassungs- 
kosten an die neue Situation einstellen. Verletzlichkeit stellt demgegenüber darauf 
ab, über wieviele Anpassungsalternativen eine nationale Ökonomie verfügt und 
welche Kosten damit jeweils verbunden sind. Sassoon (1981, S.39) gibt ein an- 
schauliches Beispiel für diese Begriffe: Zwei Länder, die jeweils 35 Prozent ihres 
benötigten Erdöls importieren, weisen hinsichtlich eines Anstiegs der Rohölpreise 
die gleiche Sensitivität auf; hat allerdings eine der beiden Nationen die Option, zu 
akzeptablen Kosten auf eigene Erdölquellen zurückzugreifen, dann unterscheidet 
sich die Verletzlichkeit beider Ökonomien deutlich. 

Insbesondere der Begriff der Verletzlichkeit kann nun unser Verständnis von 
strukturaler Macht weiter klären. Von strukturaler Macht einer Nation sollte näm- 
lich nur dann gesprochen werden, wenn eine Nation über relativ mehr Handlungs- 
optionen im Falle »externer Störungen« als andere Nationen verfügt und wenn sie 
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in der Lage ist, die von ihr präferierte Option gegenüber den anderen Nationen 
durchzusetzen, Strukturale Macht verbindet sich dabei nur dann mit Hegemonie, 
wenn diese Nation aus ihrem »Menti« eine solche Option wählt, die auch die In- 
teressen der anderen Akteure berücksichtigt. 

In diesem Sinne kann dann seit den frühen siebziger Jahren nicht länger von einer 
Hegemonie der USA im globalen Kapitalismus gesprochen werden. (1) Die USA 
haben seit der einseitigen Auflösung des Breiton Woods-Systems ihre strukturale 
Macht in der Weltökonomie immer mehr zugunsten ihrer jeweiligen internen In- 
teressen eingesetzt und dabei das Set ihrer Handlungs- und Strategieoptionen im- 
mer mehr eingegrenzt. »Während in den fünfziger und sechziger Jahren«, resü- 
miert Arrighi (1982, S.65), »die nationalen Interessen häufig zugunsten der Er- 
richtung und Reproduktion einer kapitalistischen Weltordnung zurückgestellt 
wurden, wurde die Reproduktion einer solchen Ordnung Mitte und Ende der sieb- 
ziger Jahre dem nationalen Interesse eines Anstiegs des inländischen Wirtschafts- 
wachstums untergeordnet«. Ein beredtes Beispiel bietet die ab 1979 verfolgte US- 
amerikanische Hochzinspolitik, die den internationalen Vermögensbesitzern über- 
durchschnittliche Renditen in Dollaranlagen gewährte und den verschiedenen 
Sektoren der US-Wirtschaft eine Form des »geborgten Konsums« verschaffte, 
dessen Preis sie erst seit Anfang der neunziger Jahre zu zahlen beginnen. Die Ko- 
sten dieses Interessenegoismus hatten und haben die verschuldeten Länder der ka- 
pitalistischen Peripherie zu tragen, die seit Beginn der achtziger Jahre ein crow- 
ding out auf den internationalen Kreditmärkten erleben. Kosten entstehen aber 
auch für die Gläubiger der USA, die infolge der Abwertung des US-Dollar einen 
geringeren Gegenwert zurückerhalten als sie verliehen haben. Um ein Beispiel zu 
geben: Dank der Abwertung des Dollar zur D-Mark können die US-Schuldner 
heute jeden vor fünf Jahren geliehenen Dollar mit 50 Cent zurückzahlen. In Kate- 
gorien von Macht ausgedrückt besteht der wichtigste von den USA zu zahlende 
Preis in der Verringerung der zur Verfügung stehenden Handlungsalternativen, in- 
soweit (a) die Gläubiger der USA ökonomischen Druck auf die Handlungen aus- 
zuüben vermögen und (b) die Abhängigkeit von ausländischen Krediten ange- 
sichts der durch die Verschiebung der Relativpreise ausgelösten Disproportionen 
der Ökonomie (vgl. dazu Altvater/Hübner 1989) groß geworden ist. Daß die USA 
allerdings nicht jegliche strukturale Macht verloren haben, verdankt sich dem 
Umstand, daß die im Ausland aufgenommenen Kredite in US-Dollar denominiert 
sind und mithin der Wert dieser Dollarkredite durch wirtschaftspolitische Maß- 
nahmen reduziert werden kann. Genau dieses implizite Drohpotential, das anderen 
Ländern in der Form nicht zur Verfügung steht, macht die verringerte aber noch 
bestehende strukturale Macht der USA aus. (2) Der Verlust an ökonomischer 
Stärke der USA ging mit einem spiegelbildlichen Zugewinn an ökonomischer 
Stärke seitens Europa, Japan und einiger südostasiatischer Schwellenländer ein- 
her. Diese Positionsverschiebungen sind für Padoan (1986) Anlaß, von einem 
Übergang eines hegemonialen Systems in ein oligopolistisches System zu spre- 
chen. Damit wird von ihm eine Konstellation des globalen Kapitalismus beschrie- 
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ben, bei der eine kleine Zahl von Ländern in der Lage sind, die Entwicklung des 
globalen Systems zu beeinflußen. Gemäß dieser Interpretationsfolie verfügen 
dann alle diese Länder über eine Vetomacht und keines über strukturale Macht. 
Das Beispiel des internationalen Kreditregimes kann wieder veranschaulichen, 
daß eine solche Interpretation überzogen ist. Zwar zählt der Aufstieg der D-Mark 
und des japanischen Yen zu den wichtigsten Reservewährungen der Welt zu den 
markantesten Strukturverschiebungen der globalen Ökonomie, doch hat der US- 
Dollar weiterhin die Weltgeldrolle inne, mit dem ein überwiegender Teil der in- 
ternationalen Kredit- und Handelskontrakte abgeschlossen werden. Japan und die 
BRD verfügen zwar regional über strukturale Macht, nicht aber innerhalb der glo- 
balen Ökonomie. Es entspricht dem seigniorage-Prinzip, daß die USA den ihr dar- 
aus zuwachsenden Vorteil exklusiv zu nutzen versuchen. Solange das 
»internationale Währungs- und Kreditspiel« in US-Dollar gespielt wird, befinden 
sich die Mitspieler in einer letztlich inferioren Position. Aber auch hier gilt: Jedes 
einseitige Vorteilziehen der USA aus ihrer strukturalen Machtposition gefährdet 
die Stabilität der globalen Ökonomie und erhöht die ökonomischen Anpassungs- 
kosten für alle. Nicht der Verlust ökonomischer Stärke sondern der spezifische 
Gebrauch strukturaler Macht seitens der USA gibt der Rede von der Hegemo- 
niekrise mithin ihre analytische Berechtigung 


Anmerkungen 


l Daß dieses »burden sharing« gerade im Fall dieses Nord-Süd-Konfliktes reibungslos funktioniert, 
sollte nicht verwundern; vielmehr dürften sich hier Konturen einer neuen Weltordnung abzeich- 
nen, die im Laufe der neunziger Jahre etabliert sein könnte. 

2 »..imperial overstretch: that is to say, decision-makers in Washington must face the awkward and 
enduring fact that the sum total of the United States’ global interest and obligations is nowadays far 
larger than the country's power to defend them all simultaneously« (Kennedy 1989, S.515). 

3 Ein noch weitergehender methodischer Vorschlag findet sich in Strange (1989, S.32): » It follows 
that the structural power of the United States is not to be measured by the value of the goods and 
services produced within the territorial United States... Nor yet it is 10 be measured by the value of 
such goods sold on (exported to) the world market. If it can be estimated at all, it is the total value 
of goods and services produced by large companies responsive to policy decisions taken by the 
U.S.government«. Ein derart weit definiertes Maß dürfte sich allerdings vernünftigen Interpreta- 
tionen entziehen. 

4 Wenn im weiteren von »Stabilität« gesprochen wird, dann in dem technischen Sinne, wonach eine 
ökonomische Konstellation, die sich als Ergebnis vieler einzelner Handlungen ergibt, über einen 
Zeitablauf bestehen bleibt. In diesem Sinne können selbstredend auch Ungleichgewichte stabil 
sein. 

5 Ich ziehe es vor, »structural power« mit strukuraler Macht zu übersetzen. Auf die scheinbar nahe- 
liegende Übersetzung in »strukturelle Macht« habe ich verzichtet, weil dieser verbreitete Begriff 
m.E. wenig analytisch fundiert ist und häufig genug als als begriffliches Passepartout fungiert, mit 
dem alle die Machtbeziehungen angesprochen sind, die nicht genauer beschrieben werden können. 

6 Dieser Differenzierung trägt beispielsweise der Cuomo-Report zur Analyse der verloren gegange- 
nen Hegemonialposition der USA Rechnung: »The world can no longer count on one country to 
come to the rescue. The world economy is too large, trade and financial transactions are too active, 
and are too many players for any one country to play ihe role formerly filled by the U.S.Global 
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growth now depends on intemational economic cooperation, and that requires a clearly defined 
role for government« (Cuomo 1988, S.69). Die Unterscheidung zwischen hegemonialer und ko- 
operativer Steuerung wird hier allerdings vorschnell zum Anlaß genommen, aufgrund veränderter 
ökonomischer Rahmenbedingungen der hegemonialen Steuerung zukünftig jede Realisierung- 
schance abzusprechen. Aus dem Blick gerät dabei, daß bedrängte Hegemonialnationen sehr wohl 
ihre Vorteilsposition innerhalb des hegemonialen Systems zu nutzen vermögen, um durch Abwäl- 
zung von Anpassungslasten die alte Vorteilsposition zurückzugewinnen. M.a.W. wird das kon- 
fliktorische Verhälmis zwischen hegsmonialer und kooperativer Steuerung ausgeblendet. 

7 Das Label Hegemcnialzyklus-Theorien wird von den Vertretern dieses Ansatzes selbst nicht ge- 
braucht. Gesprochen wird vielmehr von einer Theorie langer Zyklen der »world leadership« (vgl. 
etwa Modelski 1983, dessen Arbeit den Titel trägt: »Long cycles of World Leadership«). Rapkin 
(1987, S.134 ff.) vermochte allerdings überzeugend zu zeigen, daß im Kern Hegemonie und world 
leadership synonyme Bedeutungen haben. 

8 Unter world-system kann man Boswell/Bergesen (1987, S.4) verstehen »... the grid of interdepen- 
dent exchange of necessities for profit produced by the international division of labor. The origins 
of Ihe modem world-system can be traced to the expansion of the merchant capitalism in the six- 
teenth century to include Ihe large-scale exchange of agricultural production...But since ıhe Indu- 
sirial Revolution, we can characterize the structure of the world divison of labor by dividing it into 
a core of industrial nations (that is, the United States, Western Europe, and Japan) with a diversity 
of capital intensive corporations employing highly productive and highly paid wage workers, a pe- 
riphery of largely agricultural nations with export-oriented and labor-intensive enterprises utilizing 
low wage and politically restricted labor, and a semi-periphery which combines elements of both 
core and periphery, and stabilizes the system by preventing polarization. The exchange grid is in- 
herently unequal, transfering surplus value to ıhe core at ihe expense of the rest of ıhe, system such 
that development in the core results in underdevelopment in the periphery«. Das entwicklungsitheo- 
retische Element des Konzeptes von world-system ist wenig überzeugend, weil die kapitalistische 
Weltwirtschaft als eine Art Nulisummenspiel gefaßt wird, bei dem die Gewinne des Zentrums aus 
den Verlusten der Peripherie resulüeren (vgl. dazu Hübner 1986). Das in dieser Arbeit formulierte 
Verständnis von Hegemonie kann in in einem solchen Ansatz nicht verankert werden. 

9  Bekanntermaßen ist das Konzept der Langen Wellen in seinen theoretischen Grundlagen keines- 
wegs unumstritten. Am entscheidsndsten für unseren Zusammenhang ist dabei die vielfach geäu- 
Berte Kritik (vgl. etwa Stanger 1988; Hübner/Stanger 1986), daß mit dem Langen Wellen-Konzept 
zwar der obere aber nicht der untere Wendepunkt einer Langen Welle erklärt werden kann. Die 
Hegemonie-These könnte u.U, dazu beitragen, diese Lücke zu schließen. Umgekehrt kann aber 
nicht die Theorie Langer Wellen helfen, den Aufstieg einer neuen Hegemonialmacht zu erklären. 
In der world-system-Literatur wird dieses Problem, soweit ich es übersehe, nicht wahrgenommen. 
Ein - wenig überzeugender - Vermittlungsversuch findet sich in Goldstein (1988). 
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Robin Murray | 
Fordismus und sozialistische Entwicklung 


Zusammenfassung: Bei der aktuellen reformpolitischen Debatte in der So- 
wJetunion sieht die Frage im Zentrum, wie hoch der Grad an Marktregulierung 
und das Tempo der Einführung von Märkten ausfallen solle und dürfe. Nur aus- 
nahmsweise wird in diesem Zusammenhang über den spezifischen Typus des so- 
wjetischen Akkumulationsregimes gesprochen. Tatsächlich handelt es sich bei 
diesem Regime um eine besondere - und instabile - Form des Fordismus, dessen 
Grundlagen Anfang der zwanziger bis Mitte der dreißiger Jahre gelegt wurden. 
Weil die besonderen Merkmale des sowjetischen Fordismus in der Reformdebatte 
unterschlagen werden, so die These, werden sowohl »linke« wie »rechte« Reform- 
konzepte keinen entscheidenden Beitrag zur Überwindung der Wirtschaftskrise 
leisten können. 


1. Einleitung 


In ihrer Form sind die sozialistischen Ökonomien in der Sowjetunion und den an- 
deren, ihr politisch verbundenen Staaten Spiegelbilder jener besonderen Stufe der 
kapitalistischen Entwicklung, die unter dem Begriff Fordismus bekannt geworden 
ist. Fords »Model T« wurde 1913 vorgestellt, also vier Jahre vor der Oktoberre- 
volution. Es verkörperte die fortschrittlichsten Prinzipien damaligen Manage- 
ments: die wissenschaftliche Organisation der Arbeit, Produktion am Fließband, 
Standardisierung und der Einsatz spezialisierter Werkzeuge. Diese Prinzipien wa- 
ren nicht nur ein Ausdruck einer bestimmten Produktionsweise, sondern, allge- 
meiner, die Merkmale eines sozialen und ökonomischen Prototypus der Entwick- 
lung. Sie bildeten einen Teil einer fordistischen Kultur, die die Maschine in den 
Mittelpunkt ihres Modernitätsbegriffs stellte. Massenproduktion, Geschwindig- 
keit, Elektrizität, Wissenschaft, Standardisierung, billige Waren, Funktionalismus; 
die Städte, der Massenarbeiter und die Massengesellschaft waren alles Aspekte 
dieser Kultur, die sich in den Manifesten der Futuristen ebenso wie in den Gebäu- 
den Le Corbusiers und den Designvorstellungen des Bauhauses darstellte. Zwei- 
fel, wie sie Fritz Langs Film »Metropolis« (1926) oder Aldous Huxleys Roman 
»Schöne neue Welt« (1932) formuliert hatten, wurden beiseite gewischt - nicht 
nur vom Kapital oder den Fürsprechern wissenschaftlichen Managements, son- 
dern auch von der Linken. Gramsci war nur einer von vielen, die den Amerika- 
nismus und Fordismus als eine historische Kraft feierten, welche Europa von sei- 
nen rückschrittlichen Traditionen befreien würde. 

Nicht nur für den Begründer der wissenschaftlichen Betriebsführung, F. W. Tay- 
lor (1856 - 1917), sondern auch für Ford selbst war der unmittelbare Produktions- 
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prozeß der Ausgangspunkt der Ökonomie. Taylor ging es darum, wie man die tra- 
ditionellen Formen von Arbeit, bei denen über den Daumen gepeilt wurde, durch 
genaue wissenschaftliche Erkenntnis ersetzen könne. Mit einer Stoppuhr, Tabellen 
und wiederholten wissenschaftlichen Versuchen zerlegte er die Arbeit in einzelne 
Aufgaben, die er dann weiter vereinfachte und für deren Erledigung er den Ar- 
beitern genaue Anweisungen gab. Seine Herangehensweise bei der angezielten 
Kostenreduzierung war immer die gleiche - ob es darum ging, Eisenbarren umzu- 
lagern, zu schaufeln, Metalle zu schneiden (er verbrachte 26 Jahre des Experi- 
mentierens allein damit), Operationen durchzuführen oder Baseball zu spielen. 
Taylor entwickelte eine neue Struktur der Arbeit - eine klare Trennung von geisti- 
ger und manueller Arbeit, eine enge Spezialisierung, das Zerstückeln und Stan- 
dardisieren von Aufgaben und eine strenge Hierarchisierung der Autorität. Er er- 
setzte die, wie Marx sie bezeichnet hatte, formelle Subsumtion der Arbeit durch 
ihre reelle Subsumtion, er trennte die Arbeit von der Geschicklichkeit und legte 
die uneingeschränkte Kontrolle der Produktion in die Hände des Managements. 
Für Taylor lag die Verantwortlichkeit für die Arbeitsproduktivität eindeutig beim 
Management: es war dessen Aufgabe, angemessene Werkzeuge in gutem Zustand 
bereitzustellen, die Fabriken in möglichst effektiver Weise einzurichten, den Ar- 
beiter mit stetigem Nachschub zu versorgen und die Aufgaben sinnvoll aufzutei- 
len. In die Verantwortung des Arbeiters fiel lediglich, »a fair days work« zu ver- 
richten, für den er, so Taylor, die Befolgung seiner Prinzipien vorausgesetzt, einen 
um 30 bis 100 Prozent höheren Lohn erwarten könne. Taylor hatte eine Vision in- 
dustrieller Harmonie, in der der Produktivitätszuwachs gleichmäßig auf beide 
Seiten aufgeteilt würde, während alle Beteiligten aufgrund der Senkung der Pro- 
duktionskosten in den Genuß von Luxusgütern kämen. Taylor erhoffte sich, daß 
»wissenschaftliches Management« die »wahre Demokratie« einen Schritt näher 
bringen werde. 

Ford bediente sich der Taylorschen Prinzipien sodann für ein komplexes Produkt. 
Der durchgeplante, geordnete Ablauf der Arbeit erstreckte sich nun vom Fördern 
des Eisenerzes aus der Mine über die Stahlproduktion, das Gießen der Maschinen 
bis hin zum Zusammenbau der Tausenden von Teilen, die in ähnlicher Weise vor- 
bereitet worden waren. Ford schrieb, daß von der Mine bis zum Güterwagen nur 
noch 81 Stunden gegenüber früher 14 Tagen benötigt würden. Wie schon Taylor 
versuchte auch er, die Tätigkeiten in ihre Bestandteile zu zerlegen und für einige 
dieser Teilarbeiten unqualifiziertere Arbeiter - bei überdurchschnittlichem Lohn - 
zu verwenden. Die Neuerung, die er von den Schlachthausarbeitern in Chicago 
übernommen hatte und die aufs engste mit seinem Namen verbunden ist, war das 
Fließband, eine automatische Verbindung zwischen den einzelnen Arbeitsschrit- 
ten, ein Synchronisator der Arbeit, ein Mittel, um dem Handwerker die Arbeit zu- 
zuliefern und einen ordentlichen Fortgang der Tätigkeit sicherzustellen. Ford 
machte sich so Taylors Herangehensweise zunutze, wenn auch in einem wesent- 
lich größerem Zusammenhang. 

Beide Männer glaubten an die Wissenschaft und die Vernunft; beide vertraten die 
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Notwendigkeit der Standardisierung von Werkzeugen und Aufgaben, von Vor- 
gängen und Ergebnissen; beide sahen in der Massenproduktion, in niedrigeren 
Kosten und höheren Löhnen eine soziale Fortschrittsvision, die die Spaltung der 
Klassen überwinden helfen würde. Taylor hatte Chirurgen beraten, Ford eröffnete 
gleich ein ganzes Hospital, das nach seinen Prinzipien entworfen worden war. Er 
richtete eine Tanzschule ein, in der Improvisation untersagt war; und in Cork in 
Irland, dem Land seiner Vorfahren, eröffnete er eine Montagefabrik, um so zur 
Modernisierung der irischen Kultur beizutragen. Der Taylorismus und die Ma- 
schine wurden zu Eckpunkten seiner Weltsicht. Massenproduktion erschien ihm 
nicht als eine Frage der Stückzahlen, sondern sie war eine neue Herangehensweise 
an die Produktion und den Konsum, ja, sie war eine neue Lebensweise, 

Diese Konzepte und Methoden sollten sich in der Verarbeitungs- und Massenfer- 
tigungsindustrie von Amerika nicht nur nach Großbritannien, sondern, in geringe- 
rem Maße, auch ins übrige Europa ausbreiten. Stadt und Land wurden den Erfor- 
demissen des Automobils entsprechend umstrukturiert; auch das Design der Häu- 
ser entsprach fortan den Erfordernissen der Massenproduküon - damit in ihnen die 
Radios, elektrische Heizungen und die immer neuen Haushaltsgeräte aus den for- 
distischen Fabriken Platz fänden. Die Märkte wurden der Revolution der Produk- 
tionskapazitäten angepaßt, ebenso die ökonomische Rolle des Staates. Diese 
strukturellen Eigenheiten des Fordismus faßten in der Periode zwischen den Welt- 
kriegen Wurzeln und bildeten dann das Fundament für den Nachkriegsboom. 


2,Sowjetischer Fordismus 


In der Sowjetunion wurden die in Amerika entwickelten Reformen des Manage- 
ments übernommen und ins Zentrum der sozialistischen Wirtschaftspoltik gerückt. 
Wie Lenin im April 1918 schrieb, waren für ihn die grundlegenden Aufgaben der 
Revolution nicht die Schaffung von Gleichheit oder die Demokratisierung der In- 
dustrie, sondern die Erhöhung der Arbeitsproduktivität und -disziplin. Dies sollte 
die wichtigste Frage für die sowjetische Ökonomie werden, denn von ihr hing das 
Überleben der Revolution ab. Es war eine Frage der Methode: Wie sollte man die 
Produktivität erhöhen? 

In diesem Zusammenhang wurden Ford und Taylor als die Speerspitzen des Fort- 
schritts der »Produktivkräfte« in den Vereinigten Staaten gesehen. »Man muß in 
Rußland das Studium des Taylorsystems, die Unterweisung darin, seine systema- 
tische Erprobung und Auswertung in Angriff nehmen«, schrieb Lenin (Lenin, 
1918, $. 250). Es waren Taylors Ideen, die in Rußland bereits vor der Revolution 
bekannt waren, die dann in den frühen zwanziger Jahren eine Bewegung für die 
wissenschaftliche Organisation der Arbeit und des Managements inspirieren soll- 
ten. Ursprünglich faßte sie vor allem in Instituten und Produktionszellen in Fabri- 
ken und Büros Fuß, wurde dann aber, dank der starken Unterstützung durch Lenin 
und die bolschewistische Führung, von der Regierung und der offiziellen Gewerk- 
schaftsbewegung auf ihre eigene Organisation ausgeweitet (vgl. insbesondere die 
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ausgezeichnete Arbeit von Jones 1986). In jener Zeit wurde Ford zur Berühmtheit; 
sein Buch »My Life and Work« wurde übersetzt und in großer Auflage verkauft. 
Die »Prawda« verfolgte das Vordringen des Fordismus in den sowjetischen Fabri- 
ken. Eine Engländerin, die die Sowjetunion 1926 besuchte, berichtete, daß Fords 
Name auf Transparenten bei Arbeiterdemonstrationen zu lesen war. 1927 schrieb 
Maurice Hindus: 

»Es mag unwahrscheinlich klingen, aber mehr Leute haben von Ford gehört als von Stalin. Nach Le- 
nin, Trotzki und Kalinin ist Ford wahrscheinlich die bekannteste Persönlichkeit in Rußland.« (Nevins 
und Hill 1957, S. 604) 

Der Hintergrund dieses Enthusiasmus ist wohl die vom sowjetischen Marxismus 
gemachte strikte Unterscheidung zwischen den Produktivkräften und den Produk- 
tionsverhältnissen - das eine ein technischer, das andere ein politischer Begriff. 
Die Oktoberrevolution hatte dem sowjetischen Staat die Macht über die Produkti- 
onsverhältnisse in die Hand gegeben. Um aber die Produktivkräfte zu verändern, 
mußte man nach dem fortgeschritteneren Amerika schauen. Lenin glaubte, daß 
man das technische Herz des Taylorismus in den sowjetischen Organismus ver- 
pflanzen könne. 

»Das Taylorsystem vereinigt in sich - wie alle Fortschritte des Kapitalismus - die raffinierte Bestialität 
der bürgerlichen Ausbeutung und eine Reihe wertvollster wissenschaftlichen Errungenschaften in der 
Analyse der mechanischer Bewegungen bei der Arbeit, der Ausschaltung überflüssiger und unge- 
schickter Bewegungen, der Ausarbeitung der richtigsten Arbeitsmethoden und der Einführung der be- 
sten Systeme der Rechnungsführung und Kontrolle.« (Lenin, 1918, S. 249) 

Vor allem jene Elemente sah er als den »wissenschaftlichen und fortschrittlichen 
Kern« des Taylorschen Systems, der wie ein Weizenkorn von der kapitalistischen 
Spreu getrennt und in das sowjetische Systems eingepflanzt werden könnte. Das 
gleiche galt für Ford. Wenn Lenin der große politische Revolutionär war, so war 
Ford der ökonomische Revolutionär. Der sowjetische Optimismus über ihr neues 
wirtschaftliches System baute auf dem festen Glauben auf, diese beiden Neuerer 
gleichsetzen zu können. Wie Trotzki es 1924 in einer Rede formulierte, werde 
»der amerikanisierte Bolschewismus den imperialistischen Amerikanismus er- 
obern und zerschmettern« (Trotzki, 1971). 

Bei der Übernahme des Amerikanismus in der Sowjetunion können wir zwei Pha- 
sen unterscheiden. In der ersten Phase wurde vor allem auf Arbeitsdisziplin und 
eine hierarchische Organisationsstruktur Wert gelegt. Sie dauerte zehn Jahre - bis 
1927 - und stützte sich vor allem auf Taylor. Die zweite Phase, die Taylors 
Grundsätze beibehielt und erweiterte, verschob den Schwerpunkt auf zentrale Pla- 
nung und die industrielle Massenproduktion. Dies war das zweite Jahrzehnt der 
Revolution, die Periode des ersten und zweiten Fünfjahresplans, bei denen man 
sich dann sowohl auf Taylor als auch auf Ford stützte. Gemeinsam bildeten diese 
vier Prinzipien - Arbeitsdisziplin, Richtlinien-Mangement, zentrale Planung und 
Massenproduktion - die Hauptstrukturen des sowjetischen Fordismus und des tra- 
ditionellen Modells sozialistischer Wirtschaft, das bis vor kurzem noch bestim- 
mend war. Wir werden uns nacheinander mit jedem dieser Grundsätze befassen. 
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Arbeitsdisziplin 


»Die Aufgabe, die die sowjetische Regierung der Bevölkerung in ihrem ganzen 
Umfange darlegen muß, ist: Arbeiten zu lermen!«, schrieb Lenin 1918 in »Die 
nächsten Aufgaben der Sowjetmacht«, 

»Was wir selbst erobert, was wir selbst dekretiert, zum Gesetz gemacht, beraten und festgesetzt haben, 
müssen wir in dauerhaften Formen der täglichen Arbeitsdisziplin verankem«. (Lenin, 1918, S. 262). 
»Wir müssen es lernen, den stürmischen, wie Hochwasser im Frühjahr über alle Ufer brandenden Ver- 
sammlungsdemokratismus der werktätigen Massen zu verbinden mit eiserner Disziplin während der 
Arbeit, mit der unbedingten Unterordnung unter den Willen einer Einzelperson, des sowjetischen Lei- 
ters, während der Arbeit« (ebd. S. 262). 

Er bestand darauf, weil der Russe, »ein schlechter Arbeiter verglichen mit den 
Menschen in fortgeschrittenen Ländern« (ebd. S. 249) sei, weil es viele »Elemente 
der Zersetzung« (ebd. S. 255) gebe, »die sich durch Vermehrung der Verbrechen, 
des Rowdytums, der Bestechung, des Schiebertums und aller möglicher Scheuß- 
lichkeiten« (ebd. S. 255) zeigen, weil es »viele Schwankende« und »Schwache« 
gibt, »die nicht fähig sind, der "Versuchung' des Schleichhandels, des Schmier- 
gelds, des persönlichen Vorteils zu widerstehen, erkauft um den Preis der Ver- 
derbnis des ganzen Apparats« (ebd. S. 258). Er charakterisierte das Problem als 
einen Kampf zwischen kleinbürgerlicher Laxheit und proletarischer Organisation 
und pries »den besten Teil der proletarischen Elemente«, die sich um Disziplin 
bemühten. 

Trotzki führte diese Sichtweise bereits früher aus, als er zur Militarisierung der 
Arbeit aufrief. In »Terrorismus und Kommunismus«, einem Buch, das er 1920 
»im Waggon eines Militärzuges und inmitten der Flammen des Bürgerkrieges« 
schrieb, bezeichnet er die Menschheit als »ziemlich faule Tiere«, die deswegen 
der Disziplin bedürften. Da das Überleben Sowjetrußlands entscheidend von der 
Leistung der Arbeiter abhing, war das Thema der Arbeitsdisziplin von zentralem 
Stellenwert. Da keine angemessenen Anreize zur Verfügung gestellt werden 
konnten, sprach Trotzki sich für einen Zwangsarbeitsdienst aus. Dies schloß die 
Militarisierung der Arbeit ein. Er benutzte den Ausdruck »Militarisierung« nicht 
nur, weil das Kriegsministerium Erfahrung im Mobilisieren umfangreicher Ar- 
beitskapazitäten hatte, sondern weil in seinen Augen die Armee selbst nur durch 
die »Erziehung, Verhärtung und Militarisierung der Bauernmassen durch die Ar- 
beiter« hatte militarisiert werden können (Trotzki 1920). 

Er sagte voraus, daß es an der zivilen Front nicht anders sein werde. Schon auf 
dem dritten Gewerkschaftskongreß zu Beginn jenes Jahres hatte Trotzki diesen 
Standpunkt dargelegt und sich dafür ausgesprochen, daß in der damaligen Situa- 
tion die Gewerkschaften an den Rand gedrängt werden sollten, erforderlich sei ab- 
solute Gnadenlosigkeit bei der Unterdrückung jeglicher Gewerkschaftsforderun- 
gen und von Streiks (Jones 1986, S. 95). Gegen diese Vorstellung sprachen sich 
sowohl die Partei als auch die Gewerkschaften aus, auch Lenin distanzierte sich 
von Trotzkis uneingeschränkter Befürwortung des militärischen Prinzips. Den- 
noch stützte sich Lenin in der Praxis auf diese Herangehensweise, so wie er schon 
früher den Einsatz von 'udamaki', also Sonderarbeitstrupps befürwortet hatte, so 
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wie er an die militärische Disziplin in der Produktion glaubte und wie er Trotzkis 
Vorschläge zur »Produktionspropaganda« unterstützte. Es bedurfte nicht eines 
Taylor, damit Lenin und Trotzki von der Bedeutung der Frage der Arbeitsdisziplin 
überzeugt wurden. Taylors Bedeutung lag in der Entwicklung einer detaillierten 
Strategie, wie man die Kontrolle über die Produktion durchsetzen könne, nämlich 
innerhalb des Kontextes der wissenschaftlichen Organisation der Arbeit. Deswe- 
gen drängte Lenin zum Studium und zur Lehre Taylors in der Sowjetunion, des- 
wegen versuchte Trotzki den »fortschrittlichen Taylorismus« mit der Militarisie- 
rung zu verknüpfen. Trotzki war es auch, der aus seiner Besorgnis um die Ar- 
beitsproduktivität und Disziplin bei den Eisenbahnen im Januar 1921 die erste 
Konferenz über die wissenschaftliche Organisation der Arbeit einberief. Aus die- 
ser Konferenz ging die NOT-Bewegung hervor. 

Im Laufe der folgenden vier Jahre sollte NOT eine der wichtigsten ökonomischen 
Bewegungen der NEP-Periode werden. 1925 enthielt ein russisches Wörterbuch 
bereits 4.400 Hinweise auf mit NOT verbundene Themen (Muchie 1986, $. 508). 
Ein Netzwerk von Instituten, Produktionszellen, Zeit-Ligen und Inspekteursbüros 
war entstanden. Im Zentrum ihrer Bemühungen stand die Arbeitsproduktivität und 
die Organisation der Arbeit. Zwar legte die Bewegung Wert darauf, nicht mit dem 
Taylorismus und seinen ausbeuterischen Aspekten gleichgesetzt zu werden, wes- 
wegen sie sich als NOT bezeichnete - der russischen Abkürzung für »wissen- 
schaftliche Organisation der Arbeit« - aber dennoch teilten die wichtigsten Strö- 
mungen in NOT Taylors Grundansichten. Dies war im Fall der Gruppe um Gastev 
und des Moskauer »Institut der Arbeit« am deutlichsten. Das Institut war 1920 
gegründet und von Lenin im August 1921 zur zentralen Einrichtung für die Arbeit 
der NOT erklärt worden. Dort wurde eine Herangehensweise entwickelt, die 
schließlich die sowjetische Praxis dominieren sollte. Wir wollen uns drei Merk- 
male dieser Herangehensweise näher anschauen. 


a) Die Rationalisierung der Arbeit 

Wie Taylor war auch Gastev aufgabenorientiert. Er vertrat die Ansicht, daß jegli- 
che produktive Tätigkeit in engdefinierte, homogene Aufgaben zerstückelt werden 
sollte. Jede Aufgabe sollte wissenschaftlich analysiert und so definiert werden, 
daß eine möglichst einfache menschliche Bewegung mit möglichst niedrigem En- 
ergieaufwand entsteht. Er ging sogar noch weiter, indem er die Behauptung auf- 
stellte, daß alle Aufgaben aus zwei grundlegenden Tätigkeiten bestünden: dem 
Schlagen und dem Ausüben von Druck. Er studierte ausführlich, wie man einen 
Hammer auf einen Meißel schlägt und wie Metall gefeilt wird. Gastev behauptete, 
falls Arbeiter diese beiden Tätigkeiten optimal ausführen könnten, so könnten sie 
jede Aufgabe bewältigen. Deshalb entwickelte er ein einfaches Trainingspro- 
gramm in Anlehnung an diese Idee. Durch die Standardisierung von Aufgaben 
und Trainingsprogrammen konnte er ein Trainingssystem für die Massenproduk- 
tion erstellen, das seiner Ansicht nach »zehnmal schneller als die üblichen Schu- 
lungskurse mit ihrer Betonung dieser verdammten 'Handwerksgeheimnisse'« war. 
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Gastevs Sicht der Dinge war reichlich mechanistisch. Er subsumierte den einzel- 
nen Arbeiter unter einen vereinheitlichten Produktionsprozeß, in dem der Mensch 
der Maschine und die Maschine dem Menschen gleichgesetzt wurde. Diese ver- 
körpert die kollektive körperliche Energie von Arbeitern, sie fungiert als Verlän- 
gerung ihrer Arme, Gefühle und Gedanken. Der Arbeiter wird seiner Individuali- 
tät beraubt; er funktioniert als Automat innerhalb dieses »mechanisierten Kollek- 
tivismus«. Seine Arbeit wird von Planungsabteilungen bestimmt, seine Leistung 
schriftlich registriert und von Inspektoren überwacht. Was Gastev im Sinne hatte, 
war nichts anderes als ein Taylorismus mit russischem Antlitz. 


b) Das Studium von Zeit und Bewegung 

Gastevs Institut räumte der Kalkulation der Normen für jede einzelne Aufgabe als 
Teil seiner Suche nach einer »totalen Mathematisierung von Psychophysiologie 
und Wirtschaft« einen zentralen Raum ein. Die Stoppuhr wurde zum Symbol und 
zum Instrument der NOT-Methode - besonders galt dies für die Ingenieure -; für 
zahlreiche Arbeitsplätze und Branchen wurden im Verlauf der zwanziger Jahre 
Normen festgelegt. 


c) Stücklohn 

Sowohl Lenin als auch Trotzki hatten für eine Bindung des Lohns an die Arbeits- 
leistung plädiert; Trotzki sich dabei für eine Lohndifferenzierung zwischen den 
pflichtbewußten Arbeitern und den Luschen eingesetzt. Die sowjetischen Taylori- 
. sten wollten derartige Prämien auf einer wissenschaftlichen Grundlage verleihen, 
wobei die Erfüllung der Norm einen ausreichenden Lohn garantiere und über- 
durchschnittliche Leistungen durch einen Bonus belohnt würde. Mit der Festset- 
zung von Normen breitete sich also auch das Prinzip des Stücklohns über weite 
Teile der sowjetischen Industrie aus. 41 Prozent aller Arbeit wurde 1923 als 
Stücklohn bezahlt, 1927/28 waren es bereits 62 Prozent.! 

Die wichtigsten Einwände gegen Gastev waren: (1) seine Betonung der einzelnen 
Aufgabe: Indem er die einzelne Tätigkeit zum Ausgangspunkt seiner Theorie 
machte, unterschätzte er die Möglichkeiten, die Produktivität auch durch Moder- 
nisierung der Industrie oder durch kollektive Organisation zu erhöhen. Wie Stru- 
melin feststellte, kann die Produktivität durch Intensivierung, Mechanisierung und 
Rationalisierung erhöht werden. Nie ließ sich der Verdacht zerstreuen, daß Ga- 
stevs Methoden - wie die Taylors - letztlich zu einer Intensivierung der Arbeit 
führen würden. Die Alternative bestand in einer »breiten« Herangehensweise, in 
der nicht nur die Produktion, insbesondere die Massenproduktion, sondern auch 
die Kinderaufzucht, die Hausarbeit und Erziehung untersucht werden. Letztlich 
seien all dies Gebiete, bei denen man rationalisieren und die Produktivität steigern 
könne. (2) Eine zu geringe Bewertung der Arbeitsplatzsicherheit: Innerhalb von 
NOT gab es eine starke Strömung, die die Prinzipien des wissenschaftlichen Ma- 
nagements zum Schutz der Arbeitskräfte am Arbeitsplatz anwenden wollte. Ihre 
Fürsprecher waren über die hygienischen Verhältnisse, über die Auswirkungen 
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von Stress, die Sicherheit am Arbeitsplatz und Überarbeitung besorgt. Sie standen 
dem Stücklohn ebenso mißtrauisch gegenüber wie Überstunden; sie sprachen sich 
für Produktionsnormen aus, die das Wohlergehen des Arbeiters (Optimierung) an- 
stelle der maximalen Produktivität (Maximierung) in den Mittelpunkt stellten. (3) 
Der beschränkte Umfang von Fortbildungsmaßnahmen: Gastevs Programm ord- 
nete die Menschen der Produktion unter und behandelte sie als Teil eines von Ma- 
schinen angetriebenen Prozesses; stattdessen sollte die Erziehung verbessert wer- 
den, so daß die Arbeiter eine aktive Rolle bei der Organisierung der Produktion 
spielen könnten, (4) Die Professionalisierung von NOT anstelle einer breiten Pro- 
jektbeteiligung der Arbeiter: Es gab zahlreiche Initiativen innerhalb von NOT, die 
Kampagnen in Gang setzen sollten, darunter vor allem den »Zeit-Verband«, der 
im Juli 1923 gegründet wurde, um den Kampf für's Zeitsparen ins Bewußtsein zu 
rücken. Der Kampf bestand aus drei Elementen: der Auflistung verbrauchter Zeit, 
der Zuteilung und Planung von Zeit und der Einsparung von Zeit. Die Kampagne 
sollte sich nicht auf die Produktion beschränken, sondern die gesamte Gesellschaft 
erfassen. Im März 1924 hatte der Zeit-Verband schon 29.000 Mitglieder in 62 
Städten, allein in Moskau waren in den ersten drei Monaten 120 Zellen des Zeit- 
Verbands gegründet worden. Die Parteizeitung Prawda hatte eine dem Kampf um 
Zeit gewidmeie Sektion, es gab der Kampagne verpflichtete Theatergruppen, lite- 
rarische und künstlerische Abende, die dem Thema Zeit gewidmet waren. »Zeit- 
Helden« wurden für ihren Einsatz mit Uhren belohnt. 

1924, bei der zweiten NOT-Konferenz, wurde Gastev von führenden Bolschewiki 
wie Sinowjew und Bucharin unterstützt, die Partei- und Gewerkschaftslinke hin- 
gegen unterstützte die Opposition. Obwohl die Resolutionen einen Kompromiß 
suggerieren, behielt Gastev auf lange Sicht die Oberhand. Die Partei und die Ge- 
werkschaften setzten durch, daß die Kontrolle der NOT-Bewegung der offiziellen 
»Arbeiter- und Bauerninspektion« übertragen wurde; der Zeit-Verband fiel 1925 
auseinander, NOT wurde professionalisiert, das Zentraikomitee beschloß, die 
Löhne an die Produktivität anzukoppeln und hob deshalb eine Beschränkung der 
Bonusse auf; ebenso erklärte das ZK 1926 seine Unterstützung für Gastevs Trai- 
ningsmethoden. Mit Unterstützung der führenden Bolschewiki setzte sich insge- 
samt die enggefaßte Version des Taylorismus durch und wurde so zur vorherr- 
schenden Methode der Organisierung der Arbeit im traditionellen sozialistischen 
Modell. 


Zentralisiertes Management 


Diese tayloristische Herangehensweise an den Produktionsprozeß bringt eine spe- 
zifische Organisationsform mit sich, also eine Spezialisierung der Funktionen, 
Standardisierung der Abläufe sowie schriftliche Kommunikation, Anweisungen 
und Ermächtigungen sowie eine strikte Hierarchisierung mit einer vertikalen Be- 
fehlsstruktur und wenig horizontaler Koordination. Diese Struktur ähnelte sehr 
stark dem Weberschen Bürokratiemodell. 
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Lenins Position zur Frage der Herrschaft kann man sich bereits anhand seiner 
Haltung zur Arbeitsdisziplin vorstellen. Für ihn hieß Diktatur des Proletariats 
nicht, daß die Arbeiter direkte Kontrolle ausüben, sondern eine Diktatur über die 
Arbeiter durch von Arbeitervertretern ernannte Vertreter. Worauf es ankam, war 
»unhinterfragte Unterordnung unter einen Einzelwillen«, Einen Konflikt zwischen 
sowjetischer Demokratie und individuellen diktatorischen Vollmachten gab es 
nicht. Deswegen befürwortete Lenin die Befehlsgewalt einzelner, im Gegensatz 
zu linksgerichteten Gewerkschaften, die sich für ein gewisses Maß von Arbeiter- 
kontrolle aussprachen. Das Zentralkomitee hatte schon relativ früh den Eisen- 
bahndirektoren diktatorische Vollmachten gegeben. Autoritäres Management soll- 
te viele Jahre lang ein wesentliches Merkmal sowjetischen Wirtschaftens bleiben. 
Doch mit Autorität allein war es nicht getan. Es gab auch das Problem der Ver- 
waltung, der Aufgabe, die sich 1918, in Lenins Worten »in den Vordergrund 
drängte« (Lenin 1918, S. 236). Die Erfordernis schriftlicher Instruktionen, Autori- 
sierungen und zentraler Koordination verlangsamte den gesamten Produktions- 
fluß, sofern diese nicht in optimaler Weise erteilt wurden. Die bürokratischen 
Vorschriften waren in der zentralen staatlichen Verwaltung besonders hemmend. 
Lenin hatte darauf eine dreifache Antwort: zunächst dürfe man nur die besten 
Leute für diese Posten einstellen, Bürokraten hätten zu gehen und würden durch 
proletarisch beispielhafte Personen ersetzt; sodann habe man politische Einheiten 
mit der Aufgabe zu bilden, für eine effektivere Verwaltungspraxis einzutreten. 
Auch diese seien mit Kadern zu besetzen und ihnen politische Unterstützung zu 
leisten. Zu guter Letzt müsse man auf den Verwaltungsprozeß selbst tayloristische 
Praktiken anwenden. 

Die erste Organisationsfragen gewidmete Konferenz fand 1920 statt. Im folgenden 
Jahr beschloß der Verband der sowjetischen Arbeiter, die Tätigkeiten in den Büros 
zu standardisieren und Normen für Büroarbeit zu entwickeln. Das Arbeiter- und 
Bauerninspektorat wurde reformiert, um die Effizienz der staatlichen Verwaltung 
zu überwachen und durchzusetzen. Das Inspektorat richtete seinerseits eine Ab- 
teilung für Normierung ein, die neue Methoden der Buchhaltung, Lagerhaltung, 
Bürokoordination, des Tätigkeitsablaufs und der Organisation von Schreibarbeiten 
entwickelte. Formulare wurden vereinheitlicht und je nach Bedeutung mit ver- 
schiedenen geschmackvoll revolutionären Farben versehen, die Registrierung de- 
zimalisiert und Stellen für Anfragen und Information der Öffentlichkeit verbes- 
sert. Generell wurde dabei nach tayloristischem Prinzip verfahren - man konzen- 
triert sich auf die einzelnen Aufgabe, ihre Rationalisierung und das Vorantreiben 
von Standardisierung und Spezialisierung, so daß letztlich eine Maschinerie für 
die Routine-Verwaltung entsteht. In der Tat wurde die Verwaltung nur als ein 
Teilproblem der allgemeinen NOT-Bewegung angesehen. 

Soweit es die öffentliche Verwaltung betraf, waren diese Bemühungen eindeutig 
erfolglos. 1923 nannte Lenin die Situation innerhalb des Staatsapparats »bekla- 
genswert«, in fünf Jahren hatte sich nichts verbessert. Das Arbeiter- und Bauern- 
inspektorat war überbesetzt, ihm fehlten die nötigen Vollmachten, kurz, es war 
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weniger die Lösung des Problems ais ein Teil desselben. Lenin fiel nichts besseres 

- ein, als den Versuch zu unternehmen, dem Inspektorat neues Leben einzuhauchen, 
es gesundzuschrumpfen und ihm eine Infusion proletarischen Bluts zu verabrei- 
chen. Außerdem wiederholte er seinen Aufruf, »alle Spuren von Extravaganz« aus 
dem Staatsapparat zu verbannen (Lenin, 1923, S. 474). Für ihn lag das Problem 
bei den Beschäftigten - ihnen fehlte es am Willen und auch am Training und ent- 
sprechender Kultur -, er sah es nicht als eines von Strukturen. Das grundlegende 
sowjetische Modell für die Verwaltung wie für die Führung der Industrie sollte 
das Taylors, Emersons, Fayols und der westlichen Schule des wissenschaftlichen 
Managements bleiben, 


Zentrale Planung 


Taylorismus schloß Planung ein, und Planung war auch ein Erbe der marxisti- 
schen Tradition. Engels hatte sich den Sozialismus wie eine große Fabrik vorge- 
stellt, in der der Plan den Markt ersetzt, während Lenin, Trotzki und die anderen 
Bolschewiki ebenfalls davon sowie von den Erfahrungen mit den großen deut- 
schen Trusts beeinflußt waren. Lenin sprach von »in einem gigantischen nationa- 
len (und unter Umständen sogar internationalen) Maßstab geplanter und organi- 
sierter Arbeit« als Ergebnis der Revolution (Lenin 1918a); Bucharin und 
Preobrashenski sagten voraus, daß der Kriegskommunismus die Marktbeziehun- 
gen aufheben werde, während Trotzki »einen das gesamte Land und sämtliche 
Formen produktiver Aktivität einschließenden Wirtschaftsplan« forderte (Trotzki 
1920). Doch aufgrund der Unordnung und Fragmentierung der sowjetischen Öko- 
nomie im ersten Jahrzehnt der Revolution blieb die Anwendung des Taylorismus 
in erster Linie auf die mikroindustrielle und administrative Ebene beschränkt - mit 
einigen Ausnahmen jedenfalls, so dem Plan für die Stromversorgung, den Lenin 
als »echt wissenschaftlich« lobte, da er auf »präzisen Kalkulationen von Experten 
für jeden Posten und jeden Teilbereich« (Lenin 1921, S. 132) basierte. 

Der 1918 eingerichtete Oberste Wirtschaftsrat (Vesekha) und die 1921 gebildete 
Staatsplanungskommission (Gosplan) legten Studien einiger Sektoren vor und ga- 
ben über die Arbeit einzelner Wirtschaftsabteilungen Empfehlungen ab, doch die 
Koordination war unzureichend und Gosplan entsprach nicht den Erwartungen, als 
ökonomischer Generalstab zu funktionieren. Doch 1927 hatten Vesekha und Gos- 
plan jeweils den Entwurf eines Fünfjahresplans vorgelegt. Im Frühjahr 1929 war 
Gosplans erster Fünfjahresplan von der Regierung als Basis eines Programmes ra- 
scher Industrialisierung bescchlossen worden, Detaillierte, zielgerichtete und ehr- 
geizige Planung stand nun auf der Tagesordnung. 

Die meisten Erklärungen für den Erfolg dirigistischer Planung in den zwanziger 
Jahren, die ja mit bedeutenden technischen Schwierigkeiten sowie der Rivalität 
von Abteilungen und mit politischer Opposition zu kämpfen hatte, betonen die 
marxistische (oder wenigstens Engelssche) theoretische Tradition, die Marktpro- 
bleme der NEP in der Disproportionalitätenkrise sowie die Massenarbeitslosigkeit 
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in den Jahren 1923 und '24, und vor allem die Entscheidung, eine autarke Wirt- 
schaft mit der Betonung der Schwerindustrie aufzubauen anstatt einer primär 
landwirtschaftlichen Ökonomie, die vom Weltmarkt abhängig ist (Dobb 1966). 
Doch die konjunkturellen und politischen Faktoren allein erklären noch nicht die 
besondere Form, in der Planung in der Sowjetunion stattfand. Genausowenig 
schließen die Theorien von Marx oder Engels notwendigerweise die Aufnahme 
einer zentralisierten Planung für eine am Anfang ihrer Entwicklung stehende 
Ökonomie wie die der Sowjetunion ein. Dies betonten nicht nur die Gegner des 
Plans in der Sowjetunion, sondern auch die Tendenz der »genetischen« Planer, die 
die Möglichkeiten des Planens angesichts der Situation in der Landwirtschaft für 
begrenzt hielten. Lenin selbst sprach sich gegen die extremeren Absichten der 
Planer aus. 

Viel weniger Aufmerksamkeit ist der Verbindung zwischen dirigistischem Planen 
und dem Taylorismus zuteil geworden, obwohl die in der Sowjetunion praktizierte 
Planungsmethode eindeutig eine tayloristische ist. Taylor hatte nicht nur großen 
Wert auf spezialisierte Planungsabteilungen sowohl für einzelne Arbeitsabläufe 
als auch für ein Unternehmen als ganzes gelegt, - eigentlich hatte er so seine Un- 
terscheidung zwischen geistiger und körperlicher Arbeit definiert - sondern er 
hatte auch eine Methodologie der Information und der Buchführung entwickelt, 
die eine derartige Planung funktionieren lassen würde. Diese Ideen wurden von 
westlichen Management-Theoretikern wie dem Franzosen Fayol erweitert. Fayol 
hatte einigen Einfluß auf das Denken innerhalb von NOT; er hatte fünf Elemente 
des Managements definiert: Planen, Organisieren, Befehlen, Koordinieren und 
Kontrollieren. Wenn man die Ökonomie tatsächlich als eine einzige gigantische 
Firma definieren will, so würde die Rolle von Gosplan Fayols Management-Theo- 
rie entsprechen. 

Worauf ich hinauswill, ist zu zeigen, daß das bekannte Argument über den not- 
wendigen Zusammenhang zwischen Industrialisierung in einem sozialistischen 
Land und zentraler Planung weniger überzeugt als die These, daß Taylorismus am 
Arbeitsplatz und in der Massenindustrie konsequenterweise zu einer zentralisier- 
ten landesweiten Planung führt, wie sie in der Sowjetunion entwickelt wurde. Wie 
beides zusammenhängt, kann am deutlichsten an der sowjetischen Linksopposi- 
tion gesehen werden. Trotzki forderte nicht nur die Militarisierung des Arbeits- 
prozesses, sondern setzte sich auch für das Prinzip der Planung ein, verlangte 
1923 ihre Verstärkung und formulierte die Resolution über detaillierte Planungs- 
lenkung für den 12. Parteikongreß. Er begrüßte die »trockenen Zahlenkolonnen« - 
gemeint waren Gosplans Planziele für 1925-26 - mit den Worten, diese seien »die 
gloriose historische Musik des sich entwickelnden Sozialismus, in der jede Zahl 
nicht nur ein Foto, sondern auch ein Befehl ist« (Trotzki 1925). 

Von Bedeutung ist ebenfalls, daß der führende bolschewistische Planer Strumelin, 
der die sogenannte »teleologische« Tendenz in den Planungsdebatten Mitte der 
zwanziger Jahre anführte und ein führender Architekt des ersten Fünfjahresplans 
war, gleichzeitig in der ersten Hälfte der zwanziger Jahre bedeutende Beiträge zu 
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den Diskussionen um wissenschaftliches Management lieferte.2 


Massenproduktion 


Die Bolschewiki waren sich mit den Tayloristen einig, daß die Zukunft industri- 
ellen Wachstums in der Massenproduktion liege. Daher die Faszination der So- 
wjets mit Ford. Wie bei der Planung ergaben sich auch hier die Möglichkeiten, die 
Entscheidung für Massenproduktion in die Praxis umzusetzen, erst in den späten 
zwanziger Jahren, vor allem während des ersten Fünfjahresplans. Die Vorbedin- 
gungen für eine solche Strategie waren die Elektrifizierung, ein entsprechendes 
Transportwesen und ein Prozeß der Standardisierung und Spezialisierung. Die 
Frage war nur, auf welche Bereiche man sich spezialisiere. Barzarov trat dafür 
ein, daß jenen Sektoren der Vorzug gegeben werden sollte, in denen Massenpro- 
duktion angemessen erschien: Prozeßindusirien wie die Stahlproduktion etwa, 
dann die Stromwirtschaft, sowie die Konsumgüterproduktion. Schließlich war in 
den Vereinigten Staaten vor allem letztere Industrie als Massenproduktion organi- 
siert. Wo man Maschinerie brauche, die einen hohen Ausbildungsstand erfordere, 
sogenannte »deutsche« Industrie, solle sich die Sowjetunion lieber auf Importe 
verlassen. 

Barzarov wurde kritisiert, weil er das Prinzip der Selbstgenügsamkeit, verbunden 
mit einer Betonung der Investitionsgüter, als Weg zu erhöhter Produktivität ver- 
treten hatte. Dabei hatte man im ersten Fünfjahresplan einen Mittelweg zu gehen 
versucht. Man hatte sich auf Investitionsgüter und verarbeitete Zwischenprodukte 
gestützt, und man hatte diese in möglichst großen Stückzahlen produziert. Bei der 
Metallwarenproduktion etwa, einem Sektor mit Priorität, konzentrierte man sich 
auf Traktoren, Lastwagen und schweres Gerät. Zu ihrer Herstellung entschied sich 
die Regierung bewußt für amerikanische statt deutsche Technologie, nicht wegen 
der Kosten, sondern weil Amerika für Modernität stand (Granik 1967, S. 21). 
1929 wurde Ford zum Bau einer riesigen Automobilfabrik mit einer Kapazität von 
100.000 Fahrzeugen überredet. In Tschelyabinsk wurde von Caterpillar ein Rau- 
penfahrzeug in Stückzahlen von 1,5 Millionen pro Jahr hergestellt, immerhin das 
Dreifache ihres gesamten Produktionsvolumens in den USA. Auch International 
Harvester baute 1,2 Millionen Emtemaschinen in Stalingrad und Kharkow - im- 
merhin das doppelte ihres US-Volumens. Werkzeugmaschinenfabriken, die einen 
besonders hohen Ausbildungsgrad erfordern, waren relativ selten, die bestehenden 
waren wie eine Ford-Fabrik organisiert, also mit speziellen Vorrichtungen, einfa- 
chen Arbeitsgängen und einem Produktionsvolumen, welches doppelt so hoch war 
wie das des führenden US-Uniernehmens (Granik 1967, S. 71). In allen Sektoren 
mit Priorität war es das gleiche Prinzip: riesige Produktionsanlagen mit westlicher 
Technologie. A. C. Sutton beschreibt dies folgendermaßen: »Die Sowjets suchten 
westliche Hilfe aus einem klaren und einfachen Grund: sie wollten neue, giganti- 
sche Massenproduktionsanlagen bauen, um mit deren Hilfe große Stückzahlen 
einfachster Standardmodelle zu bauen, deren Design sich im Westen bewährt 
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hatte und noch lange beibehalten ließ. Deswegen kam es der sowjetischen Indu- 
strie nach dem Transfer der westlichen Technologie nur noch auf Vereinfachung, 
Standardisierung und Übertragung an« (Sutton 1971, S. 299). So halfen die Verei- 
nigten Staaten beim Bau von Magnitogorsk, der größten integrierten Eisen- und 
Stahlfabrik der Welt. Die 1935 fertiggestellte Turbinenfabrik in Kharkow hatte die 
doppelte Kapazität der General Electric-Anlage, bis dahin die größte der Welt. 
Das Unternehmen Elektroavod in Moskau stellte ein Fünftel aller in der UdSSR 
produzierten Elektrogeräte her und beschäftigte 25.000 Menschen. Die »Kugella- 
gerfabrik Nr. Eins« in Moskau hatte eine Kapazität, die fast der gesamten Europas 
entsprach. Die Sowjetunion verfügte über die größten Gewindeschneidemaschinen 
der Welt und eine der größten Anlagen zur Produktion von Asbest- und Gum- 
miteilen - die Liste ließe sich forsetzen. Wo nicht in großen Stückzahlen produ- 
ziert werden konnte, wurde importiert, getreu dem von Barzarov für Investitions- 
güter aufgestellten Grundsatz. 1931 bestanden 54 Prozent der sowjetischen Im- 
porte aus Maschinen und Ausrüstung. 78 Prozent des US-Exports von Bohrma- 
schinen ging in die Sowjetunion, 74 Prozent aller Schmelz- und Gießausrüstung, 
70 Prozent aller Mühlen und 66 Prozent aller Hobelmaschinen. 90 Prozent aller 
britischen Maschinenexporte gingen den gleichen Weg (Sutton 1971, S. 137). 
Massengüter machten 1933 nur vier Prozent aller Importe der UdSSR aus (Granik 
1967, S. 15). 

Der Glaube an große Stückzahlen beschränkte sich nicht auf die industrielle Pro- 
duktion, sondern betraf auch deren Organisation. So wurden die Metall-Trusts 
zwischen 1929 und 1931 verschmolzen. Auch die Landwirtschaft, Kraftwerke, 
Städte, Krankenhäuser, selbst die Barbiere wurden zusammengefaßt. »Der euro- 
päische Sozialismus wird seine Techniken in der amerikanischen Schule lernen«, 
schrieb Trotzki 1925. Der erste Fünfjahresplan verkörperte diese Lektionen. 

Mein Argument ist, daß die tayloristische Arbeitsorganisation, zentralisierte büro- 
kratische Organisation, Planung und Massenproduktion Teile einer wirtschaftli- 
chen Gesamistrategie darstellen. Diese Elemente bedingen sich gegenseitig. Tay- 
lors Methoden zu entwickeln, hat nur dann einen Sinn, wenn es um standardisierte 
Aufgaben in hohen Stückzahlen geht; die Massenproduktion erfordert Planung 
und eine zentralisierte Hierarchie. Das von Taylor propagierte Absenken der Qua- 
lifikation trägt zur Effektivität der zentralen Kontrolle bei. Aber mehr noch: der 
Amerikanismus von Taylor und Ford beinhaltet eine gemeinsame Sicht der Dinge, 
eine spezifische Kultur. Sie basiert auf dem der Aufklärung eigenen Glauben an 
die Macht der Vernunft, an die Vorstellung, daß der Erkenntnis keine Grenzen ge- 
setzt sind, an die wohltätige Rolle der Wissenschaft und ihrer maschinellen Ver- 
körperung für das Leben der Menschen. Für Ford wie für die Bolschewiki war die 
zentrale ökonomische Frage und der Maßstab für menschlichen Fortschritt die 
Produktivität der Arbeit. Aber Ford und Taylor glaubten, daß eine höhere Produk- 
tivität allen einen materiellen Vorteil brächte. Sie machten sich den Gesichtspunkt 
des Produktionskapitals zu eigen und betrachteten die Probleme der Zirkulations- 
sphäre, von Geld und Finanzen, von Verteilung und Konsum als Störung, wenn 
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nicht sogar als Barriere für ihr Projekt. 

Die marxistische Tradition der Bolschewiki teilte diesen Standpunkt weitgehend: 
kapitalistische Technik sei fortgeschrittener, man glaubte an große Stückzahlen 
wie an die Wissenschaft und man hatte sich zur wissenschaftlichen Organisation 
der Ökonomie bekannt. In der Theorie des demokratischen Zentralismus gab es 
keinen Widerspruch zwischen der Diktatur der Fabrik und der Idee der Demokra- 
tie. Die sorgfältige Unterscheidung zwischen Produktivkräften und Produktions- 
verhältnissen ermöglichte, daß man im sozialistischen Projekt mit kapitalistischer 
Technologie operieren konnte. Man bekannte sich zur Maschine, zur Fabrik und 
zur durch beide möglich gewordenen Befreiung. Die daraus folgende Vision der 
Modernität läßt keinen Platz für Subjektivität: 

»Wir müssen die Philister neu konstruieren ihnen Geometrie ins Rückgrat schrauben, bewegen sollen 
sie sich logarithmisch ihre Worte folgen weltweitem Standard. Sanktionen nach dem Dezimalsystem 
machen der Literatur den Garaus. Verrückte Frauen sollen gebären, die Geburt ist dringend sofort nö- 
tig.« 

Diese Worte stammen von Gastev (Jones 1986, S. 223a), der die bolschewistische 
am besten mit der tayloristischen Denkweise in Übereinstimmung zu bringen 
vermochte. Gastev war ein Monteur gewesen, der erst in französischen Automo- 
bilfabriken, dann in verschiedenen russischen Fabriken gearbeitet hatte. Außer- 
dem hatte er im Zarenreich im Gefängnis gesessen. Doch in Gastev haben sich 
nicht nur zwei Traditionen getroffen. Ich möchte mit meinem Argument sogar 
noch weiter gehen: Taylor und Ford fielen im sowjetischen Bolschewismus auf 
fruchtbaren Boden. Sie konkretisierten, systematisierten und erweiterten die ge- 
samte von den Bolschewiki nur allgemein formulierte Herangehensweise an öko- 
nomische Fragen. Die Bolschewiki haben nicht nur Techniken in der »amerikani- 
schen Schule« gelernt. Sie importierten deren Sichtweise und verallgemeinerten 
sie, Aus diesem Grunde haben wir den Begriff »sowjetischer Fordismus« ge- 
braucht, 


3. Die Probleme des sowjetischen Fordismus 


Von Fords Produktionssystem hatte man sich eine überproportionale Senkung der 
Stückkosten erhofft. Niedrige Preise für Güter des allgemeinen Bedarfes sollten 
die Anwendung kapitalistischer Technologie im entstehenden Sozialismus legiti- 
mieren. Doch damit dies möglich würde, mußten gewisse Bedingungen erfüllt 
sein, Bedingungen im übrigen, die im Westen erst durch die große Depression und 
den Zweiten Weltkrieg geschaffen wurden. In der Sowjetunion waren diese Be- 
dingungen aber noch viel schwerer zu erfüllen, was zum Teil daran lag, daß sie 
den erklärten Zielen des Sozialismus widersprachen, zum anderen aber, weil es 
innerhalb des Systems des sowjetischen Fordismus selbst zu Widersprüchen kam. 
Doch zunächst ist zu beachten, daß die Begrenzungen für den Fordismus als Sy- 
stem der Produktion, die es im Westen in Form von Marktschwankungen und 
breitgestreutem Eigentum gab, im Osten nicht existierten. Deswegen konnte die 
Sowjetunion noch tayloristischer als Taylor und noch fordistischer als Ford sein. 
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Die Dimensionen der Fabrikanlagen waren nur ein Indiz dafür. Ein anderes war 
das Bemühen um Standardisierung, von Gastevs Trainingseinheiten bis zur orga- 
nisatorischen Struktur der Unternehmen. Ein drittes war die Betonung, die auf 
Spezialisierung gelegt wurde, wobei die Herstellung bestimmter Produkte oder 
bestimmte Arbeitsgänge in einem einzigen Betrieb zusammengefaßt wurden, um 
so die »Vergeudung durch die Doppelarbeit von Konkurrenten« zu vermeiden. 
Das von Taylor vorgesehene Aufbrechen der Tätigkeiten wurde in exiremer Form 
praktiziert, ebenso die damit einhergehende Festlegung von Normen und Lohn- 
sirukturen. Normen wurden selbst für nur wenige Sekunden dauernde Tätigkeiten 
festgelegt, so daß die dafür zu zahlenden Löhne oft nur Bruchteile einer Kopeke 
ausmachten. Die Molotov-Automobilfabrik in Gorki hatte 210.000 Normen, acht 
Ausbildungsgrade und hunderte von verschiedenen Löhnen innerhalb jedes Gra- 
des (Filtzer 1986, S. 210). 

Am auffälligsten war aber die Entschlossenheit, mit der direkte »fordistische« 
Koordination über immer mehr Bereiche ausgedehnt wurde. So wie Ford immer 
neue Zuliefererbetriebe aufkaufte, um seinen Nachschub sicherzustellen, so 
schlossen auch die sowjetischen Planer ganze Branchen zusammen. Die ohnehin 
großen Unternehmen wurden zu Trusts, und die Trusts zu sogenannten »Glavki«. 
Die Glavki gaben an die Unternehmen Pläne aus, erhielten Anfragen nach Mate- 
rialien und Investitionen und kümmerten sich um Details bei Einstellungen oder 
der Produktionszeitpläne innerhalb der Betriebe. Die Glavki wurden wiederum zu 
Ministerien zusammengefaßt, diese von Gosplan zwischen den verschiedenen Re- 
publiken und letztlich über das gesamte Gebiet der UdSSR koordiniert. Der Plan 
sollte die Anarchie des Marktes ersetzen, eine Anarchie, die für die Massenpro- 
duktion besonders schädlich war. Hier sah man die Verkörperung der Marxschen 
Rede von der »direkten Vergesellschaftlichung der Arbeit« - das Planen der kol- 
lektiven Arbeit nach Maßgabe der Ökonomie der Zeit. 

Auch Ford hatte den Institutionen der Zirkulationssphäre mit Argwohn gegen- 
übergestanden. Er schimpfte auf die Macht der Bankiers und weigerte sich, Ford 
zu einer Aktiengeselischaft zu machen, da er sich dann den Launen der Börse un- 
terwerfen müßte. Er leitete selbst eine riesige Planwirtschaft, immerhin arbeiteten 
1929 98.000 Arbeiter allein im River Rouge-Komplex (Nevins und Hill 1957, $. 
687). Doch selbst diese Größenordnungen waren zwergenhaft, wenn man sie mit 
sowjetischen Betrieben verglich. Dort gab es Unternehmen mit einer Unzahl von 
Abteilungen, die jeden Zwischenhandel ausschließen sollten, Wegen dieses Po- 
tentials waren die sowjetischen Ökonomen so überzeugt, daß sie mit ihrem Modell 
Ford noch übertreffen könnten. Heute Können wir rückblickend schen, daß es alles 
nur noch schlimmer machte. Denn sie entwickelten ein System, das so in den ei- 
genen Widersprüchen verfangen war, daß auch noch so viel politischer Druck sie 
nicht mehr überwinden konnte, 
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Arbeiterklasse 


Die erste bedeutende Frage galt den Werktätigen. Ford hatte betont, daß Massen- . 
produktion auch Konsumtion der Massen erfordert. Er sagte dies nicht nur, weil er 
der Märkte für seine Autos bedurfte, sondern weil seine (und Taylors) Strategie 
im Arbeitsprozeß einen hohen Lohn sowie das Versprechen erforderte, für diesen 
Lohn auch entsprechende Konsumgüter erwerben zu können. Die am Fließband 
produzierten Güter wurden zu einem materiellen Anreiz und so zu einem Element 
des Disziplinierungssystems, dem die Arbeiter am Fließband unterworfen waren. 
Die Entscheidung der Sowjetführung, sich auf die Investitionsgüter-Industrie zu 
konzentrieren und dem Wohnungsbau sowie der Leichtindustrie die Rohstoffe zu 
verweigern, zerstörte diese Strategie. Zwar wurden einige Sozialleistungen ausge- 
baut - so Kindergärten und das Gesundheitswesen -, aber soweit es den einzelnen 
Arbeiter und seine Lohntüte betraf, bezahlte er für die Unterwerfung unter den 
Taylorismus mit einer Senkung der Reallöhne, mit Mangel, niedriger Qualität und 
Schlangen vor den Geschäften. Zwar war die Festsetzung der Preise unter Vertei- 
lungsgesichtspunkten fortschrittlich und zumindest teilweise verkörperten die 
Knappheiten und die sie repräsentierenden Käuferschlangen eher Zeit- als Preis- 
rationierungen, aber unter dem Aspekt der Produktion waren die Anreize äußerst 
unattraktiv. Auch verlor die im Kapitalismus effektive Drohung der Arbeitslosig- 
keit in der Sowjetunion ihre Wirksamkeit. 1929 gab es dort noch 1,7 Millionen 
Arbeitslose, aber schon am Ende des folgenden Jahres waren Arbeitskräfte knapp 
geworden; in den Jahren des ersten Fünfjahresplans verschärfte sich das Problem 
immer weiter, denn zwischen 1929 und 1932 hatte sich die Zahl der Lohnarbeiter 
fast verdoppelt, Seit jener Zeit sieht sich die Sowjetunion wie die anderen soziali- 
stischen Ökonomien Osteuropas mit einer dauernden Arbeitskräfieknappheit kon- 
frontiert. Gleichzeitig hat die sowjetische Führung ihre Verpflichtung zur Vollbe- 
schäftigung immer als einen Eckpfeiler des sozialistischen Systems betrachtet.? 
Doch selbst im Westen, wo die Versorgung gewährleistet war und die Angst vor 
Arbeitsplatzverlust disziplinierend wirkte, sah sich der Fordismus einer ständigen 
Herausforderung durch den Massenarbeiter gegenüber, der der Tyrannei des 
Fließbandes Widerstand leistete. Auch in der Sowjetunion haben die Arbeiter 
Wege gefunden, sich zu wehren, obwohl sie sich einer sozialistischen Regierung 
gegenüber sahen und nicht mit Unterstützung durch unabhängige Gewerkschaften 
rechnen konnten. Anfang der dreißiger Jahre mußten in den Industriebetrieben des 
Landes in nur einem Jahr 152 Prozent aller Arbeitsplätze neu besetzt werden, 
denn die Arbeiter zogen auf der Suche nach besseren Löhnen und Arbeitsbedin- 
gungen von Job zu Job. Die Disziplin innerhalb der Fabriken brach zusammen, 
der Absentismus nahm zu, so daß die Betriebsleiter den Arbeitern ein größeres 
Maß an Kontrolle zugestehen mußten. Donald Filitzer schreibt: 


»Zwar zwangen die Erfordemisse des ersten Fünfjahresplans die Manager, ihren Arbeitern mehr abzu- 
verlangen, indem sie das Tempo erhöhten und den Stücklohn herabsetzten, doch gleichzeitig erzeugte 
der Arbeitskräftemangel einen Gegendruck, der es nötig machte, daß sie sich mit ihren Arbeitern gut 
stellten und in Fragen der Disziplin und Arbeitsgeschwindigkeit, von Produktionszahlen, Löhnen und 
Qualitätsanforderungen Zugeständnisse machten« (Filzer 1986, S. 62). 
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Die Manager drängten die Planer dann, die Planziele zu senken, nicht nur, um es 
selbst leichter zu haben, sondern auch, um Spielraum für Konzessionen an die Ar- 
beiter zu gewinnen. Wo die Normen feststanden, wie bei Gütern aus der Massen- 
produktion, wurde versucht, deren Herstellung mit der von anderen Waren mit 
flexibleren Normen zu kombinieren. Auch bei den Löhnen wurden Wege gefun- 
den, um sie trotz der engen, vom Plan vorgegebenen Grenzen zu verbessern und 
damit die Kündigungsraten zu senken: Man zahlte eine höhere Lohnstufe als die 
im Handbuch vorgeschriebene, man zahlte diverse Aufschläge auf den Stunden- 
lohn (einige Betriebe hatten bis zu dreihundert solcher Bonusse), man bezahlte 
nicht geleistete Arbeit, manipulierte die Plansollziffern oder zahlte für defekte 
Produktion oder Ausfallzeiten. Die personelle Überbesetzung der Arbeitsplätze, 
die ein Charakteristikum der sozialistischen Systeme ist und gewöhnlich als ein 
Beispiel für Verschwendung zitiert wird, ist nur ein Mittel, mit dem man die Be- 
schäftigten gegen die Auswirkungen eines tayloristischen Systems zu schützen 
versuchte, 

Entscheidend ist dabei, daß ein enger Arbeitskräftemarkt, wie ihn das Sowjetsy- 
stem aus politischen Gründen zu schaffen bemüht war, die vom Markt erzwun- 
gene Disziplin der Arbeiterschaft schwächt, wo doch der Fordismus traditionell 
von diesem Mechanismus abhängig war. Der Mangel an Konsumgütern, der in der 
Sowjetunion der dreißiger wie im Polen der achtziger Jahre der wichtigste Auslö- 
ser für Arbeitskämpfe war, macht einen der Anreize zunichte, der den Industriear- 
beitern angeboten werden kann. Diese beiden Faktoren lassen die dem Tayloris- 
mus zur Verfügung stehenden Waffen der direkten Disziplinierung stumpf wer- 
den. 

Regierungen nach dem sowjetischen Modell haben auf dieses Problem mit einer 
ganzen Reihe von Maßnahmen geantwortet. Die Ausübung politischen Drucks 
war eine dieser Maßnahmen - man nannte das »moralische Anreize«. Die Stacha- 
now-Methode ist eine andere - Gastev hatte die Strategie entwickelt, Ruhm, Bo- 
nusse und rationierte Güter denjenigen Arbeitern zuzuteilen, die Spitzenleistungen 
erbrachten. Sie war aber mit häufigen Arbeitsunterbrechungen verbunden und 
stieß bei den Managern und Arbeitern nicht auf Zustimmung. Die dritte, von Sta- 
lin befürwortete und auch von den Chinesen praktizierte Methode war die direkte 
Zuteilung von Arbeit. Die Chinesen wenden diese Form von Kontrolle an, indem 
sie Sozialleistungen lokal begrenzt anbieten und so der Mobilität der Arbeiter 
Grenzen setzen. In vielen sozialistischen Staaten hat man auch betriebliche Sozi- 
alleistungen benutzt, um die Abwanderung von Arbeitskräften zu bremsen. Das 
wirksamste Disziplinierungsmittel bleibt aber nach wie vor der Stücklohn. Wenn 
die Arbeiter im Kapitalismus durch die Drohung mit Arbeitslosigkeit bei der 
"Stange gehalten werden, so geschieht dies im Sozialismus durch die Drohung mit 
Lohnverlust (Burawoy und Lukacs 1985). 

Noch ein weiteres Mittel sollte hier erwähnt werden, weil es das von uns erörterte 
Problem erhellt. Es sind die in Ungarn in den letzten zehn Jahren entstandenen so- 
genannten »Wirtschaftlichen Partnerschaften von Unternehmen und Beschäftig- 
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ten« (VGMKs). Ein Unternehmen kann dabei bestimmte Tätigkeiten an private 
Zusanmmenschlüsse seiner eigenen Beschäftigten auslagern. Es kann sich um die 
Herstellung eines Produktes außerhalb des Standards handeln oder um schlichte 
Überstunden, die außerhalb des Betriebes geleistet werden. 1984 hatten mehr als 
80 Prozent aller staatseigenen Industriebetriebe mindestens eine solche Partner- 
schaft. Auf diese Weise konnten für den Betrieb wichtige Arbeiter gehalten und 
die Produktion gesteigert werden. Ihre Operationen wurden von einem Vormann 
und VGMK-Arbeiter bei den Donauwerken so beschrieben: 


"In der Partnerschaft hängt deine Lohntüte von jeder Minute ab. Wir organisieren unsere eigene Arbeit. 
Wir wissen, wer welche Aufgabe bewältigen kann. Wir denken ständig darüber nach, wie der Job ein- 
facher und schneller getan werden kann. Kurz gesagt, wir benutzen unseren Kopf. Aber an unserem re- 
gulären Arbeitsplatz haben wir uns daran gewöhnt, daß andere für uns denken - wir führen nur die An- 
weisungen aus. Zum größten Teil ruht unsere höhere Produktivität daher, daß. wir mit unserem Him ar- 
beiten« (Joffe 1988, S. 63-65). 

Damit wurde die tayloristische Trennung von geistiger und manueller Arbeit ge- 
nauso über den Haufen geworfen wie bei gewissen japanischen Praktiken, die im 
Westen übernommen worden sind. Das besondere an der ungarischen Methode ist, 
daß diese neue Form der Arbeitsorganisation, bei der private Arbeiter kollektiv die 
Kontrolle übernehmen, als Anreiz (und sogar als Experimentierlabor) für die Ar- 
beit im staatlichen Sektor fungiert. Eine solche Verknüpfung von in Staatsbetrie- 
ben und in Privatunternehmen geleistete Arbeit hat es auch in anderen sozialisti- 
schen Ländern gegeben, doch vor allem, um damit den Arbeitstag auszudehnen, 
Das private Land, das man in Vietnam an Kooperativenarbeiter verteilt hat, ist ein 
Beispiel (Dong 1980). Das ungarische Modell hat jedoch auch den Arbeitsprozeß 
selbst verändert. 

Im Westen hat der Widerstand des Massenarbeiters gegen das Ford-System,; das 
ihn erst hervorgebracht hat, eine lange Geschichte. Doch Arbeitslosigkeit, Kon- 
kurrenz und geografische Mobilität haben letztlich immer dazu geführt, daß das 
Management die Kontrolle nicht aus den Händen zu geben brauchte. In der So- 
wjetunion weigerte man sich, auf derartige Mittel zurückzugreifen. Man begab 
sich aber damit in ein Dilemma. Nun hatte man zwar einen den Kapitalisten abge- 
schauten Arbeitsprozeß - mit der damit einhergehenden Fragmentierung, Entquali- 
fizierung und Entfremdung - aber man wollte mit den kapitalistischen Disziplinie- 
rungsmethoden nichts zu tun haben. Was alles noch schlimmer machte, war das 
unzureichende Konsumangebot. Die Bolschewiki dachten, sie könnten Massen- 
‘ produktion ohne Massenkonsumtion und ohne einen kapitalistischen Markt auf- 
rechterhalten. Für sie war Produktion etwas Technisches, während die Sphäre der 
Zirkulation - Konsum, Austausch und Versorgung - eine politische Angelegenheit 
sei, die man nach sozialistischen Prinzipien umgestalten könnte. Die geschichtli- 
che Erfahrung legt nahe, daß eine solche Trennung problematisch ist. Sozialisti- 
sche Ökonomien sahen sich der Notwendigkeit gegenüber, entweder den Arbeits- 
markt selbst nach fordistischen Prinzipien zu verwalten oder die aus dem Kapita- 
lismus bekannten Regulative Arbeitslosigkeit und Konkurs wieder einzuführen. 
Weniger Aufmerksamkeit hat man einer dritten Option gewidmet: der Suche nach 
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einem Weg, den Arbeitsprozeß selbst zu humanisieren. 


Inflexibilität 


- Um eine Massenproduktion mit möglichst geringen Kosten in Gang zu halten, ist 
möglichst hohe Ausnützung der Kapazitäten vonnöten. Deshalb ist ein fordistisch 
organisiertes Unternehmen anfällig für Unsicherheit. Da man hohe Summen inve- 
stiert hat, die Herstellung des einzeinen Produkts aber wenig kostet, bedeutet eine 
Senkung der Produktionszahlen einen Anstieg der durchschnittlichen Kosten. Um 
damit umzugehen, hat der Kapitalismus eine Reihe von Instrumenten entwickelt, 
die das Laufen der Fließbänder garantieren sollen. Auf der Nachfrageseite setzt 
das Fordsche System statistische Nachfrageprognosen, Werbung und Ratenkredite 
ein; in der Makroökonomie stellen landesweite Tarifverhandlungen sicher, daß ein 
Produktivitätszuwachs auch Lohnerhöhungen nach sich zieht, außerdem werden 
vom Staat Absatzmärkte geschützt; durch das Keynesianische Instrumentarium 
wirkt er Konjunkturschwankungen entgegen. Ziel all dieser Maßnahmen ist, die 
Nachfrage zu stabilisieren, wenn nicht auszuweiten. Das von Sloan bei General 
Motors entwickelte Buchführungssystem verfolgte das gleiche Ziel; also richteten 
sich die Bruttopreise eher nach den durchschnittlichen Kapazitäten als nach den 
ständig schwankenden durchschnittlichen Kosten. Was dann produziert, aber nicht 
verkauft werden konnte, wurde entweder auf Halde gelagert oder zu Niedrigprei- 
sen auf den Weltmarkt geworfen. Die Massenproduzenten taten obendrein alles, 
um ihre Versorgung mit Rohstoffen sicherzustellen: Sie kauften Zulieferbetriebe 
auf, schlossen langfristige Verträge ab oder versuchten, die Rohstoffproduktion 
unmmittelbar zu Kontrollieren. Ford hat seine eigene Kautschukplantage, seine ei- 
genen Sägewerke und Eisenerzminen. Immer waren Lagerbestände »für alle 
Fälle« vorhanden, so daß die Produktion nie unterbrochen werden mußte. 

Die Massenproduktion nach Fordschem Muster war also ein System, das sich ge- 
gen veränderte Verhältnisse zu wappnen versuchte, Seine Rigidität war durch die 
zweckgebundene Maschinerie, die lange Überschlagszeit und die lange Entwick- 
lungsperiode für neue Produkte bestimmt. Die Abhängigkeit von der möglichst 
hohen Auslastung seiner Kapazitäten veranlaßte den Fordismus dazu, seine Um- 
gebung stabil zu halten oder auf kostenintensive Lagerbestände zurückzugreifen, 
um seine Lieferverpflichtungen erfüllen zu können. Die Produktion bestimmte das 
System; und wenn man sich nach langwieriger Marktforschung entschieden hatte, 
ein bestimmtes Modell herauszubringen, wurden alle Mittel ins Spiel gebracht, 
um es an den Konsumenten zu bringen. 

In der Sowjetunion stellte sich das Problem dieser starren Technologie eher auf 
der Angebots- als auf der Nachfrageseite. Die Begrenzungen bei der Produktion 
von Konsumgütern und die kontrollierten Preise bedingten, daß die Nachfrage in 
aller Regel das Angebot übertraf. Produzenten konnten sicher sein, daß sie ver- 
kauften, was sie herstellten. Das gleiche galt für den Halbfertigwarensektor. Doch 
die Schwierigkeiten traten auf der Angebotsseite auf. Immer wieder wird deutlich, 
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daß das Nachschubproblem eines der schwerwiegendsten des sowjetischen Wirt- 
schaftssystems ist. Eine Umfrage unter sowjetischen Befriebsleitern ergab, daß sie 
die Hälfte ihrer Zeit mit der Beschaffung von Rohstoffen zubringen. Der ungari- 
sche Ökonom Janos Kornai hat sogar die These aufgestellt, daß ökonomische Sy- 
steme sowjetischen Zuschnitts notwendigerweise Mangelökonomien seien (Kor- 
nai 1986). Diese These ist natürlich problematisch. Auch im Kapitalismus kommt 
es zu Mangel an bestimmten Gütern, aber das wird über den Preis geregelt. Soweit 
dies nicht funktioniert, wird es einen Nachfrageüberhang geben - mit anderen 
Worten: Mangel. Kormnai spricht auch von Engpässen, und er führt die geringere 
Blastizität der Versorgung in sozialistischen Ländern an. Was wir hier vor allem 
betonen wollen, ist die besondere Empfindlichkeit eines fordistischen Systems für 
solche Nachschubprobleme. Während Kornai die Betonung auf die Nachschub- 
seite des Problems legt, wollen wir vor allem die Starrheit des Konsumentenver- 
haltens hervorheben. Dieses ist von Bedeutung, weil für die Produzenten selbst 
dann eine Unsicherheit bestehen bleiben wird, wenn der Nachschub zuverlässig 
und elastisch funktioniert. Diese Unsicherheit kann weder vom Markt im Westen 
noch von den Planern im Osten beseitigt werden. Umso zentraler wird nun die 
Anpassungsfähigkeit des Verbrauchers. 

Letztendlich haben auch sozialistische Unternehmen Auswege aus dieser Klemme 
gefunden. Auch sie haben »rückwärts integriert«, so daß sie selbst die Quellen 
ihres Nachschubs kontrollieren. In der Sowjetunion wurden in den dreißiger Jah- 
ren dieses Jahrhunderts 26 Prozent aller offenen Stahlschmelzen in Maschinenfa- 
briken betrieben. Die Maschinenfabriken machten auch die meisten ihrer Gußfor- 
men und Schmiedearbeiten selbst. Die offizielle Politik erforderte zwar die Spe- 
zialisierung der Arbeitsgänge und Produkte, 1931 gab es Bemühungen, Stahl- und 
Maschinenproduktion in industriellen Bezirken zusammenzufassen, aber mit der 
teilweisen Ausnahme der Periode von 1940 bis 1954 zog man in der Metallindu- 
strie das Selbstherstellen dem Kauf vor (Granick 1967, S. 143-170). 

Zum zweiten halten sozialistische Unternehmen große Lagerbestände. Kornai gibt 
an, daß ungarische Unternehmen Mitte der siebziger Jahre sechsmal mehr Einzel- 
teile vorrätig hielten als fertige Produkte (Kornai 1986, S. 1719). Eine Eigenheit 
sozialistischer Lagerhaltung ist dabei, daß diese Einzelteile selbst in offiziellen 
wie informellen Kanälen gegen andere notwendige Güter getauscht werden. Sol- 
che informellen Versorgungskanäle außerhalb des oder zusätzlich zum Plan sind 
ein weiteres Mittel, um Versorgungsschwierigkeiten zu begegnen. Betriebsleiter 
entwickeln gegenseitige Beziehungen zu anderen Unternehmen; sie können sich 
auch der sekundären Ökonomie, der regionalen Parteiorganisation oder gar dem 
Planbüro selbst bedienen, um zusätzliche Lieferungen zu erhalten. 

Zu guter Letzt gibt es Hinweise, daß sozialistische Betriebe sich auf eine Weise 
den Umständen anpassen, die mehr modermen japanischen Praktiken entsprechen 
als denen US-amerikanischer Massenproduzenten. Michael Burawoy, der in Un- 
garn und den USA ähnliche Werkstätten kennengelernt hat, erlebte, daß der unga- 
rische Betrieb seinen Mitarbeitern größere Kontrolle zustand, so daß sie, falls 
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Teile fehlten, improvisieren konnten (vgl. Burawoy und Lukacs 1985). Gegner 
des planwirtschaftlichen Systems haben diese Praktiken immer wieder hervorge- 
hoben - die vertikale Integration, die hohen Lagerbestände und die informellen 
Nachschubkanäle, Dabei sind dies alles klassische Merkmale des Fordschen Sy- 
stems, besonders in Regionen ohne eine lange industrielle Geschichte, in denen 
man sich nicht immer auf eine Versorgung durch eingespielte Marktmechanismen 
verlassen kann. Deswegen waren die Fordwerke so stark vertikal integriert; des- 
wegen sind Maschinenfabriken im Norden Deutschlands stärker integriert als im 
Süden. Zentralisierte Planung hat zweifellos die Unzuverlässigkeit der Warenver- 
sorgung erhöht, aber dennoch scheint es nicht zuzutreffen, daß diese anfällige 
Schwachstelle des Fordschen Systems zu einer niedrigen Ausnutzung der Kapa- 
zitäten geführt hätte. Genausowenig ist sie die Hauptursache für die unterschiedli- 
che Produktivität in Ost und West, obwohl die großen Lagerbestände erhebliche 
Kosten verursachen. Wenn man den sowjetischen Fordismus mit dem westlichen 
Fordismus vergleicht, anstatt mit einem theoretischen Modell einer flexibleren In- 
dustrie auf kleinerer Stufenleiter, wird man erkennen, daß die eigentlichen Pro- 
bleme anderswo liegen. 


Organisation und Information 


Das dritte wichtige Thema ist das der organisatorischen Maßstäbe und Strukturen. 
Ein großer Teil der Debatte über die Ökonomien nach sowjetischem Modell 
wurde um den Gegensatz zwischen Plan und Markt geführt. Bei einer solchen, 
sich auf die Zirkulation konzenirierenden Debatte besteht die Gefahr, daß man 
leicht die Frage nach der Organisation der Produktion übersieht, Unserer Ansicht 
nach müßte eine Kritik der sozialistischen Planung viel stärker auf das spezifische 
sowjetische - von uns als ein tayloristisches bezeichnete - Modell der Organisation 
zielen. Ein Aspekt der Organisation ist Information: Die Kritiker der sowjetischen 
Planwirtschaft betonen die Informationsmengen, die verarbeitet werden müßten, 
damit ein zentral geplantes System funktionieren könnte. Das in der Sowjetunion 
bestehende Modell der Planung müßte das Vierzig- bis Fünfzigfache an Informa- 
tion bewältigen können, um dieses Ziel zu erreichen. Deswegen komme es zu 
Vereinfachungen, Ungenauigkeiten, Verzögerungen und einem Bombardement 
von Daten, das auf die eizelnen Betriebe herabregnet. Auch wenn die Pläne um- 
fassend und detailliert sind - der sowjetische Wirtschaftsplan umfaßt 12.000 Sei- 
ten - sind sie immer noch unzulänglich, um die Wirtschaft effektiv zu koordinie- 
ren. Solche Zahlenangaben dienen als Beweis der Unmöglichkeit der Planwirt- 
schaft. Der Markt, so wird argumentiert, ist ein effektiverer Verwalter solcher In- 
formationsmengen. Aber dieser Standpunkt ignoriert, daß die effektive Verarbei- 
tung von Information im Zentrum jeglicher Organisationstheorie und -praxis steht, 
seit die Konzentration von Kapital ihren Anfang nahm. Wenn man die Informati- 
onsmenge feststellen könnte, die innerhalb der und zwischen den 500 größten 
Unternehmen in den USA zirkuliert, käme man wohl auf ein dem sowjetischen 
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entsprechendes Volumen. Aber die Information wäre mauf eine unterschiedliche 
Weise strukturiert. 

Einer der wichtigsten Innovatoren auf diesem Feld war Fords großer Rivale Al- 
fred Sloan von General Motors. Er organisierte den Informationsfiuß bei GM so, 
daß nur ein kleiner Teil das Zentrum berührte - nur das, was er für notwendig 
hielt, um zentrale Entscheidungen zu treffen und weiterzugeben. Er entwickelte 
ein Großunternehmen mit vielen halbautonomen Abteilungen (multi-divisional 
corporation), Firmen innerhalb einer Firma, die vom Zentrum nur aufgrund ihrer 
finanziellen Bilanzen kontrolliert wurden. Dies wurde generell die Struktur von 
Unternehmen nach Fordschem Muster (Sloan 1967 sowie Best 1990). Doch selbst 
sie sieht man heute als übermäßig zentralisiert an. Japanisches Management hat 
versucht, auch die Informationsbeschaffung und -verarbeitung, das Fällen be- 
stimmter Entscheidungen und die Zusammenarbeit mit Abteilungs- und Produkti- 
onsleitern zu dezentralisieren und so die mit Information überladenen Hierarchien 
tayloristischer Organisationen abzubauen. Nun muß ein Mitarbeiter an der »Ba- 
sis« zwar mehr wissen, aber insgesamt ist die Kommunikation innerhalb des Be- 
triebes ökonomischer gestaltet. Wenn große Quantitäten an Information zur Ver- 
fügung stehen, ist also das Organisationsproblem nicht gelöst. Es stellt sich erst. 
Das Wirtschaftssystem der Sowjetunion sieht sich von daher dreifachen Schwie- 
rigkeiten gegenüber. Erst übernahmen sie Taylors Organisationsmodell, das selbst 
in seiner kapitalistischen Version informationsüberladen, entmotivierend und in- 
flexibel ist. Dann übertrugen sie dieses Modell auf die gesamte Wirtschaft. Drit- 
tens entwerteten sie eine der wichtigsten Informationsformen, mit denen die De- 
zentralisierung kapitalistischer Firmen gesteuert wird, nämlich monetäre Indikato- 
ren (vgl. Conyngham 1982). Am Ende stand ein System mit schweren Problemen 
bei der Spezifizierung und Steuerung. Die Marktwirtschaftler haben recht, wenn 
sie zwischen den Problemen, die die Planwirtschaften bei Qualität, Design, Mate- 
rialverbrauch und der Produktpalette haben, und der unzulänglichen Kommunika- 
tion der zentral geplanten Ökonomien eine Verbindung ziehen. Aber ihre Konse- 
quenz, daß nur eine reine Marktwirtschaft die Alternative sein könne, ist nicht ge- 
rechtfertigt. Es gibt dabei zwei voneinander getrennte Fragen: zunächst geht es um 
den Endverbraucher und das, was Alec Nove »Mikro-Nachfrage« genannt hat. Es 
gibt keine befriedigende Methode, um diese Mikro-Nachfrage in den hierarchisch 
von oben erteilten Instruktionen zu berücksichtigen; man kann die benötigten Wa- 
renmengen nicht vorhersehen - außer es handelt sich um homogene Waren, wie 
Elektrizität, oder um solche, die der Staat selbst kaufen wird, Rüstungsgüter etwa. 
Die sowjetischen Planungsmethoden in ihrer klassischen Form sind sicherlich am 
wenigsten fähig, auf die »Mikro-Nachfrage« zu reagieren. Zwar gibt es eine rohe 
Form des Marktes - Waren werden am Ende gegen Rubel getauscht -, doch er 
kann den Planen nicht die für sie notwendigen Informationen liefern. Die Preise 
richten sich nach den Kosten, nicht nach den momentanen Bedürfnissen der Kon- 
sumenten, Unterversorgung und das Fehlen einer Produkt-Auswahl lassen die 
tatsächlichen Verkaufszahlen zu einem unzuverlässigen Barometer werden. Oh- 
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nehin zählt für die Produzenten als Erfolgskriterium vor allem, wieviel hergestellt 
und nicht, wieviel verkauft wurde. Letztlich bedeutet dies: ohne Informationen 
über die Wünsche der Konsumenten und ohne Disziplinierung der Produzenten 
durch den Markt müssen die Interessen der Produktion statt der der Konsumenten 
den Ausschlag geben. Die Planer haben bessere Informationen über die Erforder- 
nisse der Produktion als die der Verbraucher, und die Produktion wird so zum ein- 
flußreicheren System. Die klassische sowjetische Ideologie fand daran nichts 
Falsches: die Produktion sollte über den Verbrauch dominieren, Produktionskapa- 
zitäten waren ihr Ein und Alles, 

Für Leser im Osten wie im Westen sind dies die zentralen Punkte einer Kritik so- 
wjetischer Planung. Aber man muß sich dessen bewußt sein, daß es eine ganz 
ähnliche Kritik am fordistischen Kapitalismus gibt. Massenproduktion für einen 
Markt führt zu Standardisierung und einem Mangel an Auswahl. Besonders krass 
ist dies im Bereich der Kultur, ob Essen, Trinken, Fernsehen, Filme, Schallplatten, 
Tourismus oder dem Wohnungsbau. Ford hat die Ära des kleinsten gemeinsamen 
Nenners eingeläutet. Verschärft wird diese Tendenz noch durch die zunehmende 
Monopolisierung einzelner Bereiche - ob in der Produktion oder Distribution. 
Wenn zwei Drittel des britischen Lebensmittel-Einzelhandels in den Händen von 
fünf Unternehmen liegen, wenn bei Bier, Keksen oder Brot die Konzentration so- 
gar noch höher liegt, wird der Einfluß der Konsumenten zwar nicht ausgeschaltet, 
aber eingeschränkt und kanalisiert. Bei traditioneller Massenproduktion ist dies 
zwangsläufig der Fall. Um die spezialisierten Maschinen für ein bestimmtes Pro- 
dukt einzurichten, muß sich der Fabrikant darüber im klaren sein, welches von ei- 
ner Reihe von möglichen Produkten sich am besten verkaufen wird. Kenntnis von 
früheren Preisen und Verkaufszahlen sind nur von begrenztem Wert, denn das 
neue Produkt zielt auf die Zukunft. Deshalb haben Massenproduzenten immer 
große Summen in Marktforschung investiert, Deswegen sind sie auch, wenn die 
Entscheidung für ein bestimmtes Modell und Design einmal gefallen ist, vor den 
Kosten für Werbekampagnen, Finanzierungsmodelle und einen möglichst effekti- 
ven Vertrieb nicht zurückgescheut, denn nur dann können sie ihr Produkt auch in 
möglichst großen Stückzahlen verkaufen (vgl. Bourdieu 1984, Baudrillard 1983 
sowie Gorz 1989). 

Wie vor allem französische Wissenschaftler betonen, existiert die Konsumtions- 
sphäre nicht unabhängig von der Produktion, sondern wird ihr zunehmend anzu- 
passen versucht. Damit sind nicht nur Werbemaßnahmen für einzelne Produkte 
gemeint, sondern die Schaffung einer eindeutig fordistischen Konsumkultur, die 
auf der einen Seite die Erfahrung der tayloristischen Fabrikdiktatur negiert, diese 
auf der anderen Seite noch verschärft, indem der Lohn zum wichtigsten Anreiz 
wird. Die Marktstrategien des Fordismus haben sich längst von der Befriedigung 
existentieller Bedürfnisse abgelöst und sich auf ein Gebiet begeben, auf dem die 
Fantasie und das Bedürfnis nach sozialer Unterscheidung regiert. Dabei ist dies 
nur ein Aspekt der generellen Vorherrschaft der Produktionsinteressen über die 
der Konsumenten. Im späten 19, Jahrhundert hat sich die Gewerkschaftsbewegung 
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entwickelt, um die Lohnarbeiter gegen das Kapital zu verteidigen. Ein Jahrhundert 
später konzentrieren sich die neuen ökonomischen Bewegungen (die in einigen 
Ländern auch die Gewerkschaften einschließen) auf die Verteidigung der Konsu- 
menten und Gemeinden gegen das Kapital. Die Betonung liegt nun darauf, wie 
Produkte und Produktionsmethoden auf die Interessen des Kapitals zugeschnitten 
sind und wie deswegen Arbeiter, Konsumenten und die Umwelt oft Nachteile hin- 
nehmen müssen. Entsprechende Vorwürfe sind gegen die Chemie- und die Nah- 
rungsmittelindustrie - die immer mehr zu einer Verlängerung der Chemieindustrie 
wird - gerichtet worden, aber auch gegen Transportunternehmen und die Atomin- 
dustrie, in einigen radikalen Versionen sogar gegen das »Industriesystem« als 
ganzes. Diese Argumentation bildet die Basis der aufkommenden grünen Bewe- 
gung; sie hat die betroffenen Industrien bereits zu einer wesentlichen Umorientie- 
rung ihrer Strategie gezwungen. 

Es ist allerdings falsch zu glauben, daß die Einführung des Marktes die Vorherr- 
schaft der Produktion über die Verbraucher oder das Fehlen eines breiten Waren- 
angebots, wie es für planwirtschaftliche Systeme typisch ist, beenden wird. Zwar 
werden diese Erscheinungen weniger deutlich auftreten, aber solange die Produk- 
tion nach fordistischen Prinzipien organisiert ist, wird sie in diese Richtung stre- 
ben? 

Der Markt ist aber nicht die einzige Möglichkeit, den Interessen der Produktion 
entgegenzusteuern. Das Prinzip der Konkurrenz zwischen Produzenten ist durch- 
aus vereinbar mit einer Rationierung der Absatzmärkte, vor allem, wenn man die 
Geschwindigkeit des Verkaufs und nicht den erzielten Preis zum Maßstab der Be- 
urteilung macht. Ein aktivere Bevölkerung und ein Netzwerk von Verbraucheror- 
ganisationen wären die Basis für eine Konsumentenmacht, die der aus dem We- 
sten bekannten entspricht. Die Produktionseinheiten und Planer könnten sich stär- 
ker den Ergebnissen von Verbraucherumfragen und Kundenwünschen bedienen 
als es in der verstaatlichten Industrie bisher üblich ist. Neue Vertriebsmethoden, 
die sich die Möglichkeiten von computerisierten Verkaufsstatistiken zunutze ma- 
chen, ermöglichen schnelle und detaillierte Erkenntnisse über die Aufnahme eines 
bestimmten Produktes durch die Verbraucher. Für ihr Funktionieren ist das Beste- 
hen kapitalistischer Marktmechanismen nicht erforderlich. Diese Methoden sind 
für öffentliche Schwimmbäder ebenso nützlich wie für verstaatlichte Eisenbahnen, 
für Museen oder die Gesundheitsversorgung. 

Das eigentliche Problem ist das Verhältnis zwischen der Organisation der Pro- 
duktion und den Verbrauchern. Begreift erstere sich als geschlossenes System, das 
mit allen Außenstehenden als potentiellen Widersachern umgeht und sie von sich 
fernhält, oder als offenes, in dem Außenstehende - hier die Verbraucher - als 
Quelle von Informationen und Ideen behandelt werden, als potentielle Mitwir- 
kende bei der Detailplanung der Produktion und vor allem als diejenigen, denen 
die gesamte Produktion letztlich zugutekommen soll? 

Fordistische Systeme sind geschlossene Systeme. Da der Markt nicht durch hö- 
here Preise bereinigt und der Profit nicht als Erfolgskriterium anerkannt wird, hat 
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die fordistische Wirtschaftsorganisation in der Sowjetunion diese Eigenheiten ei- 
nes geschlossenen Systems auf die Spitze getrieben,. Aber das sowjetische System 
könnte im Prinzip auch ohne Marktwirtschaft in ein offenes verwandelt werden, 
und die Einführung der Marktwirtschaft würde nicht notwendigerweise ein offe- 
nes System entstehen lassen. Es geht darum, wie das System organisiert ist, nicht 
ob es auf einem Plan oder dem Markt basiert. 

Es gibt noch eine zweite, und zwar interne Organisationsfrage. Nachdem man her- 
ausgefunden hat, welche Palette von Produkten von den Verbrauchern gewünscht 
wird und hergestellt werden soll, muß ein planwirtschaftliches System Wege fin- 
den um sicherzustellen, daß auch das richtige produziert wird, und zwar in den 
richtigen Mengen, mit der erforderlichen Qualität und mit möglichst effizientem 
Materialverbrauch. Kritiker sind der Ansicht, daß ein planwirtschaftliches System 
dies nicht leisten kann. Eine zentrale Planung kann nicht ausreichend differen- 
zierte Anweisungen an die Produktionsbetriebe ausgeben, um ein Höchstmaß an 
Wirksamkeit und Sparsamkeit sicherzustellen. Sie können zwar die Anordnung 
erteilen, 200 000 Schuhe herzustellen, aber sie können nicht durchsetzen, daß es 
auch gute Schuhe sind, die den Füßen der Konsumenten entsprechen. Oder, dies 
ein oft zitiertes Beispiel, wenn sie Nägel wünschen, können sie diese nach Ge- 
wicht ordern und erhalten möglicherweise nur sehr. große Nägel, oder sie bestellen 
eine bestimmte Anzahl und erhalten nur ganz kleine (Nove 1983, S. 43 sowie 73- 
75). 

Es wird oft vergessen, daß der Fordismus im Westen unter den gleichen Proble- 
men litt. Oft wurde Material und Energie verschleudert, der Zwang zur vollen 
Ausnützung der Kapazitäten machte es erforderlich, große Mengen an Rohmate- 
rialien bereit zu halten und die Produkte in Überzahl herzustellen, die dann nur zu 
Schleuderpreisen abzusetzen waren. Zwar gibt es im Bereich der Produktion ei- 
gens zur Qualitätskontrolle abgestellte Arbeiter oder gar eigene Abteilungen mit 
ausschließlich dieser Aufgabe, aber die Produktqualität ist für das Fordsche Sy- 
stem ein Problem geblieben. Diese Schwierigkeiten sind also nicht auf Ökono- 
mien sowjetischen Typs beschränkt. Sie kommen in allen Systemen mit traditio- 
neller Massenproduktion vor. In Japan liegen die wichtigsten Innovationen in der 
Produktion auf dem Gebiet der Qualität, des Materialverbrauchs und der Reduzie- 
rung der Lagerbestände (Suzaki 1987). Diese Neuerungen sind nicht durch den 
Markt zustandegekommen, sondern durch neue Methoden der Organisation der 
materiellen Produktion. Sie zeigen, daß deren Planung nicht nur möglich, sondern 
tägliche Praxis im Kapitalismus sein kann. Fabriken haben bestimmte Mengen- 
ziele zu erfüllen - soundso viele Autos oder Flaschen pro Tag - und diese Mengen 
müssen effizient produziert und von guter Qualität sein. Es ist also in der Tat 
möglich, 200 000 Schuhe anzufordern und zu verlangen, daß sie solide und be- 
quem seien. 

Zentral geplante Wirtschaftssysteme leiden allerdings in größerem Ausmaße an 
diesen Schwierigkeiten. Aber die eigentlichen Fragen werden verschüttet, wenn 
man nicht den Produktionsprozeß analysiert, sondern sich auf den Ruf nach 
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Marktwirtschaft beschränkt. Natürlich kann man im Sozialismus Nägel in einer 
bestimmten Größe und Zahl ordern. Qualitätsinspektoren können auch über die 
Herstellung solcher Güter wachen, die in einer möglichst dem Plansoll entspre- 
chenden Stückzahl ausgestoßen werden. Darauf haben Gorbatschows Reformen in 
der Sowjetunion gesteigerten Wert gelegt. Interessant ist dabei, warum Maßnah- 
men zur Verbesserung der Auswahl und der Qualität in der Sowjetunion immer 
wieder gescheitert sind. Nehmen wir das Beispiel Qualität: ein Problem, dessen 
man sich seit den frühen Tagen der Revolution bewußt ist. In den frühen dreißiger 
Jahren stellte man fest, daß zwischen einem Viertel und der Hälfte aller Produkte 
der Textil- und Schuhindustrie Mängel aufwiesen, und auch die Eisenbahnen be- 
richteten über einen scharfen Abfall in der Qualität der ihnen zugewiesenen Güter 
(Filtzer 1986, S. 38). Zwischen 1934 und 1941 gab es nochmals bedeutsamere Be- 
strebungen, die Qualität zu verbessern. 1936 wurde von der sowjetischen Regie- 
rung ein neues Erfolgskriterium eingeführt, und zwar der Ausstoß, der die im Plan 
festgelegten Erfordernisse an Qualität und Sortiment erfüllte. Manager wanderten 
hinter Gitter, wenn sie Güter mangelnder Qualität produzierten. Der Kommissar 
für Nichteisen-Metalle wurde 1940 gar entlassen, weil er Quantität höher bewer- 
tete als Qualität. Aber trotz alledem - das neue Kriterium setzte sich nicht durch, 
Quantität blieb der vorherrschende Maßstab (Granik 1954). 

Der eigentliche Grund dieses Problems ist der Grad der Zentralisierung, nicht die 
Existenz eines planwirtschaftlichen Systems. Ein zentrales Planungsministerium 
kann sich nicht um jede einzelne Lieferung von Nägeln kümmern; es muß den 
Überblick behalten. Solche Details müssen auf der angemessenen Ebene geregelt 
werden - etwa durch den Fabrikmanager. Die Kontrolle über die Produktion muß 
auf jeder Ebene der Hierarchie stattfinden, wobei es in erster Linie darauf an- 
kommt, daß das Gelieferte den Bedürfnissen der Kunden entspricht. 

So funktioniert es im heutigen Kapitalismus, allerdings nicht durch einen abgeho- 
benen Markt: nachdem ein Kunde sich entschieden hat, ein Auto von Ford zu kau- 
fen, sieht er sich einer verwirrenden Zahl von Entscheidungen über mögliche Far- 
ben oder Ausstattung gegenüber. Seine Entscheidungen werden dann an die Fa- 
brikmanager und von da ans Fließband weitergeleitet, um die Produktion des be- 
stellten Fahrzeuges in Gang zu setzen. Ein solches Verfahren kann für bestimmte 
Güter in einer Planwirtschaft genauso wie in einer freien Marktwirtschaft funktio- 
nieren; in Großbritannien hat es sich jahrelang bei Dingen wie den vom nationalen 
Gesundheitssystem ausgegebenen Brillen oder Hilfsmitteln für Behinderte be- 
währt, 

Der im Westen praktizierte Fordismus hat seine eigenen Probleme mit Organisa- 
tion und interner Kommunikation. Es war ein Prinzip des wissenschaftlichen Ma- 
nagements, daß technische Information in den Händen von wissenschaftlichen 
Managern und nicht denen gewöhnlicher Arbeiter lag. Neue Methoden der Fir- 
menleitung haben dies verändert, indem sie versuchen, die Menge der nach 
»oben« weitergeleiteten Informationen über die unmittelbare Produktion zu be- 
grenzen. Computer werden aus den Werkshallen entfernt, weil sie diese Informa- 
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tionen eher für technische Berater als für Kontrolleure verarbeiten sollten. Ganze 
Ebenen des mittleren Managements sind entfernt und Hierarchien abgebaut wor- 
den, so daß verstärkt horizontal statt vertikal koordiniert werden kann (Suzaki 
1987). 

Die Probleme, die in den Systemen nach klassischem sowjetischem Modell zutage 
getreten sind, sind nur eine abgeschwächte Form der in westlichen, den Vorstel- 
lungen Fords und Taylors folgenden Wirtschaftssystemen bestehenden. Die neoli- 
beralen Marktwirtschaftstheoretiker haben nur ein Rezept zur Reform der über- 
zentralisierten Strukturen formuliert, und zwar eines, das seine eigenen Begren- 
zungen, Spannungenn und Widersprüchlichkeiten hat. Unsere Betonung der Or- 
ganisationsfragen im Gegensatz zur Debatte um Plan oder Markt sollte die Pro- 
bleme der fordistischen Marktwirtschaften aufzeigen und das Feld der Alternati- 
ven, die Osteuropa heute zur Verfügung stehen, erweitern. 


Technische Innovation und Design 


Die hauptsächlichen Neuerungen des Fordschen Systems lagen auf organisatori- 
schem Gebiet. Der Taylorismus, das Fließband, Sloans Autonomie der Firmenab- 
teilungen und die begleitenden neuen Buchführungssysteme betrafen sämtlich die 
Organisation der Produktion und nicht die technische Innovation. Dennoch beein- 
flußten sie die Technologie, und zwar sowohl deren Ausformung als auch die 
Methode, mit der die technische Innovation organisiert wurde. Die wichtigsten 
Merkmale der Technologie und ihrer Organisation in Fabriken nach Fordschem 
Modell lassen sich wie folgt beschreiben: die Verantwortlichkeit für Innovation 
wurde in einer eigenen Abteilung für Forschung und Entwicklung (im folgenden 
R&D) zentralisiert und so von der unmittelbaren Produktion abgetrennt; Verände- 
rungen fanden nicht fortwährend statt, sondern vor allem bei der Einführung neuer 
Modelle (dann änderte sich oft Prozeß wie Produkt); die Technologie diente der 
Kontrolle der Arbeiter durch das Management und verstärkte die tayloristische 
Tendenz zur Dequalifizierung und Kontrolle der Arbeitskraft, indem Aufgaben 
eng und zeitlich definiert waren; sie drängte auch nach immer größeren Einheiten 
und Stückzahlen. 

Jedes dieser Merkmale ist in den letzten zwanzig Jahren in Frage gestellt worden. 
Während Veränderungen von Modellen und Techniken immer schneller vonstat- 
ten gingen und Innovation eine der wichtigsten Waffen des Wettbewerbs wurde, 
entschloß man sich, die Forschungs- und Entwicklungsabteilungen wieder enger 
an die Produktion und das Marketing anzubinden, da anders nicht sicherzustellen 
sei, daß Innovationen schnell umgesetzt und den Bedürfnissen der Käufer prompt 
Rechnung getragen werden. 

Große Chemiefirmen wie Dow nehmen von der Idee Abstand, ein neues Produkt 
mit einer Vielzahl von möglichen Anwendungen (wie im Falle ihres großen Er- 
folges Nylon) zu entwickeln und versuchen eher, Materialien für spezifische Kon- 
sumentenbefürfnisse auf den Markt zu bringen. Wie die Automobilunternehmen 
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haben auch die großen Chemiefirmen erkannt, daß sprunghafte Innovation teure 
Fehlschläge produzieren kann, während schrittweise, am Markt orientierte Verän- 
derungen eine sicherere Strategie darstellen. Die Japaner betonen die Wichtigkeit 
und den Nutzen schrittweiser und kontinuierlicher Innovation, an der bei ihnen 
R&D-Spezialisten und in der Produktion Beschäftigte gemeinsam arbeiten. Sie 
argumentieren, daß Arbeiter wichtige Ideen haben und sprechen vom »Gold in 
Arbeiterköpfen«. Deshalb hat man in Japan frühzeitig die sogenannte menschen- 
zentrierte Technologie in Bereichen wie CNC-Drehbänken und flexible Produkti- 
onssysteme angewendet - beides Innovationen, denen sich britische und US-ame- 
rikanische Manager immer noch standhaft widersetzen. 

Nicht nur in großen Unternehmen sind die Zuständigkeiten für Innovation und 
Design der Produkte breit gestreut. Forschung und Entwicklungskapazitäten ori- 
entieren sich nicht immer an den Kriterien der Massenproduktion, so sind inzwi- 
schen Netzwerke kleiner, innovativer Betriebe entstanden. Eine Folge dieser Ent- 
wicklung ist das Entstehen von Technologien, deren Produktion keine große Or- 
ganisation erfordert. 

Wenn die traditionelle fordistische Technologie im Westen in die Defensive ge- 
drängt worden ist, so ist sie dies erst recht in der Sowjetunion der Fall. Abermals 
finden wir, daß dort fordistische Prinzipien auf die Spitze getrieben worden sind. 
Bedeutende Mittel stehen dort für R&D zur Verfügung - in der Sowjetunion wa- 
ren in den frühen achtziger Jahren ein Drittel mehr Menschen in R&D beschäftigt 
als in den USA -, wobei es für jede Branche Forschungsinstitute gibt, die von der 
Produktion getrennt sind. Sie waren um Innovation in großen Schritten bemüht. 
Studien Birminghamer Forscher zeigen, daß sie erhebliche Erfolge vorzuweisen 
haben. Julian Cooper zufolge hinken sie zwar in der Datenverarbeitung und Elek- 
tronik hinterher, haben aber bei Zellstoff und Papier, Farbfernsehgeräten und 
Düngemitteln Fortschritie gemacht, wenn auch mit westlicher Hilfe. in sechs 
Sektoren haben sie frühzeitig neue Technologie eingeführt. In den siebziger Jah- 
ren haben US-amerikanische Betriebe in der Sowjetunion und Osteuropa 126 Li- 
zenzen erworben; Fallstudien zeigen, daß in einem breiten Spektrum Neuerungen 
entwickelt worden sind. Die Forscher aus Birmingham bestreiten aus diesen 
Gründen, daß das sowjetische System auf technologischem Gebiet vor allem von 
Trägheit geprägt sei (Amann und Cooper, 1986). 

Dennoch trifft zu, daß die Probleme, die es im Westen mit dem Ford-System gibt, 
im sowjetischen Bereich noch akzentuierter auftreten. Zunächst das Problem des 
Gigantismus: während die britische oder französische Stromwirtschaft immer 
größere Generatoren bauen, versucht die Sowjetunion gegenwärtig, beide noch zu 
übertreffen. Dann die übliche Spaltung zwischen den Entwurfs- und Produktions- 
abteilungen - in der Sowjetunion stellt sie sich als tiefe Kluft dar. Die For- 
schungsinstitute der Branchen werden von den Branchen-Ministerien, den Planbü- 
rokraten und -managern, für die es um möglichst hohe Stückzahlen und nicht um 
Innovation geht, an den Rand gedrängt. Die Rivalität der Ministerien behindert die 
koordinierte Innovation erst recht. Wenn dabei dennoch eine Innovation zustande- 


Fordismus und sozialistische Entwicklung 119 


kommt, so dauert es lange, bis sie die Adressaten erreicht. Außerdem ist die An- 
bindung der Forschungseinrichtungen an die Erfordernisse des produktiven Sek- 
tors unzureichend. Da man ständig auf der Suche nach dem neuen »großen Wurf« 
ist, bleiben die Bemühungen um die Verbesserung existierender Waren und Me- 
thoden unzureichend ausgestatteten Produktionsabteilungen überlassen. 

Die Führung des politischen wie des Planungsapparates bekennen sich ausdrück- 
lich zur Innovation. Sie sehen technologischen Wandel sogar als Speerspitze ihres 
Projekts der gesellschaftlichen Modernisierung. Man könnte sogar von technolo- 
gischer Hybris sprechen, denn die Ansicht herrscht vor, daß das Ziel der ökonomi- 
schen Entwicklung die Unterwerfung der Natur sei. Die Macht der Technologie 
sei so groß, daß sie nicht im Einklang mit der Natur wirken müsse, Flüsse können 
umgeleitet und ganze Landstriche eingeebnet werden. Lange Zeit war das die so- 
zialistische Zukunftsvision - dargestellt unter anderem in den Wandmalereien von 
Diego Rivera. Das neue Jerusalem war eines der Maschinen, Stahlwerke und 
qualmenden Schlote. Diese Vision wurde von den Ford-Schülern im Westen ge- 
teilt, im übrigen wurde in beiden Lagern über technologische Fehlschläge und 
ökologische Katastrophen möglichst rasch ein Mantel des Schweigens gelegt. 
Trotz dieses Bekenntnisses zur Innovation und der Riesensummen, die in der So- 
wjetunion dafür zur Verfügung gestellt wurden, wurden alle Bemühungen in die- 
ser Richtung von den Mechanismen der zentralen Planung gebremst. 

Es lag nicht nur an den Branchen-Ministerien und der besonderen Betonung der 
Stückleistung. Vielmehr waren die Forschungseinrichtungen selbst von der Man- 
gelwirtschaft betroffen. Vielen der Institute fehlte es an grundlegender Ausrüstung 
und Material. Es gab nicht genug große Testeinrichtungen und Experimentieran- 
lagen, was immer wieder zu Engpässen bei der Entwicklung führte. Wegen ihrer 
geringen Möglichkeiten und vergleichsweise schlechten Löhne litten diese Insti- 
tute unter hohem Personalverschleiß. Es nützte also nichts, politische Bekennt- 
nisse abzugeben und hohe Summen in Innovation zu investieren: die UdSSR 
hinkte technologisch hinter den USA her, was letztlich auch die Schlußfolgerung 
der Birminghamer Studie ist. Doch auch die USA lassen in vielen Sektoren zu 
wünschen übrig. Die sozialistischen Länder sollten sich die Ursachen dieses Hin- 
terherhinkens anschauen, wenn sie nach erfolgversprechenden Auswegen aus ih- 
rem Dilemma suchen. 


4. Zusammenfassung 


Ich habe mich mit der klassischen Form des sowjetischen Modells befaßt. Immer 
wieder wurde es verändert und reformiert, zumeist wurde dem Markt eine größere 
Rolle zugewiesen. Bisweilen wurde jedoch, wie in der Breschnew-Ära, das tradi- 
tionelie Modell der Planung noch weiter auszudehnen versucht. Im Verlauf der 
achtziger Jahre sind die Grenzen der Debatte erweitert worden, auf der einen Seite 
durch die Forderung nach Liberalisierung und einer Restauration des Kapitalis- 
mus, auf der anderen Seite durch die nach einer radikalen Demokratisierung der 


120 Robin Murray 


Wirtschaft durch Arbeiterselbstverwaltung und demokratische Planung. Die De- 
batte dreht sich weiterhin um die gleichen Streitpunkte: das Eigentum, Plan versus 
Markt, Lohnarbeit, der Gegensatz von direkter und repräsentativer Demokratie. 
Viel weniger Aufmerksamkeit wird - mit Ausnahme von China - Fragen der Pro- 
duktion selbst gewidmet: dem Prozeß der Arbeit, dem Einsatz von Technologie 
oder alternativen Formen der Arbeitsorganisation. Genausowenig hat man über 
die verschiedenen Typen des Marktes diskutiert. Das Ergebnis ist, daß viele der 
grundlegenden Merkmale des Fordismus nicht hinterfragt worden sind. Die Linke 
fordert die Demokratisierung eines Systems der Produktion, dessen Grundlage 
eine hohe Zentralisierung ist, das einen großen Teil der Arbeiterschaft nur in nied- 
rigster Form ausbildet und das sich nur sehr schwerfällig neuen Bedürfnissen und 
Umständen anpaßt. Die Rechte will einen durch den Markt disziplinierten For- 
dismus restaurieren oder, so ihre radikaleren Vertreter, die sozialistischen Öko- 
nomien als Peripherie in einer globalen arbeitsteiligen Weltwirtschaft dulden. 
Beide Seiten bedeuten eine Herausforderung des real existierenden Fordismus, 
und dies zu einem Zeitpunkt, an dem sich ohnehin im Westen bereits neue Formen 
der Produktion herauszubilden beginnen. Diese werden bereits als »post-fordi- 
stisch« bezeichnet, wobei dies noch ein weitgefaßter Begriff ist. All diese Ent- 
wicklungen, die sich durch die Praxis herausgebildet haben, geben der erstarrten 
sozialistischen Debatte neues Futter. Ich habe bereits die Richtung angedeutet, in 
die der Post-Fordismus geht: den Bruch mit dem Taylorismus, die vielseitigere 
Ausbildung der Produzenten, die erhöhte Flexibilität der Produktion durch kürzere 
Umstellungszeiten und geringere Werksgrößen, die engeren Beziehungen zu den 
Verbrauchern, die Betonung von Dezentralisierung und die Förderung horizonta- 
ler Verknüpfung innerhalb und zwischen Betrieben, die Integration von Entwick- 
lung und Produktion sowie eine Aufwertung des Designs. Vor allem geht der 
Trend weg von kurzfristigem Profitdenken hin zu einer längerfristigen Strategie. 
Für die Organisierung einer sozialistischen Ökonomie haben diese Elemente 
große Bedeutung. Sie legen Wege nahe, die die Herstellung von Marktbeziehun- 
gen nicht erfordern, und die Profit nicht zum dominierenden Erfolgskriterium ma- 
chen. Sie weisen dem Staat eine neue Rolle in der Produktion zu: nicht mehr In- 
genieur, sondern Erzieher, nicht mehr Architekt, sondern Organisator. Geplant 
wird nicht mehr von oben herab, sondern man entwickelt eine gemeinsame Strate- 
gie, deren Umsetzung der Staat fördern, aber nicht erzwingen kann. Post-Fordis- 
mus ist der Entwurf eines dritten Wegs zwischen dem Spätkapitalismus und dem 
fordistischen Sozialismus. 

Übersetzung: Stefan Schaaf 


Fordismus und sozialistische Entwicklung 121 


Anmerkungen 


1 Die Zahlenangaben beruhen auf einer Studie der Internationalen Arbeitsorganisation (TLO) aus 
dem Jahre 1930 und werden von Donald Filtzer in »Soviet Workers and Stalinist Industrialization« 
(Pluto 1986) zitiert. Bemerkenswert ist, daß ein Ford-Mitarbeiter, der 1928 die Putilowitz-Traktor- 
fabrik besuchte, bemerkte, er würde das Werk als erstes durch die Abschaffung des Stücklohns 
und Erhöhung der Stundenlöhne modemisieren (Nevins und Hill 1957) 

2 Strumelin unterschied subjektive und objektive Faktoren bei der Erhöhung der Arbeitsproduktivi- 
tät und kritisierte Gastev für dessen Versuche, Subjektivität unbeachtet zu lassen sowie für dessen 
Strategien, die auf eine Intensivierung der Arbeit hinausliefen. Er schlug stattdessen vor, daß Me- 
ihoden für die Rationalisierung der Arbeit sich aus einer intensiven Untersuchung sehr viel kom- 
plexerer Zusammenhänge ergeben sollten. (Muchie, 1986, S. 520) 

3 Zum Teil ist die gewachsene Zahl der Arbeitskräfte auf die verstärkte Beschäftigung von Frauen 
zurückzuführen, welche vor allem in den am schlechtesten bezahlten und die geringste Qualifika- 
tion erfordernden Jobs tätig waren - unter anderem als Maschinistinnen sowie in den Eisen- und 
Kohlegruben und den Stahlwerken. Im Ingenieurswesen wuchs ihr Anteil zwischen 1929 und 1935 
von neun auf 26 Prozent, in der Zementindustrie von zehn auf 31 Prozent, im Kohlebergbau von 
acht auf 24 Prozent und in der Massengüterindustrie insgesamt im gleichen Zeitraum von 29 auf 
40 Prozent. Doch hauptsächlich wuchs die Beschäftigtenzahl wegen der Zuwanderung vom Land, 
vor allem nachdem die Kollektivierung die gleiche Rolle für die ursprüngliche Akkumulation in 
der UdSSR gespielt hatte wie die Einhegungen in England. 1933 hatten nur 20 Prozent aller in der 
Industrie Beschäftigten schon zuvor als Lohnarbeiter gearbeitet. Die kleine, doch wesentlich besser 
ausgebildetere industrielle Arbeiterklasse der der zwanziger Jahre - 40 Prozent der Beschäftigten in 
der Massenindustrie waren Facharbeiter - war durch eine wesentlich größere, neu rekrutierte Mas- 
senarbeiterschaft ersetzt worden, die der Arbeiterschaft des westlichen Fordismus entsprach. (Vgl. 
Filtzer 1986) 

4 Eine der eigenständigsten theoretischen und historischen Auseinandersetzungen mit den Fragen, 
die aus der Spannung zwischen fordistischer Produktionsweise und dem Markt entstehen, hat Al- 
fred Sohn Rethel geleistet. Sein Hauptwerk ist »Geistige und körperliche Arbeit« Frankfurt am 
Main, 1971. 


Literatur 


Baudrillard, Jean (1988): Selected Writings 

Best, Michael (1990): The New Competition 

Bourdieu, Pierre (1984): Distinction: A Social Critigue of Taste 

Burawoy, Michael und Lukacs, Janos (1985): Mythologies of Work, a Comparison of Firms in State 
Socialism and Advanced Capitalism, Arzerican Sociological Review, Vol.50,No. 6, Dez. 1985 

Burawoy, Michael (1985): The Politics of Production 

Coyningham, W.J. (1982): The Modernisation of Soviet industrial Management, Cambridge 

Deming, Edward (1987): Out of the Crisis, MIT, Cambridge 

Dobb, Maurice (1966): Soviet Economic Development Since 1917, RKP 

Filtzer, Donald (1986): Soviet Workers and Stalinist Industrialisation, Pluto 

Granik, David (1954): Management of ihe Industrial firm in the USSR 

Granik, David (1967): Soviet Metal Fabricating and Economic Development, University of Wisconsin, 
Madison 

Gorz, Andre (1989): A Critique of Economic Reason 

Institut d’Evaluation des Strategies Energetique en Europe (1988): Analyse du Role des Acteurs dans 
les Politiques de Maitrise de l’Energie en Europe, Paris 


122 Robin Murray 


Joffe, Avril (1988): Hungarian Enterprises: A Problem of Flexibility, Instituie of Development Studies, 
“ (Dissertation) 

Jones, R.H. (1986): Taylorism and the Scientific Organisation of Work in Russia 1910-1925, Univer- 
sity of Sussex, Brighton 

Kormai, Janos (1986): The Hungarian Reform Process, Visions, Hopes and Realities, Journal of Eco- 
nomic Literature, Dez. 1986, S. 1697 

Lenin, W. I. (1918): Die nächsten Aufgaben der Sowjeimacht, Werke, Band 27, S. 229 

Lenin, W.I. (1921): Über den einheitlichen Wirtschaftsplan, Werke, Band 32, S. 132 

Lenin, W.L. (1923): Lieber weniger, aber besser, Werke, Band 36, S. 474 

Muchie, Mammo (1986): Capitalist Technology and Socialist Development, University of Sussex, 
Brighton 

Nevins und Hill (1957): Ford, Expansion and Challenge 1915-33, New York 

Nove, Alec (1983): The Economics of Feasible Socialism 

Nguyen Huu Dong (1980): Agriculture Collective, Agriculture familial, Economie Socialiste: Quelques 
Hypothöses, Revue Vieinam No. 1, Dez. 1980 

Sloan, Alfred (1967): My Years with General Motors 

Sutton, A. C. (1971): Western Technology and Soviet Economic Development, Volume 2, Stanford 

Suzaki, Kiyoshi (1987): The New Manufacturing Challenge New York 

Taylor, F. W, (1911): Scientific Management, New York 

Trotzki, Leo (1920): Terrorismus und Kommunismus 

Trotzki, Leo (1925): Towards socialism or capitalism 


123 


Alexander Tschepurenko 
Das Marxbild der Perestrojka: Zusammenbruch oder 
Krise des Marxismus? 


Zusammenfassung: Der Artikel schildert die Auseinanderseizungen, die seit Be- 
ginn der Perestrojka in der Sowjetunion über die Beziehung von Marxismus und 
Stalinismus geführt worden sind und diskutiert die Bedeutung dieser Debatte für 
die Vorstellungen vom Sozialismus. 


».. man muß das Wahre immer wiederholen, weil auch der Irrtum 
um uns her immer wieder gepredigt wird, und zwar nicht von Ein- 
zelnen, sondern von der Masse. In Zeitungen und Enzyklopädien, 
auf Schulen und Universitäten, überall ist der Irrtum obenauf und es 
ist ihm wohl und behaglich im Gefühl der Majorität, die auf seiner 
Seite ist,« 


Eckermann, Gespräche mit Goethe in den letzten Jahren seines Le- 
bens 


Man braucht nicht besonders viel Scharfsinn um zu bemerken, daß die sowjetische 
Gesellschaft überaus stark politisiert und ideologisiert ist. Die seit Jahrzehnten be- 
stehende Verstaatlichung aller gesellschaftlichen Bereiche sowie die faktische 
Verschmelzung von Partei und Staat haben dazu geführt, daß jede Bewegung des 
gesellschaftlichen Lebens unvermeidlich den Charakter einer politischen Hand- 
lung annimmt und jede Diskussion um existentielle Fragen zur ideologischen Ak- 
tion wird. 

Eine solche Situation erschwert nicht nur das normale Funktionieren der Gesell- 
schaft, sie schafft andererseits auch eine einzigartige Gelegenheit. So ist die öf- 
fentliche Diskussion über den klassischen Marxismus, der als offizielle Ideologie 
des Partei-Staates galt!, als wichtiges Indiz dafür zu nehmen, welche Prozesse im 
gesellschaftlichen Bewußtsein vor sich gehen und in welche Richtung sie sich 
entwickeln. Wenn ich daher über Marx in der heutigen sowjetischen Literatur 
spreche, so ist gleichzeitig von der Perestrojka die Rede. 


1. Der Vormärz 


Ich beginne mit dem Vormärz der Perestrojka. 1983 war als 100. Todesjahr von 
Marx das »Marx-Jahr«, Es war aber auch das erste Jahr ohne Breschnew. Juri An- 
dropow, der neue Generalsekretär der KPdSU - ein ehrlicher Mann, der aber nur 
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eine begrenzte Modermisierung des gesellschaftlichen Systems befürwortete -, 
reagierte auf dieses Marx-Jubiläum mit einem programmatischen Aufsatz. Der 
Artikel enthielt eine Reihe damals kaum wahrgenommener, im Grunde aber 
höchst widersprüchlicher Feststellungen, die letztlich nur die Widersprüchlich- 
keiten des gesamten ideologischen Gebildes des »Marxismus-Leninismus« zum 
Ausdruck brachten. So wurde einerseits erklärt, daß »die konkreten geschichtli- 
chen Wege des Entstehens des Sozialismus (...) nicht in allem so« verliefen, »wie 
es sich die Gründer unserer revolutionären Theorie vorgestellt hatten«. Damit war 
der Sieg der Revolution in einem unzureichend entwickelten kapitalistischen Land 
gemeint. Andererseits wurden die »Ideologen der Bourgeoisie und des Reformis- 
mus« kritisiert, die »erklären, daß (...) die Realität vom Ideal abgewichen sei« 
(Andropow 1983, S.9). (Heute müßte man einen beträchtlichen Teil der sowjeti- 
schen Gesellschaftswissenschaftler objektiv zu diesen Idsologen zählen - ein- 
schließlich des Verfassers des vorliegenden Aufsatzes.) 

Dabei bemerkte Andropow zwar, daß die Marxsche Prognose aus der wissen- 
schaftlichen Analyse der damaligen bürgerlichen Gesellschaft resultierte und kein 
»Ideal« im üblichen Sinne darstellte. Aber die Frage, warum die Realität den theo- 
retischen Voraussagen von Marx widerspricht, blieb unbeantwortet. 

Welches waren nun die Marxschen Prognosen, die sich laut Andropow nicht be- 
stätigt hatten? Der damalige Parteichef sprach diese Frage nicht direkt an, aber aus 
dem Kontext kann man zwei wesentliche Punkte entnehmen: 

Zum einen die Dauer und die Schwierigkeiten der Verwandlung des Privateigen- 
tums in Gemeineigentum. »Die Umwälzung in den Eigentumsverhältnissen stellt 
keineswegs nur einen einmaligen Akt dar« (ebd., S.10). Ob dabei vermutet wurde, 
Marx und Engels hätten diesen Prozeß als ein momentanes Ereignis aufgefaßt? 
Die Dauer dieses Prozesses gab Andropow als Grund dafür an, daß nach wie vor 
die Folgen der Entfremdung der Arbeit bestehen geblieben seien, welche »nicht 
automatisch und plötzlich aus dem Bewußisein« verschwinden, »obwohl die Ent- 
fremdung selbst bereits liquidiert wurde« (ebd., S.11). Hätte man stattdessen den 
Typus der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und die historische Form der Arbeit, 
die tatsächliche Stellung der Werktätigen innerhalb der gesellschaftlichen Pro- 
duktion sowie deren Verhältnis zu den wichtigsten Produktionsmitteln usw. analy- 
siert, hätte diese Aussage anders ausgesehen. Aber dann wäre man gezwungen 
gewesen, mit dem Postulat zu brechen, in der UdSSR hätten die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse endgültig gesiegt, sowie mit dem Konzept vom »entwik- 
kelten Sozialismus«, das von Andropows Vorgänger Breschnew und seiner ideo- 
logischen Gefolgschaft ins wissenschaftliche und politisch-ideologische Lexikon 
eingeführt worden war. Dazu war Andropow offensichtlich nicht bereit. 

Zum anderen habe sich auch der Marxsche Gedanke nicht bestätigt, demzufolge 
der Sozialismus eine nicht auf der Verkehrsform von Ware und Geld basierende 
Gesellschaft sei. Zwar wird das nicht direkt angesprochen, aber die Verteilung 
wird von Andropow als nur in Geldform mögliche gedacht. 

Was aber von den Marxschen Vorstellungen hat sich bestätigt? Nach Andropow 
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ist »das gesellschaftliche Eigentum an Produktionsmitteln in voller Übereinstim- 
mung mit der: Marxschen Vorhersage (...) zum Hauptfaktor der Existenz des So- 
zialismus« und dessen Fortschritt geworden (ebd., S.12). Fünf Jahre später wird in 
der wissenschaftlichen Literatur der Sowjetunion festgestellt, daß das seit Jahr- 
zehnten existierende staatliche Eigentum an Produktionsmitteln keineswegs ge- 
sellschaftlich ist, sondern daß es eher die Grundlage für den Stalinismus als für 
den Sozialismus abgegeben hat und daß seine Expansion in alle Bereiche der 
Volkswirtschaft die wichtigste Ursache für die Stagnation ist. 

Faßt man das Ganze zusammen, so ist festzustellen, daß sich die Treue zum Vul- 
gärmarxismus und zu den Traditionen des Stalinismus bei pragmatisch denkenden 
Persönlichkeiten in der KPdSU-Führung, wie bei Andropow, durchaus mit der 
partiellen Anerkennung einiger tatsächlicher Probleme und Widersprüche der so- 
wjetischen Gesellschaft vertrug. In den meisten Punkten, in denen der damalige 
Parteichef eine volle Übereinstimmung der sowjetischen Realität mit dem Mar- 
xismus sah (Eigentumsform, Charakter der Arbeit und Persönlichkeitsentwick- 
lung, Staatsform usw.), war in Wirklichkeit eher das Gegenteil der Fall. In den 
Punkten aber, in denen Andropow Marx korrigieren wollte (in den Mitteln und 
Wegen zur Aufhebung des privaten und zur Herausbildung des gesellschaftlichen 
Eigentums sowie in der Vereinbarkeit des Sozialismus mit der Ware-Geld Bezie- 
hung) sollte man vielleicht die eigenen Vorstellungen über Marx und den histori- 
schen Standort der UdSSR relativieren. Zu diesem Thema werden wir noch kom- 
men. 

Die Auseinandersetzung mit den modernen Entwicklungen und die Verarbeitung 
der eigenen Erfahrungen hatte zu den ersten Rissen im Gebäude der ABC-Wahr- 
heiten des Marxismus geführt - einem Gebäude, das noch im Vormärz der Pe- 
restrojka das politische Denken nicht nur der führenden Persönlichkeiten, sondern 
auch eines beträchtlichen Teils der Gesellschaft prägte. An dieser Stelle kam An- 
dropow dem Sinn der Marxschen Theorie nahe, etwa dem ziemlich einfachen Ge- 
danken, daß der beschleunigte Fortschritt der Produktivkräfte auch eine entspre- 
chende Organisation des Wirtschaftslebens voraussetzt. 

»Die wichtigste Aufgabe ist heute, Maßnahmen zu durchdenken und konsequent zu verwirklichen, die 
den kolossalen schöpferischen Potenzen unserer Wirtschaft einen größeren Spielraum geben können« 
(ebd., S.14). 

Mit dieser Idee wurde das Konzept der von Gorbatschow zwei Jahre später ver- 
kündeten Perestrojka eingeleitet. 


2. Die Auseinandersetzung um den Marxismus beginnt 


Eine geistige Umgestaltung ist etwas nicht minder schwieriges als die Perestrojka 
der gesellschaftlichen Praxis. Diese Umgestaltung hat, ganz wie die Perestrojka in 
der Volkswirtschaft und die politische Reform, bereits einige Etappen hinter sich. 
Dabei gewann sie von Etappe zu Etappe nicht nur an Tiefe, sondern es änderte 
sich auch das Verständnis von deren Ziel und Inhalt. Die frühere (scheinbare oder 
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wirkliche) Einstimmigkeit wurde erst vom sozialistischen Meinungspluralismus, 
dann vom Pluralismus schlechthin ersetzt. 

Die Befreiung von den Fesseln des dogmatisierten Stalinschen »Marxismus« ist 
keine einfache Sache. Dabei wartete man zunächst auf ein neues Wort der oberen 
Parteiführung - wie seit Jahrzehnten, als das Recht zur eigenen Meinung in welt- 
anschaulichen Fragen deren ausschließliches Monopol war. 

Im Rechenschaftsbericht auf dem XXVI. Parteitag (1986) sprach sich Gor- 
batschow allerdings nur allgemein darüber aus, inwiefern die Erfahrungen des 
»Realsozialismus« mithilfe der Marxschen Theorie zu erklären sind. In dieser er- 
sten Phase der Perestrojka gab deren »Kapitän« keine eindeutige Antwort auf 
diese Frage. Das konnte auch kaum anders sein, weil weder die Parteiführung 
noch die Gesellschaftswissenschaftler zu einer solchen Antwort fähig gewesen 
wären - weder theoretisch noch moralisch. 

Je deutlicher man aber erkannte, in welche Sackgasse die sowjetische Gesellschaft 
in der Epoche der sozial-ökonomischen Stagnation und der geistigen Verelendung 
geraten war, desto dringender wurde auch das gesellschaftliche Bedürfnis, über 
unsere neuere Geschichte offen zu diskutieren. Ab 1986 wurde bereits in Partei- 
dokumenten der Begriff »Periode der Stagnation« verwendet. Bei der Suche nach 
deren Wurzeln kamen Historiker und Publizisten immer dichter an die Jahre 1930- 
1950 heran und die unerschrockensten unter ihnen begannen schon, über den 
»Stalinismus« und das »administrative Weisungssystem« zu sprechen, wobei 
diese Termini unter den Konservativen in der Partei auf einen harten Widerstand 
stießen. Am Vorabend des 70. Jahrestages der Oktoberrevolution wurde das Be- 
dürfnis nach einer Klärung des Verhältnisses von Stalinismus und Sozialismus 
immer drängender. _ 

Manche hatten eine Antwort schon im Kopf und auf der Zungenspitze, doch war 
der Reifegrad von Glasnost damals noch so, daß besser der höchste Mann der 
Partei die Antwort geben sollte. Deshalb wartete die Öffentlichkeit gespannt auf 
die Rede des Generalsekretärs zum Jahrestag. Diesem Referat wurde eine im- 
mense politische und ideologische Bedeutung zugeschrieben. In Moskauer Intel- 
lektuellenkreisen sprach man seit Ende des Sommers 1987 darüber, daß mehrere 
divergierende Fassungen dieser Rede existierten und daß im Politbüro umstritten 
sei, welche davon vorgetragen werden sollte. 

Gorbatschows Referat hat in dem Teil, der sich mit unserer Vergangenheit be- 
schäftigte, keinen der radikalen bzw. liberalen Perestrojka-Anhänger befriedigt. 
Es fanden sich in diesem Referat fast alle der bekannten Versionen über die 
Hauptetappen der sowjetischen Geschichte wieder, insbesondere über die 20er 
und 30er Jahre. Dem Stalinschen Führungskern der Partei wurde z.B. die Vertei- 
digung des Leninismus im ideologischen Kampf zugeschrieben, und zwar gerade 
zum Ende der 20er Jahre, als die Leninsche »Neue ökonomische Politik« (NÖP) 
demontiert und die ersten Schritte in die Richtung eines totalitären Regimes ge- 
macht wurden.? Die moralische Mißbilligung der Repressionen und der Grausam- 
keiten der Stalinschen Zeit knüpfte zwar an Chruschtschows auf dem XX.Partei- 
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tag (1956) begonnene Kritik des Stalinismus an, wurde aber nicht weitergeführt. 
Man konnte oder wollte nicht verstehen, daß der Stalinismus nicht auf einige ne- 
gative Eigenschaften zu reduzieren ist, sondem daß es sich vielmehr um ein gan- 
zes gesellschaftliches System, um ein »Modell« der gesellschaftlichen Entwick- 
lung handelt. Wohl sprach Gorbatschow über den »Personenkult« und über ein 
»administratives Weisungssystem«, doch wäre es notwendig gewesen, Begriffe 
wie Sozialismus und Stalinismus zu analysieren und sie voneinander zu trennen, 
Dazu wäre offensichtlich eine Rückkehr zum Marxschen Verständnis der notwen- 
digen materiellen Voraussetzungen und der Wesensmerkmale des Sozialismus er- 
forderlich gewesen. In Gorbatschows Referat wurde aber keine dieser Fragen be- 
friedigend behandelt. 

Nicht wenige haben das als einen Sieg der Anhänger einer rein äußerlichen Pe- 
restrojka verstanden - oder wie man etwas später formulierte, einer von »oben«, 
vom Apparat anvisierten Variante der Perestrojka. Das veranlaßte sowohl die Ra- 
dikalen als auch die Konservativen zu aktiverem Vorgehen. So erschien im Fe- 
bruar 1988 in der »Moskowskaja Prawda« ein Artikel des Philosophen Viktor . 
Kisseljow »Zurück zu den Prinzipien von Lenin«, und einen Monat später in der 
Zeitung »Sow jetrußland«, die über eine viel größere Auflage verfügt, der berüch- 
tigte Brief einer Chemie-Dozentin namens Nina Andrejewa »Ich kann meine Prin- 
zipien nicht preisgeben«. 

Was Andrejewa angeht, so ist der Titel ihres Leserbriefes zum Symbol der Cha- 
rakterisierung der weltanschaulichen Positionen von Stalinisten geworden, die in 
der Demokratisierung, Humanisierung und wachsenden Offenheit unserer Gesell- 
schaft, in dem Verzicht auf allgemeine Verstaatlichung und umfassende Planung 
eine »Revision des Marxismus« und eine »Erschütterung der Eckpfeiler des So- 
zialismus« sehen. Theoretisch interessant ist das nicht, so daß es sich erübrigt, hier 
darüber zu sprechen, zumal mehrere bundesdeutsche Zeitungen unter dem 
Schlagwort »Ende der Perestrojka« über diesen Artikel berichteten. 

Kisseljow vertrat erstmals Öffentlich einige Ideen, die damals in Kreisen der In- 
telligenz schon ziemlich verbreitet waren. Er behauptete, es sei »in der Zeit der 
Politik des Kriegskommunismus (1918-21) darum gegangen, ein von Marx und 
Engels geschaffenes Konzept zu verwirklichen«. Lenin, hieß es weiter, »vertrat 
bis zum Anfang des sozialistischen Aufbaus in Rußland (...) die Auffassung von 
Marx und Engels, der Sozialismus sei keine warenproduzierende Gesellschaft«. 
Deswegen sei »die Politik des Kriegskommunismus (mit der Schaffung eines 
übermächtigen Obersten Sowjets der Volkswirtschaft, einer Versorgung von oben 
aus dem gemeinschaftlichen 'Topf‘, mit der Pflichtablieferung und der Einziehung 
der Nahrungsmittelüberschüsse von den Bauern, den Konsumkommunen und der 
unentgeltlichen Verteilung usw.) nicht nur als Resultat des Bürgerkriegs, der In- 
tervention und der Zerrüttung zu verstehen, sondern auch als Versuch der Umset- 
zung einer bestimmten Sozialismusvorstellung, nämlich des klassischen Modells« 
(Kisseljow 1983). Der letzte Teil des Satzes klang für das sowjetische Publikum 
neu und verblüffend. 
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Kisseljow betonte allerdings, daß das Stalinische Sozialismusmodell ein »Kaser- 
nenkommunismus« gewesen sei, der dem »Selbstverwaltungssozialismus und den 
Idealen der sozialen Befreiung, wofür Marx, Engels und Lenin gekämpft haben«, 
widersprochen habe. Lenin jedoch habe »Wertgesetz und Staat ins Sozialismus- 
modell« eingeführt und Marxens und seine eigenen früheren Vorstellungen über 
die Selbstverwaltung korrigiert, indem er eingestand, daß die rein staatlichen, ap- 
paratweise organisierten Gremien eine größere Rolle spielen müssen. Es liegt auf 
der Hand, daß die letzte These der von der Selbstverwaltung widerspricht. Es wird 
demnach völlig unklar, wie Lenin sich den Sozialismus vorgestellt hat - als selbst- 
verwaltete oder als staatlich organisierte Gesellschaft? Und weiter, falls Lenin das 
klassische Konzept wesentlich revidierte und Stalin dasselbe mit den leninschen 
Vorstellungen gemacht habe, wie Kisseljow behauptet, ist dann diese Stalinsche 
Abkehr von Lenin ein Schritt weg oder ein Schritt hin zu den Marxschen Ur- 
sprüngen? Diese Frage blieb von Kisseljow unbeantwortet. 


3. Fängt der Stalinismus schon mit Marx an? 


Die Kritik an Marx und Engels verstärkte sich allmählich und begann einen be- 
trächtlichen Einfluß auf die öffentliche Diskussion über Marxismus, Sozialismus 
und Stalinismus auszuüben. Als erste haben das im Frühjahr 1988 diejenigen ge- 
spürt, die man wahrscheinlich als »kommunistische Fundamentalisten« bezeich- 
nen könnte - es handelt sich um jenen Teil der Intelligenz, der die traditionelle 
Auffassung von einer möglichen »Verbesserung« des bereits bestehenden »ent- 
wickelten Sozialismus« und der Festigung der »allgemein-kommunistischen We- 
senszüge« in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens vertritt. Ein Ideologe 
dieser Kreise ist der Moskauer Ökonom und Lehrstuhlinhaber an der Gewerk- 
schaftshochschule, Alexej Sergejew. Heutzutage sind er und der ehemalige 
Chefredakteur des theoretischen Organs der KPdSU, Richard Kossolapow, sowie 
einige andere Ökonomen und Philosophen an den Universitäten von Moskau und 
Leningrad, zu Theoretikem der sogenannten »Vereinigten Werktätigenfront« ge- 
worden.3 Im Frühjahr 1988 hat Sergejew - und das ist m.E. sein einziges Verdienst 
- offen formuliert: 


»Falls die These der Begründer des Marxismus-Leninismus von der Unvereinbarkeit des bereits ent- 
wickelten Sozialismus mit der Warenproduktion richtig ist, so ist entweder der Sozialismus bei uns 
noch nicht entwickelt, oder unsere Gesellschaft ist überhaupt keine sozialistische, oder die Warenpro- 
duktion (ist) bei uns bereits liquidiert«. (Sergejew 1988, S.77) 

Daß alle drei Einschätzungen falsch sind, lag für Sergejew »auf der Hand« 
(während ich dagegen die erste für völlig richtig halte). 

»Falls die Marxsche These von der Unvereinbarkeit des Sozialismus mit der Warenproduktion nicht 
korrekt ist«, fuhr Sergejew fort, »wäre dann nicht besser die Frage anders zu stellen? Ist nicht vielleicht 
folgende Alternative begründet: entweder ist die Marxsche Theorie der Warenproduktion falsch oder 


seine Vorstellung vom Wesen des Sozialismus. Oder verstehen wir Marx selbst verkehrt oder verein- 
fachı?« (ebd.) 


Die letzte Frage sollte m.E. positiv beantwortet werden. Denn, so hat der bekannte 
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Publizist und Ökonom Gennadi Lissitschkin (der nach dem Einmarsch in die 
Tschechoslowakei aufgrund seiner marktsozialistischen Ideen von den »Priestern 
der marxistischen Gemeinde« von allen Kanzeln herab beschimpft worden war) 
gezeigt, trifft dies im Fall der allgemein verbreiteten Auffassung von Eigentum 
und Vergesellschaftung im Marxismus zu. In einem Ende 1988 erschienen Arti- 
kel, kritisierte Lissitschkin die verbreitete Gleichsetzung der politisch-juristischen 
Seite der Vergesellschaftung der Produktionsmittel (Nationalisierung) mit der 
ökonomischen Vergesellschaftung, auf die Marx und Engels ihre Prognosen 
hauptsächlich bezogen hatten. In dem Maße wie Stalin diese zwei Aspekte der 
Vergesellschaftung gleichsetzte, wurde der Marxismus vom Stalinismus ver- 
drängt, so Lissitschkin. 

Lenin dagegen unterschied die zwei Prozesse - den politisch-juristischen und den 
ökonomischen - und ging davon aus, daß sie sich im Laufe der Revolution ergän- 
zen müßten. Obwohl er es nicht direkt formuliert, scheint Lissitschkin in manchen 
Punkten von einer Differenz der Leninschen und der Marxschen Auffassungen 
über die sozialistische Revolution und die Vergesellschaftung auszugehen. Hatten 
Marx und Engels vermutet, daß die Entwicklung des gesellschaftlichen Charakters 
der Produktivkräfte und der Produktionsprozesse der Umwälzung der Eigentums- 
verhältnisse vorangehen müsse, war Lenin, ausgehend von den spezifischen Ver- 
hältnissen Rußlands der Meinung, es sei möglich, erst die Expropriatoren zu ex- 
propriüeren (was, nebenbei bemerkt, 1917/18 nur sehr selektiv und sparsam in ge- 
wissen Schlüsselbereichen durchgeführt wurde), um dann diesen Aufmarschraum 
dazu zu benutzen, den Fortschritt der Produktivkräfte zu beschleunigen und die 
Voraussetzungen für eine »wirkliche Vergesellschaftung« zu schaffen. Dies war 
die von Lenin kurz nach der Oktoberrevolution ausgearbeitete Strategie, die wäh- 
rend der Zeit der NÖP konkretisiert wurde. 

»Im revolutionären Rußland gab es unter den Bolschewiken einen hochqualifizierten Marxisten«, 
schrieb Lissitschkin, »der offen und schroff sagte: wird sind noch nicht dorthin gekommen, wohin wir 
streben, weil unsere vergesellschaftete Produktion noch nicht die Qualität erreicht hat, die Marx und 
Engels unterstellten, wenn sie über die Örganisationsprinzipien einer auf dem Gemeineigentum an Pro- 
duktionsmitteln basierenden neuen Gesellschaft gesprochen haben.« (Lissitschkin 1988, S.162) 
Lissitschkin widerlegte die These, auf die wir bereits bei Kisseljow gestoßen wa- 
ren, Lenin hätte mit der NÖP die klassische marxistische Sozialismusvision fak- 
tisch revidiert. In Wirklichkeit handelte es sich bei der NÖP aber um etwas an- 
deres - nicht um den Sozialismus, sondern um den Weg zum Sozialismus, und 
damit um den Abschied von der romantischen Zuversicht, daß die Generation, die 
jetzt 15 Jahre alt ist, im Kommunismus leben wird« (Lenin). 

Daraus folgt, so Lissitschkin, auch ein unterschiedliches Verständnis des Privatei- 
gentums bei Marx, Engels und Lenin einerseits und Stalin andererseits. Die Be- 
gründer des Marxismus sahen in ihm nicht nur etwas Negatives, sondern auch eit- 
was Positives - nämlich so lange, »bis es seine zivilisatorische Funktion im Leben 
der Menschheit voll und ganz erfüllt hat« (Lissitschkin, 1988, S.167). Stalin sah 
nur das Negative - unabhängig davon, ob es seine Möglichkeiten in der Entwick- 
lung der gegebenen Produktionsform ausgeschöpft hatte oder nicht. 
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Das leuchtet auf den ersten Blick ein. Doch im selben Artikel fährt der Verfasser 
fort: »Bekanntlich akzeptiert der Marxismus, daß das Privateigentum moralisch 
unberechtigt ist« und auch Stalin hielt es für »etwas Böses«. Sieht Lissitschkin 
also hier doch Parallelen? 

Weitere Fragen entstehen, wenn man die Begründer des Marxismus selbst liest. 
Bekanntlich hat Engels die Ansicht Dührings und Rodbertus’ kritisiert, es genüge, 
die Produktionsmittel in gemeinschaftliches Eigentum zu überführen, um den 
wertmäßigen Austausch durch einen Austausch entsprechend dem Arbeitsauf- 
wand zu ersetzen. Doch in einer seiner bekanntesten Schriften, im »Anti-Düh- 
‚ring«, an dem auch Marx mitarbeitete, formulierte Engels: 


»Sobald die Gesellschaft sich in den Besitz der Produktionsmittel setzi und sie in unmittelbarer Verge- 
sellschaftung zur Produktion verwendet, wird die Arbeit eines jeden, wie verschieden auch ihr spezi- 
fisch nützlicher Charakter sei, von vornherein und direkt gesellschafiliche Arbeit. Die in einem Produkt 
steckende Menge gesellschaftlicher Arbeit braucht dann nicht erst auf einem Umweg festgestellt zu 
werden; die tägliche Erfahrung zeigt an, wieviel davon im Durchschnitt nötig ist (...) Allerdings wird 
auch dann die Gesellschaft wissen müssen, wieviel Arbeit jeder Gebrauchsgegenstand zu seiner Her- 
stellung bedarf. Sie wird den Produktionsplan einzurichten haben nach den Produktionsmitteln, wozu 
besonders auch die Arbeitskräfte gehören. Die Nutzeffekte der verschiednen Gebrauchsgegenstände, 
abgewogen untereinander und gegenüber den zu ihrer Herstellung nötigen Arbeitsmengen, werden den 
Plan schließlich bestimmen. Die Leute machen alles sehr einfach ab ohne Dazwischenkunft des vielbe- 
rühmten 'Werts’« (MEW 20, S.288). 


Teilt Engels hier nicht dieselbe Illusion, die Gesellschaft durch eine Nationalisie- 
rung der Produktionsmitel zu sozialisieren? Liegt hier vielleicht eine der theoreti- 
schen Wurzeln der Stalinschen Praxis? 

Lissitschkin, der den »Anti-Dühring« reichlich zitiert, geht auf dieses Zitat nicht 
ein, was jedem Leser, der mit den Werken von Marx und Engels vertraut ist, auf- 
fallen muß. Die wachsende Entfremdung vom Marxismus konnte Lissitschkin mit 
seinem Artikel daher kaum stoppen. Immer häufiger wurden die Ursprünge des 
Stalinismus bei Marx und Lenin gesucht. Ende 1988 kam es zu einem Höhepunkt: 
in einer der populärsten Zeitschriften, »Wissenschaft und Alltag«, erschien über 
vier Nummern ein langer Essay des Philosophen und damaligen Mitarbeiters des 
ZK, Alexander Tsypko, »Die Quellen des Stalinismus«. 

Im ersten Teil dieses Essays »Über Zonen, die für den Geist versperrt sind« kriti- 
sierte Tsypko sowjetische Wissenschaftler und Publizisten, die die Ansicht vertra- 
ten, daß der Stalinsche Sozialismus mit Marx nichts zu tun habe, Tsypko glaubte 
im Gegenteil: 

»Stalin festigte nicht bloß seine persönliche Macht. Er baute die soziale Struktur, den Alltag der Men- 
schen um, er errichtete den Sozialismus anhand der Vorschriften der Theorie (...). Die Defekte dieses 
Bauwerks sind nicht nur die Abweichungen Stalins vom Urkonzept des Sozialismus (...), es ist zugleich 
die Distanz der theoretischen Erkenntnis zum Leben, ihr Unvermögen, die Zukunft völlig vorwegzu- 
nehmen« (Tsypko 1988, S.4Tff). 

Tsypko benennt einige wichtige Faktoren, aufgrund derer das Stalinsche Sozia- 
lismusmodell instabil geblieben ist, und das ebendeshalb, weil es theoretisch wie 
praktisch konsequent den »Fundamentalwahrheiten« des Marxismus gefolgt sei. 
Dabei hebt Tsypko besonders die Absicht hervor, den Sozialismus ohne Waren- 
produktion aufzubauen, die völlige Überwindung der privaten Kleinproduktion 
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auf dem Lande, die Verwandlung der Bauern in Landarbeiter und das vermeintlich 
»feindselige Verhältnis« des Marxismus zur Bauemschaft.* 

Andererseits gibt Tsypko zu, daß manche Züge des Stalinismus nicht oder nicht 
allein im Marxismus wurzeln. Darunter faßt er z.B. die »Christianisierung des 
Marxismus«, die nicht nur in einer utopischen Interpretation, sondern auch in sei- 
ner »Verwandlung zum Glaubenssymbol« zum Ausdruck kam. Der Stalinismus 
sei ein historisch vielschichtiges Phänomen mit spezifisch russischen wie auch 
allgemein europäischen Wurzeln. 

Viele Studenten, die damals ihre Prüfungen im wissenschaftlichen Sozialismus 
abzulegen hatten, haben Tsypkos Ideen mit Begeisterung aufgenommen. Und die 
Lehrkräfte hatten oft keine Gegenargumente. In der Redaktion einer Zeitschrift, in 
der ich einige Monats später einen Aufsatz zu methodologischen Fragen der 
Marxschen Weritheorie veröffentlichen wollte, meinte die verantwortliche Dame 
ironisch schmunzelnd: »Was wollen Sie immer mit Ihrem Marx beweisen? 
Tsypko hat doch die Sache geklärt. Besinnen Sie sich - Sie sind doch noch nicht 
alt...« 


4. Marx wird verteidigt, indem man ihn korrigiert 


Die Herausforderung von Tsypko wurde von mehreren Autoren angenommen. So 
ist der Ökonom Otto Lazis (stellvertretender Chefredakteur des »Kommunist«) 
mit der Fragestellung von Tsypko einverstanden, allein die Richtung, in welcher 
Tsypko die Texte untersucht, ist für ihn unannehmbar. 


»Stalin ist ein treuer Befürworter des Marxismus-Leninismus seiner Zeit, sagen Tsypko und einige an- 
dere. Von den orthodoxen Stalinisten unterscheiden sie sich nur dadurch, daß sie es als ein Minus statt 
ein Plus verstehen. Sie setzen den Stalinismus mit dem Marxismus-Leninismus gleich, aber nicht um 
Stalin zu loben, sondem um den Marxismus-Leninismus zu tadeln. Einer Verfälschung des historischen 
Rückblicks wird eine andere beigesellt, was aber die Einschätzung des Stalinismus angeht, so ist das 
Fazit dasselbe: Stalin ist unschuldig.« (Lazis 1989, S.187) 


Lazis hält Tsypkos Ansichten für den Ausdruck eines verkehrten Sozialismus- 
Konzeptes: 

»In vielen Werken der Klassiker kann man Zitate finden, die manchen Aussagen Stalins zu ähneln 
scheinen. Aber es sind entweder Feststellungen Lenins aus der Zeit des 'Kriegskommunismus', die 
später von ihm selbst widerlegt worden sind, oder allgemein theoretische mehr oder weniger abstrakte 
Übedesungen die größtenteils vor dem Oktober oder in den ersten Monaten der Revolution entstanden 
sind. So abstrakt, mit unklaren oder kaum spürbaren Widersprüchen stellte sich die marxistische Dok- 
trin des sozialistischen Aufbaus vor dem Februar 1917 dar« (Lazis 1989, S.189), 

Der Unterschied zwischen den Positionen von Tsypko und Lazis ist nicht so er- 
heblich, wie letzterer annimmt. Insistiert Tsypko darauf, es bestehe ein notwendi- 
ger Zusammenhang zwischen dem Marxismus und dem Stalinismus, so behauptet 
sein Opponent, daß in der klassischen marxistischen Theorie insgesamt eine ab- 
strakte, aber reale Möglichkeit der stalinistischen Entartung existierte, Faktisch 
macht Lazis Lenin »unschuldige, wobei die Frage nach der »Mitverantwortung« 
von Marx und Engels offen bleibt. Dabei beweist er nicht, sondern postuliert le- 
diglich, daß gerade der Leninismus der wahre Marxismus unserer Epoche ist und 
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der stalinistische Marxismus der unwahre. Aber solche Dinge muß man heute 
auch in der sowjetischen Presse beweisen. 

Der Philosoph Igor Kljamkin verweist in seiner Auseinandersetzung mit Tsypko 
darauf, daß europäische Sozialisten lange vor Marx die Idee eines Sozialismus 
ohne Geld und ohne Markt begründet haben. Also sei nicht alles mit »doktrinären 
Wurzeln« zu erklären. 


»Die Tragödie und die Schuld der alten bolschewistischen Parteigarde besteht nicht darin, daß sie be- 
gonnen hat, das marzistische Prodjekt zu verwirklichen (...), sondern darin, daß sie, als sie an die 
Macht kam, das marxistische postkapitalisüische Ideal eines Sozialismus ohne Warenproduktion mit 
den konkreten Verhältnissen des in vieler Hinsicht noch vorkapitalistischen Rußlands zu verknüpfen 
begann« (Kljamkin 1989, S.47). Anders formuliert sind nicht Marx, sondem die Bolschewiken, in er- 
ster Linie Lenin, »schuld«. Besonders deutlich sei ihre »Schuld« unter dem »Kriegskommunismus« 
geworden, als »versucht wurde, das marzistische Projekt einer die Warenproduktion abschaffenden 
postkapitalistischen Wirtschaft in dem ausgeplünderten und in hohem Maße vorbürgerlichen Rußland 
zu realisieren. Mit der Verwirklichung ihrer Lehre auf solche Art haben die Begründer des Marxismus 
(„..) nicht gerechnet und konnten damit auch nicht rechnen, wenn man die Logik ihres Konzepts mitbe- 
rücksichtigt« (Kljamkin 1989, S.49). 

Im weiteren versucht Kljamkin, die Bolschewiken (sprich Lenin) mit Marx zu 
versöhnen, indem er an die Erfahrungen der NOP als eines Versuchs erinnert, dem 
Marxismus wieder näher zu kommen, und unter einem besonderen politischen 
Regime das »nachzuentwickeln, was vor der Revolution noch nicht ausgereift 
war, d.h. mittels der Wiederbelebung der Ware-Geld-Beziehungen und des Markts 
die fehlenden Voraussetzungen für eine zivilisierte Entwicklung zu schaffen, die 
in westlichen Ländern vom Kapitalismus bereits herausgebildet worden waren« 
(Kljamkin 1989, $S.50). Nach dem Scheitern der NOP habe die 'entbäuerte', ar- 
chaische vorkapitalistische Bauernschaft die soziale Basis des Stalinismus gebil- 
det, 

Aber sollte man nicht umgekehrt die NOP als eine allmähliche Bewegung nach 
vorne, denn als einen Rückgang zu den Ware-GeldBeziehungen und dem Markt 
verstehen? Denn wie kann man von der sozialistischen Revolution in einem Lande 
reden, wenn kleine Inseln der städtischen kapitalistischen Zivilisation von dem 
Meer einer vorbürgerlichen von der Warenproduktion noch nicht erfaßten Dorfge- 
sellschaft umgeben waren? Jedenfalls wäre in diesem Fall Lenins ganze Analyse 
der Evolution der agrarischen Verhältnisse in Rußland fehlerhaft. Hatte dann nicht 
Plechanow mit seiner Annahme doch recht gehabt, Rußland sei noch nicht reif 
genug, um einen sozialistischen Kuchen zu backen? Indem Kljamkin Marx »ent- 
schuldigte, stellt er faktisch in Frage, ob die bolschewistische Strategie tatsächlich 
marxistisch war. 

Aber auch Marx wird mit Kritik bedacht: Die marxistische Theorie und ihre Zu- 
kunftsprognosen seien rein eurozentrisch. Diese Prognosen hätten mit Rußland 
nichts zu tun, so Kljamkin, für den Westen aber hätten sie sich als falsch erwiesen 
und seien deshalb dort nicht akzeptiert worden. 

Diese Art, den Marxismus-Leninismus gegen Tsypko und andere Autoren zu ver- 
teidigen, führt in ein Dilemma: Denn um den Marxismus zu retten, sieht sich z.B. 
Lazis gezwungen, Marx zu »opfern«, wenn auch mit manchen Vorbehalten, und 
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Kljamkin seinerseits, Lenin preiszugeben. Auch wenn diese Art Verteidigung 
manche Fehler der Gleichsetzung von Stalinismus und Marxismus treffend kriti- 
sierte, erwies sie sich dennoch nicht als ausreichend für die Rettung des authenti- 
schen Marxismus in der UdSSR. Denn wie der Historiker Nodar Simonija 
schreibt, 

»kaum hat das wirklich marzistische Gedankengut sich von den Deformationen und Verfälschungen 
des Stalinismus befreit, steht es bereits vor einer neuen Bedrohung - sich im ständig zunehmenden 
Strom der Kritik am Stalinismus aufzulösen« (Simonija 1989, S.29). 

Simonija ist es weitgehend gelungen, sowohl Tsypkos Einseitigkeiten als auch die 
seiner Kritiker zu vermeiden, da er sich von den Stereotypen der Stalinschen Mar- 
xismus-Rezeption gelöst hat. Unter diese Stereotypen faßt er völlig zu Recht 

»die schon zur Tradition gewordene Verwechslung der Übergangsperiode zum Sozialismus mit dem 
Sozialismus selbst; die Ignoranz gegenüber der Spezifik der russischen Revolution; die Ignoranz ge- 
genüber der objektiven Logik des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus vor und nach der po- 
litischen Revolution; die faktische Negation des naturgeschichtlichen Charakters der Ablösung einer 
alten Formation durch eine neue beim Is zum Kommunismus« (Simonija 1989, S.29). 

Wenn Simonija hier von der Negation des naturgeschichtlichen Charakters des 
Übergangs zum Kommunismus spricht, meint er wohl in erster Linie die berüch- 
tigte Stalinsche These, daß die Vorbedingungen des Sozialismus - wie etwa ent- 
wickelte Produktivkräfte - erst nach dem Sieg der sozialistischen Revolution ent- 
stehen. Diese These Stalins findet man aber auch fast wortwörtlich bei so scharfen 
Gegnern des Stalinismus, wie Tsypko oder Juri Burtin, dessen Essay wir noch nä- 
her betrachten werden. 

Zu den von Simonija erwähnten Stereotypen gehört auch das von Stalin stam- 
mende rein rechtliche Verständnis von den zur Verwandlung des Privateigentums 
in Gemeineigentum erforderlichen Mitteln, das sowohl dem klassischen Marxis- 
mus als auch dem Leninschen Nachlaß widerspricht. 

Simonija geht auch auf eine Auffassung ein, die sich erst vor kurzem in der so- 
wjetischen Literatur durchgesetzt hat: Lenin habe in den letzten Artikeln, die häu- 
fig als sein politisches Testament bezeichnet werden, sein Sozialismuskonzept re- 
vidiert. Simonija hält dem entgegen, es sei dabei lediglich um die Möglichkeit des 
Übergangs zum Sozialismus in einem rückständigen bäuerlichen Land gegangen. 
»Für die Behauptung, daß die Vermutungen der Klassiker über die Wesensmerkmale der künftigen Ge- 
sellschaft nicht verwirklicht worden seien, können nicht die historischen Erfahrungen von unterentwic- 
kelten kapitalistischen Ländern beim Übergang zu einer neuen Gesellschaftsordnung angeführt wer- 
den« (Simonija 1989, S,39). 

Indem Simonija aber sowohl die alten wie die neuen Mythen kritisiert, ist auch er 
selbst paradoxerweise unter den Einfluß eines Glaubenssatzes geraten, und zwar 
des Stalinschen Satzes von einer Warenzirkzulation ohne Warenproduktion, 
(Auch der große Befehlshaber auf dem Gebiet der ökonomischen Gesetzte hatte 
sich nicht imstande gesehen, die Warenzirkulation »abzuschaffen«.) 

Hätte er daraus nicht folgern müssen, den Warencharakter des Sozialismus anzu- 
erkennen? Das würde dem widersprechen, was Marx in der »Kritik des Gothaer 
Programms« ausdrücklich über das Absterben der Wertform des Arbeitsprodukts 
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im Sozialismus formuliert hat. Um diese Schwierigkeit zu umgehen, wurde eine 
Lösung gefunden, die auch Simonija akzeptiert: Marx wird korrigiert, ohne dies 
aber offen zu erklären. Im Gegensatz zu dem, was Marx in der »Kritik des 
Gothaer Programms« schreibt, meint Simonija: 

»Das Absterben von Ware-Geld-Beziehungen, Markt und Wertgesetz aufgrund der mehr oder weniger 
allgemeinen direkt gesellschaftlichen Arbeit und der Planmäßigkeit der Produktion, das sind die Cha- 
rakteristika der Herausbildung reifer Grundlagen der kommunistischen Gesellschaft, die, was nunmehr 
klar ist, nicht sobald zur Welt kommi« (Simonija 1989, S.39)3 

Hier schließt sich der Kreis: Um Marx zu »retten«, muß man ihn erst etwas »be- 
richtigen«. Eine sclche Verteidigung des Marxismus gibt seinen Kritikern aber 
noch zusätzliche Trümpfe in die Hand, So etwa Wassili Seljunin, einem der zur 
Zeit populärsten Publizisten, der, nachdem er die bereits zitierte Marxsche Stelle 
(s. Fußnote 5) angeführt hat, ironisch vermerkt: 


»Und wenn bei den Klassikern keine eindeutigen Weisungen betreffs des Ankunftstermins einer nicht 
auf Warenproduktion beruhenden Wirtschaft zu finden wären - was würden wir mit ganzen Bänden ih- 
rer Kritik an den utopischen Sozialisten tun (wie Proudhon, Rodbertus, Dühring u.a.)? Denn die Be- 
gründer des Marxismus haben jene beschimpft, weil sie im Sozialismus solche üblen Dinge behalten 
wollten wie Markt, Wert, Ware, Geld, Profit. Was sollten wir mit dem Postulat anfangen, in einer Ware 
stecken bereits in Keimform alle Widersprüche des Kapitalismus? Wohin gehörte dann die Warnung 
Lenins: eine kleinbürgerliche Produktion bringt den Kapitalismus täglich, stündlich auf erweiterter Siu- 
fenleiter zur Welt? Nein danke, aus dem Ansinnen, die Klassiker besser zu machen als sie sind und sie 
an unsere heutigen Bedürfnisse anzupassen, kann überhaupt nichts Anständiges werden« (Seljunin 
1989, S.211). 

Man könnte hinzufügen, daß derartige Versuche, den klassischen Marxismus heu- 
tigen Gegebenheiten anzupassen, in umgekehrter Proportion zu den Absichten 
stehen. Je aktiver man die Begründer des Marxismus-Leninismus auf diese Weise 
verteidigt, desto sicherer wird die öffentliche Meinung einen Gedanken überneh- 
men, den Seljunin so formulierte: »Je näher die Leitung an die (...) marxistischen 
Schemata kam, desto schlimmer erging es der Volkswirtschaft ("Kriegskommunis- 
mus’, die 30er Jahre)« (Seljunin 1989, S.211). In der Sowjetunion formiert sich 
allmählich eine dort »linksradikal« genannte Marxismusrezeption, die Marx, En- 
gels und Lenin als Utopisten, Ideologen eines »Kasernenkommunismus« bezeich- 
net, deren Theorien durch die Geschichte selbst widerlegt sei. Es entsteht also das- 
selbe Bild, das im Westen bereits seit Jahrzehnten von konservativen Marxologen 
verbreitet wird. 


5. Der Marxismus als Ganzes wird kritisiert 


Um die Jahreswende 1989/90 erreichte die Kritik an den Begründern des Marxis- 
mus mit dem Essay von Juri Burtin »Die Achillesferse der Geschichtstheorie von 
Marx« eine qualitativ neue Stufe. Denn Burtin kritisierte nicht mehr nur einzelne, 
mehr oder weniger zweitrangige Aussagen von Marx, er beschränkte sich auch 
nicht auf einige fundamentale Marxsche Ideen, wie etwa Tsypko. Er kritisierte 
vielmehr die prinzipielle Beschränktheit der Prämissen des Marxismus und ge- 
langte zu der Auffassung, daß die Hauptthesen und Hauptvorhersagen des Mar- 
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xismus in krassem Widerspruch zu der tatsächlichen Entwicklung der modernen 
Welt stehen. Die wesentlichen Ursachen dafür sieht Burtin in den Kembestand- 
teilen der Marxschen Gesellschaftstheorie - in der politischen Ökonomie und der 
materialistischen Geschichtsauffassung. 


»Worin das Wesen des uns interessierenden Fehlers von Marx besteht, das ist heute wohl klar: in der 
Unterschätzung der Selbstveränderbarkeit der kapitalistischen Gesellschaft. (...) Die Unterschätzung 
des Entwicklungspotentials der kapitalistischen Ordnung ist bei Marx kein zufälliger Umstand. Sie ist 
die Erscheinungsform oder sogar ein Synonym der für ihn charakieristischen Unterschätzung der Ei- 
genart des Kapitalismus gegenüber anderen ökonomischen Gesellschaftsformationen« (Burtin 1989, 
5.8). 

Diese Unterschätzung äußere sich etwa darin, daß Marx und Engels die Ge- 
schichte des Kapitalismus und der vorkapitalistischen Formationen, insbesondere 
der feudalen Gesellschaft, als etwas prinzipiell Gleichartiges betrachtet hätten. 


»Als Zeitgenossen des revolutionären Umsturzes der feudalen Ordnung und eines Zustands der bürger- 
lichen Gesellschaft, in dem diese noch nicht imstande war, ihre Widersprüche auf evolutionärem Wege 
zu lösen, sie also zunächst noch revolutionär-explosiv war, sahen sie in der Revolution das universelle, 
für alle Zeiten gültige Mittel für die Gesellschaft, von einem Zustand in einen qualitativ anderen zu 
gelangen. Und damit haben sie noch einen Fehler begangen« (Burtin 1989, S.8). 

Dies sei nicht deshalb geschehen, weil Marx und Engels von einer einst von ihnen 
selbst erfundenen Idee beherrscht worden wären, sondern deshalb, weil die soziale 
Praxis bis zu den letzten Lebensjahren von Engels keine Gründe für andere 
Schlußfolgerungen gegeben habe. 

Burtins Äußerungen scheinen zutreffend zu sein, aber nur solange man solche Be- 
griffe wie Kapitalismus, soziale Revolution etc. völlig undialektisch, also im Gei- 
ste der Stalinschen »Geschichte der KPdSU(B) - Kurzer Lehrgang« versteht, 
Wohl trifft es zu, daß der »Marxsche« Kapitalismus tot ist - nur war sein Tod eher 
eine dialektische Aufhebung als eine bloße Negation seiner Wesenseigenschaften. 
Und was die soziale Revolution angeht, so kann die Frage nicht lauten, weshalb 
sie in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern nicht stattfindet. Denn wenn 
man die sozialen Wandlungen berücksichtigt, die sich zunächst beim Übergang zu 
einer Gesellschaft des Massenkonsums vollzogen haben und die sich in absehba- 
rer Zeit beim Übergang zu einer postindustriellen Zwei-Drittel-Gesellschaft noch 
vollziehen können so reduziert sich diese Frage darauf, wieso die soziale Revolu- 
tion eine solche anscheinend im Gegensatz zum Marxschen Schema stehende 
Form annimmt, nämlich die Form sukzessiver und höchst widerspruchsvoller Pro- 
zesse. 

Eine Antwort auf diese Frage kann man bei Burtin selbst finden, sie ist keines- 
wegs neu: Sowohl die soziale Flexibilität als auch der Mangel an Voraussetzun- 
gen für eine sozialistische Revolution im modernen Kapitalismus hätten ihre Ur- 
sachen in der Oktoberrevolution und der Existenz der UdSSR. Einerseits hätte 
dieser Umstand zu einer höheren Kompromißbereitschaft des Kapitals geführt, 
andererseits sei durch die offensichtliche Agonie des »real existierenden Sozia- 
lismus« in den 70er und 80er Jahren die Idee des Sozialismus diskreditiert wor- 
den. Also sind die Oktoberrevolution in Rußland und die Geschichte der So- 
wjetunion daran »schuld«, daß die Weltgeschichte nicht nach Marx verläuft. 
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Durch die Existenz der Sowjetunion verwandelte sich der revolutionäre Ge- 
schichtsablauf in einen evolutionären Prozeß. Das soziale Subjekt, ohne das eine 
Revolution im klassischen marxistischen Sinne nicht möglich ist, »verschwamm«. 
Das bedeutet nicht, daß die von Marx entdeckten historischen Tendenzen nicht 
mehr bestünden, aber das Tempo und die Realisierungsformen dieser Tendenzen 
wurden wesentlich modifiziert. Wenn daher die heutige westliche Gesellschaft, so 
fährt Burtin zu Recht fort, 


»in etwas der Marxschen kommunistischen Idee Ähnliches transformierbar ist, so keineswegs durch 
eine Revolution, sondern einzig und allein durch ein allmähliches Hineinwachsen des einen in das an- 
dere - nicht anders« (Burtin 1989, S.20). 

Kehren wir zu Marx zurück. Indem er die Fähigkeit des Kapitalismus zur 
Selbstentwicklung unterschätzte, so Burtin, verknüpfte Marx die Möglichkeit des 
Fortschritts der Menschheit einzig und allein mit der sozialistischen Revolution, 
Dadurch hätten sowohl er und Engels als auch Lenin (mit Ausnahme in dessen 
letzten Schriften) für Markt und Demokratie »keinen Platz in der Zukunft gefun- 
den und somit ihren historischen Wert unterschätzi« (Burtin 1989, 5.3). 

Bevor wir zu dieser Frage kommen, sei noch auf einen logischen Widerspruch bei 
Burtin (und nicht nur bei ihm) verwiesen. Einerseits spricht.er davon, daß Marx' 
ökonomische Theorie (einschließlich der Werttheorie) durch eiserne Logik ge- 
kennzeichnet sei und daß weiterhin die Gesellschaftstheorie von Marx eine Tota- 
lität sei, bei der nicht einfach ein paar defekte Konstruktionen ausgewechselt wer- 
den könnten. Andererseits hält er die Vorhersage, daß die Warenform des Ar- 
beitsprodukts in der künftigen Gesellschaft abstirbt, für fehlerhaft. Aber diese 
Vorhersage ist die notwendige Folgerung aus der ganzen ökonomischen Theorie 
von Marx! 

Diesen Widerspruch kann man nur lösen, indem entweder die ökonomische Theo- 
rie von Marx (und damit das wissenschaftliche System des authentischen Marxis- 
mus) oder das Konzept einer »sozialistischen Warenproduktion« aufgegeben wird. 
Die »linksradikale« sowjetische Publizistik und die Steuermänner der Perestrojka 
bevorzugen offensichtlich die erste Variante. 

Was das Problem der Demokratie angeht, so meint Burtin, daß Marx und Engels 
‘in ihrem Verständnis der Demokratie objektiv durch die Erfahrungen ihrer Zeit 
begrenzt waren, sie hätten die Demokratie nicht als universelle allgemein men- 
schliche Norm erkannt, 

Nicht nur der Marxismus, sondern auch andere politische Konzeptionen der Ver- 
gangenheit und der Gegenwart betrachten die Demokratie als Element der Rechts- 
und Staatstheorie. In der Ideologie (einschließlich der populistischen Strömungen 
der Perestrojka) verwandelt sich dieser Begriff nun aber in eine transzendentale 
Konstruktion, deren Inhalt nicht mehr zu definieren ist, in einen universellen 
»Wert«, in ein »Ideal«. Der Begriff der Demokratie verschwimmt und gilt als 
Synonym für eine »Lebensweise«. Natürlich war Marx ein solches sinnlich-über- 
. sinnliches Verständnis der Demokratie fremd. 
Die Argumentation Burtins mag für den bundesdeutschen Leser wenig originell 
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sein, für viele sowjetische Intellektuelle, deren theoretische Entwicklung in einer 
durch den »Marxismus-Leninismus« sterilisierten Atmosphäre erfolgte, war sie 
ein wichtiges wissenschaftliches Ereignis. Allerdings ist die Diskussion - wie sie 
bis jetzt verlaufen ist - mit der Artikelserie von Tsypko und dem Essay von Burtin 
m.E. an eine Grenze gekommen. Denn beide haben erstens alle grundsätzlich 
möglichen (und in der marxologischen Literatur seit Jahrzehnten ausgearbeiteten) 
Argumente pro und contra Marx dargelegt, zweitens zwei Richtungen der heuti- 
gen Marx-Kritik in der UdSSR begründet - eine radikal negativistische (Tsypko) 
und eine liberalkonservative (Burtin), drittens, was noch wichtiger ist, sie haben 
die meisten Thesen der traditionellen Marx-Verteidigung in ihre Argumentation 
miteinbezogen und außer Kraft gesetzt. Deshalb meine ich, daß die Diskussion, 
wie sie in den letzten Jahren im Rahmen der stalinistisch geprägten »marxistisch- 
leninistischen« Mentalität geführt wurde, zu Ende ist. Die alten Vorstellungen von 
Marx und dem Marxismus können nunmehr weder von Kritikern noch von Ver- 
teidigern des Marxismus akzeptiert werden. 

Die Situation zu Beginn des Jahres 1990 wurde von einem Mitglied des techno- 
kratisch geprägten Intellektuellenclubs »Humanus«, Sergej Tschernyschow, tref- 
fend charakterisiert: 


»Der Gerichtsprozeß hat noch nicht begonnen, die Anklage ist noch nicht vorgebracht. Einstweilen ist 
Marx bloß unmodisch geworden. Über ihn zu sprechen, ihn zu zitieren - das wird zum schlechten Ton. 
(...) Die öffentliche Meinung wird im klassisch stalinistischen Stil darauf vorbereitet, die Abrechnung 
mit ihrem ehemaligen Abgoit zu akzeptieren« (Tschemyschow 1990, S.156). 


6. Die Reaktion der Parteiführung 


Die oberste Parteiführung reagierte mit einer gewissen Verspätung. Zweimal in- 
nerhalb von zehn Tagen hat sich Gorbatschow im November 1989 zu weltan- 
schaulichen Problemen geäußert und sich dabei gezwungen gesehen, Dinge zuzu- 
geben, die noch vor vor 3 Jahren völlig unvorstellbar waren, als stets vom Mar- 
xismus-Leninismus als der Grundlage der Weltanschauung unserer Gesellschaft 
die Rede gewesen war. Vor dem Allunionsforum der Studenten erkannte er in ei- 
ner dieser Reden an, »daß heute nicht wenige Leute die Wurzeln unserer Schwie- 
rigkeiten und Probleme nicht in der Deformation und Abkehr vom Sozialismus, 
sondern in dessen Quellen und Prinzipien zu finden versuchen« (Gorbatschow 
1989a, S.2). Ähnliches findet sich auch in seinem großen Aufsatz in der »Prawda« 
(Gorbatschow 1989b). 

In beiden Texten bekräftigte der Generalsekretär im wesenilichen nur das, was er 
bereits an anderer Stelle zu dem Thema gesagt hat. So hob er hervor, daß die Par- 
tei keine Alternative zum Marxismus sehe, er betonte den schöpferischen Cha- 
rakter der Lehre von Marx, Engels und Lenin, verwies auf den Zusammenhang ih- 
rer Prognosen mit der damaligen bürgerlichen Gesellschaft usw. 

Gorbatschow sah sich aber auch gezwungen, einige konkretere Fragen zu erörtern. 
So bemerkte er, daß »für Marx eine Überwindung der Warenproduktion nicht nur 
mit dem Gemeineigentum, sondern auch mit dem höchsten Niveau der Produktiv- 
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kraftentwicklung verbunden war« (Gorbatschow 1989b, S.1), daß es also Unsinn 
wäre, ihm die Praxis des »Kriegskommunismus« zur Last zu legen. Er sprach sich 
dagegen aus, Lenin ein »geschlossenes Konzept« für den Aufbau des Sozialismus 
in unserem Lande unterzuschieben, stattdessen sollte Lenins theoretische Ent- 
wicklung nach der Oktoberrevolution sorgfältig untersucht werden. 

Manche strittigen Fragen ließ Gorbatschow jedoch unbeantwortet. Aus seiner Ein- 
schätzung des »Kriegskommunismus« ist nicht ersichtlich, ob es ein erzwungener 
Schritt war, oder ob man den Bolschewiken (in erster Linie Lenin) revolutionäre 
Ungeduld vorzuwerfen habe, die viel Blut und Elend gekostet hat. Weiterhin gibt 
es bei Gorbatschow keine Antwort auf die Frage, ob der Marxismus das Abster- 
ben der Warenproduktion mit dem Sozialismus verknüpft oder mit dem historisch 
noch weit entfernten voll entwickelten Kommunismus. Auch der Generalsekretär 
scheint keine klaren Antworten auf diese Fragen zu haben, Im wesentlichen wie- 
derholte er die von den liberalen Verteidigern des Marxismus vertretenen Thesen, 
Die unentschiedenen und vagen Feststellungen setzen die theoretische Bedeutung 
und Wirksamkeit dieser Aufsätze herab. Dasselbe gilt für die schüchterne Zurück- 
haltung gegenüber manchen noch aus dem Stalinismus stammenden Vorurteilen, 
. wie etwa der auch in der Perestrojkaliteratur unkritisch übernommenen Gleichset- 
zung von Übergangsperiode und Sozialismus. 


7. War die Sowjetunion sozialistisch? 


Marx und Engels setzten die Periode des Übergangs von der bürgerlichen zur 
kommunistischen Gesellschaft keineswegs - wie in der marxistisch-leninistischen 
Literatur immer wieder behauptet wird - mit dem Sozialismus gleich, Vielmehr 
war der Begriff Kommunismus bei ihnen undifferenziert, er umfaßte sowohl den 
Sozialismus als auch den eigentlichen oder vollen Kommunismus. Lenin hat diese 
Frage in »Staat und Revolution« erörtert, wobei er die Übergangsperiode im enge- 
ren Sinne als eine besondere einleitende Phase der Entwicklung der kommunisti- 
schen Gesellschaft neben dem Sozialismus und dem Kommunismus betrachtete. 
Aber dank der Bemühungen der sowjetischen Gesellschaftswissenschaftler ver- 
schwand diese begriffliche Klarheit in den 30er Jahren und der Nebel verdichtete 
sich. Weshalb bleibt er aber auch in der Perestrojka nach wie vor dicht? Ich 
glaube, ausschlaggebend hierfür ist die ideologisch-politische Bedeutung dieser 
scheinbar rein scholastischen Frage. 

Stimmt man Marx zu, daß bereits im Sozialismus (und nicht erst im Kommunis- 
mus, wie man bei uns in der Regel meint) Ware und Geld absterben müßten, daß 
der Sozialismus keinen Staat braucht etc., dann muß man zugeben, daß nach mehr 
als 70 Jahren des ständigen Ringens um eine bessere Zukunft unsere Gesellschaft 
eher eine Übergangsgesellschaft als eine sozialistische ist - wenigstens im Marx- 
schen Sinn des Wortes. 

Laut Marx setzt Sozialismus Gemeineigentum an den wichtigsten Produktions- 
mitteln voraus. In der UdSSR wurde bis vor kurzem Staatseigentum unbeschränkt 
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gefördert. Dabei wurden andere Formen des Gemeineigentunms, wie etwa des ge- 
nossenschaftlichen oder das Aktienwesen, außer Acht gelassen und es wurden 
darüberhinaus weit mehr als nur die wichtigsten Produktionsmittel verstaatlicht, 
Damit dieses Gemeineigentum nicht in ein staatlich-bürgerliches oder korporati- 
ves entartet (wie es in der UdSSR seit den 30er Jahren der Fall ist), wäre es not- 
wendig gewesen, daß die formelle rechtliche Vergesellschaftung von einer reellen 
ökonomischen Vergesellschaftung des ganzen Produktions- und Reproduktons- 
prozesses gestützt worden wäre. Es wäre eine viel höhere Stufe der Kooperation 
der gesellschaftlichen Arbeit notwendig gewesen - und zwar eine solche, bei der 
es trotz aller Schwierigkeiten niemandem eingefallen wäre, sich von der ganzen 
Welt mit Zoll- und anderen Barrieren abzugrenzen (wie es jetzt sogar zwischen 
manchen Sowjetrepubliken geschieht). Dazu muß sich aber erst wirklich und nicht 
nur in der Theorie ein einheitlicher volkswirtschaftlicher Komplex herausbilden, 
dessen Basis eine qualitativ andere Produktionsweise wäre, eine, die die Produk- 
tion in einen direkten geselischaftlichen Prozeß verwandelt. 

Zu einer solchen Produktionsweise äußern sich weder die Kritiker noch die Ver- 
teidiger des Marxismus in dieser Debatte, obwohl einige Prozesse, die in hochent- 
wickelten kapitalistischen Ländern vor sich gehen, im Lichte mancher Marxscher 
Ideen hier von großem Interesse sind. So kam Marx zu der Folgerung, daß 

»die materielle Möglichkeit der spätern Form (der Produktion, A.T.) in der früheren geschaffen wird 
{...). Mit der einmal erreichten Revolution in den Produktivkräften - die sich technologisch zeigt - tritt 
auch Revolution in den Produktionsverhältnissen ein« (MEGA 13.6, S.1973). 

Marx zeigte, daß die technologische Entwicklung zu einem automatischen Ma- 
schinensystem tendiert (MEGA I/1.2, S.5718). Angesichts der computerisierten 
und robotisierten Produktion kann man die Marxsche Prognose kaum bezweifeln, 
Auch die Verdrängung des unmittelbaren Geldumlaufs durch den Kredit, die fort- 
schreitende Abkehr von der Produktion für einen unbekannten Markt zugunsten 
einer Produktion auf Bestellung zeigt die Möglichkeit einer vom Tauschwert un- 
abhängigen Produktionsweise auf. 

Hier sind wir an einem wichtigen Punkt der Marxschen Sozialismusvorstellung 
angelangt, der Verteilung nach dem Arbeitsaufwand. In allen Etappen der Ge- 
schichte der UdSSR wurde dieses Prinzip propagiert, aber gleichzeitig beklagt, 
daß einerseits Gleichmacherei herrsche und daß andererseits manche Schichten 
unberechtigte Privilegien genössen und »nicht erarbeitetes« Einkommen erhielten, 
Meiner Meinung nach ist es ein Irrtum zu glauben, man könne dieses Marxsche 
Prinzip auf der jetzigen Entwicklungsstufe oder in absehbarer Zukunft realisieren. 
Streng genommen meinen wir auch etwas anderes - nämlich die Verteilung nach 
dem gesellschaftlich anerkannten Arbeitsertrag, d.h. gemäß dem Urteil des Mark- 
tes über die Resultate unserer Arbeit. Erst wenn der Mensch die unmittelbare Pro- 
duktion verlassen hat und sich ein System der »allgemeinen Arbeit« formiert hat 
(so nannte Marx die geistige, wissenschaftliche Arbeit) und dominiert, wenn die 
enge Spezialisierung überwunden ist, dann ist die Arbeit unmittelbar geselischaft- 
lich und kann von der Gesellschaft direkt bewertet werden. Heute ist dieser Zu- 
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stand noch kaum vorstellbar. 

Ein gesellschaftlicher Organismus, der auf Gemeineigentum basiert und universell 
entwickelte Individuen unterstellt, benötigt auch ein anderes Niveau der gesell- 
schaftlichen Organisation - die völlige Selbstverwaltung. Lenin meinte zwar im 
Unterschied zu Marx und Engels, daß der Staat noch bleiben würde, um das Maß 
der Arbeit und die Konsumtion zu kontrollieren, aber es würde schon kein Staat 
im eigentlichen Sinne mehr sein. Es ist offensichtlich, daß unser heutiger »soziali- 
stischer« Leviathan diesem Muster überhaupt nicht entspricht. 

Marx dachte den Sozialismus auch immer nur als internationale Erscheinung. Da- 
her sah er in der Herstellung des Weltmarkts auch eines der wichtigsten zivilisato- 
rischen Verdienste der bürgerlichen Produktionsweise, Sozialismus in einem ein- 
zigen Land konnte sich Marx nicht vorstellen, und auch Lenin glaubte, daß Ruß- 
land lediglich die europäische Revolution initiieren würde. Die NÖP, die zunächst 
als taktisches Zugeständnis gegenüber der Bauernschaft gedacht war (die Mehr- 
heit der Partei verharrte leider auf diesem Standpunkt), entwickelte sich allmäh- 
lich zur Strategie der Partei, die historisch veranlaßt wurde die Initiative zu ergrei- 
fen und sich, nachdem die europäische Revolution ausblieb, gezwungen sah, die 
Revolution in einem Lande voranzutreiben, das nicht einmal die Schule der bür- 
gerlichen Zivilisation durchgemacht hatte. Das war keine »Schuld«, sondern ein 
historisches Drama. Über eine solche Möglichkeit schrieb schon Engels in den 
50er Jahren: 


»Mir ahnt so was, als ob unsre Partei, dank der Ratlosigkeit und Schlaffheit aller andern, eines schönen 
Morgens an die Regierung forciert werde, um schließlich doch die Sachen durchzuführen, die nicht di- 
rekt in unserm, sonder im allgemein revolutionären und spezifisch kleinbürgerlichen Interesse sind; 
bei welcher Gelegenheit man dann, durch den proletarischen Populus getrieben, durch seine eignen, 
mehr oder wengiger falsch gedeuteten, mehr oder weniger leidenschaftlich im Parteikampf vorange- 
drängten, gedruckten Aussprüche und Pläne gebunden, genötigt wird, kommunistische Experimente 
und Sprünge zu machen, von denen man selbst am besten weiß, wie unzeiiig sie sind.« (MEW 28, 
S.580) 

»Unzeitige kommunistische Experimente« sind z.B. während des »Kriegskom- 
munismus« Realität geworden, und »Sprünge« hat das Land unter der Führung 
des »großen Stalin« auch gemacht. Dies wird zwar anerkannt, aber noch immer ist 
man in der Sowjetunion nicht bereit, den wichtigsten Punkt zu akzeptieren - daß 
unsere Geselischaftsordnung zu früh als sozialistische deklariert worden ist, Die 
Einschätzung, daß wir es in der Sowjetunion mit einer sozialistischen Gesellschaft 
zu tun haben, eine Einschätzung, die sowohl von Kritikern wie von Befürwortern 
des Stalinismus, die von Theoretikern eines sich erneuernden Sozialismus wie von 
Anhängern des westlichen ökonomischen Modells und der bürgerlichen Demo- 
kratie geteilt wird, stammt aus der Stalinschen »Geschichte der KPdSU(B) - Kur- 
zer Lehrgang« und der Stalinschen Verfassung von 1936. 

Für viele scheint es einfacher zu sein, bei Marx Fehler zu suchen (und sie in der 
die Warenproduktion abschaffenden Utopie zu finden) oder ihn so zu »rekapitulie- 
ren«, daß schließlich die ganze kurvenreiche Geschichte des »realen Sozialismus« 
seiner Prognose nicht widerspricht. Daraus ergibt sich in unserem Fall eine Mi- 
schung aus gesundem Pragmatismus, der die Notwendigkeit einer Pluralisierung 
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des politischen und ükonomischen Lebens, einer Rinwendung zum Markt, der 
Herstellung einer »civil society«, eines Rechtsstaats ete., anerkennt, mit entspre- 
chend naiven Versicherungen, der Sozialismus nach marxistischen »Vorschriften« 
habe ebenso marktwirtschaftlich, klassenmäßig gegliedert etc. zu sein. 

Aber es wird immer klarer, daß es der offiziellen Parteiideologie zunehemend 
schwerer fällt, zwischen zwei Stühlen zu sitzen. Eine wirkliche und nicht nur de- 
klarierte Treue zum Marxismus würde die Partei zwingen, ihre Vorstellungen über 
die in der UdSSR existierende Gesellschaft zu ändern. Anders ist keine Rückkehr 
zum authentischen und vom Vulgarismus befreiten Marx möglich. Der anfangs 
zitierte Sergejew sagt völlig zu Recht, es sei inkonsequent, das Marxsche Zu- 
kunftskonzept zu korrigieren, ohne die ganze ökonomische und politische Theorie 
des Marxismus aufzugeben. Noch wichüger ist, daß ohne eine nüchterne Ein- 
schätzung der gesellschaftlichen Stufe, auf der wir im Moment stehen, die Zick- 
zackbewegungen in der Politik der KPdSU beinahe unvermeidlich sind. Die In- 
konsequenzen und Halbheiten der Perestrojka waren meistens mit dem Fehlen ei- 
ner solchen Einschätzung verbunden. Man wollte einerseits einen politischen und 
ökonomischen Mechanismus in Gang setzen, der einer Übergangsgesellschaft ent- 
spricht, andererseits versuchte man, den »schlimmen« Seiten dieses Mechanismus’ 
zu entgehen, da sie dem normativen Sozialismuskonzept widersprechen. Aber 
»schlimm« wären diese Erscheinungen und ihre Folgen (z.B. Abbau von Sozialga- 
rantien) nur unter dem Sozialismus. Wenn die Gesellschaft aber noch nicht so 
weit ist, sind sie m.E. unvermeidlich. Statt sie administrativ nicht zuzulassen, 
hätte man sie besser in eine sozial annehmbare Richtung gelenkt. 


8 Zur Kritik am Marxismus 


Es sollte gezeigt werden, daß bei einer selektiven Rezeption des Marxismus dieser 
weder zu retten, noch emsthaft zu kritisieren ist. Gründe für eine ernsthafte Kritik 
gibt es m.E. genug, nur liegen sie viel tiefer, als manche der heutigen sowjetischen 
Marx-Kritiker annehmen. 

Niemand von ihnen definiert eiwa, was er überhaupt unter »Marxismus« versteht. 
Meistens ist damit die Gesamtheit der Ansichten von Marx und Engels gemeint, 
Allerdings erscheint mir dies als ein sehr fragwürdiges Vorgehen. Als Marx und 
Engels ihre theoretische Arbeit begannen, war die bürgerliche Gesellschaft in den 
meisten westeuropäischen Ländern noch nicht vollständig entwickelt. Die USA 
kolonisierten gerade erst den »wilden Westen«, und in Rußland herrschte noch 
Leibeigenschaft. In den 80er und 90er Jahren des 19. Jahrhunderts hatte sich das 
Bild schon weitgehend geändert, und manche ihrer früheren Einschätzungen war 
noch zu Lebzeiten Engels’ bereits veraliet. Ferner ist bekannt, daß Marx und En- 
gels eine lange Ideenevolution durchmachten - vom objektiven Idealismus zur 
materialistischen Dialektik, von der bloßen Negation der »gemeinen Schacherei« 
einer politischen Ökonomie des Kapitals zur Ausarbeitung einer prinzipiell neuen 
politischen Ökonomie der Arbeit, vom revolutionären Demokratismus zum wis- 
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senschaftlichen Kommunismus. Berücksichtigt man diese Entwicklung, so kann 
man erst ab Ende der 50er Jahre (als Marx seine eigene ökonomische Theorie 
entwickelte) von einer wirklich reifen »marxistischen« Periode sprechen, in man- 
chen Fragen vielleicht sogar erst von den 70er Jahren an (als er Lehren aus der Pa- 
riser Kommune zog und seine Vorstellungen einer revolutionären Umgestaltung 
der kapitalistischen Gesellschaft präzisierte). Wenn dies richtig ist, dann können 
nicht länger einzelne Aussagen von Marx und Engels aus dem Kontext herausge- 
rissen oder unkritisch Gedanken, die verschiedenen Entwicklungsstufen angehö- 
ren, einfach kombiniert werden. Auch muß die Bedeutung von manchen gern zi- 
tierten frühen Schriften, wie etwa dem »Kommunistischen Manifest«, relativiert 
werden. So haben Marx und Engels später nicht mehr von der absoluten Verelen- 
dung der Arbeiter gesprochen. Es verschwindet auch die Vorstellung eines 
beinahe eisernen Zwanges, der einen Proletarier zum Revolutionär mache, da er 
sowieso nichis zu verlieren habe. Die im ersten Band des »Kapitals« dargelegte 
Theorie des relativen Mehrwerts kommt nicht nur zu anderen Schlußfolgerungen 
hinsichtlich des Lebensniveaus der Arbeiterklasse, sie erklärt auch, daß mit der 
Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise keineswegs alle Mittelklassen 
verschwinden müssen. 

Es gibt aber nicht nur diese, sondern zahlreiche weitere eindeutige Korrekturen. In 
einigen Punkten findet auch eine allmähliche Weiterentwicklung statt. Z.B, sind 
fast alle Ökonomen der Überzeugung, daß Marx’ Auffassungen des Eigentums 
konstant geblieben sind. Während aber der junge Marx 1843 das Privateigentum 
für die Grundlage der bürgerlichen Gesellschaft hielt, gelangte er später zunächst 
zu der Feststellung, es sei das »Synonym« der bürgerlichen Produktionsverhält- 
nisse und Ende der 50er Jahre zu der Folgerung, es sei lediglich die »juristische 
Form« kapitalistischer Verhältnisse. Diesen Standpunkt vertrat er auch im »Kapi- 
tal«, während Stalin und die meisten sowjetischen Ökonomen in dieser Frage 
beim jungen Marx verharrten, Aus der Auffassung des späteren Marx folgt aber, 
daß die bloße Änderung der Bigentumsverhältnisse für die Umgestaltung der Ge- 
sellschaftsordnung nicht ausreichend ist. 

Diese Beispiele zeigen, daß viele unserer heutigen Marx-Kritiker oft dort suchen, 
wo es heller ist, aber nicht dort, wo eigentlich zu suchen wäre. Viele »Fehler« und 
»falsche Prognosen« von Marx erweisen sich als Mißverständnisse oder resultie- 
ren aus einer oberflächlichen Rezeption des Marxschen Werkes. Viele, aber nicht 
alle, 

So gibt es auch im späten Werk von Marx und Engels Aussagen, die ihren eigenen 
Grundideen widersprechen. Es genügt hier, an die oft zitierte Stelle aus der »Kri- 
tik des Gothaer Programms« zu erinnern, wo das Absterben der Warenproduktion 
ausschließlich mit dem »Gemeineigentum an Produktionsmitteln« begründet wird 
{MEW 19, S.19), oder an die bereits erwähnte Stelle im »Anti-Dühring«. Dort 
fehlte jeder Bezug auf das Entwicklungsniveau der Produktivkräfte, der Arbeits- 
teilung etc. Im »Anti-Dühring« kann man sogar die Behauptung finden, daß die 
Abschaffung der gesellschaftlichen Klassen »einen Höhegrad der Entwicklung der 
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Produktion« voraussetzt, welcher »jetzt erreicht« sei (MEW 20, S.263). Da die 
Abschaffung der Klassen das Absterben des Werts voraussetzt und im Sozialis- 
mus erfolgen sollte, muß man schließen, daß Engels den Sozialismus bereits Ende 
der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts für möglich hielt. 

Offensichtlich hat sich Engels deshalb geirrt, weil er die Perspektiven des Sozia- 
lismus nur von den Eigentumsverhältnissen aus betrachtete. Eine Überschätzung 
der Möglichkeiten des Sozialismus erfolgt in der Regel dann, wenn eines seiner 
Merkmale, wie z.B. die Eigentumsfrage, verabsolutiert wird. Marx und in noch 
größerem Maße Engels (da sein »Anti-Dühring« bald zum Gebetbuch fast aller 
Sozialisten wurde), haben somit gewisse Voraussetzungen für den Stalinschen 
»Sozialismus« geschaffen. Aber man muß berücksichtigen, daß die eben ange- 
führten Äußerungen dem Sinn der ökonomischen Theorie von Marx nicht ent-, 
sondern widersprechen. Um aber eine solche Unterscheidung zu treffen, ist ein 
genaues Verständnis der Marxschen Methode notwendig. 


9, Zusammenbruch oder Krise? 


Bereits seit über zehn Jahren wird unter westlichen Marxisten (bei uns erst in der 
letzten Zeit) von einer Krise des Marxismus gesprochen. Die einen sehen diese 
Krise darin, daß grundlegende Konzepte des Marxismus (»Diktatur des Proletari- 
ats«, »Klassenanlyse«, etc.) überholt seien, andere sehen diese Krise im Scheitern 
der Strategie der kommunistischen Bewegung. Was westliche Neokonservative 
und sowjetische Neoliberale angeht, so sprechen beide seit dem Fall der Berliner 
Mauer von einem endgültigen Zusammenbruch des Marxismus und Kommunis- 
mus. 

Allerdings sollte man zwei Vorgänge voneinander unterscheiden: die völlige 
Pleite des dogmatischen, stalinisierten »Marxismus-Leninismus« und die akute 
Krise des kritischen und schöpferischen Marxismus. Marx verstand Krise immer 
auch als Moment der Entwicklung eines organischen Systems. Der dogmatische 
Marxismus, als äußerlich geordnetes Sortiment von Einzelaussagen, als apologeti- 
sches Gebilde, ist nicht zu entwickeln. Er kann lediglich auseinanderbrechen. 
Anders steht es mit der schöpferischen Tradition des Marxismus. Diese Strömung 
hat den dogmatischen Marxismus bereits seit Jahrzehnten kritisiert und wurde von 
den Suslows, Bilaks, Hagers und anderen Dienern des wahren Glaubens dafür als 
Revisionismus, kleinbürgerlicher Revolutionarismus, Antisowjetismus etc. be- 
schimpft. Die Krise dieser schöpferischen Tradition hat tiefere Ursachen. Nicht 
bloß einzelne von Marx vorhergesagte Prozesse werden in Frage gestellt, sondern 
die methodischen Grundprinzipien des authentischen Marxismus, sozusagen das 
»Koordinatensystem« zur theoretischen Bewältigung der konkreten Entwicklun- 
gen. Als Ergebnis ihrer eigenen Evolution steht die marxistische Theorie vor einer 
»Aufhebung« (im Hegelschen Sinne) ihrer eigenen Methode. Durch das strikte 
Einhalten ihrer eigenen methodischen Grundprinzipien ist eine »Absage« an das 
traditionelle Methodenverständnis motiviert worden, 
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Diese Grundprinzipien sind m.E. die »Gegenstandsbezogenheit« und der »konkre- 
te Historismus«. Gegenstandsbezogenheit meint, daß die Marxsche Methode nicht 
außerhalb ihres Gegenstandes existiert, daß sie nicht einfach »angewandi«, daß sie 
aber auch nicht abstrakt untersucht werden kann. Die Marxschs Methode muß die 
Selbstbewegung ihres Gegenstands adäquat widerspiegeln. 

Weil es sich aber um einen spezifischen Gegenstand handelt, muß diese Methode 
zugleich konkret-historisch sein. Marx hat es in den »Grundrissen« ausdrücklich 
abgelehnt, die bürgerliche Ökonomie nach einem abstrakten Schema zu untersu- 
chen (Produktion, Verteilung, Austausch und Konsumtion), wie es manche engli- 
sche Ökonomen seiner Zeit machten. 

Zu Marx’ Lebzeiten stand das Spezifische der bürgerlichen Gesellschaft objektiv 
im Vordergrund, weil die Hauptiendenz der geselischaftlichen Entwicklung zwei- 
felsohne in der allmählichen Umwälzung der ganzen Zivilisation durch den Kapi- 
talismus bestand. Deshalb konnte man die Entwicklungstendenzen der Weltzivili- 
sation aufgrund der Kapitalismusforschung prognostizieren. Heute ist die Situa- 
tion anders: die Entwicklungsanstöße der Zivilisation können sowohl vom Spät- 
kapitalismus wie vom Frühsozialismus ausgehen. Daher stelit sich die Frage, ob 
die Marxsche konkret-historische Methode mit der Dominanz des Allgemein- 
menschlichen vereinbar ist, oder ob nicht die oft geforderte Ergänzung der Marx- 
schen Formationsanalyse durch eine Zivilisationsanalyse zu einer Reinferpretation 
der Marxschen Methode führen muß. j 

Auf diese Fragen hat, soviel ich schen kann, die marxistische Diskussion bis jetzt 
weder im Westen noch im Osten eine Antwort gefunden. Wenn also von der Wie- 
derherstellung des authentischen Marxismus gesprochen wird, so ist die Emanzi- 
pation des Marxismus vom Stalinismus bloß eine Seite. Eine weitaus schwie- 
rigere, von einigen Marxisten nicht einmal wahrgenommene Aufgabe besteht 
darin, die Untersuchung der heutigen gesellschaftlichen Praxis mit der Marxschen 
Theorie zu bewältigen und dem Marxismus eine zweite Chance zu geben. Und 
niemand weiß, ob uns dies gelingen wird, 


Anmerkungen 


1 »Der Streit um Hektors Leiche«, schrieb ein gewisser Stephan Bauer aus Basel 1929, »nimmt im 
Wesien vorwiegend theoretischen oder soziologischen Charakter an; für Sowjetrußland, das in 
Marx seinen Protagonisten verehrt, ist Marxismus politische Glaubenssache. 'Sind Sie Manxist? ist 
die erste Frage, die der russische Student an den ausländischen Professor richtet« (Bauer 1929, 
S.149). Heute kann ein ausländischer Professor beruhigt sein: Marzisten sind von den russischen 
Studenten in der Regel nicht mehr gefragt. 

2 Nicht zufällig war dieser Teil des Gorbatschow-Referats praktisch das einzige Dokument der 
KPdSU seit April 1985, das von Honecker und anderen damaligen SED-Politikern häufig zitiert 
wurde, wenn sie sich gezwungen sahen, ihre Stellung zur KPdSU bzw. der Sowjetunion zu defi- 
nieren. Es war offensichtlich der einzige Bereich der Ideologie unserer Partei der (noch) nicht neu 
tapeziert war, 

3 Diese im Sommer 1989 gegründete Organisation ist besonders in der Leningrader Parteiorganisa- 
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tion und der Moskauer Gewerkschaftszentrale verankert. 

4 Bekanntlich waren es aber nicht Marx und Engels, sondern Lassalle, der die These von einer "ein- 
heitlichen reaktionären Masse", die dem Proletariat gegenüberstehe, vertrat. Marx und Engels ha- 
ben die Lassalleaner deswegen kritisiert. Bekannt ist auch ein von ihnen mehrmals ausgesproche- 
ner Gedanke, den Engels wie folgt formulierte: »... wir stehn (...) entschieden auf Seite des Klein- 
bauem; wir werden alles nur irgend Zulässige tun, um sein Los erträglicher zu machen, um ihm 
den Übergang zur Genossenschaft zu erleichtern, falls er sich dazu entschließt, ja sogar um ihm, 
falls er diesen Entschluß noch nicht fassen kann, eine verlängerie Bedenkzeit auf seiner Parzelle zu 
ermöglichen« (MEW 22, 5.501). Vielleicht sieht Tsypko die »Feindseligkeit« darin, daß Marz, wie 
auch Engels und Lenin, es für unmöglich hielten, mit der Bauernschaft - eine Klasse der Feudalge- 
sellschaft - in den Sozialismus zu gelangen? Aber nicht erst im Sozialismus, auch schon in den 
entwickelten kapitalistischen Ländem wird die archaische Figur des Bauem seit Jahrzehnten durch 
den unternehmerischen kapitalistischen Farmer verdrängt. Und die meisten dieser Farmer sind in 
verschiedene Formen der Kooperation, einbezogen, ohne die ihre ökonomische Lebensfähigkeit in 
Frage gesiellt wäre. Es wäre also doch cher angebracht, über eine wissenschaftliche Prognose statt 
über "Feindseligkeit" zu sprechen. j 

5 Bei Marx hieß es: »Womit wir es hier zu tun haben, ist eine kommunistische Gesellschaft, nicht 
wie.sie sich auf ihrer eigenen Grundlage entwickelt hat, sondern umgekehrt, wie sie eben aus der 
kapitalistischen Gesellschaft hervorgeht ...« (MEW 19, 5.20). 
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Klaus-Dieter Tangermann 
Avantgarde und Massen in Mittelamerika. 
Die Fortschritte der Guerrillatheorie seit Che Guevara 


Zusammenfassung: Die bewaffneten Bewegungen in Mittelamerika sind konzep- 
tionell von der kubanischen Revolution ausgegangen. Gegen Ende der 60er Jahre 
wurde das »Fokuskonzept« von dem des »lange auszuhaltenden Volkskriegs« er- 
setzt, das wiederum seit der nicaraguanischen Revolution in die Krise geraten ist. 
Gegenwärtig enistehen Mischkonzepte, die das schwierige Problem eines wech- 
selseitig aktiven Verhältnisses zwischen Guerrilla und Massen zu lösen versuchen. 


Wohl kein Ereignis hatte auf das Denken der lateinamerikanischen Linken der 
60er und 70er Jahre größeren Einfluß als die kubanische Revolution von 1959, 
Jahrzehnte der Niederlagen und der Resignation im Kampf gegen den Koloß aus 
dem Norden und die jeweiligen nationalen Bourgeoisien waren diesem Ereignis 
vorausgegangen. Unerwartet hatte sich eine neue Perspektive eröffnet. Die kuba- 
nische Revolution machte die Annahme, daß eine Revolution und der Übergang 
zum Sozialismus auch in kleinen Gesellschaften an der kapitalistischen Peripherie 
möglich seien, zur Gewißheit. Von nun an wurden die objektiven Bedingungen für 
die Revolution generell als reif betrachtet. Vor allem aber hatte die kubanische 
Revolution bewiesen, daß die Bereitschaft der Bevölkerung zur Erhebung von den 
Revolutionären selbst herbeigeführt werden konnte.! Damit markierte sie den Be- 
ginn einer neuen Epoche, einer Epoche der Emanzipation des subjektiven Faktors. 
Diese Erfahrung bot der revolutionären Linken eines ganzen Kontinents den Aus- 
gangspunkt für eine neue Strategie. Allerorten wurde die Kritik an den KPen zu 
einer Selbstverständlichkeit. Im Gefolge des chinesisch-sowjetischen Streits 
wurde der theoretische Revisionismus und das reformistische Ziel der KPen, und 
im Gefolge der kubanischen Revolution deren parlamentarische Strategie der 
Machteroberung kritisiert, die darauf abzielte, im Bündnis mit den nationalen 
Bourgeoisien legal an die Macht zu kommen. Spaltungen waren die Folge, aus 
denen sich einige der neuen Guerrillabewegungen speisten, deren stärkste in Gua- 
temala, Nicaragua, Venezuela, Kolumbien und Bolivien entstanden. Später folgten 
die Perus und El Salvadors nach. 

Nach Kuba kommt dem Sieg der Sandinisten 1979 die größte Bedeutung zu. Ne- 
ben den zahllosen Niederlagen aller Guerrillabewegungen und der restlosen Ver- 
nichtung der meisten hat einzig die nicaraguanische das Ziel der Machteroberung 
erreicht, doch auch diese inzwischen wieder verloren. Und die z.Zt. stärkste 
Guerrilla Lateinamerikas, die salvadorianische FMLN, hat nach internationalem 
Druck, v.a. der USA, von ihren Zielen so viele inhaltliche Bestandteile abstrei- 
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chen müssen, daß einer ihrer fünf comandantes ihren noch verbliebenen Forde- 
rungskatalog als weniger weitreichend bezeichnen mußte als den der reformisti- 
schen Militärs, die in El Salvador 1979 für kurze Zeit die Macht übernommen 
hatten.? Ihr einstmals sehr großer Einfluß auf weite Teile der Bevölkerung war seit 
Beginn des Krieges 1981 kontinuierlich zurückgegangen und hat ab etwa 1987 in 
anderer organisatorischer Form allmählich wieder zugenommen. 

Zwei Faktoren werden in Zukunft für die Strategie der revolutionären Linken in 
Lateinamerika den Dreh- und Angelpunkt bilden. Das ist einmal der äußere 
Druck. der in Nicaragua mit den Wahlen sein Ziel erreicht hat und in El Salvador 
eine Aufweichung des Forderungskatalogs erzwang. Zum anderen ist es die Art 
des Verhältnisses der Guerrilla zu den »Massen«. Hier hat sich seit der kubani- 
schen Revolution viel verändert. Die Veränderungen dieses gegenseitigen Ver- 
hältnisses sollen im Zentrum dieser Untersuchung stehen. 

Damit wird keine Antwort auf die Frage gegeben, ob sich die drei Jahrzehnte wäh- 
rende Epoche des bewaffneten Kampfes in Lateinamerika ihrem Ende nähert, sei 
es aufgrund des massiven Engagements der USA in Lateinamerika im Rahmen 
ihres low intensity warfare-Konzepts, sei es aufgrund des Zerfalis des sozialisti- 
schen Blocks. Allerdings werden wir der Antwort auf die Frage näherkommen, ob 
die Fortschritte im Verhältnis der Avantgarden zu den »Massen« die Fähigkeit des 
revolutionären Lagers vergrößern, den Gegner unter Druck zu setzen. 


1, Das Fokuskonzept: Che Guevaras Guerrilla in Bolivien 


Der Weg durch die Geschichte der bewaffneten Linken führt vor allen von Nie- 
derlage zu Niederlage, so in der Dominikanischen Republik, wo die USA einmar- 
schierten, so zur Niederlage der FAR in Guatemala, der Tupamaros in Uruguay 
und der Guerrilla in Peru, Venezuela und Bolivien. Es war dort im östlichen Boli- 
vien, wo der ursprüngliche konzeptionelle Bezugspunkt der bewaffneten Linken 
Mittelamerikas lag. 

»Anfang Oktober 1967 dann ein Ereignis in Lateinamerika und in der ganzen Dritten Welt, das in ge- 
wisser Weise den Höhepunkt darstellt, der Tod des Che«, 

so weist der FSLN-Gründer Carlos Fonseca auf dieses Ereignis hin (Fonseca 
1982b, 133). Es war der schwerste Schlag für die Idee der kontinentalen Revolu- 
tion, die in diesen Jahren als erfolgversprechend angesehen wurde. Mit dem Fern- 
ziel einer kontinentalen Ausbreitung hatte die Guerrilla Ch& Guevaras versucht, 
das in Kuba erfolgreiche Modell zu übertragen und einen Steppenbrand in Boli- 
vien zu entfachen, von dem ganz Lateinamerika erfaßt werden sollte. Unter der 
Annahme, daß die objektiven Bedingungen reif genug seien, erschien das als 
möglich. In seiner Verallgemeinerung der Lehren der kubanischen Revolution 
hatte Ch& Guevara 1960 geschrieben: 


»Nach meiner Meinung muß eine solche Einheit (Partisaneneinheit, KDT) aus etwa 30 bis 50 sorgfältig 
ausgewählten Kämpfern bestehen. Partisaneneinheiten in dieser Stärke können in jedem beliebigen la- 
teinamerikanischen Land den bewaffneten Kampf beginnen, um so mehr, als die für den Partisanen- 
krieg günstigen Bedingungen - ausgezeichnetes Gelände zur Entwicklung von Kampfhandlungen, das 
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Streben der Bauern nach Land und der wachsende Widerstand der Volksmassen gegen Unterdrückung 
und Ausbeutung - vorhanden sind« (Guevara 1968a, 122). 

Im Unterschied zu zahlreichen anderen Gusrrillabewegungen hatte diejenige um 
Che Guevara vorrangig nicht eine nationale, sonder eine darüber hinausgehende 
kontinentale Bedeutung, insoweit sie - in Koordination mit Bewegungen in ande- 
ren Ländern - den auslösenden Faktor für die lateinamerikanische Revolution dar- 
stellen sollte. Die enorme Ausstrahlungskraft dieses Experiments ist vor allem 
darin begründet gewesen, daß Ch& Guevara beispielhaft für die kubanische Re- 
volution und somit für den Erfolg der bewaffneten Erhebung stand. Daher zogen 
er und seine Leute große Hoffnungen auf sich.? Die Ausstrahlungskraft wirkte 
selbst noch in der Niederlage. Nicht, daß hier eine mächtige Guerrillabewegung 
geschlagen worden wäre, im Gegenteil. Die kleine Gruppe der Kämpfer war völ- 
lig isoliert geblieben. Aber ihrer kontinentalen Bedeutung entsprechende Folgen 
hatte ihre Niederlage dennoch: Bolivien war als Fokus gelöscht; der Steppenbrand 
hatte sich nicht entfacht, Die Niederlage des Konzepts der kontinentalen Befrei- 
ung warf so manche Guerrillabewegung konzeptionell auf die eigenen Möglich- 
keiten zurück. Das zog bei vielen eins Neubewertung auch des Fokuskonzepts für 
den nationalen Aufstand nach sich. Das Hauptproblem bildete die Frage des Ver- 
haltens gegenüber der ländlichen Bevölkerung, das in Bolivien wesentlich zur 
Niederlage des Versuchs beigetragen hatte. In der bereits zitierten Schrift hatte 
Guevara die Entwicklung dieses Verhältnisses noch so beschrieben: 


»In den ersten Tagen oder Wochen des Partisanenkrieges besteht eine mehr oder weniger gut bewaff- 
nee und zusammengeschweißte Gruppe, die sich in einem für den Gegner möglichst schwer zugängli- 
chen Gebiet verbirgt. Ihre Verbindungen mit der Landbevölkerung sind auf ein Minimum begrenzt, Zu 
einem gewissen Zeitpunkt führt die Gruppe ihre erste erfolgreiche Operation durch. Damit wird sie im 
ganzen Gebiet populär. Darauf werden sich ihr landlose oder landarme Bauern anschließen und ebenso 
junge Menschen aus anderen Klassen, die hohen humanistischen Idealen nachstreben. Jetzt kann sich 
die Partisanengruppe schon wesentlich offener in den bewohnten Gebieten bewegen, ihre Beziehungen 
zu der dortigen Bevölkerung erweitern, neue Überfälle durchführen und sich danach wieder zurückzie- 
hen. (...) Immer mehr Menschen werden sich dieser Gruppe anschließen« (Guevara 1986a, 83). 


Mit dem Scheitern dieser Hoffnung in Bolivien hatte zugleich das strategische 
Selbsiverständnis zahlreicher lateinamerikanischer Guerrillabewegungen einen 
schweren Schlag erlitten, die Teil eines Konzepts gewesen waren, nach dern jeder 
nationalen Guerrilla eine Rolle im kontinentalen Aufstand zugekommen wäre, Mir 
ist keine Guerrilla in Lateinamerika bekannt, die sich heute noch auf die Fokus- 
theorie stützte. 

Noch bis etwa Ende der 60er Jahre war die kubanische Revolution für die anderen 
revolutionären Bewegungen offenbar vorbildhaft, und dementsprechend wichtig 
waren die Texte Ch& Guevaras und Regis Debrays. Als einer unter vielen berichtet 
ein Führer der kolumbianischen ELN dieser Zeit, daß man über die kubanische 
Revolution eigentlich nur sehr wenig gewußt habe, aber: 


»Für lange Zeit war unser grundlegender Text Ch& Guevaras Guerrillakrieg - eine Methode.« (Rafael 
Ortiz, in Harnecker 1990, 95) Und ein Mitglied der nationalen Leitung des ELN: »In diesem Jahrzehnt 
haben sich sämtliche Guerrillabewegungen, die in der Andenkordillere entstanden, auf irgendwelche 
allgemeinen Erfahrungen aus der kubanischen Revolution und das Buch von Debray bezogen: Revolu- 
tion in der Revolution?« (Felipe Martinez, in Hamecker 1990, 95) 
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Und allgemein für Lateinamerika kann H.R. Sonntag noch 1968 schreiben: 

»Ihre Strategie wurde übernommen (die der kubanischen Revolution, KDT) oder gegebenenfalls den 
eigenen sozialökonomischen und politischen Gegebenheiten angepaßt. Ihre Kampfweise, die Guerrilla- 
Taktik, ist heute die Methode aller Befreiungsbewegungen Lateinamerikas. Durch ihren Erfolg, der 
darin liegt, daß sie nicht rein politische Revolution blieb, wurde ihre Beispielhaftigkeit unterstrichen« 
(Sonntag 1968, 93). 

Heutzutage scheint generell die Auffassung vorzuherrschen, daß in Bolivien die 
Fokustheorie, wie sie von Che Guevara konzipiert worden war, angewendet wor- 
den wäre und daß diese hauptsächlich für die Niederlage verantwortlich gewesen 
sei. 

Das bolivianische Experiment hatte nichts von einem spontanen unüberlegien 
Entschiuß. Bereits vor dem Kampf in Kuba hatte Che Guevara mit Fidel Castro 
vereinbart, daß er nach dem Sieg in einem anderen Land Lateinamerikas den 
Kampf aufnehmen würde (Betto 1987, 277). So sorgfältig wie wohl keine militä- 
rische Gruppierung in Lateinamerika seit Simön Bolivar hatte die Guerrilla Che 
Guevaras vorab die Gegebenheiten erkundet, auf die sie in Bolivien treffen würde: 
das topographische und soziale Umfeld, die Eignung des Zeitpunkts, die Planung 
der übrigen Foci. Dennoch wurde alles wieder umgestoßen. In der Tat befremdet 
die geradezu unbekümmerte Sorglosigkeit, mit der diese Erkundungen mißachter 
wurden, als sich die Gruppe nach der Änderung einiger Umstände zum Wechsel 
des Operationsterrains genötigt sah. Jedenfalls hatte Ch& Guevara das spätere 
tatsächliche Operationsgebiet in seinen ursprünglichen Überlegungen aus gutem 
Grund nicht einmal in Betracht gezogen; hinzu kam, daß auch der Zeitpunkt des 
ersten militärischen Zusammenstoßes nicht wie geplant von der Guerrilla be- 
stimmt, sondern ihr aufgenötigt wurde, und schließlich verwandelte sich dadurch 
ihr Hauptquartier im vorgesehenen Rückzugsgebiet in die vorderste Frontlinie.* 
Ohne diese Faktoren in Betracht zu ziehen, kann eine Einschätzung der Guerrilla 
Che Guevaras nur falsch werden. Um eine buchstabengetreue Umsetzung des 
theoretisch formulierten Fokuskonzepts hat es sich hier nicht im entferntesten ge- 
handelt, 

Dennoch ist richtig, die Ursache für die Niederlage nicht nur in den ungünstigen 
Umständen, sondern tatsächlich auch im Konzept selbst zu suchen, und zwar vor 
allem in seiner starken Orientierung auf den militärischen Aspekt, auf den sich ja 
auch erst die Möglichkeit der einfachen Übertragbarkeit in andere Regionen grün- 
dete. Mit der Transplantation war die Gefahr verbunden, wie ein Fisch ohne Was- 
ser isoliert zu werden. Die Erwartung, die Bauernbevölkerung dennoch durch ex- 
emplarische Aktionen gewinnen zu können, hatte sich in Nancahuasu nicht erfüllt. 
Insgesamt betrachtet umfassen die 60er und noch der Anfang der 70er Jahre die 
Periode der Fokusguerrilla. Diese Periode war zugleich eine einzige Kette von 
Niederlagen, die kontinental die Notwendigkeit einer Revision dieses Konzepts 
einsichtig machten. Über ihr Ende schreibt Michel Löwy: 


»Der letzte Versuch, den Guevarismus in den siebziger Jahren wieder aufleben zu lassen, der auf eine 
Initiative von Miguel Enrfquez und der Führung des chilenischen MIR hin zustandekam, war die Bil- 
dung der »Junta de Coordinaciön Revolucionaria« (JCR) zusammen mit dem argentinischen PRT und 
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den Tupamaros aus Uruguay. Die JCR bestand einige Jahre (sie gab eins Publikation mit dem Titel Che 
heraus), fiel aber schließlich unter den Schlägen der Unterdrückung und zugleich aufgrund interner 
Differenzen auseinander« (Löwy 1987, 9). 

Mit dem Scheitern in Bolivien wurde allmählich das Fokusmodell in ganz Latein- 
amerika einer Kritik unterzogen. Der wesentliche Ausgangspunkt der castristisch- 
guevaristischen Analyse wurde nicht revidiert: Die objektiven Bedingungen wur- 
den in vielen Ländern weiterhin als reif für die Revolution angesehen, Und auch 
das Verhältnis zu den KPen blieb in den meisten Ländern weiterhin gestört. Deren 
Politik hatte sich nach der kubanischen Revolution in der Regel nicht geändert, 
und Chö Guevaras Kontroversen mit der bolivianischen KP waren in das Allge- 
meinwissen der revolutionären Linken eingegangen. Und doch wurde von nun an 
dem »subjektiven Faktor«, dessen Heranreifen die Fokusguerrilla bislang selbst 
herbeiführen zu können glaubte, ein höherer Stellenwert eingeräumt.5 Das Ver- 
hältnis zur ländlichen Bevölkerung wurde neu bewertet: weg vom Vorrang der 
exemplarischen Aktion, hin zur langfristigen politischen Arbeit. Dieser Überle- 
gung entsprach vorbildhaft der vieinamesische Befreiungskampf, der sich in jenen 
Jahren zu einem regelrechten Volkskrieg ausgeweitet hatte. Die Beschäftigung mit 
den vietnamesischen Erfahrungen hatte großen Anteil an der Korrektur der bishe- 
rigen Konzepte. Aufgrund der äußeren Aggression durch den US-Imperialismus 
hatte man sich in Vietnam an einem Konzept orientiert, das schon Mao im Kampf 
gegen die japanische Aggression entwickelt hatte: den lange auszuhalienden 
Volkskrieg (guerra pupular prolongada, GPP).6 Zahlreiche lateinamerikanische 
Guerrillabewegungen bezogen sich in der Folgezeit auf dieses Konzept. 


2. Die Strategie des »lange auszuhaltenden Volkskriegs« und das 
»Aufstandskonzept«: Nicaragua 


Die auf eine verstärkte Einbettung in der ländlichen Bevölkerung abzielende GPP- 
Strategie unterschied sich erheblich vom Fokusmodell, wie es in Bolivien und an- 
derswo praktiziert worden war. In Mittelamerika hatte das foquistische Modell 
bemerkenswerterweise nur wenige Nachahmer gefunden, und auch das nur für 
eine kurze Zeit. Die meisten Erfahrungen hatten die Guatemalteken gemacht, 
sowohl die dortige KP (PGT), als auch die Fuerzas Armadas Rebeldes, FAR, ünter 
Turcios Lima.? Der Chef der sandinistischen FSLN, Carlos Fonseca, hatte Turcios 
Lima 1965 in Guatemala getroffen und von ihm einige Bücher über Militärtaktik 
erhalten (Borge 1986, 100). Der FAR-Führer war damals nach negativen Erfah- 
rungen seiner Organisation mit dem Fokusmodell auf der Suche nach einem neuen 
Konzept und bezog sich dabei auf die Schriften Maos und Vo Nguyen Giaps. Ein 
Jahr später sammelte ein kleines Kontingent von FSLN-Guerrilleros in den Reihen 
der FAR in Guatemala Erfahrungen mit dem neuen Modell (Nolan 1984, 33; Or- 
tega 0.J., 119). 
In der FSLN hatte die Fokustheorie nur anfangs eine Rolle gespielt. Tomäs Borge, . 
der GPP-Veteran unter den Sandinisten, schreibt über die Anfänge der FSLN in 
den frühen 60ern zwar, es habe damals eine 
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»übermäßige emotionale Identifikation mit der bewaffneten kubanischen Erfahrung gegeben, bei der 
das Modell mechanisch übertragen wurde«, hebt zugleich aber hervor: »Mit gutem Riecher haben wir 
uns für immer, in der Planung wie in der Praxis, vom verfehltien Gesamtkonzept, wie es Regis Debray 
anstrebte, getrennt, und das verhinderte unseren Untergang« (Borge 1989, 186). 

Ähnlich lautenden Aussagen eines anderen GPP-Führers zufolge, Henry Ruiz, hat 
die FSLN schon sehr früh ihre Sympathie für den kubanischen Weg aufgegeben, 
und zwar vollends nach einer nahezu vernichtenden Niederlage, die die FSLN bei 
ihrer zweiten militärischen Aktion einstecken mußte, wenige Tage vor dem Tod 
Che Guevaras im Oktober 1967. Die in Guatemala gewonnenen Erfahrungen gin- 
gen in diese Aktion bereits ein, doch eine umfassende strategische Neuorientie- 
rung begann erst nach der Niederlage.® In der Folgezeit wurde in der FSLN eine 
nicaraguanische Version der Theorie der guerra popular prolongada ausgearbei- 
tet. Das GPP-Konzept wurde in der FSLN die Strategie zur Machteroberung 
schlechthin? 

Dem tatsächlichen Bewußtseinszustand der sog. Massen wurde in diesem Konzept 
stärker Rechnung getragen. Dieser müsse geduldig entwickelt werden und sei 
Voraussetzung für den unverzichtbaren Rückhalt in der Landbevölkerung. Das 
dem Fokuskonzept wesentliche voluntaristische Element der bewaffneten Aktion 
zur Förderung dieses Bewußtseins spielte hier dagegen kaum noch eine Rolle. Das 
machte zugleich den Mangel des GPP-Konzepts aus, wie sich später herausstellen 
sollte. 

1977 und 1978 wuchs die Aufstandsbereitschaft in der (städtischen) Bevölkerung 
deutlich an. Die GPP-Strategen wußten in dieser Situation keine bessere Empfeh- 
lung auszugeben als abzuwarten, weil die Akkumulation der eigenen Kräfte und 
der Bewußtseinsstand der »Massen« die Planung für einen unmittelbaren Auf- 
stand noch nicht ratsam erscheinen ließen. Das Problem für das GPP-Konzept be- 
stand darin, daß die Ereignisse in den Städten von einer solchen Dynamik waren, 
daß diese an der ländlich orientierten GPP-Guerrilla vorbeizuziehen drohten. Die 
GPP-Guerrilla konnte tatsächlich den Zeitpunkt zur Aufstandsvorbereitung nicht 
mehr angeben und hätte ihn verpaßt, war aber gleichzeitig ebensowenig in der 
Lage, den revolutionären Prozeß mit ihren eigenen Kräften zu beschleunigen. Es 
zeigte sich eine Art von Passivität der GPP angesichts des nahenden Aufstands, 
die in ihrer Erwartung auf ein Reifen der Bedingungen wurzelte. Das führte dazu, 
daß der auf eine sofortige Aufstandsvorbereitung orientierte Flügel der FSLN sich 
abspaltete, die terceristas.!® Sie organisierten den Aufstand und waren binnen 
kürzester Zeit zur größten der drei Tendenzen geworden. Den grundlegenden 
Mangel im Konzept des lange auszuhaltenden Volkskriegs hat in dieser Deutlich- 
keit erst der Aufstand in Nicaragua offenbart. 

Der Voiksaufstand verlief auf eine Weise, die keinem der strategischen Konzepte 
der drei FSLN-Tendenzen entsprach. Es zeigte sich zunächst, daß der Aufstand 
hauptsächlich das Werk der »Massen«, nicht der Avantgarde war. So war etwa der 
erste Aufstand von Monimb6 im Februar 1978, wie später noch weitere, ohne 
Zutun der Sandinisten entstanden. Es wurde zudem deutlich, daß es die »Massen« 
waren, die das Tempo bestimmten und die Avantgarde dort schnell ins Hintertref- 
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fen geriet, wo sie nicht in der Lage war, auf die Schnelligkeit des politischen Pro- 
zesses zu reagieren. Den ierceristas war dies gelungen, den beiden anderen 
FSLN-Tendenzen, der GPP und den proletarios dagegen nicht, die ihrerseits al- 
lerdings begannen, sich dem Aufstandskonzept der terceristas anzuschließen. Die 
terceristas zogen von nun an ihre Leute aus den nördlichen Gebieten ab, um sie in 
der Nähe der großen Ballungszentren des Nordens, Leön und Esteli, zu konzen- 
trieren; sie unterstützten die dortigen Kämpfe und bereiteten lokale Aufstände vor, 
deren Koordination sie übernahmen. Einprägsam beschreibt der Stratege des Auf- 
stands, der tercerista Humberto Ortega, den grundlegenden Wandel im tatsächli- 
chen Verhältnis der Avantgarde zum Volk, bzw. der FSLN zu den »Massen«, wie 
es sich im Aufstand faktisch herstellte: 

»Tatsache ist, daß man immer auf die Massen gebaut hat. Aber man dachte sich die Massen mehr als 
eine Unterstützung der Guerrilla, damit die Guerilla als solche die Nationalgarde zerschlagen könnte. 
In der Praxis sah es dann anders aus: Die Guerrilla war es, die die Massen unterstützie, damit diese den 
Feind vernichteten. Damit hatten wir alle nicht gerechnet« (Ortega 1984, 44).1! 

Bei der dritten (=iercerista), auch Aufstandstendenz genannten Strömung sind 
noch entfernt Anklänge an das guevaristische Konzept zu erkennen, jedoch nur in- 
soweit die bewaffnete praktische Aktion als bewußtseinsfördernd angesehen 
wurde, durch die der revolutionäre Aufschwung im Sinne einer Gewöhnung und 
Einübung der »Massen« in militantere Aktionsformen beschleunigt werden 
könne.!2 Der Bewußtseinsstand der »Massen« ist hier nicht mehr die nur allmäh- 
lich veränderbare und somit geradezu objektive Größe wie im GPP-Konzept. An- 
dererseits waren die terceristas mit ihrem Pragmatismus zu gleich am weitesten 
vom Fokuskonzept entfernt, etwa indem sie sich den Zeitpunkt des bewaffneten 
Eingreifens immer wieder von den »Massen« vorschreiben ließen und ihre eige- 
nen Planungen flexibel modifizierten. 

Festzuhalten ist, daß weder die auf die ländliche Bevölkerung gestützte verhält- 
nismäßig kleine GPP-Guerrilla, noch die auf die industriellen Arbeiter setzende 
noch kleinere sog. proletarische Tendenz (proletarios) eine Führungsrolle in den 
immer stärker aufflammenden Aufständen übernehmen konnten, sondern es die 
ierceristas waren, die im Zuge der Ausbreitung der Volkserhebung geradezu zu 
einem »bewaffneten Massenflügel« angewachsen waren. Sie vertraten die Auffas- 
sung, der Aufstand sei mit allen Kräften voranzutreiben, egal, ob in den ländlichen 
Gebieten die Voraussetzungen für die Revolution erfüllt seien (GPP), bzw. ob die 
Organisierung der proletarischen »Massen« reif für den Endkampf sei (tendencia 
proletaria), der notwendigerweise in den Städten entschieden werde. Vermutlich 
durch ihr stärkeres Eingehen auf die Bewegung der unorganisierten »Massen« war 
den terceristas am klarsten, daß der Ausgang des Konflikts nicht hauptsächlich 
von der Guerrilla entschieden werden Kann, sondern dieser -bestenfalls - eine or- 
ganisierende und planende Rolle zukäme. Von Führung im Sinne einer Befehls- 
hierarchie oder Anleitung der »Massen« konnte im nicaraguanischen Fall kaum 
die Rede sein, 

Die Verknüpfung des bewaffneten Kampfes mit der Massenbewegung gelang in 
Nicaragua erst spät, und dann auch nicht im Rahmen eines von bewaffneter Be- 
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wegung und organisierter Massenbewegung gemeinsam getragenen strategischen 
Konzepts, sondern indem diese zwei Bewegungen anfangs weitgehend, später ei- 
was weniger voneinander getrennt operierten. Die Verknüpfung fand in der Form 
statt, daß die FSLN auf die Bewegung der Massen häufig reagierte, und zwar nach 
ihrem eigenen strategischen Konzept, während den Aktionen der »Massen« ein 
stark spontanes Element innewohnte, das im Verlauf der Aufstände zunehmend 
die Flexibilität der FSLN förderte und schließlich von dieser koordiniert wurde. 
Am strategischen Konzept der FSLN war noch deutlich die Absicht zu erkennen, 
sich der »Massen« zur Eroberung der Macht zu bedienen. Dank der Geschicklich- 
keit der Guerrilleros, ihre jeweiligen strategischen Konzepte zugunsten der Mas- 
senbewegung zurückzunehmen, war es dann tatsächlich anders, und die FSLN 
konnte ihre Unterstützung durch die »Massen« immer weiter verbreitern. Was je- 
doch nicht zum Tragen kam, war ein Machteroberungskonzept, das sich strate- 
gisch auf die »Massen« gestützt hätte, etwa von den Gewerkschaften ausgegangen 
wäre, wie es die proletarios befürwortet hatten, Dieses Konzept hatte in der Auf- 
standsphase vom Herbst 1978 bis zum Sieg am 19. Juli 1979 keine Rolle gespielt. 
Vor allem die flexible Reaktion auf die Massenbewegung (statt am ursprünglichen 
strategischen Konzept festzuhalten, wie es der GPP-Flügel eine gewisse Zeit lang 
gefordert hatte), sowie die Fähigkeit, auf die Massenbewegung Einfluß zu erlan- 
gen, sie zu koordinieren und schließlich in ihr eine Avantgarderolle zu überneh- 
men, stellen den bedeutenden Beitrag des »nicaraguanischen Weges« in der Theo- 
rie des bewaffneten Kampfes dar. Auch in Nicaragua zeigte sich, daß von einer 
Guerrillastrategie im eigentlichen Sinn zu sprechen zu kurz greift: Es ist die Stra- 
tegie der FSLN in Wechselwirkung mit der Massenbewegung gewesen, die das 
nicaraguanische Aufstandskonzept ausmacht, wie Ortega es im vom angeführten 
Zitat auch anspricht. Aber es sollte nicht übersehen werden, daß von einer eigen- 
ständigen Aufstandssirategie der Massenbewegung in Nicaragua keine Rede sein 
kann; die Wechselwirkung war also eine, die stark von der bewaffneten Seite do- 
miniert wurde, Der nächste Schritt im Verhältnis der Guerrilla zu den »Massen« 
sollte in El Salvador vollzogen werde. 


3, Eine verpaßte Chance und die Folgen: El Salvador 


Wie bei der nicaraguanischen, so standen auch bei der salvadorianischen Guerrilla 
am Anfang die Lehren aus Guatemala: 

»Wir wollten die guatemaltekische Erfahrung nicht wiedernolen. In Guatemala waren Unterstützer- 
gruppen unter den Bauern gebildet worden, aber nicht mit dem Ziel des Massenkampfs, sondem in 
Funktion zur eigenen Logistik, als Unterstützung der Guerrilla« (Carpio in Hamscker 1990, 98). 

Im Gegensatz hierzu ist in EI Salvador ein in vielem neues Guerrillakonzept ent- 
wickelt worden, das sich vor allem auf eine sehr enge Verbindung mit der Bevöl- 
kerung stützt. Die Guerrillaführerin Ana Guadalupe Martinez macht die Beson- 
derheiten deutlich: 

»Man sieht schon auf der Landkarte, daß es ein äußerst kleines Land ist, keine Berge hat und außerdem 
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stark überbevölkert ist. Daher können wir die traditionellen Methoden der Guerrilla - der Guernila in 
den Bergen - hier nicht anwenden. Viele Leute dachten noch vor 10 oder 12 Jahren, eine Guerrilla sei 
in EI Salvador wegen der geographischen Bedingungen überhaupt unmöglich. Durch die Kreativität 
der revolutionären Leitung ist aber die Organisierung der Bevölkerung bis zum äußersten erreicht wor- 
den. Das hat den klandestinen Organisationen die Möglichkeit zu leben gegeben. Was für die Guerrilla 
anderer Länder die Berge sind, ist für uns das Volk. (...) In einem so kleinen Land wie unserem würde 
jede Organisation sofort vom Feind aufgespürn werden, wenn sie keine Basis im Volk hätte« (Martinez 
1980, 141, 143). 

Die salvadorianische Guerrilla hat mit einem bis dahin gültigen Prinzip gebro- 
chen, nämlich den bewaffneten Kampf keinesfalls in einem Territorium ohne 
Hinterland aufzunehmen, Natürlich weist El Salvador auch einige Berge auf, und 
es gibt auch Rückzugsgebiete, aber abgelegene Landstriche wie in Nicaragua oder 
Bolivien nicht. Die Eignung der geographischen Bedingungen wird zudem durch 
die hohe Dichte der Verkehrswege beeinflußt, so daß man El Salvador weitgehend 
als ein suburbanes Territorium bezeichnen kann. Noch auf einem weiteren Gebiet 
ist eine konzeptionelle Neuerung bemerkenswert, wie wir noch sehen werden: die 
systematische Einbeziehung der »Massen« in die Anwendung von Gewalt, 

Mit den drei Tendenzen der FSLN vergleichbare politische Strömungen gab es 
auch in EI Salvador, allerdings mit dem erheblichen Unterschied, daß diese hier 
als eigenständige Organisationen existierten und miteinander konkurrierten. So 
bestanden Ende der 70er Jahre drei Guerrillaorganisationen; Ende 1979 kam noch 
die KP hinzu, die sich mangels legaler politischer Alternativen für den bewaffne- 
ten Kampf entschieden hatte.!? Kurz darauf folgte eine kleinere fünfte Organisa- 
tion. Alle diese fünf Mitgliedsorganisationen der gegenwärtigen FMLN bezeich- 
nen sich als marxistisch-leninistisch (allerdings in einem anderen Sinn, als dem 
hierzulande von den MLern bekannten). 

Ende der 70er Jahre war die politische Polarisierung in der salvadorianischen Ge- 
sellschaft so weit fortgeschritten, daß die Mitte immer mehr ausdünnte und die 
stärkste Partei des Landes, die Christdemokratie, einen bedeutenden Flügel nach 
links zu verlieren drohte. Der Grund hierfür lag in den aufeinanderfolgenden 
Wahlfälschungen ab 1972, In jenem Jahr 1972 hatte der Wahlblock aus Christ- 
und Sozialdemokraten sowie den Kommunisten unter Führung Duartes vermutlich 
die meisten Stimmen erhalten, wie auch fünf Jahre später, 1977. Beidemale war er 
aber von den Streitkräften an der Regierungsübernahme gehindert worden. Auf 
den ersten Wahlbetrug war ein Putschversuch von Offizieren gefolgt, die Duarte 
in seine Rechte einsetzen wollten; beim zweiten Mal war es gar zu einem breiten 
Widerstand aus der Bevölkerung gekommen. Blutig unterdrückt wurden alle 
beide. Spätestens mit der Wiederholung der Tragödie 1977 war nicht nur jedem, 
der oppositionell gewählt hatte, klargeworden, daß seine Stimme wertlos war, 
sondern viele begannen auch, sich dagegen zur Wehr zu setzen. Es hatte sich ein 
unsichtbarer, gleichwohl folgenreicher Bruch ereignet. Innerhalb weniger Jahre 
stellten sich die Massenorganisationen der Opposition darauf ein, daß der parla- 
mentarische Weg keinen Sinn mehr hatte, Sie suchten wirkungsvollere und 
dementsprechend zumeist militantere Ausdruckformen. 

Einige Jahre zuvor hatten sich - von der Bevölkerung noch unbemerkt - die ersten 
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Guerrillaorganisationen gegründet: die »Volksbefreiungskräfte«, FPL, und das 
»Revolutionäre Volksheer«, ERP, 


Der »lange auszuhaltende Volkskrieg«: die FPL 


Die FPL war aus der Kommunistischen Partei, PCS, hervorgegangen. Ihre Wur- 
zein reichen zehn Jahre zurück. Die Auseinandersetzung über den bewaffneten 
Kampf hatte in der salvadorianischen KP schon mit der kubanischen Revolution 
eingesetzt und schließlich mit dem Austritt einiger führender Funktionäre geendet, 
Ende 1969 sei der Zeitpunkt gewesen, so Salvador Cayetano Carpio, der spätere 
FPL-Chef, an dem der Aufbau einer bewaffneten Alternative dringlich geworden 
sei. Mit der Radikalisierung der Massenkämpfe ab Ende der 60er Jahre hatte sich 
Carpio, damals KP-Generalsekretär, gegen den fortdauernden Legalismus seiner 
Partei gewandt und militantere Kampfformen befürwortet, wie sie sich in den Be- 
trieben bereits herausbildeten (Carpio 1985, 126 f£.). Nach dem (fälschlich als 
»Fußballkrieg« bekannten) 100-Tage-Krieg El Salvadors gegen Honduras 1969 
legte er aus Protest gegen die chauvinistische Haltung seiner Parte seine Füh- 
rungsämter nieder. Ab 1970 baute er eine bewaffnete Gruppe auf, die sich später 
den Namen Fuerzas Populares de Liberaciön, FPL, gab.!4 Während der ersten 
zwei Jahre trat die Gruppe nicht öffentlich in Erscheinung, Zunächst baute sie in 
städtischen Gebieten eine gewisse organisatorische Struktur auf und nutzte hierfür 
die Erfahrungen der uruguayischen Stadtguerrilla Tupamaros (Carpio 1985, 137). 
Später dehnte sie ihren Schwerpunkt auf die ländlichen Gebiete des Nordens aus 
und bereitete die Bevölkerung auf kommende bewaffnete Auseinandersetzungen 
vor. Hier orientierte sie sich am Konzept des lange auszuhaltenden Volkskriegs, 
GPP. Ab Mitte der 70er Jahre unternahm sie dann verstärkt spektakuläre Aktionen 
wie die Entführung von Botschaftern und Angehörigen der Oligarchie, um in der 
erlangten Publizität die eigenen Positionen besser bekanntmachen zu können so- 
wie die Kasse für den bevorstehenden Krieg zu füllen. Ende der 70er Jahre war sie 
zur stärksten Guerrillaorganisation geworden. Erst 1980 tauchte Carpio wieder in 
der Öffentlichkeit auf und gab sich als Vorsitzender der FPL zu erkennen. Häufig 
wurde von nun an in den Medien der kleine 60jährige mit dem spärlichen Bart als 
Ho Chi Minh El Salvadors apostrophiert. Die negativen Erfahrungen anderer la- 
teinamerikanischer Guerrillabewegungen mit dem Fokuskonzept hatten die FPL 
von Anbeginn davon abgehalten, dieses Modell zu übernehmen. 


»Wir können sagen, daß wir uns von Anfang an von dem ferngehalten haben, was als Fokuskonzept 
bekannt ist. Hierbei haben uns die Erfahrungen einiger südamerikanischer und anderer Guerrillabewe- 
gungen sehr geholfen, die einen vom Volk getrennten Weg beschritten haben und nicht versuchten, 
sich dem Volk zu nähern, um es zu organisieren, und die schließlich dem Militär unterlagen« (Carpio 
1980, 56) 

Der Aufbau verlief nicht nach dem klassischen Schema, demzufolge erst die Par- 
tei, dann deren militärische Organe entstehen, sondern begann mit der Bildung 
bewaffneter Kommandos (wie übrigens auch beim ERP, der anderen großen Gue- 
rillaorganisation). 
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»In kurzer Zeit, in Monaten, nahm unsere Organisation militärische und politische Gestalt an, obgleich 
es sich in Wirklichkeit um die Entfaltung einer Idee handelte, einer dialektischen Idee: nämlich der 
Überlegung, daß es dem Volk obliege, seine Revolution zu machen und daß wir dazu - als nebensächli- 
cher oder als unenibehrlicher Faktor - mit dem Aufbau der Guerrilla beginnen müßten. Dieser würde 
selber nur eine vorübergehende Bedeutung zukommen, denn sie war in eine allgemeine Idee eingebet- 
tet, derzufolge das Volk agiere und die dafür nötigen Kampfmittel beherrsche. (...) Diese Auffassung 
entfernte uns völlig von der Vorstellung, nach der die Guerrilla als solche die Revolution machen 
könne« (Carpio 1980, 55). 

Reale Gestalt erlangte diese Idee 1974, als sich der FPL, bzw. ihrer schnell ge- 
gründeten Massenorganisation Bloque Popular Revolucionario, BPR, der größte 
Landarbeiter- und Kleinbauernverband des Landes anschloß und somit der bloque 
zur mitgliederstärksten revolutionären Organisation des Landes wurde, 


»1974 verfügten wir über die Fähigkeit, uns den Landarbeitern und armen Bauem zuzuwenden, und 
wir erreichten eine breite Verankerung in der Bevölkerung. Das hatte zur Folge, daß sich das wirkliche 
Verhältnis zwischen Guerilla und Massenbewegung herausbilden konnte, ihre gegenseitige Beeinflus- 
sung und ihr Wechselverhältnis. Das erlaubte uns, von den mangelhaften Konzepten abzurücken, die 
wir in anderen revolutionären Organisationen gesehen hatten« (Carpio 1980, 56). 

Ab Mitte der 70er Jahre vertrat die FPL in ihren Massenorganisationen ein Kon- 
zept, das sich als »Heranführung der Massen an die Gewalt« bezeichnen ließe. In 
diesem Modell sind es vor allem die bewaffneten Milizen der FPL, die in den so- 
zialen Konflikten die »Massen« in der Ausübung der Gewalt anleiten sollen. Be- 
reits Ende 1979 kam die FPL zu dem Ergebnis, daß es ihr mit diesem Plan gelun- 
gen sei, die »Gewaltanwendung über das ganze Land auszubreiten« (FPL 1979, 
23). Dazu hatte vor allem die vom bloque geförderte »autodefensa de masas« bei- 
getragen, eine Struktur zur Selbstverteidigung der »Massen«, wie sie auch von 
anderen Organisationen aufgebaut wurde. Sie bestand aus bewaffneten Abteilun- 
gen, die der Massenbewegung angehörten und für deren Schutz zuständig waren. 
Ab 1977 hatte die staatliche Repression zugenommen, und so sollten diese Abiei- 
lungen dazu beitragen, die häufigen Massenmobilisierungen gegen Übergriffe der 
Sicherheitskräfie und des rechten paramilitärischen ORDEN abzusichern. 


»Das Konzept der revolutionären Gewalt umfaßt für uns nicht nur den militärischen Aspekt, sondern 
auch den des Kampfes der Massen. Es führte uns zur Entwicklung eines Konzepts der 
»kontinuierlichen Massenoffensive«, in der verschiedene Kampfformen miteinander verbunden wer- 
den, etwa diejenigen des einen Sektors der Bevölkerung mit denjenigen eines anderen, die der Stadt mit 
jenen des Landes und umgekehrt, die der Guerrilla mit jenen der Selbstverteidigung und diese wie- 
derum mit den Aufständen, welche mit der bewaffneten militärischen Aktion kombiniert werden« (FPL 
1980a, 6). 

Diese Konzepte waren Teil einer zusammenhängenden politisch-militärischen 
Strategie. Ihr zufolge mußten einige Bedingungen erfüllt sein, bevor der Kampf 
um die Macht beginnen könnte: 1. müsse eine einheitliche politisch-militärische 
Avantgarde bestehen (die zu dem Zeitpunkt noch nicht funktionierte), 2. ein ge- 
meinsamer strategischer Plan existieren (den es ebenfalls noch nicht gab), 3. eine 
gemeinsame außenpolitische Linie gefunden sein und 4. ein gemeinsames Kon- 
zept und vor allem ein militärischer Plan zur Machteroberung vorhanden sein. 
Gemessen an diesen Bedingung war in den Augen der Organisation die Zeit für 
den Aufstand noch lange nicht gekommen. 

Als diese Bedingungen aufgelistet wurden (1. Mai 1980) hatte die Aufstandsbe- 


Avantgarde und Massen in Mittelamerika 157 


reitschaft der »Massen« bereits ihren höchsten Punkt erreicht, und die FPL ging 
davon aus, daß der endgültige Sieg noch im selben Jahr möglich sei. Die noch zu 
lösenden Probleme wurden jedoch lediglich als organisatorische Klärungsprozesse 
unter den Avantgardeorganisationen gesehen, wie die aufgelisteten Bedingungen 
zeigen, und nicht als ein schr dynamisches gesellschaftliches Wechselverhältnis 
zwischen Avanigarden und »Massen«. Man glaubte, den Prozeß zu kontrollieren 
und den Zeitpunkt bestimmen zu können. Dementsprechend heißt es in einem 
Strategiepapier der FPL zur Machtübernahme: 

»Sind wir hierin vorangekommen (in den vier genannten Bedingungen, KDT), kann die vereinigte po- 
ktisch-militärische Führung den geeigneten Moment wählen und günstige einheimische und internatio- 
nale Gegebenheiten ausnutzen« (FPL 1980a, 16). 

Der von den Organisationen dann schließlich als geeignet angeschene Moment 
(10. Januar 1981) kam für die »Massen« zu spät. Diese hatten schon ein Dreivier- 
teljahr zuvor vergeblich auf die Initiative der Guerrilla gewartet, um sich ihr an- 
schließen zu können. Es war der Guerrilla damals schlichtweg nicht gelungen, 
diesen Moment zu erkennen, geschweige denn ihn auszunutzen, und zwar keiner 
der bewaffneten Organisationen. Sie befürchteten, ein zu frühes Losschlagen 
müsse in ein Blutbad und in die Niederlage führen, mit jahrzehntelangen Nach- 
wirkungen, wie 1932 schon einmal geschehen. Die Massenbewegungen ihrerseits 
hatten im Laufe .des Jahres 1980 einen großen Streik nach dem anderen durchge- 
führt, jeweils mit dem Charakter von Generalproben für den Aufstand.5 Im Sep- 
tember 1980 brach dann diese Bewegung ab; die staatliche Repression verlangte 
zu hohe Opfer, Als sich die Guerrillaorganisationen schließlich für ausreichend 
vorbereitet hielten, hatten die Massenorganisationen ihre Kräfte bereits ver- 
braucht; viele ihrer Mitglieder hatten mittlerweile den Arbeitsplatz verloren. Der 
Streikaufruf zur Großoffensive im Januar 1981 endete in einem Fiasko, 

Hier zeigt sich erneut, daß der geeignete Zeitpunkt vom Verhalten der »Massen« 
abhängt und nicht von den Organisationen nach ihren eigenen Erfordernissen be- 
stimmt werden kann. In Nicaragua hatte die bewaffneie Bewegung nicht nur den 
aus der Bereitschaft der »Massen« und aus ihren eigenen Möglichkeiten zu er- 
mittelnden Zeitpunkt sehr günstig getroffen, sondern sich zugleich in einen Kata- 
lysator statt in eine Bremse des Aufstandsprozesses verwandelt. In El Salvador 
war das Gegenteil der Fall. Es waren nicht nur die ungelösten praktischen Pro- 
bleme, die hier das Verpassen des Zeitpunkts bewirkten. Anders als in Nicaragua 
waren einige der Guerrillaorganisationen in sehr schematischen Vorstellungen 
tiber den Weg zur Machtübernahme befangen, etwa in der Illusion über die eigene 
Führungsrolle. Und ebenfalls anders als in Nicaragua bestanden hier große Volks- 
organisationen, die wiederum so eng mit der Guerrilla verbunden waren, daß eine 
eigenständige Rolle der Massenbewegung nicht zustande kam. Die Volksorgani- 
sationen hatten sich unter großen Kosten auf den Moment vorbereitet, an dem die 
Guerrilla losschlagen würde. Aber da die Guerrilla, anders als in Nicaragua, mit 
keinem spontanen Aufstandsprozeß konfrontiert war, blieb sie weiterhin in der 
Lage, den Zeitpunkt zu kontrollieren - und zu verpassen. 
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Die Vermutung legt nahe, daß das funktionalisierende Verhältnis zu den »Mas- 
sen«, wie es die meisten Guerrillaorganisationen in ihrem marxistisch-leninisti- 
schen Selbstverständnis pflegen, ein befruchtendes Wechselverhältnis ausschließt. 
Es lag m. E. vor allem an der einbahnstraßenartig praktizierten Kommunikation 
mit den »Massen«, weshalb die Guerrilla nicht in der Lage war, ihre Chance 
wahrzunehmen. Bei aller konzeptionellen Kreativität, die die FMLN zur stärksten 
Guerrilla Lateinamerikas machte, erweist sich wieder einmal die Einbeziehung der 
Bevölkerung als aktiver Faktor als das am schwierigsten zu lösende Problem. 
Nach Abschluß der mehrtägigen Großoffensive, die am 10.1. 1981 begann, fühlte 
sich die FPL in ihrem GPP-Konzept bestätigt. Sie hatte noch bis Mitte Dezember 
1980 den Januartermin für verfrüht gehalten. Getreu dieser Linie hatte kurz darauf 
Cayetano Carpio die Grundzüge seines Konzepts ganz so wiederholt, als ob es in 
der Kampfbereitschaft der »Massen« nicht die dramatischen Einbrüche gegeben 
hätte, die vor allem in der Hauptstadt San Salvador zum Scheitern der Offensive 
geführt hatten: 


»Wir betrachten die allgemeine Volkserhebung nicht als den Anfang der entscheidenden Schlachten. 
Die allgemeine Volkserhebung wird am Ende stehen.« Unbeeindruckt vom Zusammenbruch der 
Streikbereitschaft erklärte er weiter, daß »natürlich auch der Generalsireik bestimmte Bedingungen 
braucht, um zum höchsten Ausdruck zu gelangen. Eine davon ist, über eine wachsende Militärmacht zu 
verfügen. Wir sind völlig sicher, daß der Zeitpunkt kommen wird, und zwar in nicht schr ferner Zeit, an 
dem das ganze Volk am Generalstreik teilnehmen wird« (Carpio 1981). 


Auch dieser Zeitpunkt kam dann nicht mehr. Wie erfolgreich eine flexiblere Re- 
aktion auf den Massenwillen sein kann, war in Nicaragua gerade vor Augen ge- 
führt worden. Bemerkenswerterweise jedoch befaßte sich die FPL-Guerrilla nicht 
mit diesem Beispiel. Im Gegenteil, man begegnete dem Weg der Nicaraguaner 
stattdessen mit Skepsis: 


»Vor dem Sieg herrschte gegenüber den tercerisias und proletarios viel Skepsis vor, weil die sich nicht 
mit der Strategie des lange auszuhaltenden Volkskriegs identifizierten. Unsere Haltung (der FPL, KDT} 
änderte sich ein wenig vor und ein wenig nach dem Sieg, aber im wesentlichen gelang es uns nicht, die 
Erfahrungen richtig aufzunehmen. Das drückte sich darin aus, daß unsere Strategie keine grundlegen- 
den Veränderungen durch dieses Ereignis erfuhr« (Guardado 1989a, 19). 


Zehn Jahre später, 1989, zieht der damalige Protagonist dieser Politik eine kriti- 
sche Bilanz des GPP-Konzepts: 


»Für mich liegt das grundlegende Problem darin, daß wir uns das Konzept des lange auszuhalienden 
Volkskriegs schematisch vorgestellt haben. Wir hatten eine Reihe von Prinzipien, die für uns sehr 
wichtig waren; das hemmte dich und es behinderte uns in Situationen, in denen wir über enorme Stärke 
verfügten, die uns Spielraum für größere Flexibilität gegeben hätte. Dogmatismus, Schematismus und 
die geradlinige Vorstellung von Strategie lasteten schwer, und das machie es uns damals unmöglich, 
den richtigen Weg zu finden« (Guardado 1989a, 21). 


Die Mängel des GPP-Konzepts sind also - wie schon in Nicaragua - auch in der 
salvadorianischen Guerrilia zutagegetreten. In die aktuelle Guerrillastrategie nicht 
nur der FPL, sondern der FMLN insgesamt sind mittlerweile entsprechende Kor- 
rekturen eingegangen. Ein wichtiges Korrektiv stellen die Erfahrungen der zwei- 
ten großen Guerrillaorganisation dar, des ERP. 
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Vom Militarismus zum Aufstandskonzept: das ERP 


Beim ERP ist in den ersten Jahren ein verbindliches Guerrillakonzept nicht er- 
kennbar. Das ERP verstand sich Anfang der 70er Jahre vor allem als Negation all 
dessen, was in der damaligen radikalen Linken als »die Partei« angesehen wurde, 
wobei die KP als das Objekt des Abscheus diente. Für das ERP stand bis etwa 
1974 die deutliche Abkehr von diesem organisatorischen Modell im Vordergrund, 
Dem stelite es ein Verständnis von bewaffnetem Kampf entgegen, das in den An- 
fangsjahren zunehmend militaristische Züge annahm. Zwar ging es dem ERP auch 
um den Aufbau einer revolutionären Partei, doch fristet diese noch heute ein 
Schattendasein. 

Nach Auffassung der RN, ursprünglich noch Teil des ERP, hat sich die damalige 
politische Vorstellungswelt des ERP und seiner »Partei« PRS, Partido de la Re- 
voluciön Salvadorefa, darauf reduziert, daß der beste Guerrillero zugleich der be- 
ste Revolutionär sei. So nehme es nicht wunder, daß gemäß dem militärischen Or- 
ganisationszweck des ERP/PRS die Organisation auch wesentlich mit dem Mittel 
militärischer Über- und Unterordnung geführt und die gesamte Struktur durch mi- 
litärische Disziplin zusammengehalten worden sei. Der totale Respekt vor der 
Autorität des militärischen Führers habe das Innenleben der Organisation geregelt. 
Politische Diskussionen hätten nicht zu diesem Leben gehört, Infragestellungen 
schon gar nicht (RN 1976, 9). Im Maße, wie das politische Leben ausgetrocknet 
sei, habe die Basis der Organisation nurmehr als Gefolgschaft fungiert. Die sog. 
Nationale Leitung, die sich als politische Führung behaupten wollte, sei bei die- 
sem Versuch auf eine militärische Struktur getroffen, die die politischen Anwei- 
sungen in eine militärische Disziplinarhierarchie umgesetzt habe. So habe die Na- 
tionale Leitung ihren Einfluß auf die Mitgliedschaft bald zugunsten des militäri- 
schen Oberbefehls schwinden sehen, der als ein nominell untergeordnetes Organ 
ihr gegenüberstand und zunehmend selbständig agiert habe (RN 1976, 9 £.). 

Mit der Zeit, gegen 1973/74, bildete sich innerhalb der Führungsriege des ERP 
Kritik am eigenen Militarismus heraus. Zugleich war die gewerkschaftliche Be- 
wegung angewachsen, so daß die Frage des Aufbaus von Massenorganisationen 
und die der Bündnispolitik auf der Tagesordnung standen. Die militaristische Li- 
nie setzte sich von entsprechenden Überlegungen in der eigenen Organisation mit 
einer zunehmenden Kritik an politischer Massenarbeit, an der KP, an den soziali- 
stischen Ländern und am Revisionismus überhaupt zur Wehr. Diese die Politik der 
Organisation bestimmende Tendenz verstand dann ihren Aktionismus als revolu- 
tionäre Alternative zur KP im eigenen Land und zum »revisionistischen« Kuba 
(PRS 1978, 32 £.). 

Sie betrachtete sich der internationalen marxistisch-leninistischen Weltbewegung 
zugehörig, tendierte also in dieser Zeit zum Maoismus (PRS 1977, 1; RN 1976, 
12 £.). Bis 1976/77 beschäftigte sich die Organisation mit internen Machtkämpfen 
um ihre Führungsorgane, was verheerende Folgen hatte. Der Militarismus inner- 
halb der Organisation richtete sich bald nicht mehr nur gegen den äußeren Feind, 
sondern wurde zum Mittel innerorganisatorischer Auseinandersetzungen, beson- 
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ders gegen diejenigen, die die politische Arbeit in das Guerrillakonzept einbezie- 
hen wollten. Ihr bekanntester Vertreier war der Poet Roque Dalton, der aus diesem 
Grund von der damaligen Führung der Partei 1975 zum Tode verurteilt und er- 
mordet wurde.!$ Ein Sturm der Empörung brach in Lateinamerika und besonders 
Mittelamerika los und verwies das ERP in den Folgejahren in die politische Be- 
deutungslosigkeit. 

Nach einer umfassenden Kritik am Militarismus in der Organisation vollzog das 
ERP 1977 eine Wende. Die Präsidentschaftswahlen desselben Jahres waren wie- 
derum von einem enormen Wahlbeirug begleitet, der eine massive Mobilisierung 
der Bevölkerung gegen den Wahlausgang zur Folge hatte. Das ERP hatte bis da- 
hin, wenn von »Massen« die Rede war, diese in seine militärische Struktur einzu- 
binden versucht (PRS 1978, 64). Verhälinismäßig spät erst beschloß man, die Un- 
zufriedenheit in der Bevölkerung für den Aufbau eigener ziviler sog. Massenorga- 
nisationen zu nutzen, den Ligas Populares 28 de Febrero, LP-28, der dann relativ 
erfolgreich verlief. Damit hatte auch das ERP die strategische Wende von einer 
rein militärischen Guerrilla zu einer politisch-militärischen Frontorganisation 
vollzogen, die nun darauf setzte, unterschiedliche Bevölkerungsschichten mit ver- 
schiedenen - eben auch zivilen - Protestformen in ihre Revolutionsstrategie einzu- 
binden. 

Joaquin Villalobos, nach der Umorientierung Chef des ERP, bezeichnete 1980 die 
neue Ausrichtung als Strategie des revolutionären Volkskriegs, ein Konzept, das 
im Unterschied zum GPP-Modell den baldigen Volksaufstand ins Zentrum stellt. 
Damit korrespondiert, daß das ERP die subjektiven Bedingungen bereits für gege- 
ben hielt, und jene Ziele, die in den anderen Organisationen als langfristige ange- 
sehen werden, hier als kurz bis mittelfristig erreichbar galten. 


»In der gegenwärtigen Phase der Entfesselung des revolutionären Volkskrieges orientiert sich das ERP 
an einem Aufstandskonzept (...)« und geht davon aus, daß »ausreichende Bedingungen vorhanden sind, 
um von der Phase des Guerrillakrieges und der Schaffung eines strategischen Heeres zu einer Phase 
überzugehen, deren Grundlage ist: die beschleunigte Enfaltung eines Aufstandsprozesses, den wir auf 
kurz- bis mittelfristige Sicht annehmen« (Villalobos 1980, 125 £.). 

Wie schon in Nicaragua, zeigen sich auch hier als die zwei großen beherrschenden 
Guerrillakonzepte nach Che Guevara, das des lange auszuhaltenden Volkskriegs 
und das Aufstandskonzept. Theoretisch betrachtet können beide Konzepte sich 
durchaus ergänzen, doch wenn sie in Form konkurrierender Organisationen auf- 
treten, wie es in El Salvador der Fall war, wird daraus ein schwieriges Unterfan- 
gen. Die Vorbereitung des Aufstands hatte sich 1980 auch deshalb immer länger 
hingezogen. Der Druck der Bevölkerung nahm infolge der gleichzeitig drastisch 
verstärkten Repression in den Städten bereits wieder ab, als die Guerrilla sich 
noch mit großen Schwierigkeiten konfrontiert sah: 

»Ähnlich dem ERP, das hauptsächlich in Morazän und der FPL, die in Chalatenango und anderen Pro- 
vinzen ihre Schwerpunkte hat, sind auch die anderen beiden Guenillaorganisationen FARN und PC 
bisher noch regional gebunden. Um einen nationalen Aufstand ausrufen zu können, müssen alle Regio- 
nen geographisch und zeitlich koordiniert werden. Doch nicht nur das: Die vier Organisationen stehen 


vor der schweren Aufgabe, ihre politischen Unterschiede zunehmend zu überwinden, um zur gemein- 
samen Aktion zu gelangen. Daher ist der allgemeine Kriegsplan, der gegenwärtig erarbeitet wird 
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(August 1980, KDT), nicht nur die technische Planung des Aufstandes, sondem zugleich eine politi- 
sche Vereinheitlichung. Die Tatsache, daß der Plan noch nicht vorliegt, hat vor allem darin seinen 
Grund. Es scheint, als eb die Hauptschwierigkeiten in der Vorbereitung des Aufstands nicht im militä- 
rischen, sondern im politischen Bereich liegen« (Tangermann 1980, 158). 

‘Die mangelnde Bereitschaft oder Fähigkeit, die zwischen den Guerrillaorganisa- 
tionen bestehenden Differenzen in Strategie und Taktik zurückzustellen und recht- 
zeitig ein gemeinsames Aufstandskonzept zustandezubekommen, um die massen- 

hafte Aufstandsbereitschaft auszunutzen, war allen Organisationen eigen. So sagt 
auch Villalobos: 


»Wir vermochten die günstige Gelegenheit im März 1980 nicht auszunutzen, weil es uns nicht gelun- 
gen war, zu einem Mindestmaß an Einheit zu finden, und weil wir daher auf kein einheitliches Konzept 
für eine politische Strategie zurückgreifen konnten« (Villalobos, in Gabriel 1988, 110). 
Rückblickend sind die Verantwortlichen sowohl des ERP wie auch der FPL der 
Meinung, daß sie, obgleich der Mangel an Waffen erst ab etwa Oktober 1980, also 
kurz vor der großen Offensive, behoben werden konnte (Guardado 1989b), bei ge- 
schickterem Vorgehen durchaus eine reale Chance zum Sieg gehabt hätten 
(Villalobos 1985, 142; Guardado 1989b). 

Ein abstakter politischer Radikalismus der beiden Organisationen trug zum Ver- 
passen der einmaligen Chance bei. Der Reformpuisch der jungen Offiziere 1979 
hatte die Möglichkeit eines hegemonialen, wenngleich pluralistischen Blocks der 
Linkskräfte geboten. Vermutlich war in der salvadorianischen Geschichte die 
Chance zur Entmachtung der militärischen Rechten und der Oligarchie noch nie 
so groß gewesen wie Ende 1979 und 1980. 

Objektiv stand der Hauptfeind nach wie vor rechts, auch für die revolutionäre 
Linke. Nicht, daß ihr das unklar gewesen wäre, dennoch versuchte sie, die neuen 
Machthaber als Fortsetzung der Diktatur darzustellen. Sie befürchtete offenbar, 
ein Bündnis mit den Reformisten könnte einen revolutionären Ausgang mögli- 
cherweise behindern. Die revolutionären Organisationen verwiesen daher auf die 
weiterhin ungelösten Fälle der Verschwundenen, die politischen Gefangenen und 
auf die massenhafien Morde durch die Sicherheitskräfte, um die Glaubwürdigkeit 
der Reformisten zu unterminieren. Diese Morde waren von der militärischen 
Rechten verübt worden, um ebendasselbe Ziel zu erreichen: dem Reformprojekt 
Legitimität zu entziehen. Einige der Organisationen setzten zwar auf einen neuer- 
lichen Linksputsch in den Streitkräften (RN, später ERP), der ihnen als Auf- 
standssignal gedient hätte, andere jedoch lehnten jede Kooperation entschieden ab 
(FPL). Das Resultat jedenfalls war, daß es zu diesem revolutionär-reformistischen 
Block nicht kam, die Reformisten isoliert blieben und bald geschlagen wurden 
und den Revolutionären so der wichtigste mögliche Bündnispartner abhanden 
kam. Eine vergleichbare Chance kehrte später nicht wieder. Die FMLN mußte 
hiernach eine völlig neue Bündnispolitik entwickeln. 

Im Zuge der folgenden Vereinheitlichung der fünf Organisationen zur FMLN ist 
eine engere Zusammenarbeit untereinander entstanden. Keines der bisherigen 
Konzepte, GPP, Aufstandstendenz oder andere, scheint sich mehr rein durchsetzen 
zu können. Am deutlichsten erkennbar ist wohl der allmähliche Rückgang des 
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GPP-Konzepts seit 1981, zumindest in seiner von Carpio vertretenen Form.!7 So 
stellte Ana Guadalupe Martinez fest: 

»Die FMLN ist weder die FPL noch das ERP allein, sondern auch die anderen Kräfte, und da die Pro- 
jekte mehrheitlich durchgesetzt werden, ist das politische Konzept eben nicht das des guerra popular 


prolongada. Wir glauben daher, es wird uns gelingen (den Krieg angesichts der hohen Opfer schnell zu 
beenden - KDT))« (Martinez 1981). 


Die revolutionären Massenorganisationen 


Ende der 70er Jahre war in El Salvador die Massenbewegung in hohem Grade or- 
ganisiert. Das historisch Neue an der salvadorianischen Erfahrung auf diesem Ge- 
biet liegt in der gelungenen Verknüpfung von bewaffneter Bewegung mit den 
sog. »Massen«. Zum ersten Mal wurde der schon im Fokuskonzept aufgestellte 
und in der Theorie des lange auszuhaltenden Volkskriegs erweitert formulierte 
Anspruch einer Verankerung in den »Massen« in eine organische Verbindung 
überführt, d. h. in eine, in der sich beide Elemente nicht äußerlich gegenüberste- 
hen: 

In El Salvador war es die Guerrilla selbst, die die später so bedeutende Massen- 
bewegung gegründet, politisch beeinflußt und mit ihren eigenen Aktionen eng ko- 
ordiniert hat. Konzeptionell drückte sich das darin aus, daß die Guerrilla die 
»Massen« nicht vorrangig für ihre eigenen Interessen funktionalisierte, sondern 
diese zu einer eigenständigen Reaktion auf die Realität im Lande zu motivieren 
suchte. Der frühere Chef des BPR, Facundo Guardo, berichtet, seine Guerrillaor- 
ganisationen, die FPL, habe nicht nur die besten Leute aus der Massenbewegung 
nicht in die Guerrilla abgezogen, wie es in anderen Guerillaorganisationen üblich 
ist, sondern sie hätten im Gegenmteil sogar den Aufbau der FPL-Guerrilla hintan- 
gestellt, um deren beste Leute zur politischen Massenarbeit, zur Abhaltung von 
Seminaren auf dem Land etwa, zu delegieren. Ziel sei nicht Rekrutierung für die 
FPL gewesen, sondern es sei in diesen Seminaren um die Entfaltung des Bewußt- 
seins über die aktuelle Lage der Landarbeiter und Kleinbauern gegangen: 


»Im wesentlichen ging es um die Erklärung der Lage im Lande, um die Frage der Oligarchie, um die 
Charakteristika der Regierung, der Diktaturen, der bestehenden politischen Kräfte und der Einschät- 
zung der Möglichkeiten, die wir darin wahrnehmen könnten. Nach diesen Erklärungen stellten wir vor, 
was wir als die Altemative des Kampfes bezeichneten« (Guardado 1989a, 9). 

Es sei nicht darum gegangen, Kader für den bewaffneten Kampf oder dessen logi- 
stisches Umfeld zu gewinnen, sondern vorrangig darum, eine starke revolutionäre 
Massenbewegung zu initileren: 


»Wir gingen von der Idee aus, daß wir für eine breite, mächtige, zum Wandel bereite radikalisierte 
Massenbewegung nicht einen, nicht zehn, sondern Tausende von Kämpfer benötigten und Hunderte 
von auf diesem Gebiet erfahrenen Führem. Und das gelang uns« (Guardado 1989a, 8 £.). 

Diese Art politischer Arbeit war bislang traditionell von nicht-militärischen Orga- 
nisationen betrieben worden, von Gewerkschaften oder Parteien, die dabei aller- 
dings den bewaffneten Weg ablehnten oder gar bekämpften. Im geschilderten Fall 
wurden politische Arbeit und bewaffnete Perspektive erstmals in großem Stil mit- 
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einander verknüpft. Das hatte erhebliche Konsequenzen. Die »Massen« waren an- 
gesichts der sozialen und politischen Lage im Land ohne weiteres bereit, über das 
nutzlose parlamentarische Spiel und über bestimmte Schranken der Legalität hin- 
auszugehen. Dazu hatte paradoxerweise gerade die Katholische Kirche beigetra- 
gen, die selber großen Wert auf gewaltfreies Handeln legte. Und zwar hatten in 
Folge der Postulate von sozialer Gleichheit und Gerechtigkeit des II. Vatikani- 
schen Konzils die Kirchen auf dem Land begonnen, die Bauern in ihren Forderun- 
gen zu unterstützen und zu organisieren. Gleichzeitig stellte aber die Beschrän- 
kung der Kirche auf gewalifreies Handeln ein Hindernis für diesen Aufbruch dar. 
Den anschließenden Schritt darüber hinaus betrieben die Organisationen und mit 
ihnen eine große Zahl mittlerweile selbstbewußter und radikalisierter Landbewoh- 
ner. 

Wie schon erwähnt, hatie die größte Chance für den Aufstand Anfang 1980 be- 
standen. Im Hinblick auf die »Massen« erschienen die Voraussetzungen damals in 
El Salvador günstiger als sie es jemals in Nicaragua gewesen, waren, vor allem 
wegen des hohen Mitgliedsstands der revolutionären Organisationen. Dieser rie- 
sige Machtfaktor wurde jedoch nicht eingesetzt. Die Führungen der Volksorgani- 
sationen spiegelten die Haltung zu den »Massen« wider, die von der Guerrilla 
eingenommen wurde, mit der sie in enger Verbindung standen. In der Frage eines 
von den Volksorganisationen zu bestimmenden Aufstandszeitpunkts ging von de- 
ren Führung nur mäßiger Druck aus. Der ehemalige BPR-Versitzende: 

»Der Zeitpunkt, uns mit allen Kräften zu erheben, war Ende 79, Anfang 80. Die Leute forderten Waf- 
fen, und zwar nicht einzeln, sondem massiv. Sie gaben eine Frist vor und sagten, daß es so nicht wei- 
tergehen könne und man zum bewaffneten Kampf übergehen müsse. Hunderte, Tausende sagten: Auf 
zum Krieg! Wir aber hatten absurderweise keine Vorsorge für diese Gelegenheit zur Eroberung der 
Macht getroffen« (Guardado 1989a, 17). 

Der scheinbare Vorteil, den die Aufstandsbewegung El Salvadors gegenüber der 
nicaraguanischen hatte, erweist sich also bei genauerem Hinsehen eher als Nach- 
teil. Es scheint nämlich so, als ob die Massenbewegung aufgrund ihrer festen An- 
bindung an die Guerrilla die Eigenständigkeit und damit ihre Fähigkeit verloren 
hatte, von sich aus eine Synthese von Volksaufstand und bewaffnetem Kampf 
herbeizuführen. 

Die staatliche Repression hatte sich nach dem Putsch der jungen Offiziere am 
15. 10. 1979 dramatisch gesteigert, so daß sehr viele Menschen aus Dörfern und 
Städten in abgelegenere Landesteile oder in die Berge geflüchtet waren; ein 
Strom, der bald 10% der Gesamtbevölerung erfaßte (eine halbe Million Men- 
schen). Sie gingen aufgrund der Bedrohung für Leib und Leben fort. So lag es für 
viele von ihnen nahe, zum Selbstschutz nach Waffen zu verlangen. Eine andere 
Möglichkeit gab es für sich nicht mehr, besonders, wenn sie als Mitglieder linker 
Organisationen bekannt waren. Im Laufe des Jahres drängte es immer mehr Men- 
schen in die Guerrilla. Es war dieser rasch gewachsenen militärischen Stärke zu 
verdanken, daß aus der Januaroffensive von 1981 zumindest militärisch ein großer 
Erfolg wurde. Die soziale Auseinandersetzung konnte weiterhin ausgetragen wer- 
den, in den folgenden Jahren allerdings in der militärischen Form des Krieges. 
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4, Bewaffneter Kampf für die Demokratie 


Die Massenbewegung war verschwunden, Tausende ihrer besten Aktivisten er- 
mordet worden. Demenstprechend standen die Fragen des Verhältnisses von be- 
waffneter Organisation zu den »Massen« lange Zeit nicht im Vordergrund. Ab 
etwa 1987 änderte sich das allmählich. Mit der Zeit war eine neue Bewegung ent- 
standen, die jedoch weder inhaltlich noch organisatorisch an die chemalige Bewe- 
gung anknüpfıe, 

Den bisher umfassendsten Versuch, Massenbewegung und Guernlla wieder zu 
synchronisieren, stellte eine große Offensive im November 1989 dar. Doch ob- 
gleich sie äußerlich an 1981 erinnerte und einige FMLN-Führer nach den ersten 
beiden erfolgreichen Tagen auch der Meinung waren, die Kräfte könnten mögli- 
cherweise doch zur Machtübernahme ausreichen, hatte sich zumindest das unmit- 
telbare Ziel bereits seit längerem gewandelt. Es ging nicht mehr um die Eroberung 
der Macht, sondern um die Erzwingung von Verhandlungen mit der Regierung, 
die bestimmte Veränderungen der Gesellschaft zum Ziel hatten. Etwa seit Mitte 
der &0er Jahre ist die FMLN nicht mehr der Meinung, militärisch vor einem baldi- 
gen Sieg zu stehen. Die Guerrilla forderte auch nicht mehr die Teilung der Macht, 
noch die Integration der Guerrillaverbände in die Streitkräfte. Das Projekt hat sich 
von einem revolutionär-sozialistischen in ein demokratisches gewandelt, 

In den ersten drei Tagen war die Offensive von Teilen der Bevölkerung so massiv 
unterstützt worden, daß die hiervon überraschte FMLN-Leitung zur »totalen Of- 
fensive« aufrief, Die Erhebung fand aber nicht statt. Als dann, von der FMLN of- 
fenbar unerwartet, die Luftwaffe die Armenviertel bombardierte, flüchtete die Be- 
völkerung unter großen Opfern und die Guerrilla zog sich mit ihr zurück. Militä- 
isch war die Offensive ein Indiz für die ungebrochene Stärke der FMLN. In den 
Massenorganisatonen und den Kirchen jedoch wurde intern auch deutliche Kritik 
an einer Planung laut, in der die Zivilbevölkerung die weitaus höchsten Opfer zu 
tragen hatte. Das Verhältnis der Bevölkerung zur FMLN hat hierdurch eine emp- 
findliche Störung erfahren. 

Mit dem Wandel des angestrebten Gesellschaftismodells hat sich auch die Bünd- 
nispolitik geändert. Sie hat ihren revolutionären Anspruch aufgegeben und zielt 
auf ein breiteres gesellschaftliches Spektrum als bisher. Dementsprechend erhebt 
die FMLN wirtschaftliche und soziale Forderungen, die in der einen oder anderen 
Weise auch von anderen gesellschaftlichen Kräften unterstützt werden können. Es 
findet gegenwärtig auch eine breite national Debatte über diese Forderungen statt, 
die bis hin zur Christdemokratie auf Zustimmung stoßen. Die Herstellung der 
Spielräume für diese Debatte sind das Werk der Guerrilla, die ihrerseits versucht, 
die erzielten Gemeinsamkeiten am Verhandlungstisch mit der Regierung durch- 
zusetzen. 

Die Politisch-Diplomatische Kommission der FMLN ist der Meinung, daß die 
FMLN längst nicht mehr allein gegen eine ARENA-Regierung stehe und sich der 
Rest der Gesellschaft indifferent abseits halte, sondern daß das von ihr vertretene 
Lager inzwischen so breit sei, daß die Regierung und die von ihr vertretenen In- 
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teressen gesellschaftlich isoliert seien. Ana Guadalupe Martinez: 


»Es ist der Zeitpunkt für eine Politk auf der Grundlage allgemeiner Übereinstimmung und der Bildung 
einer dementsprechenden Regierung gekommen. Wir brauchen einen viel umfassenderen Verhand- 
lungstisch, an dem die Oppositionsparteien, die gewerkschaftlichen und berufsständischen Gruppierun- 
gen, die EMLN, die Regierung und die Streitkräfte teilnehmen« (in Gabriel et al. 1990, 83). 


Nicht nur die Massenbewegung mit ihren Volksorganisationen, auch die Guerrilla 
steht in einem anderen Bezug zum veränderten Ziel. Doch der entscheidende 
Rückhalt kann bei allem Wandel in der Bündnispolitik für die Guerrilla nur in der 
Massenbewegung liegen. Das Verhältnis beider zueinander wird auch unter den 
veränderten Bedingungen letztlich den Ausschlag darüber geben, ob die nunmehr 
breite Opposition ihre Forderungen weiterhin mit Nachdruck vertreten können 
wird oder nicht. 


Anmerkungen 


i In den Worten Ch& Guevaras: »Man muß nicht immer warten, bis alle Bedingungen für eine 
Revolution herangereift sind, die Führung des Aufstandes kann solche Bedingungen selbst schaf- 
fen« (Guevara 1986a, il). 

2 Joaquin Villalobos zehn Jahre später: »Vor kurzem haben wir die Proklamation der Armee vom 
15. Oktober 1979 durchgesehen: Die ist tatsächlich radikaler als unser Programm.« ıaz v. 
21. 10. 1989 

3 Dazu trug die Persönlichkeit Che Guevaras wesentlich bei. In welcher Guerrilla auch immer galt er 
als Verkörperung des hombre nuevo (»neuen Menschen«). Wie unmittelbar dieses Vorbild auch in 
der nicaraguanischen Guerrilla gewirkt hat, beschreibt einer ihrer Führer: Cabezas 1982, 99f., 106 
ff, 

4 Es waren sehr eingehend besser geeignete Terrains in Bolivien untersucht worden. Nach dem 
Vorschlag, in einem anderen Gebiet zu operieren, kümmerte sich Guevara nicht mehr um dessen 
genaue Bedingungen, Als er sich im Frühjahr 1967 darüber klar wurde, wie ungeeignet es war, war 
es für eine Revision zu spät. Die Änderung gründete übrigens vor allem in der Furcht der Gruppe 
vor der bolivianischen KP, die über das Vorhaben informiert war und der man Verrat zutraute 
(Debray 1983, 82 ff.). 

5  Ebendiese Kritik, die später auch an der Guerrilla Che Guevaras geübt wurde, hatte bereits Hector 
Bejar, einer der Protagonisten der peruanischen ELN-Gueriilla, geübt, die eineinhalb Jahre zuvor 
eine schwere Niederlage erlitten hatte. B&jar 1970, 122 

6 Üblicherweise wird dieses Konzept auf deutsch als »lange anhaltender Volkskrieg« oder auch als 

»verlängerter« bezeichnet, was auch dem spanischen »prolongada« entspricht. Mao, von dem der 

Begriff stammt, spricht jedoch nicht einfach von einem langen, sondern einem Krieg, dessen 

Länge man durchsteht. Er hat ihn daher als lange auszuhaltenden bezeichnet und dabei auf das 

Aufgezwungen-sein und das Aushalten-können dieses Krieges Gewicht gelegt. Diese Klarstellung 

findet sich bei Schickel 1979, 140 £. Ich schließe mich ihr an. 

Zu Guatemala: Worsley 1979, 75. Zu Nicaragua: Borge 1980, 43 

»Obgleich die Vorbereitung (auf die Guerrillaaktion, KDT) im Vergleich zur bewaffneten 

Bewegung der FSLN von 1963 (der ersten Guernillaaktion, KDT) einen Fortschritt im Örganisato- 

rischen darstellte, so war sie hinsichtlich der politischen und militärischen Taktik kein emsthafter 

Fortschritt« (Fonseca 1982a, 89). Die Neuorientierung war allerdings bereits ins Auge gefaßt wor- 

den, und so bildete dann die Aktion von Pancasän den Wendepunkt in der Guerrillastrategie der 

FSLN: »Wir hatten schon eine kritische Analyse des Fokuskonzepts erarbeitet, das unter den 

Kämpfern für die nationale Befreiung so viel Enthusiasmus hervorgerufen hatte und dem Carlos 

Fonseca und wir alle aber mit etwas mehr Mißtrauen gegenüberstanden. Diese kritische Analyse 


a 
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war uns bei der Suche nach einer geeigneten Strategie schr nützlich« (Borge 1983, 9). 

9 Ruiz 1980, 14. Auf die Aneignung besonders der vieinamesischen Erfahrungen weist Gilly hin: 
1980, 107 £, Formell wurde das GPP-Konzept 1968 angenommen (Nolan 1984, 35). 

10 Die Terceristas haben seit 1974 (als sie noch gar nicht so hießen) zahlreiche aufstandsfördemde 
Aktionen durchgeführt. Vor der Abspaltung der Terceristas hatte es schon eine frühere gegeben, 
Die sog. proletarische Tendenz hatte die organisierende Arbeit unter dem städtischen Proletariat 
zur zentralen Achse ihrer Perspektive der Machteroberung gemacht und sich selbständig 
konstituiert. 

11 Wen es interessiert, wie der Aufstand in der Haupistadt ablief und wie weit hier die Selbstor- 
ganisation auch außerhalb der FSLN statifand, lese Röger Mendieta Alfaro: El ültimo marine, La 
caida de Somoza. Managua 1979 

12 Einen Teil des strategischen Konzepts des »langs auszuhaltenden Volkskriegs«, wie Humberto 
Ortega es sieht, macht die »Aufstandsstrategie« (estrategia insurreccional) aus, einen anderen die 
»Strategie des langandauemden Widerstands«; beide können Wege zur Machteroberung sein 
(Ortega 0.J., 126). Als sich später in der Bevölkerung die Aufstandsneigung verstärkte, übemah- 
men die Guerrilleros um Ortega die Bezeichnung »tendencia insurreccionista« als Namen für ihre 
Strömung, die theoretisch einen Teil des GPP-Konzepts bildet. Gegen den Vorwurf, derartige »vo- 
luntaristische« Aktionen seien »unverantwortlich«, der besonders vom Chef der »proletarios«, 
Jaime Wheelock, erhoben wurde, weil die Nationalgarde als Antwort jedesmal eine große Anzahl 
Menschen töte und weil die FSLN sich dadurch von den Massen isoliere, stand die Tatsache, daß 
die Bevölkerung sich jeweils in Scharen der FSLN anschloß und die FSLN sehr bald als einzige 
potente Altemative zur Diktatur akzeptiert wurde. Tatsächlich stellten die von der FSLN koordi- 
nierten Aufstände - und nicht die Ruhepausen - die entscheidende Kräfteakkumulation dar (s. auch 
Nolan 1984, 94). Für die Kritik aus den Reihen der GPP hatte Ortega nur Spott übrig: Die GPP 
würde in den Bergzeniren, die femab der politischen und militärischen Probleme lägen, »nur die 
Moskitos und die Härten des eigenen Guerrillalebens bekämpfen« (zit. bei Nolan 1984, 96). 

13 Die nicaraguanischen Kommunisten wollten nach wie vor mit dem bewaffneten Kampf wenig zu 
tun haben. Demgegenüber hatte die KP Guatemalas schon 1966 beschlossen, den bewaffneten 
Kampf zu unterstützen (Sonntag 1968, 68), die KP EI Salvadors folgte ihr 1979. 

14 Theoretisch sind die FPL die Partei, während die »Fuerzas Armadas Populares de Liberaciön«, 
FAPL, die bewaffnete Organisation bilden. In der Praxis scheint diese Unterscheidung aber nicht 
sehr bedeutend zu sein, daher verzichte ich im weiteren hier wie auch bei den übrigen Guer- 
rillaorganisationen auf die Differenzierung zwischen Partei und bewaffneter Organisation. 

15 Alberto Ramos, der damalige Vorsitzende der großen der RN nahestehenden Volksorganisation 
FAPU über die Erwartungen in diesen Organisationen an die Guertilla: »Wenn du die Be- 
schäftigten auffordertest, ihren Arbeitsplatz aufs Spiel zu seizen, dann erwarteten sie, daß die 
Guerrilla handeln werde. Das war für die Leute teilweise die Rechtfertigung. Es gab aber keinen 
Plan der Guerrilla« (Ramos 1986). 

16 Die konkreten Anschuldigungen entstammten militärischen Denkmustern. Das Urteil gegen Dalton 
gründete sich auf »Anstiftung zur Insubordination« eines weiteren ERP-Mitgliedes, »Pancho« 
(PRS 1978, 35). Der Flügel im ERP, der kurz darauf die RN gründen sollte, hatte die Umwandlung 
der drohenden Todesurteile gegen Dalton und »Pancho« in Hafıstrafen erreichen können. Doch 
wenige Tage später wurde Dalton Zuarbeit für den KGB und die kubanische Sicherheit 
vorgeworfen (RN 1976, 18 ff£.; PRS 1978, 32; Tirado 1980, 63). Offenbar überzeugte das jedoch in 
der Organisation nicht, und so hieß es wiederum einige Tage später, Dalton sei CIA-Agent 
gewesen (RN 1976, 18 ff.; PRS 1978, 3% £.; Tirado 1980: 51, 63 £.), woraufhin der militärische 
Generalstab des ERP den »militärischen Notstand« ausrief und die beiden Venurteilten hinrichtete. 
Die Beziehungen des ERP zu Kuba verschlechterten sich schlagartig: Daltons Eintritt in das ERP 
war mit der KP Kubas vereinbart worden (PRS 1978, 40); dementsprechend eisig wurde das Klima 
nach der Ermordung. Die drohende bewaffnete Auseinandersetzung zwischen der militärischen 
ERP-Führung und der RN-Strömung wurde durch Vermittlung der FPL verhindert. 

17 Kurz nach der Großoffensive vom Januar 1981 beschrieb mir Carpio, damals Vorsitzender der 
vereinigten militärischen Leitung der FMLN, DRU, seine Rolle in diesem Organ: »Auf mich hört 
ja keiner.« 
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